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Vorrede. 



Der Zweck der mit diesem Bande eröffneten Ge- 
setzausgabe ist, in erster Reihe dem Studierenden, 
sodann aber jedermann, die Quellen des geltenden 
österreichischen Rechtes in vollständiger, über- 
sichtlicher und zuverlässiger Sammlung zu 
einem billigen Preise zugänglich zu machen. 
Die derzeit gebräuchlichen Ausgaben enthalten ein 
immer stärker an schwellendes Material von erläuternden 
Notizen, insbesondere von Auszügen aus oberstgericht- 
lichen Entscheidungen, die sehr wertvoll, ja unent- 
behrlich sind, wenn man eine einzelne Frage er- 
schöpfend bearbeiten will, d ie aber die Übersicht, 
den Einblick in das Gefüge des Gesetzes 
stören. Gesetzesstellen, die auf das genaueste in- 
einander greifen, werden durch dieses Beiwerk auf 
viele Druckbogen auseinander gezogen, sodaß eine 
große Anstrengung erforderlich ist, um das äußerlich 
Zerrissene im Geiste zu vereinen. Dazu kommt, daß 
der Rechtsstoff sich auf viele und umfangreiche 
Bände verteilt, deren Anschaffung sehr kostspielig ist. 
Diesen Übelständen wollte ich durch eine gute Ge- 
setzausgabe abhelfen. 

Zu einer guten Gesetzausgabe gehört vor allem 
ein zuverlässiger Text; in diesem Punkte kann 
man gerade bei Strafgesetzen nicht genau genug 
sein. Ich habe überall — in den Noten unter An- 
führungszeichen — den authentischen Text wiederge- 
geben. Das war gar nicht so einfach, als man glauben 
mag. Denn erst während des Druckes des dritten 
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Bogens machte ich eine Entdeckung, die den meisten 
österreichischen Juristen neu sein dürfte. Ich hatte 
nämlich teils von früher her einzelne Stücke des 
Beichsgesetzblattes in Besitz, teils hatte ich solche 
aus der k. k. Staatsdruckerei neu angeschafft, um nach 
ihnen die Korrektur zu besorgen. Diese Stücke er- 
wiesen sich zum größten Teile als Nachdrucke, die 
zwar den Originalen typographisch täuschend ähnlich 
hergestellt sind, aber neue Druckfehler und sogar 
sinnstörende Textabweichungen enthalten '). 

Für die Texte dieses Bandes habe ich daher zwei 
alte Exemplare des Reichsgesetzblattes herangezogen, 
die wohl unzweifelhaft echt sind 2). Grammatische 
Eigentümlichkeiten und insbesondere die Interpunktion 
habe ich genau wiedergegeben; nicht so die Ortho- 
graphie, deren Beibehaltung — ohne erkennbaren 
Nutzen — eine große Buntscheckigkeit in das Buch 
gebracht hätte. Auf die Korrektur habe ich die 
größte Sorgfalt verwendet; und wenn auch niemand 
über Irrtümer völlig erhaben ist, so glaube ich doch, 
fürdievorliegendeAusgabe der Strafgesetze 
gegenüber ihren Vorgängern den Vorzug 
weitaus größerer Korrektheit in Anspruch 
nehmen zu können. 

In den Noten ist nur dasjenige mitgeteilt, was 
Quelle des geltenden Rechtes ist, also nicht 

1) So z. B. heißt es im $ 45 des Forstges. richtig: 
„Jeder, der im Walde oder an dessen Rande ein verlassenes 
und unabgelöschtes Feuer trifft, ist nach Tunlichkeit zu dessen 
Löschung verpflichtet". In meinem Exemplare des Reichsge- 
setzblattes steht : „verlassenes oder unabgelöschtes Feuer". — 
Vgl. über die Ausgaben des allg. bürgert. Gesetzb. Pf äff u. 
Hof mann, Kommentar I, S. 110 f. 

2) Für den Jahrgang 1852 das Exemplar der Wiener 
Universitätsbibliothek, für die anderen Jahrgänge das des De- 
kanates der Wiener jurid. Fakultät; beide wurden seit dem 
Erscheinen des R.G.ß. fortlaufend amtlich bezogen. Bas 
Exemplar unserer Seminarbibliothek ist nachträglich ergänzt 
und daher nicht durchwegs echt. 
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jene amtlichen Erläuterungen zum alten und zum 
neuen Strafgesetze, welche nicht die Kraft authen- 
tischer Interpretationen haben. Die richtige Aus- 
wahl unter diesen Interpretationsbehelfen, wie auch 
unter den oberstgerichtlichen Entscheidungen ist Auf- 
gabe des Lehrers, bezw. des Lehrbuches. Dagegen 
glaubte ich, mit Verweisungen auf ergänzende, er- 
läuternde und abändernde Gesetzesstellen nicht allzu 
sparsam sein zu sollen. 

Die zweite Hälfte dieses Bandes wird dem Straf- 
prozesse gewidmet sein; der zweite Band der Samm- 
lung, das bürgerliche Recht umfassend, wird von 
Herrn Privatdozenten Dr. Robert R. v. AI ayr bear- 
beitet und geht demnächst in Druck. Jeder Band 
wird insoferne ein abgeschlossenes Ganzes bilden, als 
er das Gesetzesmaterial, das er seinem Titel nach 
umfaßt, vollständig enthalten wird; der Benutzer 
wird nicht durch Verweisungen auf andere Bände ent- 
täuscht werden. 

Wien, den 20. Juni 1904. 

Prof. Alexander LSflIer. 
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Corrlgenda. 

S. 34, Z. 5 V. 0. lies: gemeinsame. 
S. 51, Z. 9 V. o. ergänze: „Die Bestimmungen des § 26 
StG. und des Gemeindegesetzes . . . ." 

Abkfirzangcn. 

a.b.G.B. = allgemeines bürgerliches Gesetzbuch. 

Gew.Odg. =» Gewerbeordnung. 

J.M.V.B. = Justizministerialverordnungsblatt. 

NotOdg. = Notariatsordnung. 

R.G.B. — Reichsgesetzblatt. 

StG. -= Strafgesetz. 

St.P.0. « Strafprozessordnung. 

Vdg. ~ Verordnung. 

Z.P.O. = ZivUprozessordnung. 
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L Verfassnngsgesetze, 

welche Materien des Strafrechles und des 

Strafprozesses betreffen, oder mit denselben 

in Zusammenhang stehen. 

1. Gesetz Tom 3. Oktober 1861, RGB. Nr. 98, 

in betreff der Unverletzlichkeit und Un- 

verantwortlichkeitderMitgliederdesReichs- 

rates und der Landtage. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Reichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ I. Die Mitglieder des Reichsrates und der 
Landtage können wegen der in Ausübung ihres 
Berufes geschehenen Abstimmungen niemals; wegen 
der in diesem Berufe gemachten Äußerungen aber 
nur von dem Hause, dem sie angehören, zur Ver- 
antwortung gezogen werden. 

§ II. Kein Mitglied des Reichsrates oder der 
Landtage darf während der Dauer der Session wegen 
einer strafbaren Handlung — den Fall der Er- 
greifung auf frischer Tat ausgenommen — ohne Zu- 
stimmung des Hauses verhaftet oder gerichtlich ver- 
folgt werden. 

Selbst in dem Falle der Ergreifung auf frischer 
Tat hat das Gericht dem Präsidenten des Hauses 
sogleich die geschehene Verhaftung bekannt zu geben. 

Wenn es das Haus verlangt, muß der Verhaft 
aufgehoben, oder die Verfolgung für die ganze 
Sitzungsperiode aufgeschoben werden. 

liöffler, Strafrecht I. 1 
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Dasselbe Recht hat das Haus in betreff einer 
Verhaftung oder Untersuchung, welche über ein Mit- 
glied desselben außerhalb der Sitzungsperiode ver- 
hängt worden ist. 

Siehe über die Immunität der Mitglieder des Reichs- 
rates: § 16 des Ges. v. 21. Dez. 1867, R.G.B. Nr. 141, unten 
Nr. 2; der Delegationen: § 23 des Ges. v. 21. Dez. 1867, 
R.G.B.Nr. 146, untenNr. 7;derStaatsschuldenkontroll- 
kommission § 13 d. Ges. v. 10. Juni 1868, R.G.B. Nr. 53 
und § 8 d. Ges. vom gleichen Datum , R.G.B. Nr. 54 , unten 
Nr. 8. 

3. eesetz TOm 21. Dezember 1867, R.G.B. 

Nr. 141, wodurch das Grundgesetz über die 
Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 ab- 
geändert wird. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich das Grundgesetz über die Reichs- 
vertretung vom 26. Februar 1861 abzuändern und 
dasselbe hat zu lauten, wie folgt: 

§ 8. Die in das Haus der Abgeordneten ge- 
wählten öfientlichen Beamten und Funktionäre 
bedürfen zur Ausübung ihres Mandates keines Ur- 
laubes. 

§ 11. Der Wirkungskreis des Reichsrates um- 
faßt alle Angelegenheiten, welche sich auf Rechte, 
Pflichten und Interessen beziehen, die allen im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern 
gemeinschaftlich sind, insoferne dieselben nicht infolge 
der Vereinbarung mit den Ländern der ungarischen 
Krone zwischen diesen und den übrigen Ländern 
der Monarchie gemeinsam zu behandeln sein werden. 

Es gehören daher zum Wirkungskreise des Reichs- 
rates: 

a) die Prüfung und Genehmigung der Handels- 
verträge und jener Staatsverträge, die das Reich 
oder Teile desselben belasten, oder einzelne 
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Bürger verpflichten, oder eine Gebietsänderung 
der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder zur Folge haben; 
b) alle Angelegenheiten, welche sich auf die Art 
und Weise, sowie auf die Ordnung und Dauer 
der Militärpflicht beziehen, und insbesondere 
die jährliche Bewilligung der Anzahl der 
auszuhebenden Mannschaft und die allge- 
meinen Bestimmungen in bezug auf Vorspanns- 
leistung, Verpflegung und Einquartierung des 



c) die Feststellung der Voranschläge des Staats- 
haushaltes, und insbesondere die jährliche Be- 
willigung der einzuhebenden Steuern, Abgaben 
und Gefälle; die Prüfung der Staatsrechnungs- 
abschlüsse und Resultate der Finanzgebarung, 
die Erteilung des Absolutoriums ; die Aufnahme 
neuer Anlehen, Konvertierung der bestehenden 
Staatsschulden, die Veräußerung, Umwandlung 
und Belastung des unbeweglichen Staat«ver- 
mögens, die Gesetzgebung über Monopole und 
Regalien und überhaupt alle Finanzangelegen- 
heiten, welche den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern gemeinsam sind; 

d) die Regelung des Geld-, Münz- und Zettel- 
bankwesens, der Zoll- und Handelsangelegen- 
heiten, sowie des Telegraphen-, Post-, Eisen- 
bahn-, Schiffahrts- und sonstigen Reichs-Kom- 
munikationswesens ; 

e) die Kredit-, Bank-, Privilegien- und Gewerbs- 
gesetzgebung, mit Ausschluß der Gesetzgebung 
über die Propinationsrechte, dann die Gesetz- 
gebung über Maß und Gewicht, über Marken- 
und Musterschutz; 

f) die Medizinalgesetzgebung, sowie die Gesetz- 
gebung zum Schutze gegen Epidemien und Vieh- 
seuchen ; 
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g) die Gesetzgebung über Staatsbürger- und 
Heimatsrecht, über Fremdenpolizei- und Paß- 
wesen, sowie über Volkszählung; 

h) über die konfessionellen Verhältnisse, über 
Vereins- und Versammlungsrecht, über die 
Presse und den Schutz des geistigen Eigentums ; 

i) die Feststellung der Grundsätze des ünter- 
richtswesens bezüglich der Volksschulen und 
Gymnasien, dann die Gesetzgebung über die 
Universitäten; 

k) die Strafjustiz- und Polizeistraf-, sowie die 
Zivilrechtsgesetzgebung, mit Ausschluß der 
Gesetzgebung über die innere Einrichtung der 
öffentlichen Bücher und über solche Gegen- 
stände, welche auf Grund der Landesordnungen 
und dieses Grundgesetzes in den Wirkungs- 
kreis der Landtage gehören, ferner die Gesetz- 
gebung über Handels- und Wechselrecht, See-, 
Berg- und Lehenrecht; 

1) die Gesetzgebung über die Grundzüge der 
Organisierung der Gerichts- und Verwaltungs- 
behörden ; 

m) die zur Durchführung der Staatsgrundgesetze 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
über das Reichsgericht, über die richterliche, 
Regierungs- und Vollzugsgewalt zu erlassenden 
und dort berufenen Gesetze; 

n) die Gesetzgebung über jene Gegenstände, 
welche sich auf Pflichten und Verhältnisse der 
einzelnen Länder untereinander beziehen; 

o) die Gesetzgebung, betreffend die Form der Be- 
handlung der durch die Vereinbarung mit den 
zur ungarischen Krone gehörigen Ländern als 
gemeinsam festgestellten Angelegenheiten. 

§ 12. Alle übrigen Gegenstände der Gesetz- 
gebung, welche in diesem Gesetze dem Reichsrate 
nicht ausdrücklich vorbehalten sind, gehören in den 
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Wirkungskreis der Landtage der im Reiehsrate ver- 
tretenen Königreiche und Länder und werden in 
und mit diesen Landtagen verfassungsmäßig erledigt. 
\ Sollte jedoch irgend ein Landtag beschließen, daß 
ein oder der andere ihm überlassene Gegenstand der 
Gesetzgebung im Reichsrate behandelt und erledigt 
werde, so übergeht ein solcher Gegenstand für diesen 
Fall und rücksichtlich des betreffenden Landtages 
in den Wirkungskreis des Reichsrates. 

§ 13. Gesetzesvorschläge gelangen als Regierungs- 
vorlagen an den Reichsrat. Auch diesem steht das 
Recht zu, in Gegenständen seines Wirkungskreises 
Gesetze vorzuschlagen. 

Zu jedem Gesetze ist die Übereinstimmung beider 
Häuser und die Sanktion des Kaisers erforderlich. 

Kann in einem Finanzgesetze über einzelne 
Posten desselben oder im Rekrutengesetze über die 
Höhe des auszuhebenden Kontingentes trotz wieder- 
holter Beratung keine Übereinstimmung zwischen 
beiden Häusern erzielt werden, so gilt die kleinere 
Ziffer als bewilligt. 

§ 14. Wenn sieh die dringende Notwendigkeit 
solcher Anordnungen, zu welchen verfassungsmäßig 
die Zustimmung des Reichsrates erforderlich ist, zu 
einer Zeit herausstellt, wo dieser nicht versammelt 
ist, so können dieselben unter Verantwortung des 
Gesamtministeriums durch kaiserliche Verordnung er- 
lassen werden, in soferne solche keine Abänderung 
des Staatsgrundgesetzes bezwecken, keine dauernde 
Belastung des Staatsschatzes und keine Veräußerung 
von Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen haben 
provisorische Gesetzeskraft, wenn sie von sämtlichen 
Ministern unterzeichnet sind und mit ausdrücklicher 
Beziehung auf diese Bestimmung des Staatsgrund- 
gesetzes kundgemacht werden. 

Die Gesetzeskraft dieser Verordnungen erlischt, 
wenn die Regierung unterlassen hat, dieselben dem 
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nächsten nach deren Kundmachung zusammen- 
tretenden Reichsrate, und zwar zuvörderst dem Hause 
der Abgeordneten binnen vier Wochen nach diesem 
Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder 
wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden 
Häuser des Beichsrates nicht erhalten. 

Das Gasamtministerin m ist dafür verantwortlich, 
daß solche Verordnungen, sobald sie ihre provisorische 
Gesetzeskraft verloren haben, sofort außer Wirksam- 
keit gesetzt werden. 

§ 15. Zu einem giltigen Beschlüsse des Reichs- 
rates ist in dem Hause der Abgeordneten die An- 
wesenheit von hundert, im Herrenhause von vierzig 
Mitgliedern und in beiden die absolute Stimmen- 
mehrheit der Anwesenden notwendig. 

Änderungen in diesem Grundgesetze, sowie in den 
Staatsgrundgesetzen über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger für die im Reichsrate vertretenen König- 
reiche und Länder, über die Einsetzung eines Reichs- 
gerichtes, über die richterliche, sowie über die Aus- 
übung der Regierungs- und der Vollzugsgewalt 
können nur mit einer Mehrheit von wenigstens zwei 
Dritteln der Stimmen giltig beschlossen werden. 

§ 16. Die Mitglieder des Hauses der Abgeord- 
neten haben von ihren Wählern keine Instruktionen 
anzunehmen. 

Die Mitglieder des Reichsrates können wegen der 
in Ausübung ihres Berufes geschehenen Abstimmungen 
niemals, wegen der in diesem Berufe gemachten 
Äußerungen aber nur von dem Hause, dem sie an- 
gehören, zur Verantwortung gezogen werden. 

Kein Mitglied des Reichsrates darf während der 
Dauer der Session wegen einer strafbaren Handlung 
— den Fall der Ergreifung auf frischer Tat aus- 
genommen — ohne Zustimmung des Hauses ver- 
haftet oder gerichtlich verfolgt werden. 

Selbst in dem Falle der Ergreifung auf frischer 
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Tat hat das Gericht dem Präsidenten des Hauses 
sogleich die geschehene Verhaftung bekannt zugeben. 

Wenn es das Haus verlangt, muß der Verhaft 
aufgehoben oder die Verfolgung für die ganze Sitzungs- 
periode aufgeschoben werden. Dasselbe Recht hat 
das Haus in betreff einer Verhaftung oder Unter- 
suchung, welche über ein Mitglied desselben außer- 
halb der Sitzungsperiode verhängt worden ist. 

§ 22. Die Ausübung der Kontrolle der Staats- 
schuld durch die Vertretungskörper wird durch ein 
besonderes Gesetz bestimmt. 

§ 23. Die Sitzungen beider Häuser des Reichs- 
rates sind öffentlich. 

Jedem Hause steht das Recht zu^ ausnahmsweise 
die Öffentlichkeit auszuschließen, wenn es vom 
Präsidenten oder wenigstens zehn Mitgliedern ver- 
langt und vom Hause nach Entfernung der Zuhörer 
beschlossen wird. 

3. Staatsgrundgesetz Yom 31. Dezember 1867, 

R.G.B. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger für die im Reichsrate ver- 
tretenen Königreiche und Länder. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates 
finde Ich das nachstehende Staatsgrundgesetz über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger zu erlassen, 
und anzuordnen, wie folgt: 

Artikel 1. Für alle Angehörigen der im Reichs- 
rate vertretenen Königreiche und Länder besteht ein 
allgemeines österreichisches Staatsbürgerrecht. 

Das Gesetz bestimmt, unter welchen Bedingungen 
das österreichische Staatsbürgerrecht erworben, aus- 
geübt und verloren wird. 

Artikel 2. Vor dem Gesetze sind alle Staats- 
bürger gleich. 

Artikel 4.- Die Freizügigkeit der Person und 
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des Vermögens innerhalb des Staatsgebietes unter- 
liegt keiner Beschränkung 

Die Freiheit der Auswanderung ist von Staats- 
wegen nur durch die Wehrpflicht beschränkt .... 

Artikel 6. Jeder Staatsbürger kann an jedem 
Orte des Staatsgebietes seinen Aufenthalt und Wohn- 
sitz nehmen, Liegenschaften jeder Art erwerben und 
über dieselben frei verfugen, sowie unter den gesetz- 
lichen Bedingungen jeden Erwerbszweig ausüben. ^ . . 

Artikel 8. Die Freiheit der Person ist gewähr- 
leistet. 

Das bestehende Gesetz vom 27. Oktober 1862 
(Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 87) zum Schutze der per- 
sönlichen Freiheit wird hiemit als Bestandteil dieses 
Staatsgrundgesetzes erklärt. 

Dieses Gesetz folgt sub 3 a). 

Jede gesetzwidrig verfügte oder verlängerte Ver- 
haftung verpflichtet den Staat zum Schadenersatze 
an den Verletzten. 

Artikel 9. Das Hausrecht ist unverletzlich. 

Das bestehende Gesetz vom 27. Oktober 1862 
(Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 88) zum Schutze des Haus- 
rechtes wird hiemit als Bestandteil dieses Staatsgrund- 
gesetzes erklärt. 

Dieses Gesetz folgt sub 3 b). 

Artikel 10. Das Briefgeheimnis darf nicht 
verletzt und die Beschlagnahme von Briefen, außer 
dem Falle einer gesetzlichen Verhaftung oder Haus- 
suchung, nur in Kriegsfällen oder auf Grund eines 
richterlichen Befehles in Gemäßheit bestehender Ge- 
setze vorgenommen werden. 

S. Anhang 10. 

Artikel 11. Das Petitionsrecht steht jeder- 
mann zu. 

Petitionen unter einem Gesamtnamen dürfen nur 
von gesetzlich anerkannten Körperschaften oder Ver- 
einen ausgehen. 
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Artikel 12. Die österreichischen Staatsbürger 
haben das Recht, sich zu versammeln und Vereine 
zu bilden. Die Ausübung dieser Rechte wird durch 
besondere Gesetze geregelt. 

S. Anhang 8 u. 9. 

Artikel 13. Jedermann hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck oder durch bildliche Darstellung 
seine Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken 
frei zu äußern. 

Die Presse darf weder unter Zensur gestellt, 
noch durch das Konzessionssystem beschränkt werden. 
Administrative Postverbote finden auf inländische 
Druckschriften keine Anwendung. 

Artikel 14. Die volle Glaubens- und Gewissens- 
freiheit ist jedermann gewährleistet. 

Der Genuß der bürgerlichen und politischen 
Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unab- 
hängig; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten 
durch das Religionsbekenntnis kein Abbruch ge- 
schehen. 

Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Teilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit 
gezwungen werden, in soferne er nicht der nach dem 
Gesetze hiezu berechtigten Gewalt eines Anderen 
untersteht. 

Artikel 15. Jede gesetzlich anerkannte Kirche 
und Religionsgesellschaft hat das Recht der gemein- 
samen öffentlichen Religionsübung, ordnet und ver- 
waltet ihre inneren Angelegenheiten selbständig, 
bleibt im Besitze und Genüsse ihrer für Kultus-, 
Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonde, ist aber, wie jede Ge- 
sellschaft, den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen. 
Artikel 16. Den Anhängern eines gesetzlich 
nicht anerkannten Religionsbekenntnisses ist die 
häusliche Religionsübung gestattet, in soferne die- 
selbe weder rechtswidrig, noch sittenverletzend ist. 
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Artikel 17. Die Wissenschaft und ihre Lehre 
ist frei. 

Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu gründen 
und an solchen Unterricht zu erteilen, ist jeder 
Staatsbürger berechtigt, der seine Befähigung hiezu 
in gesetzlicher Weise nachgewiesen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt keiner solchen 
Beschränkung 

Artikel 18. Es steht jedermann frei, seinen 
Beruf zu wählen und sich für denselben auszubilden, 
wie und wo er will. 

Artikel 19. Alle Volksstämme des Staates sind 
gleichberechtigt, und jeder Volksstamm hat ein un- 
verletzliches Recht auf Wahrung und Pflege seiner 
Nationalität und Sprache. 

Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Spra- 
chen in Schule, Amt und öffentlichem Leben wird 
vom Staate anerkannt 

Artikel 20. Über die Zulässigkeit der zeit- 
weiligen und örtlichen Suspension der in den Artikeln 
8, 9, 10, 12 und 13 enthaltenen Rechte durch die 
verantwortliche Regierungsgewalt wird ein besonderes 
Gesetz bestimmen. 

Dieses Gesetz folgt sub 3 c) 

3a) Gesetz Tom 27. Oktober 1862, RG.B. Nr. 87, 

zum Schutze der persönlichen Freiheit. 

Über Antrag beider Häuser Meines Reichsrates 
finde Ich, um die Freiheit der Person gegen Über- 
griffe der Organe der öffentlichen Gewalt zu schützen, 
folgendes zu verordnen: 

§ 1. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden. 

§ 2. Die Verhaftung einer Person darf nur kraft 
eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehles 
erfolgen. 
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Dieser Befehl muß sogleich bei der Verhaftung 
oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden dem 
Verhafteten zugestellt werden. 

Vgl. § 176 der St.P.O. v. 1873. 

§ 3. Wegen eines durch die strafbare Hand- 
lung verursachten großen öffentlichen Ärgernisses 
(Strafprozeßordnung § 156, lit. d), und § 424) kann 
weder die Verwahrungs- noch die Untersuchungshaft 
verhängt werden. 

Vgl. §§ 175, 180 St P.O. V. 1873. 

§ 4. Die zur Anhaltung berechtigten Organe der 
öffentlichen Gewalt dürfen zwar in den vom Gesetze 
bestimmten Fällen eine Person in Verwahrung neh- 
men, sie müssen aber jeden, den sie in Verwahrung 
genommen haben, innerhalb der nächsten 48 Stunden 
entweder freilassen oder an die zuständige Behörde 
abliefern. 

Vgl. § 177 St.P.O. V. 1873. 

Unter der zuständigen Behörde ist diejenige zu 
verstehen, welcher das weitere Verfahren bezüglich 
der in Verwahrung genommenen Person nach Maß- 
gabe des Falles gesetzlich zukommt. 

§ 5. Niemand kann zum Aufenthalte in einem 
bestinunten Orte oder Gebiete ohne rechtlich be- 
gründete Verpflichtung verhalten (interniert, konfiniert) 
werden. 

Ebenso darf niemand außer den durch ein Gesetz 
bezeichneten Fällen aus einem bestimmten Orte oder 
Gebiete ausgewiesen werden. 

§ 6. Jede in Ausübung des Amtes oder Dienstes 
gegen die vorstehenden Bestimmungen vorgenommene 
Beschränkung der persönlichen Freiheit ist im Falle 
des bösen Vorsatzes als Verbrechen des Mißbrauches 
der Amtsgewalt (§101 des Strafgesetzes) zu behan- 
deln, außer diesem Falle aber als Übertretung mit 
Arrest bis zu drei Monaten, und bei wiederholter 
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Verurteilung mit eben so langem strengen Arrest zu 
bestrafen. 

§ 7. Die wegen des Verdachtes der Flucht 
(Strafprozeßordnung § 151, lit. a), § 156, lit. c), 
§ 424) verhängte Verwahrungs- oder Untersuchungs- 
haft muß gegen Kaution oder Bürgschaft für eine 
vom Gerichte mit Rücksicht auf die Folgen der 
strafbaren Handlung die Verhältnisse der Person des 
Verhafteten und das Vermögen des Sicherheit 
Leistenden zu bestimmende Summe auf Verlangen 
unterbleiben oder aufgehoben werden. Jedoch hat 
der Beschuldigte mittelst Handgelöbnisses zu ver- 
sprechen, daß er sich bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung nicht entfernen noch verborgen halten, 
noch auch die Untersuchung zu vereiteln suchen 
werde. 

Die Kautions- oder Bürgschaftssumme ist ent- 
weder in barem Gelde oder in auf den Überbringer 
lautenden österreichischen Staatsschuldverschreibungen, 
»ach dem Börsekurse des Erlagstages berechnet, 
gerichtlich zu hinterlegen oder durch Pfandbestellung 
auf unbewegliche Güter oder durch taugliche Bürgen 
(§ 1374 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches), 
welche sich zugleich als Zahler verpflichten, sicher- 
zustellen. 

Vgl. § 192 f. St.P.O. V. 1873. 

§ 8. Die Kautions- oder Bürgschaftssumme ist 
vom Gerichte für verfallen zu erklären, wenn sich 
der Beschuldigte ohne Erlaubnis von seinem Wohn- 
orte entfernt oder über die an ihn ergangene Vor- 
ladung, welche im Falle seiner Nichtauf findung in 
seiner Wohnung anzuschlagen ist, binnen drei Tagen 
vor Gericht nicht erscheint. 

Dieses Erkenntnis ist, sobald es rechtskräftig ge- 
worden, gleich jedem Zivilurteile exekutionsfähig. 
Die verfallenen Sicherheitsbeträge sind an die Staats- 
kasse abzuführen; doch hat der durch die strafbare 
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Handlung Beschädigte das Recht, zu verlangen, daß 
vor allem seine Entschädigungsansprüche daraus be- 
friedigt werden. 

Vgl. § 193 der St.P.0. v. 1873. 

§ 9. Wenn der Beschuldigte nach gestatteter 
Freilassung Anstalten zur Flucht trifft, oder wenn 
neue Umstände vorkommen, die seine Verhaftung 
erfordern, so hat ungeachtet der Sicherheitsleistung 
die Verhaftung desselben einzutreten; ist die Verhaf- 
tung in diesen Fällen erfolgt, so wird die Kautions- 
oder Bürgschaftssumme frei. 

Dasselbe ist der Fall, sobald die Entscheidung 
rechtskräftig geworden ist. 

Vgl. § 195 der St.P.O. v. 1873. 

§ 10. Unter Beobachtung der vorstehenden, die 
Kautions- oder Bürgschaftsleistung betreffenden Vor- 
schriften kann die Belassung auf freiem Fuße oder 
die Versetzung auf denselben auch bei dringenden 
Anzeigen eines Verbrechens, welches wenigstens mit 
fünfjähriger Kerkerstrafe bedroht ist, jedoch nur von 
dem höheren Gerichtshofe bewilligt werden. 

Dieser § bezog sich auf § 156 lit. a der St.P.O. v. 1853; 
vgl. jetzt § 180, al. 2 und § 194 der St.P.0. v. 1873. 

3 b) Gesetz yom 27. Oktober 1862, R.G.B. Nr. 88, 

zum Schutze des Hausrechtes. 

Über Antrag beider Häuser Meines Reichsrates 
finde Ich zum Schutze des Hausrechtes gegen Über- 
griffe der Organe der öffentlichen Gewalt, folgendes 
zu verordnen: 

§ 1. Eine Hausdurchsuchung, das ist die Durch- 
suchung der Wohnung oder sonstiger zum Haus- 
wesen gehörigen Räumlichkeiten darf in der Regel 
nur kraft eines mit Gründen versehenen richterlichen 
Befehles unternommen werden. Dieser Befehl ist 
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den Beteiligten sogleich oder doch innerhalb der 
nächsten 24 Stunden zuzustellen. 
Vgl. §139 f. StP.O. 

§ 2. Zum Zwecke der Strafgerichtspflege kann 
bei Gefahr am Verzuge auch ohne richterlichen Be- 
fehl eine Hausdurchsuchung von Gerichtsbeamten, 
Beamten der ßicherheitsbehörden oder Gemeindevor- 
stehern angeordnet werden. Der zur Vornahme Ab- 
geordnete ist mit einer schriftlichen Ermächtigung 
zu versehen, welche er dem Beteiligten vorzuweisen hat 

Zu demselben Zwecke kann eine Hausdurch- 
suchung auch durch die Sicherheitsorgane aus eigener 
Macht vorgenommen werden, wenn gegen jemanden 
ein Vorführungs- oder Verhaftbefehl erlassen, oder 
wenn Jemand auf der Tat betreten, durch öffentliche 
Nacheile oder öffentlichen Ruf einer strafbaren 
Handlung verdächtig bezeichnet oder im Besitze von 
Gegenständen betreten wird, welche auf die Beteiligung 
an einer solchen hinweisen. 

In beiden Fällen ist dem Beteiligten auf sein Ver- 
langen sogleich oder doch binnen der nächsten 
24 Stunden die Bescheinigung über die Vornahme 
der Hausdurchsuchung und deren Gründe zuzu- 
stellen. 

Vgl. § 141 St.P.O. 

§ 3. Zum Behufe der polizeilichen und finanziellen 
Aufsicht dürfen von den Organen derselben Haus- 
durchsuchungen nur in den durch das Gesetz be- 
stimmten Fällen vorgenommen werden. Jedoeh gelten 
auch hier die Vorschriften des vorhergehenden Para- 
graphes bezüglich der Ermächtigung zur Hausdurch- 
suchung und der Bescheinigung über deren Vor- 
nahme. 

§ 4. Jede in Ausübung des Amtes oder Dienstes 
gegen die vorstehenden Bestimmungen vorgenommene 
Hausdurchsuchung ist im Falle des bösen Vorsatzes 
als das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt 
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(§101 des StrafgesiBtzes), außer diesem Falle aber 
als Übertretung gegen die Pflichten eines öffentlichen 
Amtes nach Vorschrift der §§ 331 und 332 des Straf- 
gesetzes zu bestrafen. 

§ 5. Die Hausdurchsuchungen zum Behufe der 
polizeilichen Aufsicht sind, sowie jene zum Zwecke 
der Strafgerichtspflege, nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung vorzunehmen. 

Die Vornahme der Hausdurchsuchungen zum 
Behufe der finanziellen Aufsicht hat nach den Be- 
stimmungen des Gefällsstrafgesetzes zu geschehen. 

§ 6. Bei jeder Hausdurchsuchung, bei welcher 
nichts Verdächtiges ermittelt wurde, ist dem Beteiligten 
auf sein Verlangen eine Bestätigung hierüber zu er- 
teilen. 

Vgl. § 142 St.P.O. 

3c) besetz Tom 5. Mal 1869, R.G.B. Nr 66, 

womit auf Grund des Artikel 20 des Staats- 
grundgesetzes vom 21. Dezember 1867, RG.Bl. 
Nr. 142, die Befugnisse der verantwort- 
lichen Regierungsgewalt zur Verfügung 
zeitweiliger und örtlicher Ausnahmen von 
den bestehenden Gesetzen bestimmt werden 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Im Falle eines Krieges, sowie wenn der 
Ausbruch kriegerischer Unternehmungen unmittelbar 
bevorsteht, dann im Falle innerer Unruhen, sowie 
wenn in ausgedehnter Weise hochverräterische oder 
sonst die Verfassung bedrohende oder die persönliche 
Sicherheit gefährdende Umtriebe sich offenbaren, 
können zeitweilig und örtlich nach Maßgabe des 
gegenwärtigen Gesetzes auf Grund des Art. 20 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R.G. Bl. 
No. 142, über die allgemeinen Rechte der Staats- 
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bürger, die Bestimmungen der Art. 8, 9, 10, 12 und 
13 dieses ßtaatsgrundgesetzes ganz oder teilweise 
suspendiert, ferner in Gemäßheit der §§ 8 und 9 des 
gegenwärtigen Gesetzes Ausnahmsanordnungen zur 
Handhabung der Polizei- und Straf gewalt mit ver- 
bindender Kraft erlassen werden. 

Diese Ausnahmsverfügungen sind, soferne in dem 
gegenwärtigen Gesetze nichts anderes bestimmt ist, 
nur auf Grund eines Beschlusses des Gesamt- Mini- 
steriums nach eingeholter Genehmigung des Kaisers 
zulässig. 

Dieselben müssen nach Vorschrift dieses Gesetzes 
kundgemacht werden. 

In der Kundmachung ist der Umfang des Ge- 
bietes, für welches die Ausnahmsverfügungen zu gelten 
haben, genau zu bezeichnen. 

§ 2. Werden in Gemäßheit des § 1 des gegen- 
wärtigen Gesetzes die Artikel 8, 9, 10, 12 und 13 
des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
R. G. Bl. No. 142, oder einzelne derselben suspen- 
diert, so treten hiedurch die in den nachfolgenden 
§§ 3 — 7 bezeichneten Wirkungen ein, soferne diese 
Wirkungen in der Verfügung nicht ausdrücklich auf 
ein geringeres Maß beschränkt werden. 

Die Verfügung muß die Bezeichnung der Artikel 
des Staatsgrundgesetzes, welche suspendiert werden, 
und die Berufung auf diejenigen Bestimmungen des 
gegenwärtigen Gesetzes enthalten, welche die Wirkung 
der Suspension regeln. 

Die Verfügung muß durch das Reichs-Gesetz-Blatt 
kundgemacht und in die amtliche Zeitung des Landes 
eingerückt werden, in welchem das Gebiet gelegen 
ist, für welches diese Verfügung zu gelten hat. 

§ 3. Die Suspension des Art. 8 des Staatsgrund- 
gesetzes vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. No. 142, 
hat die Wirkung, daß 

a) die im § 4 des Gesetzes vom 27. Oktober 1862 
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(R.G. Bl. Nr. 87) bestimmte 48 stündige Frist 
für den Fall, als Organe der öffentlichen Ge- 
walt die Verhaftung einer Person wegen des 
Verdachtes einer strafbaren Handlung ohne 
richterlichen Befehl vorgenommen haben, auf 
8 Tage erweitert wird; 

b) bei Personen, welche wegen einer der im An- 
hange dieses Gesetzes bezeichneten strafbaren 
Handlungen verhaftet sind, eine Freilassung 
gegen Kaution oder . Bürgschaft nicht statt- 
findet (§§ 7—10 des Gesetzes vom 27. Oktober 
1862, R.G. Bl. Nr. 87); 

c) Personen, welche die öffentliche Ordnung ge- 
fährden, durch die Sicherheitsbehörde aus dem 
Bezirke der Suspension oder aus einem Orte 
dieses Bezirkes ausgewiesen werden können, 
soferne sie nicht an eben diesem Orte oder in 
eben diesem Bezirke zuständig sind ; daß ferner 
Personen, welche an einem Orte dieses Bezirkes 
zuständig sind, durch die Sicherheitsbehürde 
angewiesen werden können, ohne behördliche 
Bewilligung diesen Ort nicht zu verlassen. 

§ 4. Die Suspension des Artikel 9 des Staats- 
grundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, bewirkt, daß zum Zwecke der Strafgerichts- 
pflege von den Sicherheitsbehörden wegen der im 
Anhange dieses Gesetzes bezeichneten strafbaren 
Handlungen Haussuchungen ohne richterlichen Befehl 
jederzeit angeordnet werden können. 

§ 5. Wird der Art. 10 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. Dezember 1867, R.G. Bl. Nr. 142, suspen- 
diert, so kann die Beschlagnahme und Eröffnung 
von Briefen auch außer den Fällen der Haussuchung 
oder der Verhaftung und ohne richterlichen Befehl 
vorgenommen werden. 

§ 6. Mit der Suspension des Art. 12 des Staats- 

Löffler, Strairecht I. 2 
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grundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, ist die Wirkung verbunden: 

a) daß Vereine oder Zweigvereine, welche unter 
die Bestimmungen des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1867, R. G. Bl. Nr. 134, fallen, ohne 
Bewilligung der Behörde nicht mehr gebildet 
werden dürfen, und daß die politischen Be- 
hörden die Tätigkeit solcher bereits bestehender 
Vereine, insbesondere das Abhalten von Ver- 
sammlungen derselben, einstellen, oder die 
Fortsetzung dieser Tätigkeit und das Abhalten 
von Versammlungen von besonderen Be- 
dingungen abhängig machen können. 

Die Tätigkeit der Vereine anderer Art bleibt 
unberührt. Die politische Behörde kann jedoch 
zu den Sitzungen und Versammlungen der 
selben einen Kommissär senden, welcher befug- 
ist, die Sitzung oder Versammlung zu schließen, 
wenn sich die Erörterung auf Gegenstände er- 
streckt, welche außerhalb des statutenmäßigen 
Wirkungskreises des Vereines gelegen sind. 
Auch kann die politische Behörde die Aus- 
führung von Beschlüssen, durch welche der 
Verein seinen statutenmäßigen Wirkungskreis 
überschreitet, sistieren. 

b) Daß Versammlungen im Sinne des § 2 des 
Gesetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 135, überhaupt nicht, Versammlungen und 
Aufzüge im Sinne der §§ 4 und 5 des er- 
wähnten Gesetzes nur mit Bewilligung der 
politischen Behörde abgehalten werden dürfen. 

§ 7. Durch die Suspension des Art. 13 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, wird die Verwaltungsbehörde berechtigt: 
a) das Erscheinen oder die Verbreitung von Druck- 
schriften einzustellen, gegen dieselben das Post- 
Y^rbot zu erlassen und den Betrieb von Ge- 
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werben, welche durch Vervielfältigung litera- 
rischer oder artistischer Erzeugnisse oder durch 
den Handel mit denselben die öffentliche Ord- 
nung gefährden, zeitweilig einzustellen; 
b) für die Hinterlegung der Pflicht-Exemplare im 
Sinne des § 17 des Preßgesetzes eine Frist 
zu bestimmen, welche bei periodischen Druck- 
schriften bis zu drei Stunden, bei anderen 
Druckschriften bis auf 8 Tage vor der Aus- 
gabe ausgedehnt werden kann. 
§ 8. Mit der Suspension der Art. 8, 9, 10, 12 
und 13 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 
1867, R.G. Bl. Nr. 142, oder einzelner derselben 
können beschränkende polizeiliche Anordnungen mit 
verbindender Kraft 

a) in bezug auf die Erzeugung, den Verkauf, den 
Besitz und das Tragen von Waffen und 
Munitionsgegenständen, 

b) in bezug auf das Paß- und Meldungswesen, 

c) in bezug auf das Verhalten an öffentlichen 
Orten und -die Ansammlung von Leuten, 

d) in bezug auf die Vornahme demonstrativer 
Handlungen und den Gebrauch von Ab- 
zeichen 

erlassen werden. 

Solche Anordnungen können auch nachträglich 
und in dringenden Fällen selbst von dem Landes- 
chef erlassen werden. Derselbe hat jedoch hievon 
unter Darlegung der Gründe unverzüglich dem 
Ministerium des Innern die Anzeige zu machen; 
über die Fortdauer der erlassenen Anordnungen hat 
das Gesamt- Ministerium sofort Beschluß zu fassen. 

Die nachträglich erlassenen Anordnungen sind 
durch das Landesgesetzblatt kundzumachen. 

§ 9. Übertretungen der in den §§ 3 — 7 ent- 
haltenen Gebots- und Verbotsbestimmungen, sowie 
der zur Durchführung dieser Bestimmungen von der 
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Behörde erlassenen Verfügungen und Aufträge und 
die Übertretungen der auf Grundlage des § 8 er- 
lassenen polizeilichen Anordnungen unterliegen, so- 
feme sie nach den bestehenden Gresetzen nicht einer 
schwereren Strafe verfallen, einer Geld- oder Arrest- 
strafe, welche nach den Umständen des Falles bis 
zu dem Betrage von 1000 fl. oder bis zur Dauer 
von 6 Monaten von den hiezu gesetzlich berufenen 
Behörden bemessen werden kann. 

§ 10. Die auf Grund dieses Gesetzes getroflfenen 
Ausnahmsverfügungen sind aufzuheben, wenn und 
in soweit die Ursachen wegfallen, welche die Er- 
lassung derselben notwendig gemacht haben. 

Die vollständige oder teilweise Aufhebung erfolgt 
durch Beschluß des Gesamt- Ministeriums nach ein- 
geholter Genehmigung des Kaisers. 

Die durch das Ministerium verfügte Aufhebung 
ist durch das Reichs-Gesetz-Blatt kund zu machen. 

Die nach diesem Gesetze mit der Ausnahms Ver- 
fügung verbundenen Wirkungen hören nach Maß- 
gabe der erfolgten Aufhebung der Ausnahms Ver- 
fügung auf. 

In eben diesem Maße verlieren auch die im Be- 
stände der Ausnahmsverfügung auf Grundlage dieses 
Gesetzes zur Handhabung der Polizei- und Straf- 
gewalt erlassenen Anordnungen ihre verbindende 
Kraft. 

§ 11. Das Ministerium hat, wenn es auf Grund 
dieses Gesetzes Ausnahmsverfügungen getroffen oder 
deren Fortdauer beschlossen hat, bei sonstigem Er- 
löschen der getroffenen Verfügungen dem Reichsrate, 
wenn er versammelt ist, sofort, außerdem aber sogleich 
bei seinem nächsten Zusammentritte, und zwar in 
beiden Fällen zuvörderst dem Hause der Abgeordneten 
in dessen erster Sitzung unter Darlegung der Gründe 
über die Ausnahms Verfügungen Rechenschaft zu geben 
und die Beschlußfassung des Reichsrates einzuholen. 
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§ 12. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner 
Kundmachung in Wirksamkeit; an eben diesem Tage 
tritt die kaiserliche Verordnung vom 7. Oktober 1868, 
R.G.BI. Nr. 136, außer Kraft. 

Anhang. 

Die strafbaren Handlungen, auf welche der § 3, 
lit. b) und § 4 Anwendung zu finden haben , sind 
folgende : 

Hochverrat (§§ 58 — 62 St.G.), Majestätsbeleidigung 
und Beleidigung der Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
(§§ 63 und 64), Störung der öffentlichen Ruhe (§ 65), 
Aufstand und Aufruhr (§§ 68—75), öffentliche Ge- 
walttätigkeit in den Fällen der §§ 76—94, 98 und 
99 St.G., Mord (§§ 134 — 138), Totschlag im Falle 
des § 143, schwere körperliche Verletzung im Falle 
des § 157, Brandlegung (§§ 166—169), Raub (§§ 190 
bis 196), Vorschubleistung zu Verbrechen (§§ 212 bis 
221), dann die Vergehen und Übertretungen gegen 
die öffentliche Ruhe und Ordnung (§§ 278—310), die 
Übertretungen gegen öffentliche Anstalten und Vor- 
kehrungen, welche zur gemeinschaftlichen Sicherheit 
gehören (§§ 312 — 330), und die Übertretungen der 
§§ 478 — 484 St.G. ; ferner die nach dem Gesetze vom 
17. Dezember 1862 (R.G.BI. v. J. 1863, Nr. 8), be- 
treffend einige Ergänzungen des allgemeinen und des 
Militärstrafgesetzes, dem Waffenpatente vom 24. Ok- 
tober 1852 (R.G.B1. Nr. 223), sowie die nach diesem 
Gesetze strafbaren Handlungen. 

4. Staatsgrundgesetz yom 31. Dezember 1867, 

R.6.B. Nr, 143, über die Einsetzung eines 
Reichsgerichtes. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates 
finde Ich nachstehendes Staatsgrundgesetz zu erlassen, 
und anzuordnen, wie folgt: 
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Artikel 1. Zur Entscheidung bei Konipetenz- 
konflikten und in streitigen Angelegenheiten öffent- 
lichen Rechtes wird für die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder ein Reichsgericht eingesetzt. 
Artikel 2. Das Reichsgericht hat endgiltig zu 
entscheiden bei Kompetenzkonflikten: 

a) zwischen Gerichts- und Verwaltungsbehörden 
über die Frage, ob eine Angelegenheit im 
Rechts- oder Verwaltungswege auszutragen ist, 
in den durch das Gesetz bestimmten Fällen; 
„Kompetenzkonflikte zwischen dem Verwaltungsgerichts- 
hofe und den ordentlichen Gerichten entscheidet das Reichs- 
gericht". § 1 d. Ges V. 22 Okt 1875, R G.B von 1876 Nr. 37. 

Artikels. Dem Reichsgerichte steht ferners 
die endgiltige Entscheidung zu: 

a) über Ansprüche einzelner der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder an die 
Gesamtheit derselben und umgekehrt, dann über 
Ansprüche eines dieser Königreiche und Länder 
an ein anderes derselben, endlich über An- 
sprüche, welche von Gemeinden, Körperschaften 
oder einzelnen Personen an eines der genannten 
Königreiche und Länder oder an die Gesamt- 
heit derselben gestellt werden, wenn solche An- 
sprüche zur Austragung im ordentlichen Rechts- 
wege nicht geeignet sind; 
Vgl. § 8 des Ges. v. 16. März 1892, R G.B. Nr 64 (Ent- 
schädigung für ungerechtfertigt erfolgte Verurteilung) welches 
als Anhang zur St.P.O. folgen wird. 

Artikel 4. Über die Frage, ob die Entscheidung 
eines Falles dem Reichsgerichte zusteht, erkennt einzig 
und allein das Reichsgericht selbst; dessen Entschei- 
dungen schließen jede weitere Berufung sowie die Be- 
tretung des Rechtsweges aus. 

Wird eine Angelegenheit vom Reichsgerichte vor 
den ordentlichen Richter oder vor eine Verwaltungs- 
behörde gewiesen, so kann die Entscheidung von den- 
selben wegen Inkompetenz nicht abgelehnt werden. 
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5. Staatsgrundgesetz yom 21. Dezember 1867, 

R.G.B. Nr. 144, über die richterliche Gewalt. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich nachstehendes Staatsgrundgesetz 
über die richterliche Gewalt zu erlassen und anzu- 
ordnen, wie folgt: 

Artikel 1. Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird 
im Namen des Kaisers ausgeübt. 

Die urteile und Erkenntnisse werden im Namen 
des Kaisers ausgefertigt. 

Urteile und Erkeuntnisse der Gerichte haben mit den 
Worten za beginnen : „Im Namen Seiner Majestät des Kaisers" ; 
hierauf erst hat die Benennung des Gerichtes zu folgen. 
Just.Min.Vdg. v. 11. Januar 1868, R.G.B. Nr. 6. 

Artikel 2. Die Organisation und Kompetenz 
der Gerichte wird durch Gesetze festgestellt. 

Ausnahmsgerichte sind nur in den von den Ge- 
setzen im voraus bestimmten Fällen zulässig. 

Artikels. Der Wirkungskreis der Militärgerichte 
wird durch besondere Gesetze bestimmt. 

Diese Gesetze folgen anhangsweise zur St.P.O. 

Artikel 4. Die Gerichtsbarkeit bezüglich der 
Übertretungen der Polizei- und der Gefällsstrafgesetze 
wird durch Gesetze geregelt. 

Artikel 5. Die Richter werden vom Kaiser oder 
in dessen Namen definitiv und auf Lebensdauer er- 
nannt. 

Artikel 6. Die Richter sind in Ausübung ihres 
richterlichen Amtes selbständig und unabhängig. 

Vgl. § 2 und § 20, Abs. 2 des Ger. Organ. Ges. in der 
zweiten Hälfte dieses Bandes. 

Sie dürfen nur in den vom Gesetze vorgeschriebenen 
Fällen und nur auf Grund eines förmlichen richter- 
lichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt werden; 
die zeitweise Enthebung derselben vom Amte darf 
nur durch Verfügung des Gerichtsvorstandes oder der 
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höheren Gerichtsbehörde unter gleichzeitiger Ver- 
weisung der Sache an das zuständige Gericht, die 
Versetzung an eine andere Stelle oder in den Ruhe- 
stand wider Willen nur durch gerichtlichen Beschluß 
in den durch das Gesetz bestimmten Fällen und 
Formen erfolgen. 

Diese Bestimmungen finden jedoch auf Über- 
setzungen und Versetzungen in den Ruhestand keine 
Anwendung, welche durch Veränderungen in der Or- 
ganisation der Gerichte nötig werden. 

Vgl. das Gesetz v. 21. Mai 1868, R.(t.B. Nr. 46, betr. die 
DisziplinarbehandluDg richterlicher I^eamteo. 

Artikel 7. Die Prüfung der Giltigkeit gehörig 
kundgemachter Gesetze steht den Gerichten nicht 
zu. Dagegen haben die Gerichte über die Giltigkeit 
von Verordnungen in gesetzlichem Instanzenzuge zu 
entscheiden. 

Artikels. Alle richterlichen Beamten haben in 
ihrem Diensteide auch die unverbrüchliche Beobachtung 
der Staatsgrundgesetze zu beschwören. 

Artikel 9. Der Staat oder dessen richterliche 
Beamten können wegen der von den letzteren in 
Ausübung ihrer amtlichen Wirksamkeit verursachten 
Rechtsverletzungen außer den im gerichtlichen Ver- 
fahren vorgezeichneten Rechtsmitteln mittelst Klage 
belangt werden. Dieses Klagrecht wird durch ein be- 
sonderes Gesetz geregelt. 

S. das ües. v. 12. Juli 1872, R.G.B. Nr. 112. 

Artikel 10. Die Verhandlungen vor dem er- 
kennenden Richter sind in Zivil- und Strafrechtsan- 
gelegenheiten mündlich und öffentlich. 

Die Ausnahmen bestimmt das Gesetz. Im Straf- 
verfahren gilt der Anklageprozeß. 

Artikel 11. Bei den mit schweren Strafen be- 
drohten Verbrechen, welche das Gesetz zu bezeichnen 
hat, sowie bei allen politischen oder durch den In- 
halt einer Druckschrift verübten Verbrechen und Ver- 
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gehen entscheiden Qeschworne über die Schuld des 
Angeklagten. 

Vgl Art. VI des Einf.-Ges der St.P.O. 

Artikel 12. Für die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder besteht der oberste Gerichts- 
und Kassationshof in Wien. 

Artikel 13. Der Kaiser hat das Recht Amnestie 
zu erteilen und die Strafen, welche von den Gerichten 
ausgesprochen wurden, zu erlassen oder zu mildern, 
sowie die Rechtsfolgen von Verurteilungen nachzu- 
sehen, mit Vorbehalt der im Gesetze über die Verant- 
wortlichkeit der Minister enthaltenen Beschränkungen. 

Die Regelung des Rechtes, anzuordnen, daß wegen 
einer strafbaren Handlung ein strafgerichtliches Ver- 
fahren nicht eingeleitet oder das eingeleitete Strafver- 
fahren wieder eingestellt werde, bleibt den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung vorbehalten. 

Vgl. § 2 St P.O. 

Artikel 14. Die Rechtspflege wird von der Ver- 
waltung in allen Instanzen getrennt 

6. Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, 

R.G.B. Nr. 145, über die Ausübung der Re- 
gierungs- und der Vollzugsgewalt. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich nachstehendes Staatsgrundgesetz über 
die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt 
zu erlassen und anzuordnen, wie folgt: 

Artikel 1. Der Kaiser ist geheiligt, unverletzlich 
und unverantwortlich. 

Artikel 2. Der Kaiser übt die Regierungsgewalt 
durch verantwortliche Minister und die denselben 
untergeordneten Beamten und Bestellten aus. 

Artikel 3. Der Kaiser ernennt und entläßt die 
Minister und besetzt über Antrag der betreffenden 
Minister alle Ämter in allen Zweigen des Staats- 
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dienstes, insoferne nicht das Gesetz ein anderes ver- 
ordnet. 

Artikel 4. Der Kaiser verleiht Titel, Orden und 
sonstige staatliche Auszeichnungen. 

Artikel 5. Der Kaiser führt den Oberbefehl 
über die bewaffnete Macht, erklärt Krieg und schließt 
Frieden. 

Artikel 6. Der Kaiser schließt die Staats ver- 
trage ab. 

Zur Giltigkeit der Handelsverträge und jener 
Staatsverträge, die das Reich oder Teile desselben be- 
lasten oder einzelne Bürger verpflichten, ist die Zu- 
stimmung des Reichsrates erforderlich. 

Artikel 7. Das Münzrecht wird im Namen des 
Kaisers ausgeübt. 

Artikel 8. Der Kaiser leistet beim Antritte der 
Regierung in Gegenwart beider Häuser des Reichs- 
rates das eidliche Gelöbnis: 

„Die Grundgesetze der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder unverbrüchlich zu halten 
und in Übereinstimmung mit denselben und den all- 
gemeinen Gesetzen zu regieren/* 

Artikel 9. Die Minister sind für die Verfas- 
sungs- und Gesetzmäßigkeit der in die Sphäre ihrer 
Amtswirksamkeit fallenden Regierungsakte verant- 
wortlich. 

Diese Verantwortlichkeit, die Zusammensetzung 
des über die Ministeranklage erkennenden Gerichts- 
hofes und das Verfahren vor demselben sind durch 
ein besonderes Gesetz geregelt. 

Dieses Gesetz folgt sub 6 a. 

Artikel 10. Die Kundmachung der Gesetze er- 
folgt im Namen des Kaisers mit Berufung auf die 
Zustimmung der verfassungsmäßigen Vertretungs- 
körper und unter Mitfertigung eines verantwortlichen 
Ministers. 

Artikel 11. Die Staatsbehörden sind innerhalb 
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ihres amtlichen Wirkungskreises befugt, auf Grund 
der Gesetze Verordnungen zu erlassen und Befehle 
zu erteilen, und sowohl die Beobachtung dieser letzteren 
als der gesetzlichen Anordnungen selbst gegenüber 
den hiezu Verpflichteten zu erzwingen. 

Besondere Gesetze regeln das Exekutionsrecht der 
Verwaltungsbehörden, sowie die Befugnisse der be- 
waffneten Macht, die zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung dauernd organisiert ist 
oder in besonderen Fällen aufgeboten wird. 

Artikel 12. Sämtliche Staatsdiener sind inner- 
halb ihres amtlichen Wirkungskreises für die Beob- 
achtung der Staatsgrundgesetze, sowie für die den 
Reichs- und Landesgesetzen entsprechende Geschäfts- 
führung verantwortlich. 

Diese Verantwortlichkeit geltend zu machen, sind 
diejenigen Organe der Exekutivgewalt verpflichtet, 
deren Disziplinargewalt die betreffenden Staatsdiener 
unterstehen. 

Die zivilrechtliche Haftung derselben für die durch 
pflichtwidrige Verfügungen verursachten Rechtsver- 
letzungen wird durch ein Gesetz normiert. 

Artikel 13. Alle Organe der Staatsverwaltung 
haben in ihrem Diensteide auch die unverbrüchliche 
Beobachtung der Staatsgrundgesetze zu beschwören. 

6 a) Gesetz vom 25. Juli 1867, RG.B. Nr. 101, 

über die Verantwortlichkeit der Minister 
für die im Reichsrate vertretenen König- 
reiche und Länder. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Reichs- 
rates finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

§ 1. Jeder Regierungsakt des Kaisers bedarf zu 
seiner Giltigkeit der Gegenzeichnung eines verant- 
wortlichen Ministers. 

§ 2. Die Mitglieder des Ministerrates können vom 
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Reichsrate zur Verantwortung gezogen werden für alle 
innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreises denselben 
zur Last fallenden Handlungen und Unterlassungen, 
wodurch sie vorsätzlich oder aus grober- Fahrlässig- 
keit die Verfassung der im Beichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder, die Landesordnung eines 
derselben oder ein anderes Gesetz verletzen. 

§ 3. Diese Verantwortlichkeit umfaßt insbesondere: 

a) alle in die Zeit ihrer Amtsführung fallenden 
Akte der obersten Regierungsgewalt, und zwar 
vorzüglich die auf ihren Antrag erlassenen oder 
von ihnen gegengezeichneten oder ohne Gegen- 
zeichnung eines Ministers vollzogenen kaiser- 
lichen Anordnungen ; 

b) ihre eigenen innerhalb ihres amtlichen Geschäfts- 
kreises erlassenen Weisungen oder Befehle; 

c) die absichtliche Unterstützung gröblicher Pflicht- 
verletzung (§ 2) eines anderen Ministers. 

§ 4. Die mit der selbständigen Leitung eines 
Ministeriums betrauten Beamten sind den Ministern 
in Beziehung auf deren Verantwortlichkeit gleich zu 
halten. 

§ 5. Die Verfolgung wegen der im allgemeinen 
Strafgesetzbuche verpönten Handlungen oder Unter- 
lassungen, welche einem Minister zur Schuld fallen, 
steht in der Regel den ordentlichen Gerichten zu 
(§8). 

§ 6. Jeder Minister kann vor den ordentlichen 
Gerichten auf Ersatz desjenigen Schadens belangt 
werden, den er durch eine von dem Staatsgerichts- 
hofe als gesetzwidrig erkannte Amtsführung dem Staate 
oder einem Privaten zugefügt hat. 

Diese Klage ist daher insofeme und solange un- 
zulässig, als wegen der Handlung, wodurch die Ver- 
letzung entstanden ist, die Ministeranklage erhoben 
wurde und fortgesetzt wird. 
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§ 7. Das Recht zur Anklage steht jedem der 
beiden Häuser des Reichsrates zu. 

Ein hierauf gerichteter Antrag muß schriftlich 
überreicht werden, und im Herrenhause von 20, im 
Abgeordnetenhause von 40 Mitgliedern unterzeichnet 
sein. 

Der Antrag hat die Tatsachen, auf welche er ge- 
stützt wird, und die Pflichtverletzung, • die Gegenstand 
der Anklage ist> genau zu bezeichnen. 

§ 8. Jedes der beiden Häuser des Reichsrates 
kann auch strafbare Handlungen der Minister, welche 
unter das allgemeine Strafgesetz fallen, soweit die- 
selben mit den öffentlichen Funktionen des Ministers 
in Verbindung stehen, zum Gegenstande der Anklage 
machen. 

In diesem Falle wird für dergleichen Handlungen 
der Staatsgerichtshof (§ 16) allein zuständig, und ist 
die etwa bei dem ordentlichen Gerichte anhängige 
Untersuchung an den Staatsgerichtshof abzutreten. 

§ 9. Der Präsident des betreffenden Hauses hat 
binnen acht Tagen nach Überreichung des Antrages 
denselben auf die Tagesordnung zu setzen. Die Ver- 
handlung hat sich darauf zu beschränken, ob das 
Haus zur Tagesordnung übergehen, oder ob es den 
Antrag an einen Ausschuß zur Vorberatung verweisen 
wolle. 

§ 10. Der gewählte Ausschuß hat die zur Be- 
gründung der Anklage zweckdienlichen Vorerhebungen 
zu pflegen; er kann Zeugen und Sachverständige, 
wie auch den Minister, gegen den der Antrag lautet, 
zur Aufklärung vernehmen, oder von ihm eine schrift- 
liche Rechtfertigung und die zu seiner Verteidigung 
dienlichen Urkunden entgegennehmen. 

§ 11. Bei der Verhandlung über den vom Aus- 
schusse erstatteten Bericht kann der Minister er- 
scheinen und Aufklärungen geben. 

Für die Zulässigkeit der Anklage ist ein Beschluß 
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mit einer Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen 
erforderlich. 

§ 12. Beschließt das Haus, den Minister in An- 
klage zu versetzen, so hat derselbe seine amtliche 
Wirksamkeit einzustellen. 

Der Anklagebeschluß ist mittelst Adresse zur Kennt- 
nis des Kaisers zu bringen. 

§ 13. Der Präsident des Hauses, welches die An- 
klage erhebt, hat den Anklagebeschluß dem Vor- 
sitzenden des Staatsgerichtshofes (§ 16) mit der Auf- 
forderung mitzuteilen, die Mitglieder desselben sofort 
nach Wien zu berufen. 

§ 14. Das die Anklage erhebende Haus des 
Reichsrates kann bis zum Beginne der Verhandlung 
vor dem Staatsgerichtshofe (§ 16) durch eine Mehr- 
heit von zwei Dritteilen der Stimmen beschließen, von 
der Anklage abzustehen. 

§ 15. Das Haus, von dem die Anklage ausge- 
gangen ist, hat zur Vertretung der Anklage vor dem 
Staatsgerichtshofe drei seiner Mitglieder zu bestimmen. 

§ 16. Die Verhandlung und Entscheidung über 
die Anklage erfolgt bei dem Staatsgerichtshofe. 

Der Staatsgerichtshof ist in der Art zu bilden, 
daß jedes der beiden Häuser des Reichsrates aus den 
im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern 
zwölf unabhängige und gesetzkundige Staatsbürger, 
welche jedoch keinem der beiden Häuser des Reichsrates 
angehören dürfen, für die Dauer von sechs Jahren als 
Mitglieder des Staatsgerichtshofes wählt. Die ge- 
wählten Mitglieder haben den Vorsitzenden aus ihrer 
Mitte zu wählen. 

§ 17. Wird die von einem der beiden Häuser 
gegen einen Minister erhobene Anklage an den Staats- 
gerichtshof geleitet, so hat derselbe aus seiner Mitte 
zur Instruierung des Prozesses einen Untersuchungs- 
richter zu wählen, dem alle Befugnisse zustehen, die 
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im ordentlichen Strafverfahren dem Untersuchungs- 
richter zukommen. 

Dieser kann sohin Zeugen und Sachverstandige 
auch eidlich vernehmen oder die Vernehmung der- 
selben durch das Gericht veranlassen. Beamte sind 
bei dieser Vernehmung der Pflicht der Amtsver- 
schwiegenheit entbunden. 

Die Untersuchung ist längstens binnen sechs 
Monaten zu Ende zu führen. 

§ 18. Erachtet der Untersuchungsrichter die Unter- 
suchung für geschlossen, so ist vom Vorsitzenden des 
Staatsgerichtshofes der Tag der Hauptverhandlung 
öffentlich bekannt zu geben, und dem Ankläger, so- 
wie dem Angeklagten anzuzeigen. 

Jeder Angeklagte hat das Recht, sich einen oder 
mehrere Verteidiger zu wählen. 

§ 19. Dem Angeklagten — und wenn deren 
mehrere sind, allen gemeinschaftlich — sowie den 
Vertretern der Anklage steht das Recht zu, je sechs 
Mitglieder des Staatsgerichtshofes ohne Angabe der 
Gründe abzulehnen, jedoch so, daß in der Zahl der 
übrig gebliebenen Mi^lieder die Zahl der von jedem 
Hause gewählten Richter die gleiche sei. 

Wird dieses Recht gar nicht oder nicht vollständig 
ausgeübt, so ist die Anzahl der Richter durch Losung 
derart zu vermindern, daß eine Gesamtzahl von zwölf 
Richtern, und zwar die gleiche Zahl der von jedem 
Hause gewählten Richter übrig bleibt. 

Der Vorsitzende kann abgelehnt, aber nicht ausge- 
lost werden. Im ersten Falle wählen die das ur- 
teilende Grericht bildenden Richter den Vorsitzenden 
aus ihrer Mitte 

§ 20. Die Hauptverhandlung vor dem Staatsge- 
richtshofe ist öffentlich und mündlich. 

Zur Giltigkeit des Urteiles ist die ununterbrochene 
Anwesenheit von mindestens zehn Mitgliedern erforder- 
lich. 
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Die Richter urteilen nach ihrer Überzeugung und 
sind an keine positiven Beweisvorachriften gebunden. 

Der Vorsitzende hat in jedem Falle seine Stimme 
abzugeben. 

Die Abstimmung ist geheim und erfolgt durch 
Kugelung. 

§ 21. Das Urteil hat unter Angabe der Gründe 
auszusprechen, ob der Angeklagte schuldig oder nicht 
schuldig sei. Im ersten Falle — wozu eine Stimmen- 
mehrheit von mindestens zwei Dritteilen der Stimmen 
erforderlich ist — sind in dem Urteile die als er- 
wiesen angenommenen Tatsachen zu bezeichnen und 
deren Strafbarkeit zu qualifizieren. 

§ 22. Die Vorschriften der allgemeinen Straf- 
prozeßordnung sind von dem Staatagerichtshofe inso- 
weit zu befolgen, als nach dem gegenwärtigen Gesetze 
keine Abweichung geboten ist 

§ 23. Die gesetzliche Folge der Verurteilung ist 
stets die Entfernung des Verurteilten aus dem Rate 
der Krone; es kann aber nach Beschaffenheit der 
erschwerenden Umstände auch auf die Entlassung 
des Verurteilten aus dem Staatsdienste und auf den 
zeitlichen Verlust der politischen Rechte erkannt 
werden. 

Fällt dem Angeklagten auch eine im allgemeinen 
Strafgesetze vorgesehene Handlung oder Unterlassung 
zur Last, so hat der Staatsgerichtshof außerdem die 
Bestimmungen dieses Gesetzes auf ihn anzuwenden. 

§ 24t Der Staatsgerichtshof hat auf die Ver- 
pflichtung des Verurteilten zur Ersatzleistung zu er- 
kennen, wenn sowohl der Betrag derselben, als auch 
die Person, welcher dieselbe gebührt, mit Zuverlässig- 
keit bestimmt werden kann 

Ist das nicht möglich, so kann das Urteil die 
Verpflichtung zur Ersatzleistung aussprechen und die 
Feststellung des Betrages dem ordentlichen Rechts- 
wege vorbehalten. 
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§ 25. Gegen das Urteil des Staatsgerichtshofes 
ist kein Rechtsmittel zulässig. 

§ 26. Das Verfahren über einen zulässig be- 
fundenen Anklagebeschluß kann durch die Vertagung 
oder Schließung des Beichsrates und selbst durch die 
Auflösung des Hauses der Abgeordneten nicht ge- 
hemmt werden. 

§ 27. Die Verfolgung des Ministers vor dem 
Staatsgerichtshofe hört auf zulässig zu sein, wenn die 
Anklage in der auf die gesetzwidrige Handlung un- 
mittelbar folgenden, und im Falle, wo diese Hand- 
lung erst mittels des Staatsrechnungsabschlusses dem 
ßeichsrate bekannt wird, in jener Reichratssession, in 
welcher dieser Rechnungsabschluß zur Prüfung ge- 
langt, nicht erhoben worden ist. 

§ 28. Das Klagerecht (§ 6) erlischt durch Ver- 
jährung nach den Vorschriften des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches. 

Die Verjährung wird durch die Verhandlungen 
über die Ministeranklage unterbrochen. 

§ 29. Der Kaiser wird zugunsten eines schuldig 
befundenen Ministers das Recht der Begnadigung nur 
auf Grund ein«s hierauf gestellten Antrages des 
Hauses des Reichsrates ausüben, von dem die Anklage 
ausgegangen ist. 

§ 30. Die Dienstesentsagung des Angeklagten 
vor Beendigung des Prozesses ist unstatthaft. 

Der Umstand, daß der Minister bereits früher 
zurückgetreten oder nicht mehr in Staatsdienste an- 
gestellt ist> steht der Anklage nicht entgegen. 

7. Gesetz vom 21. Dezember 1867, RGB. Nr. 146, 
betreffend die allen Ländern der öster- 
reichischen Monarchie gemeinsamen An- 
gelegenheiten und die Art ihrerBehandlung. 
Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich in Ergänzung des Staatsgrundgesetzes 

Löffler, Strafrocht I. 3 
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über die Reichsvertretang nachstehendes Gesetz zu 
erlassen : 

§ 1. Nachfolgende Angelegenheiten werden als den 
im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern 
und den Ländern der ungarischen Krone gemeinsam 
erklärt: 

a) Die auswärtigen Angelegenheiten mit Einschluß 
der diplomatischen und kommerziellen Ver- 
tretung, dem Auslande gegenüber, sowie die in 
betreff der internationalen Verträge etwa not- 
wendigen Verfügungen, wobei jedoch die Ge- 
nehmigung der internationalen Verträge, in so- 
weit eine solche verfassungsmäßig notwendig 
istj den Vertretungskörpern der beiden Reichs- 
hälften (dem Reichsrate und dem ungarischen 
Reichstage) vorbehalten bleibt; 
§ 6. Das den Vertretungskörpem beider Reichs- 
hälften (dem Reichsrate und dem ungarischen Reichs- 
tage) zustehende Gesetzgebungsrecht wird von den- 
selben, in soweit es sich um die gemeinsamen 
Angelegenheiten handelt, mittelst zu entsendender 
Delegationen ausgeübt. 

§ 23. Die Delegierten des Reichsrates genießen in 
dieser Eigenschaft die nämliche Unverletzlichkeit und 
ünverantwortlichkeit, welche ihnen als Mitgliedern des 
Reichsrates kraft des § 16 des Grundgesetzes über 
die Reichsvertretung zusteht. 

Die in diesem Paragraphe dem betreffenden Hause 
eingeräumten Befugnisse kommen, in soferne nicht 
der Reichsrat gleichzeitig versammelt ist, rücksichtlich 
der Delegierten der Delegation zu. 

§ 26. Wird das Abgeordnetenhaus aufgelöst, so 
erlischt auch die Wirksamkeit der Delegation des 
Reichsrates. 

Der neu zusammentretende Reichsrat wählt eine 
neue Delegation. 
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8. Gesetz Tom 10. Juni 1868, R.Q.B. Nr. 53, 

über die Gebarung und Kontrolle der ge- 
meinsamen schwebenden Schuld. 

§ 7. Zur Kontrolle der Gebarung der gemein- 
samen schwebenden Schuld wählen sowohl der Reichs- 
rat für die in demselben vertretenen Königreiche und 
Länder, als auch der ungarische Reichstag für die 
Lander der ungarischen Krone je eine besondere, aus 
sechs Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern bestehende 
Kontrollkommission. 

§ 13. Die Mitglieder der Kommission des Reichs- 
rates können wegen der in Ausübung dieses ihres 
Berufes geschehenen Abstimmungen und gemachten 
Äußerungen niemals zur Verantwortung gezogen 
werden. 

Dieselbe Kommission des Keichsrates hat auch die Kod- 
trolle über die Gebarung der konsolidierten Staatsschuld und 
der nicht gemeinsamen schwebenden Schuld zu üben und ge- 
nießt dabei das gleiche Vorrecht: §§ 6 und 8 des Ges. v. 
10. Juni 1858, R.G.B. Nr. 54. 
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Kaiserliches Patent Tom 27. Mai 1852, 

R.G.B. Nr. 117 1), 

wodurch eine neue, durch die späteren Ge- 
setze ergänzte Ausgabe des Strafgesetz- 
buches über Verbrechen und schwere Poli- 
zeiübertretungen vom 3. Sept. 1803, mit 
Aufnahme mehrerer neuer Bestimmungen, 
als alleiniges Strafgesetz über Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen für den gan- 
zen Umfang des Reiches, mit Ausnahme 
der Militärgrenze, kundgemacht und vom 
1. Sept. 1852 angefangen in Wirksamkeit 
gesetzt wird 

Wir Franz Joseph der Erste, von Gottes Gnaden, 
Kaiser von Österreich; König von Ungarn und 
Böhmen usw. usw. 

Um denjenigen Kronländern Unseres Reiches, in 
welchen bisher das Strafgesetz über Verbrechen und 
schwere Polizeiübertretungen vom 3. September 1803 
mit den durch spätere Gesetze hinzugekommenen Er- 
läuterungen, Abänderungen und Zusätzen in Wirk- 
samkeit steht, eine leichte und zuverlässige Übersicht 
des bestehenden Strafrechtes; allen übrigen Kron- 
ländern aber, wo hinsichtlich des Strafrechtes teilweise 



1) Der Abdruck des Gesetzes im K.G.B. ist sehr unkorrekt. 
Eioige Fehler wurden im R G.B. v. 1852 S. 736 berichtigt. Es 
blieben aber noch mehrfache offenbare Druckfehler stehen, die in 
dieser Ausgabe — zum Teile stillschweigend — emendiert sind. 
Eine neuere Auflage des RG.B., die alssolche nicht 
bezeichnet ist, enthält bedauerliche üngenauig- 
keiten. 
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nur schwankende Rechtsgewohnheiten und unbe- 
stimmte Gesetze bestehen, und wo zum Schutze der 
öffentlichen, sowie der Privatrechte in vielen Be- 
ziehungen neue Strafnormen erforderlich sind, die 
Wohltat eines umfassenden Schutzes durch das Gesetz, 
sowie eines festön und gesicherten Strafrechtes zuzu- 
wenden, haben Wir von dem obigen Strafgesetzbuche 
vom 3. September 1803, mit Einschaltung der durch 
spätere Gesetze verfügten Abänderungen, und mit 
Aufnahme mehrerer neuen Bestimmungen, eine neue 
Ausgabe veranstalten lassen. 

Nachdem Wir bereits in den mit Unseren Be- 
schlüssen vom 31. Dezember 1851 festgesetzten Grund- 
sätzen für die organische Gesetzgebung des Reiches 
verfügt haben, daß das Strafgesetz für den ganzen 
Umfang des Reiches in Wirksamkeit gesetzt werde, 
so verordnen Wir, nach Einvernehmung Unserer 
Minister und nach Anhörung Unseres Reichsrates, 
wie folgt: 

Der deutsche Text des St.G. ist allein authentisch, 
vgl. Vdg. des Just.M. v. 19. März 1853 Nr. 51 R.G.B. 

Art. I. Vom 1. September 1852 angefangen, hat 
sowohl in jenen Kronländern, in welchen bisher das 
Strafgesetzbuch vom 3. September 1803 in Rechtskraft 
stand, als auch in den Königreichen Ungarn, Kroa- 
tien, Slavonien mit dem kroatischen Küstenlande, dem 
Großfürstentume Siebenbürgen, der Woiwodschaft 
Serbien, dem Temeser Banate und dem Großherzog- 
tume Krakau das nachfolgende Strafgesetz über Ver- 
brechen, Vergehen und Übertretungen als alleinige 
Vorschrift für die Bestrafung der darin bezeichneten 
Handlungen in Wirksamkeit zu treten, und es werden 
hiemit alle Gesetze, Verordnungen nnd Gewohnheiten, 
welche in irgend einem Teile Unseres Reiches in Be- 
ziehung auf die Gegenstände dieses Strafgesetzes bis- 
her bestanden haben, mit alleiniger Ausnahme der 
für das k. k. Militär und für die Militärgrenzgebiete 
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bestehenden besonderen Strafgesetze, von eben jenem 
Tage angefangen, außer Geltung gesetzt. 

Das St.G. von 1852 gilt jetzt nur noch in Kroatien und 
Slavonien; in den übrigen ungarischen Ländern wurde es 
durch die sanktionierten Beschlüsse der Judexkurialkonferenz 
von 1861 (die sich aber nicht auf Siebenbürgen bezogen) und 
durch das St.G. y. 1 878 außer Kraft gesetzt. In Bosnien und 
der Herzegowina wurde auf Grund einer a. h. Entschließung 
am 17. Juli 1881 ein Strafgesetz publiziert, welches dem 
österreichischen nachgebildet ist. 

Art. II. Von eben diesem Tage angefangen, hat 
das gegenwärtige Strafgesetz in Beziehung auf die 
darin als Verbrechen, Vergehen oder Übertretungen 
erklärten strafbaren Handlungen auch dann zur Richt- 
schnur zu dienen, wenn dieselben durch Druckschriften 
begangen werden. Außerdem haben die Strafgerichte 
bei der ihnen zugewiesenen Beurteilung von straf- 
baren Handlungen, welche durch Druckschriften be- 
gangen werden, die Bestimmungen der von Uns er- 
lassenen Preßordnungen zu beobachten. Vom obigen 
Tage angefangen sind daher die durch den Inhalt 
von Druckschriften I gegangenen strafbaren Handlungen 
nicht mehr als besondere Preßvergehen zu behandeln, 
und es haben sofort in denjenigen Kronländern, in 
welchen bisher das Gesetz gegen den Mißbrauch der 
Presse vom 13. März 1849 in Geltung stand, alle 
hierauf Bezug nehmenden Straf bestimmungen desselben 
außer Wirksamkeit zu treten. 

Wo sich das gegenwärtige Strafgesetz des Aus- 
druckes „Druckschriften" oder „Druckwerke" bedient, 
sind darunter nicht bloß Erzeugnisse der Presse, 
sondern auch alle durch Stein-, Metall- oder Holz- 
druck, Prägung, Abformung oder durch was immer 
für mechanische oder chemische Mittel vervielfältigte 
Erzeugnisse des Geistes und der bildenden Kunst 
(literarische und artistische Werke) zu verstehen. 

Die derzeit geltenden Preßgesetze folgen unten im An- 
liang 5. — Vgl. Preßges. § 4. 
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Art. III. [Betraf Materien des Prozeßrechts und 
wurde durch die Strafprozeßordnung v. 29. Juli 1853 
aufgehoben]. 

Art. IV. Nach Maßgabe dieses Strafgesetzes kann 
vom Tage seiner Wirksamkeit angefangen nur das- 
jenige als Verbrechen, Vergehen oder Übertretung 
behandelt und bestraft werden, was in demselben aus- 
drücklich als Verbrechen, Vergehen oder Übertretung 
erklärt wird. 

Art. V. Die Behandlung und Bestrafung anderer 
Gesetzesübertretungen, worauf weder das gegenwärtige 
Strafgesetzbuch, noch die oben (Art. IlJ erwähnten 
besonderen Strafgesetze Beziehung haben, bleibt den 
dazu bestimmten Behörden nach den darüber be- 
stehenden Vorschriften überlassen. 

Vdg. des Min.d.Inn. v. 4. Juli 1860 R.G.B. No. 173: 

„§ 1. Die Disziplinarstrafgewalt über die Häftlinge in den 
unter der Aufsicht und Leitung der politischen Landesstellen 
stehenden Straf- und Besserungsanstalten steht den 
Verwaltungen dieser Anstalten zu 

§ 2. Diese Disziplinarstrafgewalt erstreckt sich .... 2. auf 
alle strafbaren Handlungen und Unterlassungen, welche in 
dem Strafgesetze vom 27. Mai 1852, R.G.B. Nr. 117, nicht 
als Verbrechen erklärt sind. 

§ 3. Verbrechen, welche von den Häftlingen in der An- 
stalt begangen werden, bleiben der Amtshandlung der be- 
treffenden Gerichtsbehörde vorbehalten " 

Der J.M.E. v. 13. Jan. 1882 Z. 264 macht darauf aufmerk- 
sam, daß sich diese Anordnungen nicht auf jene Sträflinge be- 
ziehen, welche in den Gerichtsgefängnissen untergebracht sind. 

Durch die Änderungen in der Zuständigkeit der Aufsichts- 
behörden (vgl. Vdg. V. 25. Okt. 1865, R.G.B. No. 109) wurde 
diese Anordnung nicht aufgehoben. Sie bildet auch die Grund- 
lage der Disziplinargewalt des Direktors in den derzeitigen 
Landes-Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten; vgl. z. B. das 
Statut der L.Z.A. in Korneuburg, § 20, und der L.B.A. da- 
selbst, § 18. 

Art. VI. [Betraf die Fortgeltung der inzwischen 
aufgehobenen Wuchergesetze]. 

Art. VII. [Alle in diesem Gesetze vorkommenden 
Geldbeträge sind in Konventionsmünze nach dem 
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ZwanzigguldeDfuße zu verstehen, und es ist daher 
jede auf eine Bestimmung dieses Strafgesetzes Einfluß 
nehmende Wertserhebung nach dieser Währung zu 
berechnen.] 

Seit dem 1. November 1858 waren alle diese Geldbeträge, 
in österreichischer Währung ohne Zuschlag zu verstehen 
(k. Vdg. V. 1. Aug. 1858, No. 115 E.G B.). — 

Mit dem Gesetze v. 2. Aug. 1892, No. 126 E.G.B. wurde 
die Kronenwährung festgestellt (die Krone =s 50 kr. österr. 
Währung); sie ist seit I.Jan. 1900 ausschließliche gesetzliche 
Landeswährung. Vgl. Kaiserl. Vdg. v. 21. Sept. 1899, ß.G.B. 
Nr. 176, 3. Teil, § 1, unten Anhg. 15. 

Art. VIII. Alle in diesem Gesetze vorkommenden 
Zeitbestimmungen sind nach dem Kalenderjahre zu 
berechnen. 

Art. IX. Dieses Gesetz soll auch auf bereits an- 
hängige Untersuchungen und auf alle vor dem be- 
zeichneten Tage begangenen strafbaren Handlungen 
nur insoferne Anwendung finden, als dieselben durch 
das gegenwärtige Strafgesetz keiner strengeren Be- 
handlung als nach dem früher bestandenen Rechte 
unterliegen. 

Strafgesetz 

über 

Verbrechen, Vergehen und Übertretungen. 

Erster Teil. 

Von den Verbrechen. 

Erstes Hauptstüok. 

Von Verbrechen überhaupt 

Böser Vorsatz*). 

§ 1. Zu einem Verbrechen wird böser Vorsatz 

erfordert. Böser Vorsatz aber fällt nicht nur dann 



1) Die Überschriften vor den einzelnen Paragraphen ent- 
Rprechen den offiziellen Marginal rubriken in der Ausgabe des 
R.G.B. 
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zur Schuld, wenn vor, oder bei der Unternehmung 
oder Unterlassung das Übel, welches mit dem Ver- 
brechen verbunden ist, geradezu bedacht und be- 
schlossen; sondern auch, wenn aus einer anderen 
bösen Absicht etwas unternommen, oder unterlassen 
worden, woraus das Übel, welches dadurch entstanden 
ist, gemeiniglich erfolgt, oder doch leicht erfolgen 
kann. 

Gründe, die den bösen Vorsatz ausschliefen. 

§ 2. Daher wird die Handlung oder Unterlassung 
nicht als Verbrechen zugerechnet: 

a) wenn der Täter des Gebrauches der Vernunft 
ganz beraubt ist; 

b) wenn die Tat bei abwechselnder Sinnen ver- 
rückung zu der Zeit, da die Verrückung dauerte; 
oder 

c) in einer ohne Absicht auf das Verbrechen zu- 
gezogenen vollen Berauschung (§§ 236 und 523) 
oder einer anderen Sinnen Verwirrung, in welcher 
der Thäter sich seiner Handlung nicht bewußt 
war, begangen worden; 

d) wenn der Täter noch das vierzehnte Jahr nicht 
zurückg:elegt hat (§§ 237 und 269); 

e) wenn ein solcher Irrtum mit unterlief, der ein 
Verbrechen in der Handlung nicht erkennen 
ließ; 

f) wenn das Übel aus Zufall, Nachlässigkeit oder 
Unwissenheit der Folgen der Handlung ent- 
standen ist; 

g) wenn die Tat durch unwiderstehlichen Zwang, 
oder in Ausübung gerechter Notwehr erfolgte. 

Gerechte Notwehr ist aber nur dann anzunehmen, 
wenn sich aus der Beschaffenheit der Personen, der 
Zeit, des Ortes, der Art des Angriffes oder aus anderen 
Umständen mit Grund schließen läßt, daß sich der 
Täter nur der nötigen Verteidigung bedient habe, um 
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einen rechtswidrigen Angriflf auf Ijeben, Freiheit oder 
Vermögen von sich oder anderen abzuwehren; — 
oder daß er nur aus Bestürzung, Furcht oder Schrecken 
die Grenzen einer solchen Verteidigung überschritten 
habe. — Eine solche Überschreitung kann jedoch 
nach Beschaffenheit der Umstände als eine strafbare 
Handlung aus Fahrlässigkeit nach Maßgabe der Be- 
stimmungen des zweiten Teiles dieses Strafgesetzes ge- 
ahndet werden (§§ 335 und 431). 

Auf den Fall der Notwehr ist beschränkt das Recht des 
Wafifengebrauches des beeideten Forst-, Jagd- und Feldschutz- 
pcrsonales. — Über den Fall der Notwehr hinaus darf von 
der Waffe Gebrauch machen die k. k. Sioherheitswaohe 
(in Wien, Prag, Triest, Qörz) u. z. gegen einen nicht anders 
zu beseitigenden Widerstand bei Ausübung einer wichtigen 
dienstlichen Verrichtung, ferner zur Vereitelung von Flucht- 
versuchen gefährlicher Verbrecher, sofern kein anderes Mittel 
zur Anhaltung derselben vorhanden ist. Noch weiter gehen 
die Befugnisse der Finanzwache, der Wachen auf dem 
Pest-Kordon, der Militärpolizeiwache (in Lemberg, Erakau, 
Przemysl), der militärischen Wache und der zur Bezwingung 
von Tumulten usw. einschreitenden bewaffneten Macht. 
Die bezüglichen Vorschriften s. bei Manz zu § 2 St.G. — 
In betreff der Fischereilotsen in Triest s. Just.M. Vdgs 
Bl. 1902, S. 281 u. Berichtigung S. 304. 

Ungegründete Entschuldigungs Ursachen. 

§ 3. Mit der Unwissenheit des gegenwärtigen 
Gesetzes über Verbrechen kann sich niemand ent- 
schuldigen. 

Vgl. §§ 233, 238, 239 und a. b. Q.B. § 2. 

§ 4. Das Verbrechen entsteht aus der Bosheit des 
Täters, nicht aus der Beschaffenheit desjenigen, an dem 
es verübt wird. Verbrechen werden also auch an 
Übeltätern, Unsinnigen, Kindern, Schlafenden, auch 
an solchen Personen begangen, die ihren Schaden 
selbst verlangen, oder zu demselben einwilligen. 

Mitschuldige und Teilnehmer an Verbrechen. 
§ 5. Nicht der unmittelbare Täter allein wird des 
Verbrechens schuldig, sondern auch jeder, der durch 
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Befehl, Anraten, Unterricht, Lob, die Übeltat einge- 
leitet, vorsätzlich veranlasset, zu ihrer Ausübung durch 
absichtliche Herbeischaffung der* Mittel, Hintanhaltung 
der Hindernisse, oder auf was immer für eine Art, 
Vorschub gegeben, Hilfe geleistet, zu ihrer sicheren 
Vollstreckung beigetragen ; auch wer nur vorläufig 
sich mit dem Täter über die nach vollbrachter Tat 
ihm zu leistende Hilfe und Beistand, oder über einen 
Anteil an Gewinn und Vorteil einverstanden hat. 

Entschuldigungsumstände, welche die Strafbarkeit 
eines Verbrechens für den Täter oder für einen der 
Mitschuldigen oder Teilnehmer nur vermöge persön- 
licher Verhältnisse desselben aufheben, sind auf die 
übrigen Mitschuldigen und Teilnehmer nicht auszu- 
dehnen. 

Hilfeleistung nach verübtem Verbrechen. 
§ 6. Wer ohne vorläufiges Einverständnis, nur 
erst nach begangenem Verbrechen dem Täter mit 
Hilfe und Beistand beförderlich ist, oder i) von dem 
ihm bekannt gewordenen Verbrechen Gewinn und 
Vorteil zieht, macht sich zwar nicht eben desselben, 
wohl aber eines besonderen Verbrechens schuldig, 
wie solches in der Folge dieses Gesetzbuches be- 
stimmt werden wird. 

Besondere Bestimmungen über die Zurechnung bei 
Verbrechen durch Druckschriften. 

§ 7. Wurde ein Verbrechen durch den Inhalt 
einer Druckschrift begangen, so sind der Verfasser, 
der Übersetzer, der Herausgeber, der Verleger oder 
Vertriebsbesorger, Buchhändler, Drucker, bei periodi- 
schen Druckschriften auch der verantwortliche Re- 
dakteur, wie überhaupt alle Personen, die bei der 
Drucklegung oder Verbreitung der strafbaren Druck- 
schrift mitgewirkt haben, desselben Verbrechens schuldig, 

1) Im R.G.B. steht hier ein Komma. 
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wenn die allgemeinen Bestimmungen der §§ 1, 5, 6, 
8, 9, 10 und 11 auf sie in Anwendung kommen. 

Versuch eines Verbrechens. 

§ 8. Zu einem Verbrechen ist nicht nötig, daß 
die Tat wirklich ausgeführt werde. Schon der Ver- 
such einer Übeltat ist das Verbrechen, sobald der 
ßösgesinnte eine zur wirklichen Ausübung führende 
Handlung unternommen hat; die Vollbringung des 
Verbrechens aber nur wegen Unvermögenheit, wegen 
Dazwischenkunft eines fremden Hindernisses oder 
durch Zufall unterblieben ist. 

Es ist daher in allen Fällen, wo das Gesetz nicht 
besondere Ausnahmen anordnet, jede für ein Ver- 
brechen überhaupt gegebene Bestimmung auch auf 
das versuchte Verbrechen anzuwenden, und der t^er- 
such einer Übeltat, unter Anwendung des § 47, lit. a), 
mit derselben Strafe zu ahnden, welche auf das voll- 
brachte Verbrechen verhängt ist 

§ 9. Wer jemanden zu einem Verbrechen auf- 
fordert, aneifert oder zu verleiten sucht, ist dann, wenA 
seine Einwirkung ohne Erfolg geblieben war, der 
versuchten Verleitung zu jenem Verbrechen schuldig, 
und zu derjenigen Strafe zu verurteilen, welche auf 
den Versuch dieses Verbrechens zu verhängen wäre. 

Vgl. § 305. 

§ 10. Bei Verbrechen, die durch Druckschriften 
begangen werden, beginnt die Straf bar keit der Hand- 
lung für den Verfasser, Übersetzer, Herausgeber, 
Redakteur und Verleger (§ 7) mit der Übergabe des 
zu vervielfältigenden Werkes zur Drucklegung; für 
die übrigen Schuldigen aber mit dem Anfange ihrer 
Mitwirkung. 

§ 11. Über Gedanken oder innerliches Vorhaben, 
wenn keine äußere böse Handlung unternommen, oder 
nicht etwas, das die Gesetze vorschreiben, unterlassen 
worden, kann niemand zur Rede gestellt werden. 
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Zw^eites Hauptstück. 

Von Bestrafung der Verbrechen überhaupt 
Hauptarten der Strafen. 
§ 12. Die Strafe der Verbrechen ist der Tod des 
Verbrechers, oder dessen Anhaltung im Kerker. 

Das Qes. über den Vollzug von Freiheitsstrafen in Einzeln- 
haft 8. Anhang 1. 

Art der Todesstrafe. 
§ 13. Die Todestrafe wird mit dein Strange voll- 
zogen. 

Grade der Kerkerstrafe. 
a) nach der Strenge. 
§ 14. Die Kerkerstrafe wird nach dem Unter- 
schiede der Strenge in zwei Grade eingeteilt. Der 
erste Grad wird durch das Wort „Kerker** ohne 
Zusatz, der zweite durch „schwerer Kerker" be- 
zeichnet. 

Erster Grad. 

§ 15. In dem ersten Grade der Kerkerstrafe wird 
der Sträfling ohne Eisen, jedoch enge verwahrt, und 
in der Verpflegung so gehalten, wie es die Einrich- 
tung der für solche Sträflinge bestimmten Strafan- 
stalten nach den darüber bestehenden oder noch zu 
erlassenden besonderen Vorschriften mit sich bringt. 

Es wird ihm mit niemanden eine Zusammenkunft 
ohne Gegenwart des Gefangen wärters, auch keine 
Unterredung in einer dem letzteren unverständlichen 
Sprache gestattet. 

Zweiter Grad. 
§ 16. Der zur Kerkerstrafe des zweiten Grades 
Verurteilte [wird mit Eisen an den Füßen angehalten.] 
Eine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar 
auf seine Verwahrung Bezug haben, wird ihm nur in 
ganz besonderen und wichtigen Fällen gestattet. 
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Die Anhaltung der zur Strafe des schwercD Kerkers Ver- 
urteilten mit Elsen ist abgeschafft, und es haben die Gerichte 
statt der Eisen auf Beifügung einer oder mehrerer der ge- 
setzlich zulässigen Verschärfuugsarten der Kerkerstrafe zu er- 
kennen (§§ 3 u. 10 d. Ges. vom 15. Novbr. 1867, Anhang 2). 

Grade der Kerkerstrafe, 
b) nach der Dauer. 
§ 17. Zur Kerkerstrafe wird der Verbrecher ent- 
weder auf sein ganzes Leben, oder auf gewisse Zeit 
verurteilt. Die kürzeste Dauer der letzteren ist in 
der Regel (§§ 54 und 55) von sechs Monaten, die 
längste von zwanzig Jahren. Die Strafzeit und jede 
andere Rechtswirkung eines Straf urteiles beginnt, in 
so weit nicht in dem Urteile etwas anderes festgesetzt 
wird, von dem Zeitpunkte, wo das keinem weiteren 
Rechtszuge unterliegende Urteil kundgemacht wurde. 

In betreff der Einrechnungen in die Strafzeit vgl. 
§400 St.P.O. Bezüglich der Fixierung des Zeitpunktes 
des Strafantrittes wird man es besonders bei kurzzeitigen Frei- 
heitsstrafen genau nehmen müssen. S. J.M.E. v. 19. Febr. 1866 
Z. 11974 u. V 21. Jan. 1881 Z. 854 bei Manz. 

Da die Verschiedenheit der Umstände, wodurch 
ein Verbrechen vergrößert oder verringert wird, das 
Maß der Strafe für jeden einzelnen Fall bestimmt in 
dem Gesetze selbst auszudrücken nicht zuläßt ; so wird 
in den folgenden Hauptstücken bei jedem Verbrechen 
nur der Raum von der kürzesten bis zur längsten 
Zeit festgesetzt, innerhalb dessen in der Regel die 
Strafdauer nach der Größe des Verbrechens ausge- 
messen werden soll. 

Verbindung einer der Kerkerstrafe angemessenen 
Arbeit. 

§ 18. Mit der Kerkerstrafe ist stets die Anhaltung 
zur Arbeit verbunden. Jeder Sträfling muß daher 
diejenige Arbeit verrichten, welche die Einrichtung der 
Strafanstalt mit sich bringt. 

Bei der Verteilung dieser Arbeiten soll auf den 
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Grad der Kerkerstrafe, die bisherige Beschäftigungs- 
weise und die Bildungsstufe der Sträflinge tunliche 
Rücksicht getragen werden. 

Verschärfungen der Kerkerstrafe. 
§ 19. Die Kerkerstrafe kann noch verschärft 
werden : 

a) durch Fasten; 

b) durch Anweisung eines harten Lagers; 

c) durch Anhaltung in Einzelnhaft; 

d) durch einsame Absperrung in dunkler Zelle; 

e) [durch Züchtigung mit Stock- oder Ruten- 
streichen ;j 

f) durch Landesverweisung nach ausgestandener 
Strafe. 

Die körperliche Züchtigung ist abgeschafft; (§§1 
und 2 d. Ges. v. 15. Nov. 1867, Anhang 2.) 

Fasten. 
§ 20. Der erste und zweite Grad der Kerker- 
strafe kann durch Fasten dergestalt verschärft werden, 
daß der Sträfling an einigen Tagen nur bei Wasser 
und Brot gehalten werde. Doch soll dieses wöchent- 
lich nicht über drei Mal, und nur in unterbrochenen 
Tagen geschehen. 

Hartes Lager. 
§ 21. Die Verschärfung durch Anweisung eines 
harten Lagers besteht in der Beschränkung des 
Sträflings auf bloße Bretter, dieselbe darf jedoch nur 
an unterbrochenen Tagen und nicht öfter als drei 
Mal in der Woche stattfinden. 

Einzelnhaft. 
§ 22. Die Anhaltung in Einzelnhaft darf un- 
unterbrochen nicht länger als einen Monat dauern, 
und dann erst wieder nach einem Zwischenräume von 
einem Monate in Anwendung gebracht werden. Übri- 
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gens hat der Sträfling auch während derselben täglich 
mindestens zwei Besuche durch eine der Aufsichtsper- 
sonen der Strafanstalt zu empfangen, und es ist ihm 
angemessene Beschäftigung zuzuweisen. 

Einsame Absperrung in dunkler Zelle. 
§ 23. Die einsame Absperrung in dunkler Zelle darf 
ununterbrochen nicht länger als drei Tage, dann erst 
wieder nach einem Zwischenräume von einer Woche 
und im ganzen höchstens dreißig Tage in einem 
Jahre stattfinden. 

Züchtigung mit Streichen. 

§ 24. [Die Züchtigung besteht bei Jünglingen 
unter achtzehn Jahren und bei Frauenspersonen in 
Rutenstreichen, bei erwachsenen Personen des männ- 
lichen Geschlechtes in Stockstreichen, und kann 
höchstens dreißig Streiche betragen. Sie darf nur 
gegen Rückfällige, erst nach vorausgegangener Er- 
klärung des Arztes, daß sie dem Gesundheitszustande 
des Sträflings unnachteilig sei, während der Straf- 
dauer nicht öfter als einmal, und nie öffentlich voll- 
zogen werden.] 

Aufgehoben 1 S. zu § 19e). 

Landesverweisung. 

§ 25. Die Landesverweisung kann nur gegen 
Verbrecher, die Ausländer sind, statthaben, und muß 
allezeit auf sämtliche Kronländer des österreichischen 
Kaiserstaates sich erstrecken. 

Vgl. §249 St.G. u. §407 St.P.0. 

Gesetzliche Wirkungen jeder Verurteil ung wegen 
eines Verbrechens. 

§ 26. Mit jeder Verurteilung wegen eines Ver- 
brechens sind kraft des Gesetzes folgende Wirkungen 
verbunden : 

a) die Abnahme aller in- und ausländischen Orden, 
Zivil- und Militärehrenzeichen; 
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b) der Verlust aller öffentlichen Titel, akademi- 
schen Grade und Würden, und die Entziehung 
des Rechtes, solche ohne Bewilligung des Kaisers 
neu oder wieder zu erlangen; 

Das k. k. Ministerium des Innern hat seine Ansicht dem 
Justizministerium dahin bekannt gegeben, daß das Patro- 
nat der Chirurgie keinen akademischen Grad bilde, 
und daß in Fällen, in weichen ein Patron der Chirurgie, der 
ein chirurgisches Gewerbe besitzt oder versieht, wegen Ver- 
brechens verurteilt wird, von dem Strafgerichte nach § 30 
St.G. die Akten an diejenige Behörde mitzuteilen sind, welcher 
die Verleihung eines solchen Gewerbes zusteht (J.M.E. v. 
24. Juni 1882, Z. 8311). Dagegen ist laut Auskunft des Min. 
f. Kultus u. ünterr. das Diplom als „diplomierter Tierarzt" 
ebenso wie das pharmazeutische Magisterdiplom ein akade- 
mischer Grad im Sinne des § 26 St.G. (Vdgs. Bl. d. Just. Min. 
1903, S. 306 und 1904, S. 101). 

c) [die Ausschließung von der verantwortlichen Re- 
daktion periodischer Druckschriften;] 

Vgl. § 12 des Preßges. Anhang 5. 

d) der Verlust jedes öffentlichen Amtes oder 
Dienstes, mit Einschluß des Lehramtes, und die 
Unfähigkeit, ohne ausdrückliche Erlaubnis des 
Kaisers solche neu oder wieder zu erlangen; 

e) bei Geistlichen die Entsetzung von der Pfründe 
und die Unfähigkeit, ohne ausdrückliche Be- 
willigung des Kaisers je wieder eine solche zu 
erlangen ; 

Diese Eechtsfolge tritt jetzt auch ein bei nicht ver- 
brecherischen Delikten, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen 
die Sittlichkeit verstoßen oder zu öffentlichem Ärgernisse ge- 
reichen, vgl. Ges. V. 7. Mai 1874, Nr. 50 R G.B., §8; Gesetz 
V. 20. Mai 1874, Nr. 68 R.G.B., § 12. 

i) der Verlust der Richteramts-, Advokaturs- und 
Notariatsbefähigung, der öffentlichen Agentien, 
und jeder Parteien Vertretung vor den öffent- 
lichen Behörden ; 
Vgl. § 34, lit. c. der Adv. Odg. v. 6. JuU 1868, Nr. 96 
R.G.B., und § 6 der Not. Odg. v. 25. Juli 1871, Nr. 75 
R.G.B. 

g) Entziehung aller auf die Pensions Vorschriften 

Löffler, Strafrecht I. 4 
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gegründeten Pensionen, Provisionen, Erziehungs- 
beiträge oder sonstigen Bezüge, sowie aller 
Gnadengaben. 
Außerdem bleiben diejenigen Bestimmungen der 
bürgerlichen politischen und kirchlichen Vorschriften 
aufrecht, welche mit der Verurteilung wegen eines 
Verbrechens noch anderweitige nachteilige Folgen 
verknüpfen. 

Vgl. die ZnsammenstelluDgen bei Manz. Die Grundlage 
der meisten einschlägigen Bestimmungen bildet das Qemeinde- 

gesetz: (Ges. v 5. März 1862 No. 18 R G.B.) Art. IX. „ Das 

Strafgesetz wird die Bestimmungen festsetzen, ob und auf 
wie lange mit dem Straf erkenntnisse auch der Ausspruch über 
den Verlust des aktiven und passiven Wahlrechtes zu ver- 
binden sei. liifl dahin bleiben von dem Wahlrechte ausge- 
schlossen : 

a) Personen, welche wegen eines Verbrechens schuldig er- 
kannt; 

b) Personen, welche eines Verbrechens wegen in Untersuchung 
gezogen wurden, solange diese dauert; 

c) Personen, welche der Übertretung des Diebstahles, des 
Betruges, der Veruntreuung oder Teilnahme an einer 
dieser Übertretungen schuldig erkannt worden sind 
(§§ 460, 461, 464 des Strafgesetzbuches). 

Artikel X. Unerläßliche Eigenschaften zur Wählbar- 
keit sind das zurückgelegte vierundzwanzigste Lebensjahr und 
der Vollgenuß der bürgerlichen Rechte. Wer nicht wahlbe- 
rechtigt ist, ist nicht wählbar. Außerdem sind von der Wähl- 
barkeit ausgeschlossen : 

a) Personen, welche eines aus Gewinnsucht begangenen 
Vergehens ; 

b) einer aus Gewinnsucht begangenen oder einer in den §§ 501, 
504, [511],^ 512, 515 und 516 des Strafgesetzbuches ent- 
haltenen Übertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit 
schuldig erkannt worden sind; 

o) Personen, über deren Vermögen der Eonkurs oder das 
Ausgleichsverfahren eröffnet wurde, solange die Krida 
oder Ausgleichsverhandlung dauert, und nach deren Be- 
endigung, wenn der Verschuldete des im § 486 des 
Strafgesetzbuches bezeichneten Vergehens schuldig erklärt 
worden ist; 

d) Personen, welche wegen eines aus Gewinnsucht verübten 
Disziplinarvergehens ihres Öffentlichen Amtes oder Pienste^ 
^ntBetzt worden sind. . . ," 



Digitized by LjOOQIC 



§§ 26-28. 61 

Vgl. § 6 des Wucherges. (Anhg. 17) und § 2 des Ges. 

gegen Vereitelung v. Zwangsvollstr. (Anhg. 18). 

Die Kegelung der Vorschriften über die Stellung 
abgestrafter Verbrecher unter Polizeiaufsicht und die 
Bestimmung, in wieferne die Gerichte dabei Einfluß 
zu nehmen haben , bleibt besonderen Anordnungen 
vorbehalten. 

Vgl. die im Anhang 13 folgenden Gesetze. 

Die Bestimmungen des § 26 St.G. sind wesentlich 
modifiziert durch die §§ 5 — 12 der Novelle v. 1867; 
s. Anhang 2. — Vgl. auch §402 St PO. 

Gesetzliche Wirkungen der Todes- und schweren 
Kerkerstrafe. 

§ 27. Außerdem sind aber insbesondere mit den 
Strafurteilen, wodurch ein Verbrecher zur Todesstrafe 
oder schweren Kerkerstrafe verurteilt wird, kraft des 
Gesetzes noch folgende Wirkungen verbunden: 

a) Ist der Verbrecher von Adel, so muß dem Straf- 
urteile beigefügt werden, daß er des Adels ver- 
lustig wird. Doch triffl dieser Verlust nur ihn 
allein, folglich weder seine Ehegattin, noch die 
vor dem Straf urteile erzeugten Kinder; 

b) [der Verbrecher kann, solange seine Strafzeit 
dauert, weder unter Lebenden ein für ihn ver- 
bindliches Geschäft schließen, noch einen letzten 
Willen errichten. Seine vorigen Handlungen 
oder Anordnungen aber verlieren wegen der 
Strafe ihre Giltigkeit nicht]. 

Die lit. b ist aufgehoben durch § 5 der Novelle v. 1867, 
Anhg. 2. 

Besondere Bestimmungen bei Verbrechen durch 
Druckschriften. 

§ 28. [Wenn ein Verbrechen durch eine perio- 
dische Druckschrift, wofür eine Kaution bestellt ist, 
begangen wurde, so ist nebst der gesetzlichen Strafe 
der gänzliche oder teilweise Verfall der Kaution zu- 
gunsten des Armenfondes des Ortes, wo die strafbare 
Handlung begangen wurde, und zwar bei Verbrechen 
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gegen welche nach dem Gesetze auf eine mehr als 
fünfjährige Kerkerstrafe erkannt werden kann, vom 
halben bis zum vollen Betrage der Kaution; bei 
solchen Verbrechen, wider welche das Gesetz höchstens 
eine fünfjährige Kerkerstrafe verhängt, im Betrage 
von eintausend Gulden bis zur halben Kaution ; und 
bei noch geringer bestraften Verbrechen im Betrage 
von fünfhundert Gulden bis eintausend Gulden aus- 
zusprechen. Hinsichtlich dieses Kautionsverfalles kann 
der Gerichtshof nie unter das geringste gesetzliche 
Ausmaß herabgehen.] 

§ 29. [Ferner kann in dem Falle, wenn ein Ver- 
brechen durch eine periodische Druckschrift begangen 
wird, auf die Einstellung des weiteren Erscheinens 
derselben bis auf die Dauer von drei Monaten, und 
bei besonders erschwerenden Umständen auf deren 
gänzliche Unterdrückung erkannt werden. 

Überdieß kann in allen Fällen, wo ein Verbrechen 
durch eine Druckschrift begangen wurde, auch auf die 
Vernichtung der für strafbar erklärten Druckschrift im 
ganzen oder eines Teiles derselben, so wie auf die 
Zerstörung der zu deren Vervielfältigung geeigneten 
Zurichtung, des Satzes, der Platten, Formen, Steine 
u. dgl. erkannt werden.] 

Die §§28 und 29 wurden aufgehoben durch § 34 Preß- 
ges. (Anhang 5) und ersetzt durch § 35fif. Preßges. Die Kaution 
für periodische Druckschriften wurde gänzlich aufgehoben 
durch § 1 der Preßges. Novelle v. 9. Juli 1894 No. 161 
RGB. 

Bestimmungen wegen des Verlustes eines Ge- 
werbes, eines Schiffspatentes und der Berechti- 
gung zur Führung eines Kabotagefahrzeuges. 

§ 30. Der Verlust des Gewerbes ist keine schon 
durch das Gesetz mit dein Verbrechen verknüpfte 
Folge, kann daher nicht durch das Straf urteil aus- 
gesprochen werden. Jedoch hat das Strafgericht, wenn 
der wegen eines Verbrechens Verurteilte ein Gewerbe 
besitzt, nach kundgemachtem Urteile die Akten an 
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diejenige Behörde mitzuteilen, welcher die Verleihung 
eines solchen Gewerbes zusteht. In dem Falle, wenn 
es dieser Behörde bedenklich schiene, dem Verbrecher 
nach ausgestandener Strafe die Ausübung seines Ge- 
werbes zu gestatten, hat sie die Entziehung des Ge- 
werbes unter Beobachtung der bestehenden Vorschriften 
zu verfügen. 

Vgl. die Gewerbeordnung §;J 5, 6, 57; ferner das Preßges, 
(Anhang 5) § 3 ; und die Note zu $ 26 lit b. 

Eben dieses Verfahren hat auch dann stattzu- 
finden, wenn der Verurteilte ein Schiffspatent oder 
die Berechtigung zur Führung eines Kabotagefahr- 
zeuges besessen hat. In diesem Falle steht das Er- 
kenntnis über den Verlust einer solchen Berechtigung 
der Zentralseebehörde zu. 

Einschränkung der Strafe auf den Verbrecher. 
§ 31. Wie die Strafwürdigkeit, so kann auch die 
wirkliche Strafe niemand als den Verbrecher treffen. 

Beschränkung der richterlichen Willkür in Aus- 
messung der Strafe. 

§ 32. Die Strafe muß genau nach dem Gesetze 
bestimmt, und darf weder schärfer noch gelinder aus- 
gemessen werden, als das Gesetz nach der vorliegenden 
Beschaffenheit des Verbrechens, und des Täters vor- 
schreibt. 

§ 33. Auch kann in der Regel (§§ 52, 54 und 55) 
keine andere Strafart über den Verbrecher verhängt 
werden, als welche in dem gegenwärtigen Gesetze 
bestimmt ist. Noch kann die verwirkte Strafe gegen 
eine Ausgleichung zwischen dem Verbrecher und dem 
Beschädigten aufgehoben werden (§§ 187 und 188). 

Vom Zusammentreffen mehrerer Verbrechen; 
§ 34. Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen 
begangen, welche Gegenstand der nämlichen Unter- 
suchung und Aburteilung sind, so ist er nach jenem, 
auf welches die schärfere Strafe gesetzt ist, jedoch 
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mit Bedacht auf die übrigen Verbrechen, zu be- 
strafen. 

oder von Verbrechen mit Vergehen oder*Über- 
tretungen. 

§ 35. Diese Vorschrift muß auch in dem Falle 
beobachtet werden, wenn Verbrechen mit Vergehen 
oder Übertretungen zusammentreffen. 

Die in den §§ 28 und 29 festgesetzten besonderen 
Bestimmungen sind jedoch im Falle eines Zusammen- 
treffens von mehreren Verbrechen oder von Ver- 
brechen mit Vergehen oder Übertretungen nebst der 
sonstigen gesetzlichen Strafe auch dann in Anwendung 
zu bringen, wenn auch nur eine der zusammen- 
treffenden strafbaren Handlungen durch den Inhalt 
einer Druckschrift begangen wurde. — Ebenso ist 
in dem Falle, wenn auch nur auf eine dieser zu- 
sammentreffenden strafbaren Handlungen in diesem, 
oder einem anderen Gesetze eine Geldstrafe oder eine 
der im § 240, lit. b) und c), bestimmten Strafen fest- 
gesetzt ist, nebst der sonstigen gesetzlichen jedenfalls 
auch diese besondere Strafe gegen den Schuldigen zu 
verhängen. 

Der erste Satz des zweiten Alinea des § 35 ist daroh die 
formelle Aufhebung der §§ 28 und 29 wohl nicht (wie die 
Manz'sche Ausgabe meint) gegenstandslos geworden; das hier 
aufgestellte Prinzip dürfte vielmehr auf die in § 29 genannten, 
jetzt durch das Preßgesetz geregelten Nebenstrafen Anwendung 
finden. — Das Kumulationsprinzip findet auch Anwendung 
gem. $ 267 Abs. 2 St G Von größter Bedeutung für das ma- 
terielle Kecht sind folgende Sätze der St.P.O.: 

§ 264, AI. 1. Wird gegen den Angeklagten ein Straf urteil 
gefällt, so steht der Vollstreckung desselben der Umstand 
nicht entgegen, daß die Verfolgung wegen einer anderen straf- 
baren Handlung noch vorbehalten ist. Nur wenn die 
letztere mit der Todesstrafe bedroht ist, muß bis 
zur Entscheidung über dieselbe mit der Voll- 
streckung des nach § 263 ergehenden ürteiles inne- 
gehalten werden. 

§ 265. Wird ein Angeklagter, gegen welchen bereits ein 
Straf urteil ergangen ist, einer anderen vor der Fällung jenes 
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Strafurteiles begangenes strafbaren Handlung schuldig be- 
funden, so ist bei Bemessung der Strafe für die neu hervor- 
gekommene strafbare Handlung auf die dem Schuldigen durch 
das frühere Erkenntnis zuerkannte Strafe angemessene Bück- 
sicht zu nehmen, so daß die im Gesetze für die schwerer 
strafbare Handlung bestimmte höchste Strafe nie überschritten 
werden darf. 

Vgl. § 267 St G. 

Über die Konkurrenz mit der Militärgerichtsbarkeit unter- 
stehenden Delikten s. § 5 des Ges. v. 20 Mai 1869 Nr. 78 
E.G.B. und § 10 des Ges v. 2. Apr 1885, Nr. 93 RG.B. in 
der 2. Abt. dieses Bandes. 

Von Verbrechen der Untertanen im Auslande. 

§ 36. Wegen Verbrechen, die ein Untertan des 
österreichischen Kaisertums im Auslande begangen 
hat, ist er bei seiner Betretung im Inlande nie an 
das Ausland auszuliefern, sondern ohne Rücksicht 
auf die Gesetze des Landes, wo das Verbrechen be- 
gangen worden, nach diesem Strafgesetze zu behandeln. 

Ist er jedoch für diese Handlung bereits im Aus- 
lande gestraft worden, so ist die erlittene Strafe in die 
nach diesem Strafgesetze zu verhängende einzurechnen. 

In keinem Falle sind Urteile ausländischer Straf- 
behörden im Inlande zu vollziehen. 

Vgl. § 235 St.G. und § 4 a. b. G.B. 

„Die österreichischen Wuchergesetze finden auf Rechtsge- 
schäfte, welche die österreichischenUntertanen in dem osmanischen 
Eeiche vornehmen, soweit sie daselbst erfüllt werden sollen, keine 
Anwendung". (§ 15 der Vdg. v. 31. März 1855, K G. H. Nr. 58) — 
„Bei den Konsulargerichten kommen in bezug auf die österrei- 
chischen Staatsangehörigen die für diese Gerichte dermalen gel- 
tenden Gesetze und sonstigen Vorschriften in Anwendung " — 
„Die Begierung bestimmt, welche von den im Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes in Zukunft erlassenen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften in betreff der Rechts- und Handlungsfähigkeit der 

österreichischen Staatsangehörigen und der Strafsachen 

solcher Staatsangehörigen bei den Konsulargerichten einzuführen 
sind. - Die Regierung wird hierbei die jeweiligen internatio- 
nalen und eigenartigen lokalen Verhältnisse,., über welche Auf- 
klärungen vom gemeinsamen Minister des Äußern einzuholen 
sind, berücksichtigen ... " ( § 9 und 10 des Ges v. 30 Aug. 
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1891, Nr. 136 R.G.B , in Wirksamkeit seit 1. Jan. 1898 kraft 
Vdg. V. 30. Juli 1897, Nr. 178 R G.H.). 

Von nun an sind österreichische Staatsangehörige wegen 
in Ungarn verübter strafbarer Handlungen nicht an die dor- 
tigen Strafgerichte auszuliefern, sondern von den österreichischen 
Gerichten dem Strafverfahren zu unterziehen (J.M.E v 6. Okt. 
1869, Z 12131) — Der kgl. ungarische Justizminister hat die 
Erklärung abgegeben, daß auf Grund der Reziprozitüt die 
Auslieferung solcher Individuen, welche von den österreichischen 
Gerichten wegen eines nicht in Ungarn verübten Ver- 
brechens oder Vergehens verurteilt wurden oder ver- 
folgt werden, und welche keine ungarischen Staats- 
angehörigen sind, von den ungarischen Gerichten auch 
fortan erfolgen werde: daß aber dagegen eine Auslieferung 
wegen solcher Handlungen, die bloß- als Übertretungen 
strafbar sind, nicht stattfinden kann Dies wird mit dem Be- 
merken bekannt gegeben, daß nunmehr und solange die Ge- 
währuns: der Rechtshilfe im Verhältnisse zu Ungarn nicht auf 
dem Vertragswege ihre definitive Regelung findet, bei 
Fassung von Beschlüssen und Stellung von Anträgen im Sinne 
des § 59 St.P.O. nach dem gleichen Grundsatze vorzugehen 
sein wird (J.M.E. v. 26. Mai 1875 Z. 6742) — Aus Anlaß eines 
vorgekommenen Falles wird hiermit in Erinnerung gebracht, 
daß bei dem Umstände, als die österreichische und die 
ungarische Staatsbürgerschaft, entsprechend der internationalen 
einheitlichen Stellung der österreichischen Monarchie, wie 
solche durch das Ges. v. 21. Dez. 1867, Nr. 146 R.G.B , be- 
treffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie 
gemeinsamen Angelegenheiten und namentlich durch dessen 
§ 1, lit. a, gegeben ist, im Verkehre mit dem Auslande als 
eine einheitliche Staatsangehörigkeit aufzufassen sind, und daß 
daher Angehörige der ungarischen Reichshälfte, welche außer- 
halb der österr.-ungar. Monarchie eine strafbare Handlung 
begangen haben und im Gebiete der im Reichsrate vertretenen 
Länder betreten werden, niemals an das Ausland ausgeliefert 
werden können. In derartigen Fällen ist, insofern es sich um 
ein Verbrechen oder Vergehen handelt, im Sinne der mit dem 
J.M.E. V. 26. Mai 1875, Z. 6742 kundgemachten Vereinbarung 
mit dem kgl. ungarischen Justizministerium, das im § 59 St.P.O. 
vorgezeichnete Verfahren durch Verhandlung mit dem kgl. 
ungarischen Gerichte des Heimatsortes einzuleiten (J.M.E. v. 
28. Jan. 1877, Z. 966). 

Staats vertrag v. 20. Sept. 1870 mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika wegen Regelung der Staatsbürgerschaft der 
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.... auswandernden gegenseitigen Staatsangehörigen; Nr. 74 
des K.G.B. v. 1871 : 

Art. II „Ein naturalisierter Staatsangehöriger des einen 
Teiles bleibt bei seiner Eückkehr in das Gebiet des anderen 
Teiles für eine vor seiner Auswanderung begangene, nach den 
Gesetzen seines ursprünglichen Vaterlandes strafbare Handlung 
der Untersuchung und Bestrafung unterworfen, soferne nicht 
nach den bezüglichen Gesetzen seines ursprünglichen Vater- 
landes Verjährung oder sonstige Straflosigkeit eingetreten ist. 

Namentlich soll ein nach Art. I als amerikanischer Staats- 
bürger zu erachtender früherer Staatsbürger der österreichisch- 
ungarischen Monarchie nach den daselbst bestehenden Gesetzen 
wegen Nichterfüllung der Wehrpflicht zur Untersuchung und 
Strafe gezogen werden können: 

1. wenn er ausgewandert ist, nachdem er bei der Aus- 
hebung der Wehrpflichtigen bereits als Eekrut zum Dienste 
im stehenden Heere herangezogen war ; 

2. wenn er ausgewandert ist, während er im Dienste bei 
den Fahnen stand oder nur auf bestimmte Zeit beurlaubt war ; 

3. wenn er, als auf unbestimmte Zeit Beurlaubter oder 
als Keserve- oder Landwehrmann ausgewandert ist, nachdem 
er bereits eine Einberufungsordre erhalten, oder nachdem 
bereits eine öfientliche Aufforderung zur Stellung erlassen 
oder der Krieg ausgebrochen war. 

Dagegen soll ein in den Vereinigten Staaten naturalisierter 
früherer Staatsbürger der österreichisch-ungarischen Monarchie, 
welcher sich bei oder nach seiner Auswanderung durch andere 
als die in Zifler 1, 2 und 3 bezeichneten Handlungen oder 
Unterlassungen gegen die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Wehrpflicht vergangen hat, bei seiner Bückkehr in sein ur- 
sprüngliches Vaterland weder nachträglich zum Kriegsdienste 
herangezogen, noch wegen Nichterfüllung seiner Wehrpflicht 
zur Untersuchung und Strafe gezogen werden." 

Der § 79 der Exekutionsordnung v. 27. Mai 1896 nimmt 
von den ausländischen Exekutionstiteln, welche im Falle der 
Gegenseitigkeit im Inlande exekutionsfähig sind, auch nVer- 
gleiche, welche über privatrechtliche Ansprüche vor Straf- 
gerichten abgeschlossen wurden'* (§ 1 Z 5) und „rechtskräftige 
Erkenntnisse der Strafgerichte, welche über die Kosten des 
Strafverfahrens oder über die privatrechtlichen Ansprüche 
ergehen oder eine bestellte Sicherheit für verfidlen erklären" 
(§ 1 Z. 8) nicht aus. Hierdurch erscheint das letzte Alinea 
des § 36 teilweise außer Kraft gesetzt. So wurde z. B. durch 
Vdg. des Just. M. v. 13 Dez. 1897 R.G B. Nr. 285, I, 3 u. 5, 
VIII, in bezug auf das Verhältnis zu Ungarn bestimmt, daii 
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Vergleiche vor Strafgerichten und Erkenntnisse derselben über 
privatreohtliche Ansprache im Inlande elekutionsfähig sind. 
Es besteht kein Hindernis, das Qleiche für Erkenntnisse über 
die Kosten des Strafverfahrens anzuordnen, wenn sich 
hierüber Reziprozität erzielen läßt. (Vgl. die älteren Erlässe 
bei Manz). 

Von Verbrechen der Fremden: 
a) im Inlande; 
§ 37. Auch über einen Fremden, der im öster- 
reichischen Staatsgebiete ein Verbrechen begeht, ist 
nur nach gegenwärtigem Gesetze das Urteil zu fällen 

(§41). 

Vgl. § 234 und in betreff der Exterritorialen §61 St.P.O. 
b) im Auslande; 

§ 38. Hat ein Fremder im Auslande das Ver- 
brechen des Hochverrates in Beziehung auf den 
österreichischen Staat [oder auf den Deutschen Bund] 
(§ 58), oder das Verbrechen der Verfälschung öster- 
reichischer öffentlicher Kreditspapiere oder Münzen 
begangen (§§106 — 121), so ist derselbe gleich einem 
Eingebornen nach diesem Gesetze zu behandeln. 

Der Deutsche Bund ist aufgelöst; s. die Note zu § 58. 

§ 39. Hat aber ein Fremder im Auslande ein 
anderes als die im vorstehenden Paragraphe bezeich- 
neten Verbrechen begangen, so ist er bei seiner Be- 
tretung im Inlande zwar immer in Verhaft zu nehmen; 
man hat sich aber sogleich mit demjenigen Staate, 
wo er das Verbrechen begangen hat, über die Aus- 
lieferung desselben in Vernehmen zu setzen. 

§ 40. Sollte der auswärtige Staat die Über- 
nehmung verweigern ; so ist gegen den ausländischen 
Verbrecher in der Regel nach Vorschrift des gegen- 
wärtigen Strafgesetzes vorzugehen. Wenn aber nach 
dem Strafgesetze des Ortes, wo er die Tat begangen 
hat, die Behandlung gelinder ausfiele, ist er nach 
diesem gelinderen Gesetze zu behandeln. Dem Straf - 
urteile muß noch die Verweisung nach vollendeter 
Strafzeit angehängt werden. 

§ 41. Bestehen über die gegenseitige AuslieferuDg 
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von Verbrechern mit auswärtigen Staaten besondere 

Verträge, so ist in Gemäßheit derselben vorzugehen. 

Vgl. die Zu sammcD Stellung der Verträge bei Manz. 

Eecht der EntschädiguDg gegen den Verbrecher. 
§ 42. Die Strafe des Verbrechers ändert nichts 
an dem Rechte derjenigen, welche durch das Ver- 
brechen beleidiget, oder beschädiget worden sind, und 
welchen dafür Genugtuung, oder Entschädigung von 
dem Verbrecher, seinen Erben, oder aus seinem Ver- 
mögen gebührt. 

Drittes Hauptstüok. 
Von erschwerenden Umständen. 
Allgemeiner Maßstab der Erschwerungsumstände. 
§ 43. Im allgemeinen ist das Verbrechen desto 
größer, je reifer die Überlegung, je geflissentlicher die 
Vorbereitung, womit das Verbrechen unternommen 
wird, je größer der dadurch verursachte Schade, oder 
die damit verbundene Gefahr ist, je weniger Vorsicht 
dawider gebraucht werden kann, oder je mehr Pflichten 
dadurch verletzet werden. 

Besondere Erschwerungsumstände. 
§ 44. Besondere Erschwerungsumstände sind : 

a) wenn mehrere Verbrechen verschiedener Art be- 
gangen; 

b) wenn eben dasselbe Verbrechen wiederholt; 

c) wenn der Verbrecher schon wegen eines gleichen 
Verbrechens gestraft worden; 

d) wenn er andere zum Verbrechen verführt hat; 

e) wenn er der Urheber, A nstif ter, Rädel sf ührer eines 
von mehreren Personen begangenen Verbrechens 
gewesen ist. 

§ 45. Auch ist es ein erschwerender Umstand, 
wenn der Beschuldigte in der Untersuchung den 
Richter durch Erdichtung falscher Umstände zu hinter- 
gehen sucht. 

Vgl. § 263. 
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Viertes Hauptstüok. 

Fon Milderungsumständen. 

Mi Idernngsg runde: 

a) aus der Beschaffenheit des Täters; 

§ 46. Milderungsumstände, welche auf die Person 

des Täters Beziehung haben, sind: 

a) wenn der Täter in einem Alter unter zwanzig 
Jahren, wenn er schwach an Verstand, oder 
seine Erziehung sehr vernachlässiget worden ist ; 

b) wenn er vor dem Verbrechen eines untadel- 
haften Wandels gewesen; 

c) wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht 
oder Gehorsam das Verbrechen begangen hat; 

d) wenn er in einer aus dem gewöhnlichen Menschen- 
gefühle entstandenen heftigen Gemütsbewegung 
sich zu dem Verbrechen hat hinreißen lassen; 

e) wenn er mehr durch die ihm aus fremder Nach- 
lässigkeit aufgestoßene Gelegenheit zum Ver- 
brechen angelocket worden ist, als sich mit 
vorausgefaßter Absicht dazu bestimmet hat; 

f) wenn er von drückender Armut sich zu dem 
Verbrechen hat verleiten lassen; 

g) wenn er den verursachten Schaden gut zu machen, 
oder die weiteren üblen Folgen zu verhindern, 
mit tätigem Eifer sich bestrebet hat; 

h) wenn er, da er leicht entfliehen, oder unentdeckt 
hätte bleiben können, sich selbst angegeben und 
das Verbrechen bekannt; 
i) wenn er andere, verborgen gewesene Verbrecher 
entdecket, und zu ihrer Einbringung Gelegen- 
heit und Mittel an die Hand gegeben hat; 
k) wenn er wegen der ohne sein Verschulden ver- 
längerten Untersuchung durch längere Zeit ver- 
haftet war. 

b) aus der Beschaffenheit der Tat. 
§ 47. Milderungsumstände in Rücksicht auf die 
Beschaffenheit der Tat sind: 
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a) wenn es bei dem Versuche geblieben ist, nach 
Maß, als der Versuch noch von der Vollbringung 
des Verbrechens entfernt gewesen; 

b) wenn das Verbrechen mit freiwiUiger Enthaltung 
von Zufügung größeren Schadens, wozu die 
Gelegenheit offen stand, verübt worden; 

c) wenn der aus dem Verbrechen entstandene 
Schade gering ist, oder wenn der Beschädigte 
vollkommenen Ersatz oder Genugtuung erhält. 

Vgl. § 264. 

Fünftes Hauptstück. 

Von Anwendung der Erschwerungs- und Milderungs- 
umstände bei Bestimmung der Strafe, 
Allgemeine Vorschrift in der Beurteilung der Er- 
schwerungs- und Milderungsumstände. 

§ 48. Auf Erschwerungsumstände ist nur inso- 
ferne Rücksicht zu nehmen, als dagegen nicht Milde- 
rungsumstände, und ebenso auf Milderungsumstände, 
insoferne dagegen keine Erschwerungsumstände vor- 
kommen. Nach Maß, als die einen oder die anderen 
überwiegend sind, muß davon zur Verschärfung oder 
Verringerung der Strafe Anwendung gemacht werden. 

Hesohränkung des Verschärfungsrechtes über- 
haupt. 

§ 49. Bei Verschärfung kann weder die Art der 
für jedes Verbrechen bestimmten Strafe geändert, noch 
dieselbe über die gesetzlich ausgemessene Dauer hin- 
aus verlängert werden. 

Insbesondere 
a) bei der Todes- und lebenslangen Kerkerstrafe; 

§ 50. Bei der Todes- und lebenslangen Kerker- 
strafe findet keine Verschärfung statt. 

Vgl. den oben zu § 35 abgedruckten § 264 St PO. 

„Mit Allerhöchster Genehmigung vom 1 April 1860 wird 
verordnet, daß in dem Falle, als ein zu lebenslanger Kerker- 
strafe Verurteilter während der Dauer seiner Strafe ein neues, 
nicht mit der Todesstrafe bedrohtes Verbrechen verübt, die 
Untersuchung und Urteiisfällung über die Schuld und die 
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etwa zu leisteDde EntschädiguDg durch das zustehende Gericht 
zwar zu gescheheu habe, als Strafe aber nur eine oder 
mehrere der in den §§ 19 bis 24 des allg. St.G. festgesetzten 
Verschärfungen auf kürzere oder längere Dauer nach Maß- 
gabe des neu begangenen Verbrechens ausgesprochen werden 
können." (Vdg. d. Just.M. v. 7. Apr. 1860 Nr. 89 R.GB.) 

b) bei der zeitlichen Kerkerstrafe. 
§ 51. Die zeltliche Kerkerstrafe hingegen soll 
wegen Erschwerungsumständen nach der längeren 
oder längsten von dem Gesetze bestimmten Dauer 
ausgemessen, dieselbe auch verhältnismäßig durch eine 
oder mehrere der im § 1 9 aufgezählten Verschärfungs- 
arten verschärft werden. 

Anwendung der Milderungsgründe. 

a) bei der Todesstrafe; 

§ 52. Wenn bei Verbrechen, worauf Todesstrafe 
verhängt ist, Milderungsumstände eintreten, so wird 
zwar der Richter das Urteil nach dem Gesetze schöpfen, 
sich aber weiters nach den über das Verfahren er- 
lassenen Vorschriften zu benehmen haben. Wenn 
jedoch der Verbrecher zur Zeit des begangenen Ver- 
brechens das Alter von zwanzig Jahren noch nicht 
zurückgelegt hat, so ist anstatt der Todes- oder lebens- 
langen Kerker strafe auf schweren Kerker zwischen 
zehn und zwanzig Jahren zu erkennen. 

8iehe den § 341 der St.P O. 

b) in anderen Fällen. 

§ 53. In allen anderen Fällen wird zur Regel 
festgestellt, daß wegen Milderungsum ständen weder 
die Art der Strafe, noch die gesetzliche Dauer ver- 
ändert werden kann, sondern die Strafzeit nur inner- 
halb des Raumes, den die Gesetze gestatten, zu ver- 
kürzen ist 

Außerordentliches Milderungsrecht. 
§ 54. Bei Verbrechen, für welche die Strafzeit 
nicht über fünf Jahre bestimmt ist, kann sowohl der 
Kerker in einen gelinderen Grad verändert, als die 
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gesetzliche Dauer selbst unter sechs Monate verkürzt 
werden, in dem Falle, daß mehrere und zwar solche 
Milderungsumstande zusammentreffen, welche mit 
Grund die Besserung des Verbrechers erwarten lassen. 

Vgl. Vdg. V. 13. Juni 1856, unten zu § 179; § 266. 

Die Bestimmung dieses § wird ergänzt durch $ 338 St.P.O. 
Darnach ist im schwurgerichtlichen Verfahren der Gerichts- 
hof „befugt, die Strafe, welche nach dem Gesetze zwischen 
zehn und zwanzig Jahren oder auf Lebenszeit zu bemessen 
wäre, wegen des Zusammentrefifens sehr wichtiger und über- 
wiegender Milderungsumstände, zwar nicht in der Art, aber 
in der Dauer herabzusetzen, jedoch nicht unter drei Jahre. 

In Fällen, für welche die Strafe im Gesetze zwischen 
fünf und zehn Jahren bestimmt ist, darf der Gerichtshof 
wegen solcher mildernder Umstände sowohl auf eine gelindere 
Art der Eerkerstrafe erkennen, als auch dieselbe in der Dauer, 
jedoch nie unter ein Jahr herabsetzen.'' 

Veränderung der Strafe. 

§ 55. Auch soll bei Verbrechen, deren Strafe 
nach dem Gesetze nicht über fünf Jahre zu dauern 
hätte, auf die schuldlose Familie zurückgesehen, und 
soferne für dieselbe durch die längere Dauer der 
Strafe in ihrem Erwerbungsstande wichtiger Schaden 
entstände, kann die Strafdauer selbst unter sechs 
Monaten abgekürzt werden, jedoch nur in der Weise, 
daß die längere Dauer der Kerkerstrafe durch eine 
oder mehrere der im § 19 aufgezählten Verschärfungen 
ersetzt werde. 

Vgl. § 260 f. 

Sechstes Hauptstück. 
Von den verschiedenen Gattungen der Verbrechen. 

Einteilung der Verbrechen. 
§ 56. Die Verbrechen greifen entweder die ge- 
meinschaftliche Sicherheit unmittelbar in dem Bande 
des Staates, in den öffentlichen Vorkehrungen, oder 
dem öffentlichen Zutrauen an, oder sie verletzen die 
Sicherheit einzelner Menschen, an der Person, dem 
Vermögen^ der Freiheit oder anderen Rechten, 



Digitized by LjOOQIC 



64 IL Das 6tral||resetzbnelL 

Besondere Gattungen von Verbrechen. 
§ 57. Nach dieser Beziehung werden hiermit als 
besondere Gattungen von Verbrechen erklärt: 

1. Hochverrat. 

2. Beleidigungen der Majestät und der Mitglieder 
des kaiserlichen Hauses. 

3. Störung der öffentlichen Ruhe. 

4. Aufstand. 

5. Aufruhr. 

6. öffentliche Gewalttätigkeit durch gewaltsames 
Handeln gegen eine von der Regierung zur Verhand- 
lung öffentlicher Angelegenheiten berufene Versamm- 
lung, gegen ein Gericht, oder eine andere öffentliche 
Behörde. 

7. öffentliche Gewalttätigkeit durch gewaltsames 
Handeln gegen gesetzlich anerkannte Körperschaften 
oder gegen Versammlungen, die unter Mitwirkung 
oder Aufsicht einer öffentlichen Behörde gehalten 
werden. 

8. öffentliche Gewalttätigkeit durch gewaltsame 
Handanlegung oder gefährliche Drohung gegen obrig- 
keitliche Personen in Amtssachen. 

9. öffentliche Gewalttätigkeit durch gewaltsamen 
Einfall in fremdes unbewegliches Gut. 

10. öffentliche Gewalttätigkeit durch boshafte Be- 
schädigung fremden Eigentums. 

11. öffentliche Gewalttätigkeit durch boshafte 
Handlungen oder Unterlassungen unter besonders 
gefährlichen Verhältnissen. 

12. öffentliche Gewalttätigkeit durch boshafte Be- 
schädigungen oder Störungen am Staats-Telegraphen. 

13 öffentliche Gewalttätigkeit durch Menschen- 
raub. 

14. öffentliche Gewalttätigkeit durch unbefugte Ein- 
schränkung der persönlichen Freiheit eines Menschen. 

15. öffentliche Gewalttätigkeit durch Behandlung 
eines Menschen als Sklaven. 
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1 6. öffentliche Gewalttätigkeit durch Entführung. 

17. öffentliche Grewalttätigkeit durch Erpressung. 

18. öffentliche Gewalttätigkeit durch gefährliche 
Drohung. 

19. Mißbrauch der Amtsgewalt. 

20. Verfälschung der öffentlichen Kreditspapiere. 

21. Münz Verfälschung. 

22. Religioiftstörung. 

23. Notzucht. 

24. Schändung. 

25. Andere Verbrechen der Unzucht. 

26. Mord. 

27. Totschlag. 

28. Abtreibung der Leibesfrucht. 

29. Weglegung eines Kindes. 

30. Schwere körperliche Beschädigung. 

31. Zweikampf. 

32. Brandlegung. 

33. Diebstahl. 

34. Veruntreuung. 

35. Raub. 

36. Betrug. 

37. Zweifache Ehe. 

38. Verleumdung. 

39. Den Verbrechern geleisteter Vorschub. 

Siebentes Hauptstück. 

Von den Verbrechen des Hochverrates, der Beleidigung der 

Majestät und der Mitglieder des kaiserlichen Haiises, und 

der Störung der öffentlichen Ruhe. 

Hochverrat. 
§ 58. Das Verbrechen des Hochverrates begeht: 
wer etwas unternimmt, 

a) wodurch die Person des Kaisers an Körper, 

Gesundheit oder Freiheit verletzt oder gefährdet, 

oder eine Verhinderung der Ausübung seiner 

Regierungsrechte bewirkt werden soll; — oder 

LOffler, Strafrecht. I. 5 



Digitized by LjOOQIC 



66 n. Das Strafgr^etzbneh. 

b) was auf eine gewaltsame Veränderung der 
Regierungsform; — oder 

Diesem Falle steht es gleich, wenn jemand ,, etwas unter- 
nimmt, was auf eine gewaltsame Umänderung der Ver- 
fassung des Kelches abzielt" (Art. I der Nov. v. 1862, 
Anhg. 3.) 

c) auf die Lösreißung eines Teiles von dem ein- 
heitlichen Staatsverbande oder Länderumfange 
des Kaisertums Österreich, oder auf Herbei- 
führung oder Vergrößerung einer Gefahr für 
den Staat von außen, oder einer Empörung 
oder eines Bürgerkrieges im Innern angelegt 
wäre; es geschehe solches öffentlich oder im 
Verborgenen, von einzelnen Personen oder in 
Verbindungen, durch Anspinnung, Aufforde- 
rung, Aneiferung, Verleitung durch Wort, 
SchYift, Druckwerke oder bildliche Darstellung, 
Rat oder eigene Tat, mit oder ohne Ergreifung 
der Waffen, durch mitgeteilte zu solchen Zwecken 
leitende Geheimnisse oder Anschläge, durch 
Aufwieglung, Anwerbung, Ausspähung, Unter- 
stützung oder durch was sonst immer für eine 
dahin abzielende Handlung, wenn dieselbe auch 
ohne Erfolg geblieben wäre. — 

[Wenn die vorstehend erwähnten Handlungen 
gegen die Existenz, die Integrität, die Sicherheit oder die 
Verfassung des deutschen Bundes gerichtet werden, so 
sind sie ebenfalls als Hochverrat zu beurteilen und 
zu bestrafen.] 

Prager Friedensvertrag v. 23. Aug. 1866, R.G B. Nr. 103, 
Art. IV. „Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich erkennt 
die Auflösung des bisherigen deutschen Bundes an und gibt 
Seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung Deutschlands 
ohne Beteiligung des österreichischen Kaiserstaates". 

Strafe des Hochverrates. 
§ 59. Wegen dieses Verbrechens ist auf Todes- 
strafe zu erkennen : 

a) gegen jeden, der sich einer der im § 58 , lit. a) 
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bezeichneten Handlungen schuldig gemacht hat, 
wenn diese auch ohne Erfolg geblieben ist; 

b) gegen die Urheber, Anstifter, Rädelsführer und 
alle diejenigen Personen, welche bei einer hoch- 
verräterischen Unternehmung der im § 58; lit. 
b) und c) bezeichneten Arten unmittelbar mit- 
gewirkt haben. — 

Gegen alle diejenigen aber, welche sich bei 
einer solchen Unternehmung auf eine entferntere 
Weise beteiliget haben, ist die Strafe des schweren 
Kerkers von zehn bis zu zwanzig Jahren, bei 
besonderer Gefährlichkeit des ünternehmen-s 
oder des Täters aber die Strafe des lebens- 
langen schweren Kerkers zu verhängen. 
Wurde endlich 

c) durch öffentlich oder vor mehreren Leuten vor- 
gebrachte Reden, durch Druckwerke, verbreitete 
bildliche Darstellung oder Schriften zu einer 
der im § 58 bezeichneten Handlungen aufge- 
fordert, angeeifert oder zu verleiten gesucht, 
und ist diese Einwirkung ohne Zusammenhang 
mit einer anderen verbrecherischen Unter- 
nehmung und ohne Erfolg geblieben (§ 9), so 
ist auf schweren Kerker zwischen zehn und 
zwanzig Jahren zu erkennen. 

Für den Ersatz des durch das Verbrechen des 
Hochverrates dem Staate oder Privatpersonen verur- 
sachten Schadens bleibt jeder Schuldige mit seinem 
ganzen Vermögen verantwortlich. — 

Vgl § 370 St.P.Odg. 

Mitschuld am Hochverrate: 
a) durch Unterlassung der Verhinderung; 
§ 60. Wer eine in den Hochverrat einschlagende 
Unternehmung, die er leicht und ohne Gefahr für 
sich, seine Angehörigen (§ 216), oder diejenigen Per- 
sonen, die unter seinem gesetzlichen Schutze stehen, 
in ihrer weiteren Fortschreitung verhindern konnte, 
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zu verhindern vorsätzlich unterläßt, macht sich des 

Verbrechens mitschuldig, und soll mit schwerem 

Kerker von fünf bis zu zehn Jahren bestraft werden. 

b) durch Unterlassung der Anzeige. 

§ 61. Auch derjenige macht sich des Hochver- 
rates mitschuldig, der eine hochverräterische Unter- 
nehmung oder eine Person, von welcher ihm eine 
solche Unternehmung bekannt ist, der Behörde an- 
zuzeigen vorsätzlich unterläßt, insofern er diese An- 
zeige machen konnte, ohne sich, seine Angehörigen 
(§ 216), oder diejenigen Personen, die unter seinem 
gesetzlichen Schutze stehen, einer Gefahr auszusetzen, 
und wenn nicht aus den Umständen erhellet, daß 
der unterbleibenden Anzeige ungeachtet eine schäd- 
liche Folge nicht mehr zu besorgen ist. Ein solcher 
Mitschuldiger soll ebenfalls mit schwerem Kerker 
von fünf bis zu zehn Jahren bestraft werden. 

Vdg. der Ministerien des Innern und der Justiz v. 27. April 
1854, R G.B.Nr. 107: 

„Seine k k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster 
EntSchliessung v. 27. April 1854 zu verordnen geruht, daß die 
Einfuhr, der Verkehr, das Ansichbringen und die Verbreitung 
von Geldzeichen und Kreditpapieren der revolutionären 
Propaganda, als : M a z z i n i - Losen, K o s s u t h - Dollarnoten usw., 
als Mitschuld an dem Verbrechen des Hochverrates 
anzusehen und zu behandeln ist ; jeder aber, welcher auf eine 
Weise, wodurch weder die Mitschuld an dem Verbrechen des 
Hochverrates, noch ein anderes Verbrechen begründet wird, 
in die Inhabung solcher Papiere gelangt und dieselben nicht 
unverzüglich an die Behörde abliefert, sich durch die unter- 
lassene Ablieferung eines Vergehens schuldig macht, 
worauf strenger Arrest von drei Monaten bis zu einem Jahre, 
und außerdem eine dem Zwanzigfachen des Betrages, worauf 
dieselben lauten, gleichkommende Geldstrafe zu verhängen ist. 

Diejenigen, welche sich bereits im Besitze solcher Papiere 
befinden, werden wegen dieses Besitzes allein zu keiner Strafe 
gezogen werden, wenn sie dieselben längstens bis 1. Juni 1854 
an die Behörde abliefern". 

Straflosigkeit wegen der tätigen Reue 
§ 62. Wer sich in eine auf Hochverrat abzielende 
Verbindung eingelassen, in der Folge aber, durch 
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Reue bewogen, die Mitglieder derselben, ihre Satzungen^ 
Absichten und Unternehmungen der Obrigkeit zu 
einer Zeit, da sie noch geheim waren, und der Schade 
verhindert Wvrden konnte, entdeckt, dem wird die 
gänzliche Stiaflosigkeit und die Geheimhaltung der 
gemachten Anzeige zugesichert. 

Majestätsbeleidigung. 
§ 63. Wer die Ehrfurcht gegen den Kaiser verletzt, 
es geschehe dies durch persönliche Beleidigung, durch 
öffentlich oder vor mehreren Leuten vorgebrachte 
Schmähungen, Lästerungen oder Verspottungen, durch 
Druckwerke, Mitteilung oder Verbreitung von bild- 
lichen Darstellungen oder Schriften, macht sich des 
Verbrechens der Majestätsbeleidigung schuldig und 
ist mit schwerem Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

Beleidigungen der Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses. 

§ 64^ Werden derlei Handlungen, oder tätliche 
Beleidigungen gegen andere Mitglieder des kaiser- 
lichen Hauses vorgenommen, so sind sie, in soferne 
sich darin nicht ein schwerer verpöntes Verbrechen 
darstellt, als Verbrechen mit Kerker von einem bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Aus der Darstellung der Vorgeschichte eines Bechtsf alles 
in der allg. österr. Gerichts-Zeitung v. 1864, S, 118 ff. (Entsch. 
d. Oberst. Ger. H. v. 8. April 1863, Z. 2265, Glaser'sche Samm- 
lung Nr. 1023) ist zu entnehmen, daß das Ministerium des 
kaiserl. Hauses und des Äußern sich dahin geäußert hat, daß 
nach § 1 des (nicht kundgemachten) Allerhöchsten Familien- 
statutes vom 3. Febr. 1839 „eine Frau Erzherzogin . . . zum 
A. h. Erzhause nur in so lange gehört, als sie nicht außer 
dem Erzhause standesmäßig yermählt ist/' und daß in bezug 
auf den konkreten Fall das Ministerium seine Meinung dahin 
ausgesprochen habe, „daß die hohe Frau allerdings in so 
ferneaufgehört habe, einMitglied des durchlauchtigsten 
Erzhauses zu sein, als sie infolge ihrer Vermählung ihre staats- 
rechtlichen Anspräche als Erzherzogin aufgegeben hat, daß 
sie jedoch für ihre Person noch immer in dem Verhältnisse 
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eines Mitgliedes der kaiserlichen Familie stehe und nach § 3 
des Haasgesetzes sämtliche kaiserlichen Familienmitglieder 
das Recht haben, als Prinzen und Prinzessinnen des kaiserl. 
Hauses öffentlich angesehen und behandelt zu werden, somit 
an allen ihnen als solchen gebührenden Rechten, Ehren und 
Vorzügen Anteil zu nehmen'^ 

Störung der öffentlichen Ruhe. 
§ 65* Des Verbrechens der Störung der öffent- 
lichen Ruhe macht sich schuldig, wer öffentlich oder 
vor mehreren Leuten, oder in Druckwerken, ver- 
breiteten Schriften oder bildlichen Darstellungen 

a) zur Verachtung oder zum Hasse wider die Person 
des Kaisers, wider den einheitlichen Staatsverband 
des Kaisertumes, wider die Regierungsform oder 
Staatsverwaltung aufzureizen sucht, oder 

Der Regierungsform ist auch hier gleichgestellt die „Ver- 
fassung des Reiches" durch Art. II der Novelle v. 1862, 
Anhg. 3. 

Vgl. § 300 St.G. und § 11 der kaiserl. Vdg. v. 20. Apr. 
1854, Anhg. 30. 

b) zum Ungehorsam, zur' Auflehnung oder zum 
Widerstände gegen Gesetze, Verordnungen, Er- 
kenntnisse oder Verfügungen der Gerichte oder 
anderer öffentlicher Behörden, oder zur Ver- 
weigerung von Steuern oder für öffentliche 
Zwecke angeordneten Abgaben auffordert, an- 
eifert, oder zu verleiten sucht. 

Des gleichen Verbrechens macht sich auch der- 
jenige schuldig, der 

c) Verbindungen zu stiften, oder andere zur Teil- 
nahme an solchen zu verleiten sucht, oder selbst 
in was immer für einer Weise daran teil nimmt, 
die sich einen der unter lit. a) und b) bezeichneten 
strafbaren Zwecke zur Aufgabe setzen. 

Die Strafe dieses Verbrechens ist schwerer Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren. 

§ 66^ [Wer eine der in dem § 58 bezeichneten 
Handlungen gegen einen deutschen Bundesstaat oder 
gegen ein Oberhaupt eines dieser Staaten begeht. 
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macht sich, insoferne sich darin nicht ein schwerer 
verpöntes Verbrechen darstellt, ebenfalls des Ver- 
brechens der Störung der öffentlichen Ruhe schuldig, 
und ist mit Kerker von einem bis zu fünf Jahren, 
bei erschwerenden Umständen aber mit schwerem 
Kerker von fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.] 

Vgl. oben bei § 58, lit. c. 

Desselben Verbrechens macht sich schuldig und 
ist auf dieselbe Art zu bestrafen, wer eine dieser 
Handlungen gegen einen anderen fremden Staat oder 
gegen dessen Oberhaupt unternimmt, insoferne von 
dessen Gesetzen oder durch besondere Verträge die 
Gegenseitigkeit verbürgt, und im Kaisertume Öster- 
reich gesetzlich kundgemacht ist. 

Der Austausch einer solchen Gegenseitigkeitserklärung 
erfolgte bisher nur mit Bußland (laut Vdg. d. Just. Min. v. 
19. Okt. 1860, R.G.B. Nr. 233; vgl. den bei Manz abgedruckten 
Erlaß des Just. Min. v. 12. Sept 1863, Z. 1322), 

Ausspähung (Spionerie) und andere Einyerständ - 
nisse mit dem Feinde. 

§ 67^ Wer solche Verhältnisse oder Gegenstände, 
welche auf die militärische Verteidigung des Staates 
oder die Operationen der Armee Bezug haben, in der 
Absicht auskundschaftet, um dem Feinde auf was 
immer für eine Weise davon Nachricht zu geben; 
oder wer im Frieden solche Vorkehrungen oder 
Gegenstände, welche auf die Kriegsmacht des Staates 
oder die militärische Verteidigung desselben Beziehung 
haben, und die von dem Staate nicht öffentlich ge- 
troffen oder behandelt werden, in der Absicht aus- 
kundschaftet, um einem fremden Staate davon Nach- 
richt zu geben, macht sich des Verbrechens der Aus- 
spähung (Spionerie) schuldig, [und wird nach den 
hierüber bestehenden besonderen Vorschriften von 
den Militärgerichten untersucht und bestraft.] 

In gleicher Art sind auch andere Einverständnisse 
mit dem Feinde und sonstige Unternehmungen zu 
behandeln, welche beabsichtigen, der kaiserlich-öster- 
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reichischen Armee oder einem mit derselben ver- 
bündeten Heere einen Nachteil, oder dem Feinde 
einen Vorteil zuzuwenden. 

Über Mitschuld an diesem Verbrechen vgl. §213. 

,,Die Untersuchung wegen der Verbrechen der Ausspähung 
und anderer Einverständnisse mit dem Feinde (§ 67 allg. St.Q.), 
der unbefugteu Werbung (§ 92 allg. St.G.) und der Verleitung 
eines Soldaten zur Verletzung militärischer Dienstpflichten 
oder der Hilfeleistung zu militärischen Verbrechen (§ 222 
allg. St.G.) steht in Ansehung der der Zivilgerichtsbarkeit 
unterliegenden Personen den Zivilgerichten zu. 

Die Strafe dieser Verbrechen ist schwerer Kerker in der 
Dauer von einem bis zu fünf Jahren. 

Im Falle einer erfolgten Kriegserklärung oder eines aus- 
gebrochenen Krieges unterstehen auch Zivilpersonen wegen 
dieser Verbrechen der Militärgerichtsbarkeit. Den Tag, an 
welchem diese Erweiterung der Kompetenz eintritt oder aufhört, 
wird der Minister der Justiz bestimmen und amtlich ver- 
öflFentlichen". (§ 7 d. Ges. v. 20. Mai 1869, Nr. 78 R.G.B.) -^ 
Vgl. Art. IX der Novelle v. 1862, Anhg. 3. 

Achtes Hauptstüok. 

Von dem Aufstande und Aufrühre, 

Aufstand. 

§ 68» Die Zusammenrottung mehrerer Personen, 
um der Obrigkeit mit Gewalt Widerstand zu leisten, 
ist das Verbrechen des Aufstandes; die Absicht eines 
solchen Widerstandes mag sein, um etwas zu er- 
zwingen, sich einer aufliegenden Pflicht zu entschlagen, 
eine Anstalt oder die Vollziehung eines öffentlichen 
Befehles zu vereiteln, oder auf was immer für eine 
Art die öffentliche Ruhe zu stören. 

Dabei macht es keinen Unterschied, ob diese 
Gewalttätigkeit gegen einen Richter, eine obrigkeitliche 
Person, einen Beamten, Abgeordneten, Bestellten oder 
Diener einer Staats- oder Gemeindebehörde, gegen 
eine Zivil-, Finanz- oder Militärwache, oder einen 
Gendarmen, oder gegen einen zur Bewachung der 
Wälder aufgestellten, wenn auch in Privatdiensten 
stehenden, jedoch von der zuständigen landesfürstlichea 
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Behörde beeideten Forstbeamten, oder gegen das auf 
solche Weise beeidete Forstaufsichtspersonale, oder 
gegen einen zur Aufsicht auf Staats- oder Privat- 
Eisenbahnen, oder zur Besorgung des Verkehrs auf 
denselben, oder zum Schutze oder Betriebe des Staats- 
Telegraphen Bestellten gerichtet ist^ insofern diese 
Personen in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auf- 
trages, oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienstes 
begrififen sind. 

Vgl. § 101. 

Die BestimmuDgeD des § 68 wurden teils wiederholt, teils 
ergänzt durch eine lange Reihe von Gesetzen und Ver- 
ordnungen, die bei Manz zusammengestellt sind ; zu den in 
§ 68 genannten Personen kommen noch hinzu: 1. Die Notare 
gemäß NotOdg. v. 21. Mai 1855, Nr. 94 R.G.13. § 193 ; „Be- 
leidigungen oder Widersetzlichkeiten gegen die Notare in der 
Ausübung ihrer Amtshandlungen als Gerichtskommissäre 
werden nach den allgemeinen zum Schutze der öffentlichen 
Beamten bestehenden Strafgesetzen behandelt". 2. Die Straßen- 
anfseher und Eiuräumer. 3. Die zum Schutze einzelner Zweige 
der Landeskultur auf Grund von Landesgesetzen aufgestellten 
Wachmänner, wenn sie auch in Priyatdiensten stehen; doch 
müssen sie beeidet sein und das yorgeschriebene Dienstkleid 
oder Dienstzeichen tragen. (Ges. v. 16. Juni 1872, Nr. 84 
R.G.B.) 4. Das beeidete Forstschutz-, Jagdschutz-, Fischerei- 
schutz- und Feldschutzdienstpersonale. 

Vgl. § 7 d. Ges. zum Schutze der Unterseekabel, Anhg. 21. 

§ 69« Jeder macht sich des Aufstandes schuldig, 
der sich der Rottierung, es sei gleich anfänglich, oder 
erst in dem Fortgange, zugesellet. 

Strafe. 

§ 70» Diejenigen, welche bei einem Aufstande 
gegen die zur Stillung der Unruhe herbeikommenden 
obrigkeitlichen Personen oder Wachen in der Wider- 
setzlichkeit beharren, haben schwere Kerkerstrafe von 
fünf bis zehn Jahren, und wenn sie zugleich Auf- 
wiegler oder Rädelsführer sind, von zehn bis zwanzig 
Jahren verwirkt. 

§ 71. Außer dem Falle des vorstehenden Para- 
graphes sind die Aufwiegler und Rädelsführer zu 
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schwerer Kerkerstrafe von fünf bis zehn Jahren, 
die übrigen Mitschuldigen aber nach Maß der Gefähr- 
lichkeit, Schädlichkeit und ihrer Teilnahme auf ein 
bis fünf Jahre zu verurteilen. 

§ 72, Hat sich die Unruhe bei ihrer Entstehung 
ohne weiteren gefährlichen Ausbruch bald wieder ge- 
legt, so ist gegen die Aufwiegler und Rädelsführer 
Kerker zwischen einem und fünf Jahren, gegen die 
übrigen Schuldigen aber zwischen sechs Monaten und 
einem Jahre zu verhängen. 

A u f r o h r. 

§ 73* Wenn es bei einer, aus was immer für 
einer Veranlassung entstandenen, Zusammenrottung 
durch die Widerspenstigkeit gegen die von der Be- 
hörde vorausgegangene Abmahnung und durch die 
Vereinigung wirklich gewaltsamer Mittel so weit 
kommt, daß zur Herstellung der Ruhe und Ordnung 
eine außerordentliche Gewalt angewendet werden muß, 
so ist Aufruhr vorhanden, und jeder macht sich des 
Verbrechens schuldig, der an einer solchen Rottierung 
teil nimmt. 

Strafe: 
a) im Falle des Standrechtes; 

§ 74» Wenn dem Aufrühre durch Standrecht 
Einhalt geschehen muß, so hat die Todesstrafe nach 
den im Gesetze über das Verfahren enthaltenen Vor- 
schriften statt. 

Vgl. §§ 437 ff. St.P.O. 

b) außer dem Standrechte. 

§ 75* Außer dem Falle des Standrechtes sollen 
die Aufwiegler und Rädelsführer zu schwerer Kerker- 
strafe von zehn bis zwanzig Jahren und bei sehr 
hohem Grade der Bosheit und Gefährlichkeit des 
Anschlages auf lebenslang verurteilt werden. 

Die übrigen Mitschuldigen sollen mit schwerem 
Kerker von einem bis fünf Jahren, bei höherem 
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Grade der Bosheit und Teilnahme aber von fünf bis 
zu zehn Jahren bestraft werden. 

Neuntes Hauptstüok. 

Von öffentlicher Gewalttätigkeit 

Öffentliche Gewalttätigkeit: 
a) durch gewaltsames Handeln gegen eine yon der Regierung 
zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten berufene Ver- 
sammlung, gegen ein Gericht oder eine andere öffentliche 
Behörde. 

§ 76. Das Verbrechen der öffentlichen Gewalt- 
tätigkeit wird in folgenden Fällen begangen: 

Erster Fall. Wenn jemand für sich allein, 
oder in Verbindung mit anderen, eine von der Re- 
f^ierung zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten 
berufene Versammlung, ein Gericht, oder eine andere 
öffentliche Behörde in ihrem Zusammentritte, Bestände 
oder in ihrer Wirksamkeit gewalttätig stört oder 
hindert, oder auf ihre Beschlüsse durch gefährliche 
Bedrohung einzuwirken sucht, insoferne die Handlung 
sich nicht als ein anderes schwereres Verbrechen dar- 
stellt. 

Strafe. 

§ 77» Dieses Verbrechen soll mit schwerem 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren, und bei be- 
sonders erschwerenden Umständen bis zu zehn Jahren 
bestraft werden. 

b) durch gewaltsames Handeln gegen gesetzlich anerkannte 
Körperschaften oder gegen Versammlungen, die unter Mit- 
wirkung oder Aufsicht einer öffentlichen Behörde gehalten 
werden. 

§ 78» Zweiter Fall. Eben dieses Verbrechens 
macht sich derjenige schuldig, welcher die im § 76 
bezeichneten Handlungen gegen gesetzlich anerkannte 
Körperschaften oder gegen Versammlungen begeht, 
die unter Mitwirkung oder Aufsicht einer öffentlichen 
Behörde gehalten werden. 
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Strafe. 

§ 79^ Dieses Verbrechen soll mit schwerem Kerker 
von sechs Monaten bis zn einem Jahre, und bei 
besonders erschwerenden Umständen bis zu fünf 
Jahren bestraft werden. 

§ 80* Wurde zu einer der in den §§ 76 und 78 
bezeichneten Handlungen durch öffentlich, oder vor 
mehreren Leuten vorgebrachte Reden, oder durch 
Druckwerke, verbreitete bildliche Darstellungen oder 
Schriften aufgefordert, angeeifert oder zu verleiten 
versucht, und ist diese Einwirkung ohne Zusammen- 
hang mit einer anderen verbrecherischen Unternehmung 
gestanden, und ohne Erfolg geblieben (§ 9j, so ist 
in den Fällen des § 76 auf Kerker von einem bis 
zu fünf Jahren, in den Fällen des § 78 aber von 
sechs Monaten bis zu einem Jahr zu erkennen. 

c) durch gewaltsame HandanleguDg oder gefährliche Drohung 
gegen obrigkeitliche Personen in Amtssachen. 

§ 81. Dritter Fall. Wenn jemand für sich 
allein, oder auch, wenn mehrere, jedoch ohne Zu- 
sammenrottung, sich einer der im § 68 genannten 
Personen in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auf- 
trages, oder in der Ausübung ihres Amtes oder 
Dienstes in der Absicht, um diese Vollziehung zu 
vereiteln, mit gefährlicher Drohung oder wirk- 
licher gewaltsamer Handanlegung, obgleich ohne 
Waffen und Verwundung, widersetzt; oder eine dieser 
Handlungen begeht, um eine Amtshandlung oder 
Dienstes Verrichtung zu erzwingen. 

Vgl. §§ 68, 73, 279, 280, 312, 314. 

Strafe. 
§ 82. Ein solcher Verbrecher ist mit schwerem 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre; wäre 
aber der Widerstand mit Waffen geschehen oder mit 
einer Beschädigung oder Verwundung begleitet, oder 
um eine Amtshandlung oder Dien st Verrichtung zu er- 
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zwingen, begangen worden, von einem bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

d) darch gewaltsamen Einfall in fremdes unbewegliches Gut. 

§ 83, Vierter Fall. Wenn mit Übergehung 
der Obrigkeit, der ruhige Besitz von Grund und 
Boden, oder der darauf sich beziehenden Rechte eines 
anderen, mit gesammelten mehreren Leuten, durch 
einen gewaltsamen Einfall gestöret; oder, wenn auch 
ohne Gehilfen in das Haus, oder die Wohnung eines 
andern bewaffnet eingedrungen, und daselbst an dessen 
Person, oder an dessen Hausleuten, Habe und Gut, 
Gewalt ausgeübt wird; es geschehe solches, um sich 
wegen eines vermeinten Unrechtes Hache zu ver- 
schaffen, ein angesprochenes Recht durchzusetzen, ein 
Versprechen oder Beweismittel abzunötigen, oder sonst 
eine Gehässigkeit zu befriedigen. 

Vgl. § 4 Ges. z. Schutze d. Hausrechts o. S. 14. 

Strafe. 

§ 84. Der Urheber einer solchen Gewalttätigkeit 
unterliegt der Strafe des schweren Kerkers von einem 
bis auf fünf Jahre. Diejenigen, die sich als Mit- 
helfer haben brauchen lassen, sollen mit Kerker von 
sechs Monaten bis auf ein Jahr bestrafet werden, 

e) durch boshafte Beschädigung fremden Eigentumes. 

§85. Fünfter Fall. Andere boshafte Be- 
schädigungen eines fremden Eigentumes sind als Ver- 
brechen der öffentlichen Gewalttätigkeit anzusehen, 
wenn entweder: 

a) der Schade, welcher entstanden, oder in dem 
Vorsatze des Täters gelegen ist, fünfundzwanzig 
Gulden übersteigt; oder wenn, ohne Rücksicht 
auf die Größe des Schadens, 

b) daraus eine Gefahr für das Leben, die Gesund- 
heit, körperliche Sicherheit von Menschen, oder 
in größerer Ausdehnung für fremdes Eigentum 
entstehen kann; oder 
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c) die boshafte Beschädigung an Eisenbahnen, 
diese mögen mit oder ohne Dampfkraft be- 
trieben werden, oder an den dazu gehörigen 
Anlagen, Beförderungsmitteln, Maschinen, Ge- 
rätschaften oder anderen zum Betriebe derselben 
dienenden Gegenständen, oder an Dampfschiffen, 
Dampfmaschinen, Dampfkesseln, Wasserwerken, 
Brücken, Vorrichtungen in Bergwerken oder 
überhaupt unter besonders gefährlichen Ver- 
hältnissen verübt worden ist. 
Vgl. das Sprengstoffgesetz, Aohg. 20, feroer die §§ 306* 

315, 317, 318, 319, 468, 337, 432 St,G.; § 59 ff. des Forstges. 

Anhg. 31 ; und betr. d. Unterseekabel Anhg. 21. 

Strafe. 

§ 86. Die Strafe dieses Verbrechens ist im Falle 
der lit. a) des vorigen Paragraphes schwerer Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre; im Falle der 
lit. b) und c) aber schwerer Kerker von einem bis zu 
fünf und nach der Größe der Bosheit und Gefahr 
auch bis zu zehn Jahren. 

Wenn aber aus der Beschädigung wirklich ein 
Unfall für die Gesundheit, körperliche Sicherheit, oder 
in größerer Ausdehnung für das Eigentum anderer 
entstanden ist, so sollen die Schuldigen mit schwerem 
Kerker von zehn bis zu zwanzig Jahren, bei besonders 
erschwerenden Umständen mit lebenslangem schweren 
Kerker bestraft werden. Hatte endlich eine solche 
Beschädigung den Tod eines Menschen zur Folge, 
und konnte dieses von dem Täter vorhergesehen 
werden, so soll derselbe mit dem Tode bestraft werden. 

f) durch boshafte Handlungen oder Unterlassungen unter be- 
sonders gefährlichen Verhältnissen. 

§ 87. Sechster Fall. Eben dieses Verbrechens 
macht sich auch derjenige schuldig, welcher durch was 
immer für eine andere aus Bosheit unternommene 
Handlung oder durch die geflissentliche Außeracht- 
lassung der ihm, bei dem Betriebe von Eisenbahnen 
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oder von den im § 85, lit. c) bezeichneten Werken 
oder Unternehmungen obliegenden Verpflichtung eine 
der im § 85, lit. b) bezeichneten Gefahren herbeiführt. 
Strafe. 
§ 88. Die Strafe dieses Verbrechens ist schwerer 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren, nach der 
Größe der Bosheit und Gefahr auch bis zu zehn 
Jahren. — Tritt jedoch einer der im § 86 erwähnten 
weiteren Erschwerungsumstände ein, so sind die hie- 
für ebenda festgesetzten höheren Strafen in An- 
wendung zu bringen. 

g) durch boshafte Beschädigungen oder Störungen am Staats- 
Telegraphen. 

§89. SiebenterFall. Boshafte Beschädigungen 
irgend eines Bestandteiles des Staats-Telegraphen und 
jede absichtliche Störung des Betriebes, sowie jeder 
vorsätzliche Mißbrauch dieser Staatsanstalt, sind, ohne 
Rücksicht auf den Betrag des Schadens, als Ver- 
brechen der öffentlichen Gewalttätigkeit, mit -schwerem 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre und 
bei besonders wichtigem Schaden oder besonderer 
Bosheit, von einem bis zu fünf Jahren zu be- 
strafen. 

Nach § 1 der Vdg. des Handelsmin. v. 7. Okt. 1887, 
Nr. 117 R.Q.B., bilden die von der Post- und Telegraphen- 
.verwaltung im unmittelbaren Anschluß an ein Staatstele- 
graphenamt hergestellten Telephonanlagen eine Fortsetzung 
des Staatstelegraphen und sind als solche Eigentum des 
Staates. 

Vgl. das Ges. v. 30. März 1888 z. Schutze der Untersee- 
kabel, Anhg 21, bes. § 4. 

h) durch Menschenraub. 
§90. Achter Fall. Wenn jemand ohne Vor- 
wissen und Einwilligung, der rechtmäßigen Obrigkeit 
sich eines Menschen^^mit List oder Gewalt bemächtiget 
um ihn wider seinen Willen in eine auswärtige Ge- 
walt zu überliefern. 
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Strafe. 
§ 91. Auf dieses Verbrechen ist zur Strafe 
schwerer Kerker von fünf bis zehn Jahren zu ver- 
hängen, welcher jedoch, wenn der Mißhandelte einer 
Gefahr am Leben, oder an Wiedererlangung der 
Freiheit ausgesetzt worden, bis auf zwanzig Jahre 
verlängert werden kann. 

Behandlung unbefugter Werber. 

§ 92. Wer ohne besondere Bewilligung der Re- 
gierung für andere, als kaiserlich-österreichische Kriegs- 
dienste wirbt, oder zur Zeit des Krieges Soldaten oder 
zum Militärkörper gehörige Dienstmänner auch nur 
zur Ansiedlung für fremde Länder wirbt, oder zu 
solcher Zeit sich des Menschenraubes schuldig macht, 
um anderen als kaiserlich-österreichischen Truppen 
Rekruten, oder einem fremden Staate zum Militär- 
körper gehörige Personen als Ansiedler zuzuführen, 
macht sich des Verbrechens der unbefugten Werbung 
schuldig [und wird nach den hierüber bestehenden 
besonderen Vorschriften von den Militärgerichten 
untersucht und bestraft]. 

Vgl. § 7 d. Ges. V. 20. Mai 1869, Nr. 79 R.G.B., abgedruckt 
oben zu § 67; und wegen der Mitschuld an diesem Ver- 
brechen § 213. 

i) durch unbefugte Einschränkung der persönlichen Freiheit 
eines Menschen. 

§ 93. Neunter Fall. Wenn jemand einen 
Menschen, über welchen ihm vermöge der Gesetze 
keine Gewalt zusteht, und welchen er weder als einen 
Verbrecher zu erkennen, noch als einen schädlichen 
oder gefährlichen Menschen mit Grund anzusehen 
Anlaß hat, eigenmächtig verschlossen hält, oder auf 
was immer für eine Art an dem Gebrauche seiner per- 
sönlichen Freiheit hindert; oder, wenn jemand, auch 
bei einer gegründet scheinenden Ursache der unter- 
nommenen Anhaltung, die Anzeige darüber sogleich der 
ordentlichen Obrigkeit zu tun geflissentlich unterläßt. 
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Vgl. § 6 des Ges. v. 27. Okt 1862, R.G.B. Nr. 87 zum 
Schutze der persönlichen Freiheit. S. 11. Das Ges. v. 7. Mai 
1874, R.G.B Nr. 50 (zur Regelung der äußeren Rechtsverhält- 
nisse der kath. Kirche) bestimmt in § 19: „Bei Handhabung 
der kirchlichen Amtsgewalt darf kein äußerer Zwang aus- 
geübt werden". Priester und Regularen dürfen in geistlichen 
Korrektionsaostalten oder sonst in Haft nur solange gehalten 
werden, als sie sich der Disziplinargewalt freiwillig fügen 
(Vdgn. V. 7. Juni u. v. 7. Aug. 1869, R.G.B. Nr. 134 und 135.) 

Strafe. 

§ 94. Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre. Hätte die 
Anhaltung über drei Tage gedauert, oder der Ange- 
haltene einen Schaden, oder nebst der entzogenen 
Freiheit noch anderes Ungemach zu leiden gehabt; 
so soll auf ein- bis fünfjährigen schweren Kerker 
erkannt werden. 

k) durch Behandlung eines Menschen als Sklaven. 

§ 95. Zehnter Fall. Da in dem Kaisertume 
Österreich die Sklaverei und die Ausübung einer 
hierauf sich beziehenden Macht nicht gestattet, und 
jeder Sklave in dem Augenblicke frei wird, wenn er 
das kaiserlich-österreichische Gebiet oder auch nur 
ein österreichisches Schiff betritt, und ebenso auch im 
Auslande seine Freiheit in dem Augenblicke erlangt, 
in welchem er unter was immer für einem Titel an 
einen Untertan des österreichischen Kaisertumes als 
Sklave überlassen wird, so begeht jedermann, welcher 
einen an sich gebrachten Sklaven an dem Gebrauche 
seiner persönlichen Freiheit hindert, oder im In- oder 
Auslande als Sklaven wieder weiter veräußert, und 
jeder Schiffskapitän, welcher auch nur die Verfrachtung 
eines oder mehrerer Sklaven übernimmt, oder einen auf 
das österreichische Schiff gekommenen Sklaven an dem 
Gebrauche der dadurch erlangten persönlichen Frei- 
heit hindert, oder durch andere hindern läßt, das 
Verbrechen der öffentlichen Gewalttätigkeit und wird 
mit schwerem Kerker von einem bis fünf Jahren bestraft. 

LOffler, strafrecht. I. 6 



Digitized by LjOOQiC 



82 II* Bas Sttfafgesetzbaeh. 

Würde aber der Kapitän eines österreichischen 
Schiffes oder ein anderer östei reich ischer Untertan 
einen fortgesetzten Verkehr mit Sklaven treiben, so 
wird die schwere Kerkerstrafe auf zehn und unter 
besonders erschwerenden Umständen bis auf zwanzig 
Jahre ausgedehnt. 

Mitschuld an diesem Verbrechen: §213. 

Vgl. § 16 a. b, G.B. — Der § 95 St.G. wiederholt die Be- 
stimmungen des Hfd. V. 19. Aug. 1826, J.G.S. Nr. 2215; hier 
wie dort wird in der Wirkung des Betretens eines österr. 
Schiffes kein Unterschied gemacht zwischen Staats- und Priyat- 
schiffen, zwischen hoher See und Territorialgewässer. Der 
völkerrechtliche Grundsatz, daß Handelsschiffe in fremdem 
Territorialgewässer der fremden Staatshoheit unterliegen, ist 
dagegen ausdrücklich anerkannt im Editto politico di navi- 
gazione yom 25. April 1774, Art. II, § 20 f. „'E suprema nostra 
volonte, e serio comando, che i capitani, o padroni de' 
bastimenti mercantili esistenti in porti alieni, si 
sottomettano . . . alle leggi, consuetudini ed ordinanze di quel 
porto e principe ....'' („.... daß die Kapitäne oder 
Patrone der Handelsschiff e, die sich in fremden Häfen 
befinden, sich den Gesetzen, Gewohnheiten und Anord- 
nungen jenes Hafens und beziehungsweise jenes Fürsten unter- 
werfen"). 

Die Art. V, XIX und LXXXIX der Generalakte der 
Brüsseler Antisklaverei-Konferenz v. 2. Juli 1890, R.G.B. ex 
1892 Nr. 63, enthalten lediglich völkerrechtliche Verpflichtungen 
Oesterreichs^ dem Sklavenhandel mit Strafgesetzen bestimmten 
Inhaltes entgegenzutreten; sie werden also ganz mit Unrecht 
als Quelle des österr. Strafrechtes angegeben. 

1) durch Entführung. 
§96. Elfter Fall. Wenn eine Frauensperson 
in einer, sei es auf Heirat oder Unzucht gerichteten 
Absicht, wider ihren Willen mit Gewalt oder List 
entführt; oder, wenn eine verheiratete Frauensperson, 
obgleich mit ihrem Willen, dem Ehegatten ; wenn ein 
Kind seinen Eltern; ein Mündel seinem Vormunde 
oder Versorger mit List oder Gewalt entführt wird, 
die Absicht des Unternehmens mag erreicht worden 
sein, oder nicht 
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Strafe. 
§ 97. Die Strafe der Entführung wider Willen 
der entführten Person, oder der Entführung einer 
Person, die noch nicht das vierzehnte Lebenjsahr 
zurückgelegt hat, ist schwerer Kerker von fünf bis 
zu zehn Jahren, nach Maß der angewandten Mittel 
und des beabsichtigten oder erfolgten Übels. — Ist 
aber die entführte Person wenigstens schon vierzehn 
Jahre alt gewesen und ihre Einwilligung beigetreten, 
so soll schwerer Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre verhängt werden. 

m) durch Erpressung. 
§98. Zwölfter Fall. Des Verbrechens der 
öffentlichen Gewalttätigkeit durch Erpressung macht 
sich schuldig, wer 

a) einer Person wirklich Gewalt antut, um sie zu 
einer Leistung, Duldung oder Unterlassung zu 
zwingen, in soferne sich seine Handlung nicht 
als ein schwerer verpöntes Verbrechen darstellt. 

Unter derselben Voraussetzung begeht eben dieses 
Verbrechen derjenige, der 

b) mittelbar oder unmittelbar, schriftlich oder münd- 
lich, oder auf andere Art, mit oder ohne An- 
gabe seines Namens, jemanden mit einer Ver- 
letzung an Körper, Freiheit, Ehre oder Eigentum 
in der Absicht bedroht, um von dem Bedrohten 
eine Leistung, Duldung oder Unterlassung zu 
erzwingen, wenn die Drohung geeignet ist, dem 
Bedrohten mit Rücksicht auf die Verhältnisse 
und die persönliche Beschaffenheit desselben, 
oder auf die Wichtigkeit des angedrohten Übels 
gegründete Besorgnisse einzuflösen ; ohne Unter- 
schied, ob die erwähnten Übel gegen den Be- 
drohten selbst, dessen Familie und Verwandte, 
oder gegen andere unter seinen Schutz gestellte 
Personen gerichtet sind, und ob die Drohung 
einen Erfolg gehabt hat oder nicht. 
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VgL § 3 d. Koalitionsges. Anhg. 11, femer §§ 68, 76, 78, 
81, 83, 93, 190. 

d) durch gefährliche Drohung. 

§99. Dreizehnter Fall. Wer die im §98 
bezeichnete und auf die dort angegebene Art zur Er- 
regung gegründeter Besorgnisse geeignete Drohung 
bloß in der Absicht anwendet, um einzelne Personen, 
Gemeinden oder Bezirke in Furcht und Unruhe zu 
versetzen, begeht das Verbrechen der öffentlichen Ge- 
walttätigkeit durch gefährliche Drohung. 

Vgl. § 308. 

Strafe der vorstehenden zwei Verbrechen. 

§ 100. Die Strafe der vorstehenden zwei, in den 
§§ 98 und 99 bezeichneten Verbrechen ist schwerer 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

Unter erschwerenden Umständen, insbesondere, 
wenn durch die zugefügte Gewalt oder gefährliche 
Bedrohung der Mißhandelte durch längere Zeit in 
einen qualvollen Zustand versetzt worden ist; — wenn 
mit Mord oder Brandlegung gedroht wh-d; — wenn 
die angedrohte Beschädigung den Betrag von tausend 
Gulden, oder der Schade, welcher aus der zu er- 
zwingenden Leistung, Duldung oder Unterlassung 
hervorgehen würde, den Betrag von dreihundert Gulden 
übersteigt; — wenn die Drohung gegen ganze Ge- 
meinden oder Bezirke gerichtet wäre, so ist die Strafe 
mit schwerem Kerker von einem bis zu fünf Jahren 
auszumessen 

Zehntes Hauptstüok. 

Von dem Missbrauche der Amtsgewalt 

Mißbrauch der Amtsgewalt. 

§ 101. Jeder Staats- oder Gemeindebeamte, welcher 

in dem Amte, in dem er verpflichtet ist, von der ihm 

anvertrauten Gewalt, um jemanden, sei es der Staat, 

eine Gremeinde oder eine andere Person, Schaden zu- 
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zufügen, was immer für eitie]i Mißbrauch macht, be- 
geht durch einen solchen Mißbrauch ein Verbrechen; 
er mag sich durch Eigennutz, oder sonst durch Leiden- 
schaft oder Nebenabsicht dazu haben verleiten lassen. 
Als Beamter ist derjenige anzusehen, welcher ver- 
möge unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auf- 
trages, mit oder ohne Beeidigung, Geschäfte der Re- 
gierung zu besorgen verpflichtet ist. 

Besondere Fälle. 
§ 102. Unter solchen Umständen begeht dieses 
Verbrechen insbesondere: 

a) ein Richter, Staatsanwalt oder anderer obrig- 
keitlicher, wie auch sonst jeder in Pflichten 
stehende Beamte, der sich von gesetzmäßiger 
Erfüllung seiner Amtspflicht abwenden läßt; 

Vgl. § 287 lit. g St.G. 

b) jeder Beamte, der in Amtssachen, daher auch ein 
Notar, der bei Aufnahme oder Ausfertigung einer 
Notariats-Urkunde eine Unwahrheit bezeugt; 

Vgl. § 44 Tiers. Ges. Anhg. 16. 

c) der em ihm anvertrautes Amtsgeheimnis gefähr- 

licher Weise eröffnet; der eine seiner Amtsauf- 
sicht anvertraute Urkunde vernichtet, oder je- 
manden pflichtwidrig mitteilt; 
Vgl. § 16 Gewerbeinspekt. G., Anhg. 19, und § 246, al. 1, 
Personalsteuerges., Anhg. 25. 

d) ein Advokat oder anderer beeideter Sachwalter, 
der zum Schaden seiner Partei dem Gegenteile 
in Verfassung der Rechtsschriften oder sonst 
mit Rat und Tat behilflich ist. 
Weitere Fälle: 1. Gem. § 6 des Ges. z Schutze der persön- 
lichen Freiheit, o. S. 11. 2. Gem. § 4 des Ges. zum Schatze 
des Hausrechtes, o. S. 14. 

Vgl. § 7 Pestpatent, Anhg 6. 

Strafe. 
§ 103. Die Strafe dieses Verbrechens ist schwerer 
Kerker von einem bis auf fünf Jahre. Nach der 



Digitized by LjOOQiC 



86 n. Bas Strafgesetzbuch. 

Größe der Bosheit und des Schadens kann derselbe 
auch bis auf zehn Jahre verlängert werden. 

GeschenkaDnahme in AmtssacheD. 

§ 104. Ein Beamter, der bei Verwaltung der 
Gerechtigkeit, bei Dienst Verleihungen , oder bei Ent- 
scheidungen über öffentliche Angelegenheiten zwar 
sein Amt nach Pflicht ausübt, aber, um es auszuüben, 
ein Geschenk unmittelbar oder mittelbar annimmt, 
oder sonst sich daher einen Vorteil zuwendet, oder 
versprechen läßt; ingleichen, welcher dadurch über- 
haupt bei Führung seiner Amtsgeschäfte sich zu einer 
Parteilichkeit verleiten läßt, soll mit Kerker zwischen 
sechs Monaten und einem Jahre bestraft werden. Auch 
hat er das erhaltene Geschenk, oder dessen Wert, 
zum Armenfonde des Ortes, wo er das Verbrechen 
begangen hat, zu erlegen. 

Vgl. M.Vdg. V. 3. April 1859, Nr. 52 R.G.B., abgedruckt 
zu § 224. 

Verleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt. 

§ 105. Wer durch Geschenke einen Zivil- oder 
Strafrichter, einen Staatsanwalt, oder in Fällen einer 
Dienstverleihung, oder einer Entscheidung öffentlicher 
Angelegenheiten was immer für einen Beamten zu 
einer Parteilichkeit oder zur Verletzung der Amts- 
pflicht zu verleiten sucht, macht sich eines Ver- 
brechens schuldig; die Absicht mag auf seinen eigenen, 
oder eines Dritten Vorteil gerichtet sein, sie mag ihm 
gelingen oder nicht. 

Die Strafe einer solchen Verleitung ist Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre; bei großer 
Arglist oder wirklich verursachtem erheblichen Schaden 
schwerer Kerker von einem bis zu fünf Jahren. Außer- 
dem ist das angetragene oder wirklich gegebene G^e- 
schenk zum Armenfonde des Ortes zu erlegen. 

Vgl. §311. 
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Elftes Hauptstüok, 
Von der Verfälschung der öffentlichen Kreditspapiere, 
I. NaohmachuDg der öffentlichen Kreditspapiere. 
§ 106. Das Verbrechen der Verfälschung öffent- 
licher Kreditspapiere begeht, wer öffentliche Kredits- 
papiere, die als Münze gelten, oder die von einer 
öffentlichen Kasse ausgestellten, die Zahlung eines 
Kapitales oder einer jährlichen Rente zusichernden, 
Schuldverschreibungen, oder die zu denselben gehörigen 
Coupons oder Talons nachmacht. Dabei macht es 
keinen Unterschied, ob das nachgemachte Kredits- 
papier ein inländisches oder ein unter was immer für 
einer Benennung ausgefertigtes ausländisches Kredits- 
papier; ob dasselbe zur Täuschung geeignet oder nicht 
geeignet ist; ob es schon ausgegeben wurde und ein 
Nachteil erfolgt ist oder nicht. 

iDie von der privilegierten österreichischen National- 
: ausgefertigten Noten und Aktien], sowie die von 
einer in ländischen, von der Behörde genehmigten, öffent- 
lichen Kreditsanstalt ausgestellten Schuldverschrei- 
bungen, und die dazu gehörigen Coupons und Talons 
werden den öffentlichen Kreditspapieren gleichgehalten. 
Vgl. Art. 94 des Statutes der österr.-ung. Bank, unten 
Anhang 15; und § 325 St.G. — Das durch § 79 lit. c des Pat. 
V. 3. Nov. 1841, J.G.S.Nr.569 der galizisch-ständischen Kredits- 
anstalt (jetzt galizischer Boden-Kredit-Verein) verliehene 
Privileg geht derzeit in § 106 al. 2 St.G. ganz auf. 

Mitschuldige dieses Verbrechens. 
§ 107. Mitschuldiger dieses Verbrechens ist, wer 
die bei öffentlichen Kreditspapieren gewöhnlichen 
Wappen nachsticht, Papier, Stempel, Matritzen, Buch- 
staben, Pressen oder was immer zur Hervorbringung 
falscher Kreditspapiere dienen kann, obgleich nur in 
einem einzelnen Stücke verfertigt und zum Vorschübe 
der Nachmachung wissentlich überliefert, oder auf was 
immer für eine Art zur Nachmachung mitwirket, wenn- 
gleich seine Mitwirkung ohne Erfolg geblieben wäre. 
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Strafe. 

a) der Nachmachung der als Münze geltenden öffentlichen 
Kreditspapiere. 

aa) der vollbrachten Naohmaohung. 

§ 108* Wenn ein als Münze geltendes öffent- 
liches Kreditspapier wirklich verfertiget worden und 
die Verfertigung mit Werkzeugen geschehen ist, welche 
die Vervielfältigung dieser Papiere erleichtern, so ist 
der Nachinacher sowohl, als jeder Mitschuldige zu 
lebenslangem schweren Kerker; — wenn aber die 
Nachmachung mit der Feder oder mit anderen Werk- 
zeugen, als jenen der erwähnten Art, stattgefunden 
hat, zu schwerem Kerker von zehn bis zu zwanzig 
Jahren zu verurteilen. 

bb) der Teilnehmer. 

§ 109. Eben diese Strafen sind auch gegen den 
Teilnehmer zu verhängen, welcher im Einverstandnisse 
mit dem Nachmacher, einem Mitschuldigen oder mit 
anderen Teilnehmern derlei nachgemachte öffentliche 
Kreditspapiere ausgegeben hat, mag nun dieses Ein- 
verständnis vor, während oder nach der Nachmachung 
getroffen worden sein. 

Vgl. § 201, lit. a. 

cc) der versuchten Nachmachung. 
§ 110. Ist die Nachmachung der als Münze 
geltenden öffentlichen Kreditspapiere zwar versucht, 
aber nicht vollbracht worden, so soll jeder, welcher 
hierzu mitgewirkt hat, wenn der Versuch (§ 8) mit 
Werkzeugen stattgefunden hat, welche die Verviel- 
fältigung erleichtern, mit schwerem Kerker von fünf 
bis zehn Jahren, bei besonderer Grefährlichkeit von 
zehn bis zwanzig Jahren; — außerdem aber mit 
schwerem Kerker von einem bis fünf, und bei 
besonders erschwerenden Umständen von fünf bis 
zehn Jahren bestraft werden« 
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b) der NaohmachuDg der öffentlichen Schuldverschreibungen. 
aa) der vollbrachten Nachmachung. 

§ lll» Wenn eine von einer öffentliohen Kasse 
ausgestellte Schuldverschreibung wirklich verfertiget 
worden und die Verfertigung mit Werkzeugen ge- 
schehen ist, welche die Vervielfältigung dieser Papiere 
erleichtern, so ist der Nachmacher sowohl, als jeder 
Mitschuldige zu zehn- bis zwanzigjährigem; — wenn 
aber die Nachmachung mit der Feder oder mit anderen 
Werkzeugen als jenen der erwähnten Art stattgefunden 
hat, zu fünf- bis zehnjährigem schweren Kerker zu 
verurteilen. 

bb) der Teilnehmer. 

§ 112. Gleiche Strafen haben den Teilnehmer 
zu treffen, welcher einverständlich (§ 109) derlei nach- 
gemachte öffentliche Kreditspapiere ausgegeben hat. 

Vgl. § 201, lit. a. 

cc) der versuchten Nachmachung. 

§ 113. Ist die Nachmachung von solchen Kredits- 
papieren zwar versucht, aber nicht vollbracht worden, 
so ist jeder, welcher hierzu mitgewirkt hat, wenn der 
Versuch (§ 8) mit Werkzeugen stattgefunden hat, 
welche die Vervielfältigung erleichtern, mit schwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren ; — außerdem aber 
mit schwerem Kerker von einem bis fünf Jahren zu 
bestrafen. 

II. Abänderung der öffentlichen Kreditspapiere. 

§ 114* Der Verfälschung der öffentlichen Kredits- 
papiere ist auch derjenige schuldig; welcher 

a) dergleichen (§ 1 06) echte Papiere in eine höhere 
Summe, als für welche sie ursprünglich aus- 
gestellt gewesen sind; oder 

b) in solchen Papieren die Nummern oder andere 
Teile des Inhaltes derselben abändert, oder dazu 
Hilfe leistet 
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Strafe: 
a) der Haupt- und Mitsohnldigen. 
§ 115. Ein solcher Verbrecher soll mit schwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren, und ist die Ver- 
fälschung zwar versucht, aber nicht vollbracht worden, 
von einem bis fünf Jahren bestraft werden. 

b) der Teilnehmer. 

§ 116. Wer einverständlich (§ 109) mit dem 
Verfälscher, einem Mitschuldigen oder einem anderen 
Teilnehmer die fälschlich abgeänderten öffentlichen 
Kreditspapiere ausgegeben hat, ist mit schwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren zu bestrafen. 

Vgl. § 201, lit. a. 

Besonderer Ersohwerungsumstand. 

§ 117. Bei der Strafbemessung wegen Nach- 
machung oder Abänderung von öffentlichen Schuld- 
verschreibungen, welche auf Überbringer lauten, ist 
diese Beschaffenheit der öffentlichen Schuldverschrei- 
bungen als ein Erschwerungsumstand zu betrachten. 

Zwölftes Haup^tstüok. 
Von der Münzverfälschung, 
Münz Verfälschung. 
§ 118» Das Verbrechen der Münzverfälschung be- 
geht derjenige: 

a) der unbefugt nach einem, wo immer im Umlaufe 
gangbaren Gepräge Münze schlägt, obschon 
Schrott und Korn der echten Münze gleich, 
oder noch hältiger wäre; 

b) der nach einem, wo immer gangbaren Gepräge 
entweder aus echtem Metalle geringhaltigere, 
oder aus geringschätzigerem Metalle unechte 
Münze schlägt, oder sonst falscher Münze das 
Ansehen echten Geldes gibt; 

c) der echte Stücke Geldes auf was immer für eine 
Art in ihrem inneren Werte und Gehalte, nach 
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welchem sie gemünzet worden, yerringert, oder 
ihnen die Gestalt von Stücken höheren Wertes 
zu geben sucht; 
d) der Werkzeuge zur falschen Münzung herbei- 
schafft oder auf was sonst immer für eine Art 
zur Verfälschung mitwirkt 

Vgl. §§ 325, 326, 329. — Art. 7 d. Staatsgrundges. ü. 
d. Eegiemngs- u. VoUzugsgewalt, o. S. 26. 

Strafe. 
§ 119* Die Strafe dieses Verbrechens ist schwerßr 
Kerker von fünf bis zehn Jahren; wenn aber be- 
sondere Gefährlichkeit oder großer Schade dazu kommt, 
von zehn bis zwanzig Jahren. Nur dann, wenn die 
Verfälschung sich für jedermann kennbar darstellet, 
oder, wenn die unbefugt geprägte Münze der echten 
an Schrott und Korn gleich ist, kann die Strafe 
zwischen einem und fünf Jahren ausgemessen werden. 

Teilnahme an der Münzverfälsohung. 

§ 120» Als Teilnehmer an der Münzverfälschung 
begeht ein Verbrechen, wer verfälschtes Geld im Ein- 
verständnisse (§ 109) mit demjenigen, der die Ver- 
fälschung begangen, oder begehen geholfen hat, oder 
mit einem anderen Teilnehmer ausgegeben hat; oder 
die Teile, um welche die echten Geldstücke in dem 
Falle des § 118, c) verringert worden, an sich löset 

Vgl. § 201, lit. a. 

Strafe. 
§ 121. Eine solche Teilnahme soll mit schwerem 
Kerker von einem bis fünf, und bei verursachtem 
großen Schaden, bis zehn Jahren bestrafet werden. 

Dreizehntes Hauptstüok. 
Von der Beligionsstörung. 
Bell gions Störung. 
§122* Das Verbrechen der Religionsstörung begeht: 
a) wer durch Reden, Handlungen, in Druckwerken 
oder verbreiteten Schriften Gott lästert; 
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b) wer eine im Staate bestehende Religionsübung 
stört oder durch entehrende Mißhandlung an den 
zum Gottesdienste gewidmeten Gerätschaften, oder 
sonst durch Handlungen, Reden, Druckwerke 
oder verbreitete Schriften öffentlich der Religion 
Verachtung bezeigt. 

Vgl. §175, 1,a; §303. 

Es ist bestritten, ob das Gesetz an dieser Stelle die 
„BeligionsübuDgen der gesetzlich anerkannten" Kirchen oder 
ßeligionsgesellschaften meint (vgl. § 303). Gesetzlich an- 
erkannt sind derzeit in Österreich „die katholische Kirche 
in drei Biten, die evangelische in zwei Bekenntnissen, die 
griechisch-orientalische Kirche, .... die israelitische Beligions- 
gesellschaft, diejenige der Lippowaner, die altkatholische 
Kirche und die evangelische Brüderkirche"; ferner seit 1901 
die Mennoniten. „Die Anerkennung haben bisher nicht er- 
langt: die englische Hochkirche, die Methodisten, endlich die 
jüdische Sekte der Karaiten. Verboten sind die Sekten der 
Deutschkatholiken und der Johannesbrüder" (v. Hussarek, 
Grundr. d. Staatskirchenr. S. 8 f., und in der allg. österr. 
Ger. Ztg. 1902, S. 412, Anm. 48). 

c) [wer einen Christen zu Abfalle vom Christen- 
tume zu verleiten,] oder 

d) wer Unglauben zu verbreiten, [oder eine der 
christlichen Religion widerstrebende Irrlehre aus- 
zustreuen] sucht. 

„. . . die Verfügungen des § 122, lit. c) und d) Strafgesetzes, 
womit derjenige, welcher einen Christen zum Abfalle vom 
Christentum zu verleiten oder eine der christlichen Beligion 
widerstrebende Irrlehre auszustreuen sucht, eines Verbrechens 
schuldig erklärt wird, sind aufgehoben ..." (Art. 7 d. Ges. vom 
25. Mai 1868, Nr. 49 B.G B., wodurch die interkonfessionellen 
Verhältnisse der Staatsbürger geregelt werden) 

„Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei", 
Art. 17 St.G.G. ü. d. allg. B., o. S. 10. 

Strafe. 
§ 123. Ist durch die Religionsstörung öffentliches 
Ärgernis, gegeben worden, oder eine Verführung er- 
folgt, oder gemeine Gefahr mit dem Unternehmen 
verbunden gewesen; so soll dieses Verbrechen mit 
schwerem Kerker von einem bis auf fünf Jahre, bei 
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großer Bosheit oder Gefährlichkeit aber auch bis auf 
zehn Jahre bestraft werden. 

§ 124* Trifft keiner der in dem vorhergehenden 
Paragraphe erwähnten Umstände ein, so ist die Re- 
ligionsstörung mit Kerker von sechs Monaten bis auf 
ein Jahr zu bestrafen. 

Vierzehntes Hauptstüok. 

Von der Notzucht, Schändung und anderen schweren Un- 
zuchtfällen, 

Notzucht. 
§ 125» Wer eine Frauensperson durch gefähr- 
liche Bedrohung, wirklich ausgeübte Gewalttätigkeit 
oder durch arglistige Betäubung ihrer Sinne außer 
Stand setzte ihm Widerstand zu tun, und sie in diesem 
Zustande zu außerehelichem Beischlafe mißbraucht, 
begeht das Verbrechen der Notzucht. 

Strafe. 

§ 126. Die Strafe der Notzucht ist schwerer 
Kerker zwischen fünf und zehn Jahren. Hat die 
Gewalttätigkeit einen wichtigen Nachteil der Beleidigten 
an ihrer Gesundheit, oder gar am Leben zur Folge 
gehabt, so soll die Strafe auf eine Dauer zwischen 
zehn und zwanzig Jahren verlängert werden. Hat 
das Verbrechen den Tod der Beleidigten verursacht, 
so tritt lebenslanger schwerer Kerker ein. 

§ 127. Der an einer Frauensperson, die sich ohne 
Zutun des Täters im Zustande der Wehr- oder Be- 
wußtlosigkeit befindet, oder die noch nicht das vier- 
zehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, unternommene 
außereheliche Beischlaf ist gleichfalls als Notzucht 
anzusehen und nach § 126 zu bestrafen. 

Schändung. 
§ 128. Wer einen Knaben oder ein Mädchen 
unter vierzehn Jahren, oder eine im Zustande der 
Wehr- oder Bewußtlosigkeit befindliche Person zur 
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Befriedigung seiner Lüste auf eine andere als die im 
§ 127 bezeichnete Weise geschlechtlich mißbraucht, 
begeht, wenn diese Handlung nicht das im § 129, 
lit. b) bezeichnete Verbrechen bildet, das Verbrechen 
der Schändung, und soll mit schwerem Kerker von 
einem bis zu fünf Jahren, bei sehr erschwerenden 
Umständen bis zu zehn, und wenn eine der im § 126 
erwähnten Folgen eintritt, bis zu zwanzig Jahren be- 
straft werden. 

Verbrechen der Unzucht. 
I. wider die Natur. 
§ 129. Als Verbrechen werden auch nachstehende 
Arten der Unzucht bestraft: 

I. Unzucht wider die Natur, das ist 

a) mit Tieren; 

b) mit Personen desselben Geschlechtes. 

Strafe. 

§ 130. Die Strafe ist schwerer Kerker von einem 
bis zu fünf Jahren. 

Wenn sich aber im Falle der lit. b) eines der im 
§ 125 erwähnten Mittel bedient wurde, so ist die 
Strafe von fünf bis zu zehn Jahren, und wenn einer 
der Umstände des § 126 eintritt, auch die dort be- 
stimmte Strafe zu verhängen. 

II. Blutschande. 

§ 131. II. Blutschande, welche zwischen Ver- 
wandten in auf- und absteigender Linie, ihre Ver- 
wandtschaft mag von ehelicher oder unehelicher Ge- 
burt herrühren, begangen wird. — Die Strafe ist 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

Vgl. § 501. 

III. Verführung zur Unzucht 

§ 132. III. Verführung, wodurch jemand eine 
seiner Aufsicht oder Erziehung oder seinem Unter- 
richte anvertraute Person zur Begehung oder Duldung 
einer unzüchtigen Handlung verleitet. 
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Vgl § 504, 505, 506. 
IV. Kuppelei in Beziehung^ auf eine unschuldige Person. 

IV. Kuppelei, woferne dadurch eine unschuldige 
Person verfährt wurde, oder wenn sich Eltern, Vor- 
münder, Erzieher oder Lehrer, derselben gegen ihre 
Kinder, Mündel, oder die ihnen zur Erziehung oder zum 
Unterrichte anvertrauten Personen schuldig machen. 

Vgl. § 512. 

Strafe. 
§ 133. Die Strafe ist schwerer Kerker von einem 
bis zu fänf Jahren. 

Fünfzehntes Hauptstüok. 
Von dem Morde und Totschlage, 
Mord. 
§ 134. Wer gegen einen Menschen, in der Ab- 
sicht, ihn zu töten, auf eine solche Art handelt, daß 
daraus dessen oder eines anderen Menschen Tod er- 
folgte, macht sich des Verbrechens des Mordes schuldig; 
wenn auch dieser Erfolg nur vermöge der persön- 
lichen Beschaffenheit des Verletzten, oder bloß ver- 
möge der zufälligen Umstände, unter welchen die 
Handlung verübt wurde, oder nur vermöge der zu- 
fällig hinzugekommenen Zwischen Ursachen einge- 
treten ist, insoferne diese letzteren durch die Hand- 
lung selbst veranlaßt wurden. 

§ 135. Arten des Mordes sind: 

1. Meuchelmord, welcher durch Gift oder sonst 
tückischerweise geschieht. 

2. Raubmord, welcher in der Absicht, eine fremde 
bewegliche Sache mit Gewalttätigkeiten gegen die 
Person an sich zu bringen, begangen wird. 

3. Der bestellte Mord, wozu jemand gedungen 
oder auf ebe andere Art von einem Dritten bewogen 
worden ist. 
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4. Der gemeine Mord, der zu keiner der angeführten 
schweren Gattungen gehört. 

Strafe des yollbrachtoD Mordes: 
a) für den Täter, Besteller und die unmittelbar Mitwirkenden ; 

§ 136. Jeder vollbrachte Mord soll sowohl an 
dem unmittelbaren Mörder, als an demjenigen, der 
ihn etwa dazu bestellt, oder unmittelbar bei der Voll- 
ziehung des Mordes selbst Hand angelegt oder auf 
eine tätige Weise mitgewirkt hat, mit dem Tode be- 
straft werden. 

b) für die entfernten Mitschuldigen oder Teilnehmer. 

§ 137. Diejenigen, welche, ohne unmittelbar bei 
der Vollziehung des Mordes selbst Hand anzulegen 
und auf eine tätige Weise mitzuwirken, auf eine andere, 
in dem § 5 enthaltene, entferntere Art zur Tat bei- 
getragen haben, sollen bei einem gemeinen Morde mit 
schwerem Kerker von fünf bis zu zehn Jahren; wenn 
aber die Mordtat an Verwandten der aufsteigenden 
oder absteigenden Linie, an dem Ehegenossen eines 
der Mitwirkenden, da ihnen diese Verhältnisse be- 
kannt waren, oder wenn ein Meuchelmord, Raubmord 
oder bestellter Mord verübt worden, zwischen zehn 
und zwanzig Jahren bestraft werden. 

Strafe des Versuches. 
§ 138. Der unternommene, aber nicht vollbrachte 
gemeine Mord ist an dem Täter und den unmittel- 
baren Mitschuldigen (§ 136) mit schwerem Kerker von 
fünf bis zehn Jahren, an den entfernten Mit- 
schuldigen und Teilnehmern (§ 137) aber von einem 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ist aber ein Raub- 
mord, Meuchelmord, bestellter Mord oder ein Mord 
an den in dem vorigen Paragraphe erwähnten Ange- 
hörigen versucht worden, so ist die Strafe des schweren 
Kerkers gegen den Täter und die unmittelbaren Mit- 
schuldigen zwischen zehn und zwanzig Jahren, und 
bei besonders erschwerenden Umständen auf lebens- 
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lang; gegen die entfernten Mitschuldigen und Teil- 
nehmer aber zwischen fünf und zehn Jahren aus- 
zumessen. 

Strafe des Kindesmordes. 

§ 139. Gegen eine Mutter, die ihr Kind bei der 
Geburt tötet, oder durch absichtliche Unterlassung 
des bei der Geburt nötigen Beistandes umkommen 
läßt, ist, wenn der Mord an einem ehelichen Kinde 
geschehen, lebenslanger schwerer Kerker zu verhängen. 
War das Kind unehelich, so hat im Falle der Tötung 
zehn- bis zwanzigjährige, wenn aber das Kind durch 
Unterlassung des nötigen Beistandes umkam, fünf- 
bis zehnjährige schwere Kerkerstrafe statt. 

Vgl. § 339. 

Totschlag. 

§ 140. Wird die Handlung, wodurch ein Mensch 
um das Leben kommt (§ 134), zwar nicht in der Ab- 
sicht, ihn zu töten, aber doch in anderer feindseliger 
Absicht ausgeübt, so ist das Verbrechen ein Totschlag. 

Vgl. § 335 f. 

Strafe des räuberischen Totschlages. 
§ 141. Wenn bei der Unternehmung eines Raubes 
ein Mensch auf eine so gewaltsame Art behandelt 
worden, daß daraus dessen Tod erfolgt ist (§ 134), 
soll der Totschlag an allen denjenigen, welche zur 
Tötung mitgewirkt haben, mit dem Tode bestraft 
werden. 

Strafe des gemeinen Totschlages. 

§ 142. In anderen Fällen soll der Totschlag 
mit schwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren ; wenn 
aber der Täter mit dem Entleibten in naher Ver- 
wandtschaft, oder gegen ihn sonst in besonderer Ver- 
pflichtung gestanden wäre, von zehn bis zwanzig 
Jahren bestraft werden. 

L öffl er, Strafrecht. I. 7 
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Tötung bei einer Schlägerei oder bei einer gegen 

eine oder mehrere Personen unternommenen 

Mißhandlung. 

§ 143. Wenn bei einer zwischen mehreren Leuten 
entstandenen Schlägerei, oder bei einer gegen eine 
oder mehrere Personen unternommenen Mißhandlung 
jemand getötet wurde, so ist jeder, der ihm eine 
tödliche Verletzung zugefügt hat, des Totschlages 
schuldig. Ist aber der Tod nur durch alle Ver- 
letzungen oder Mißhandlungen zusammen verursacht 
worden, oder läßt sich nicht bestimmen, wer die töd- 
liche Verletzung zugefügt habe, so ist zwar keiner 
des Totschlages, wohl aber sind alle, welche an den 
Getöteten Hand angelegt haben, des Verbrechens 
der schweren körperlichen Beschädigung (§ 152) 
schuldig, und zu schwerem Kerker von einem bis zu 
fünf Jahren zu verurteilen. 

Vgl. § 157. 

Seohzehntes Hauptstüok. 
Von Abireibung der Leibesfrucht, 
Abtreibung der eigenen Leibesfrucht. 
§ 144. Eine Frauensperson, welche absichtlich 
was immer für eine Handjung unternimmt, wodurch 
die Abtreibung ihrer Leibesfrucht verursacht, oder 
ihre Entbindung auf solche Art, daß das Kind tot 
zur Welt kommt, bewirkt wird, macht sich eines Ver- 
brechens schuldig. 
Vgl. § 339. 

Strafe. 
§ 145. Ist die Abtreibung versucht, aber nicht, 
erfolgt, so soll die Strafe auf Kerker zwischen sechs 
Monaten und einem Jahre ausgemessen ; die zu Stand 
gebrachte Abtreibung mit schwerem Kerker zwischen 
einem und fünf Jahren bestraft werden, 

§ 146. Zu eben dieser Strafe, jedoch mit Ver- 
schärfung, ist der Vater des abgetriebenen Kindes 



Digitized by LjOOQiC 



§§ 143—151. 99 

zu verurteilen, wenn er mit an dem Verbrechen 
Schuld trägt. 

Abtreibung einer fremden Leibesfrucht. 

§ 147. Dieses Verbrechens macht sich auch der- 
jenige schuldig, der aus was immer für einer Absicht, 
wider Wissen und Willen der Mutter, die Abtreibung 
ihrer Leibesfrucht bewirkt, oder zu bewirken versucht. 
Strafe. 

§ 148. Ein solcher Verbrecher soll mit schwerem 
Kerker zwischen einem und fünf Jahren; und wenn 
zugleich der Mutter durch das Verbrechen Gefahr am 
Leben oder Nachteil an der Gesundheit zugezogen 
worden ist, zwischen fünf und zehn Jahren bestraft 
werden. 

Siebzehntes Hauptstück. 
Von Weglegung eines Kindes. 
Weglegung eines Kindes. 

§ 149. Wer ein Kind in einem Alter, da es zur 
Rettung seines Lebens sich selbst Hilfe zu verschaffen 
unvermögend ist, weglegt, um dasselbe der Gefahr 
des Todes auszusetzen, oder auch nur, um seine 
Rettung dem Zufalle zu überlassen, begeht ein Ver- 
brechen, was immer für eine Ursache ihn dazu be- 
wogen habe. 

Strafe. 

§ 150. Wenn das Kind an einem abgelegenen, 
gewöhnlich unbesuchten Orte, oder unter solchen Um- 
standen weggelegt worden, daß die baldige Wahr- 
nehmung und Rettung desselben nicht leicht möglich 
war, so ist die Strafe schwerer Kerker von einem bis 
zu fünf Jahren, und wenn der Tod- des Kindes er- 
folgt ist, von fünf bis zehn Jahren. 

§ 151. Wenn aber das Kind an einem gewöhn- 
lich besuchten Orte, und auf eine Art weggelegt 
worden, daß die baldige Wahrnehmung und Rettung 
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desselben mit Grund erwartet werden konnte, so ist 
die Weglegung mit Kerker zwischen sechs Monaten 
und einem Jahre zu bestrafen. Wäre der Tod des 
Kindes dennoch erfolgt, so ist die Strafe Kerker von 
einem bis fünf Jahre. 
Vgl. § 376 ff. 

Achtzehntes Hauptstück. 

Von dem Verbrechen der schweren körperlichen Beschädigung, 

Verbrechen der schweren körperlichen Be- 
schädigung. 

§ 152. Wer gegen einen Menschen, zwar nicht 
in der Absicht, ihn zu töten, aber doch in anderer 
feindseliger Absicht auf eine solche Art handelt, daß 
daraus (§ 134) eine Gesundheitsstörung oder Berufs- 
unfähigkeit von mindestens zwanzigtägiger Dauer, eine 
Geisteszerrüttung oder eine schwere Verletzung des- 
selben erfolgte, macht sich des Verbrechens der 
schweren körperlichen Beschädigung schuldig. 

Vgl. §§ 411, 335. 

§ 153. Dieses Verbrechens macht sich auch der- 
jenige schuldig, der seine leiblichen Eltern ; oder wer 
einen öffentlichen Beamten, einen Geistlichen, einen 
Zeugen oder Sachverständigen, während sie in der Aus- 
übung ihres Berufes begriffen sind, oder wegen der- 
selben vorsätzlich an ihrem Körper beschädiget, wenn 
auch die Beschädigung, nicht die im § 152 voraus- 
gesetzte Beschaffenheit hat. 

Beamte : § 101, al. 2. 

Strafe. 
§ 154. Die Strafe des in den §§ 152 und 153 
bestimmten Verbrechens, ist Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre, der aber bei erschwerenden Um- 
ständen bis auf fünf Jahre auszudehnen ist. 
§ 155. Wenn jedoch: 

a) die obgleich an sich leichte Verletzung mit einem 
solchen Werkzeuge, und auf solche Art unter- 
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Donimen wird, womit gemeiniglich Lebensgefahr 
verbunden ist, oder auf andere Art die Absicht, 
einen der in § 152 erwähnten schweren Erfolge 
herbeizuführen, erwiesen wird, mag es auch nur 
bei dem Versuche geblieben sein; — oder 

b) aus der Verletzung eine Gesundheitsstörung oder 
Berufsunfähigkeit von mindestens dreißigtägiger 
Dauer erfolgte; — oder 

c) die Handlung mit besonderen Qualen für den 
Verletzten verbunden war; — oder 

d) der Angriff in verabredeter Verbindung mit 
anderen, oder tückischerweise geschehen, und 
daraus eine der im § 152 erwähnten Folgen 
entstanden ist; — oder 

e) die schwere Verletzung lebensgefährlich wurde ; — 
so ist auf schweren und verschärften Kerker (§ 19) 
zwischen einem und fünf Jahren zu erkennen. 

§ 156. Hat aber das Verbrechen 

a) für den Beschädigten den Verlust oder eine 
bleibende Schwächung der Sprache, des Ge- 
sichtes oder Gehöres, den Verlust der Zeugungs- 
fähigkeit, eines Auges, Armes, oder einer Hand, 
oder eine andere auffallende Verstümmlung oder 
Verunstaltung; — oder 

b) immerwährendes Siechtum, eine unheilbare 
Krankheit oder eine Geisteszerrüttung ohne 
Wahrscheinlichkeit der Wiederherstellung; — 
oder 

c) eine immerwährende Berufsunfähigkeit des Ver- 
letzten 

nach sich gezogen, so ist die Strafe des schweren 
Kerkers zwischen fünf und zehn Jahren auszumessen. 
§ 157. Wenn bei einer zwischen mehreren Leuten 
entstandenen Schlägerei, oder bei einer gegen eine 
oder mehrere Personen unternommenen Mißhandlung 
emänd an seinem Körper schwer beschädiget wurde 
(§ 152), so ist jeder, welcher ihm eine solche Be- 
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Schädigung zugefügt hat, nach Maßgabe der vor- 
stehenden §§ 154 — 156 zu behandeln. 

Ist aber die schwere körperliche Beschädigung nur 
durch das Zusammenwirken der Verletzungen oder 
Mißhandlungen von mehreren erfolgt, oder läßt sich 
nicht erweisen, wer eine schwere Verletzung zugefügt 
habe, so sollen alle, welche an den Mißhandelten 
Hand angelegt haben, ebenfalls des Verbrechens der 
schweren körperlichen Beschädigung schuldig erkannt, 
und mit Kerker von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre bestraft werden. 

Vgl. § 143. 

Neunzehntes Hauptstück. 

Von dem Ziveikampfe. 

Zweikampf. 

§ 158. Wer jemanden aus was immer für einer 
Ursache zum Streite mit tödlichen Waffen heraus- 
fordert, und wer auf eine solche Herausforderung sich 
zum Streite stellt, begeht das Verbrechen des Zwei- 
kampfes. 

Strafe. 

§ 159. Dieses Verbrechen soll, wenn keine Ver- 
wundung stattgefunden hat, mit Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre gestraft werden. 

§ 160. Ist im Zweikampfe eine Verwundung ge- 
schehen, so ist die Strafe Kerker von einem bis zu 
fünf Jahren. Wenn jedoch der Zweikampf eine der 
im § 156 bezeichneten Folgen nach sich gezogen hat, 
so ist derselbe mit schwerem Kerker von fünf bis zu 
zehn Jahren zu bestrafen. 

8 161. Ist aus dem Zweikampfe der Tod eines 
der Streitenden erfolgt, so soll der Totschläger mit zehn- 
bis zwanzigjährigem schweren Kerker bestraft werden. 

§ 162. In jedem Falle ist der Herausforderer auf 
längere Zeit zu verurteilen, als er verurteilt worden «ein 
würde, wenn er der Herausgeforderte gewesen wäre. 
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Strafe der Teilnehmer. 

§ 163. Wer zur Herausforderung oder zur wirk- 
lichen Stellung des einen oder anderen Teiles auf 
dem Kampfplatze aufgereizt, oder in anderer Art ab- 
sichtlich beigetragen, oder demjenigen, der die Heraus- 
forderung abzuwenden suchte, Verachtung gedroht 
oder bezeigt hat, ist mit Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre; wenn aber sein Einfluß besonders 
wichtig gewesen, und eine Verwundung oder gar der 
Tod erfolgt ist, von einem bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

§ 164. Diejenigen, die sich als Beistände oder 
sogenannte Sekundanten für einen der Streitenden 
zum Kampfe gestellt haben, sollen mit Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, und nach der 
Größe ihres Einflusses und des erfolgten Übels auch 
bis auf fünf Jahre bestraft werden. 

Strafloswerden des Zweikampfes. 

§ 165. Die Strafbarkeit wegen dieses Verbrechens 
hat zu entfallen: 

a) für den Herausforderer, wenn er sich nicht zum 
Streite stellt; 

b) für diesen sowohl, als für den Herausgeforderten, 
wenn sie sich zwar zum Streite gestellt haben, 
aber von dem Kampfe vor dessen Beginne frei- 
willig abgestanden sind; 

c) für alle übrigen Mitschuldigen, wenn sie sich 
für das freiwillige Abstehen von dem Kampfe 
mit tatigem Eifer bestrebt haben, und derselbe 
wirklich unterblieben ist 

Zwanzigstes Hauptstück. 

Von der Brandlegung. 

Brandlegung. 

§ 166. Das Verbrechen der Brandlegung begeht 

derjenige, der eine Handlung unternimmt, aus welcher 
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nach seinem Anschlage an fremdem Eigen turne eine 
Feuersbrunst entstehen soll, wenngleich das Feuer 
nicht ausgebrochen ist oder keinen Schaden verur- 
sacht hat. 

Vgl. §§ 434-459. 

Strafe. 

§ 167. Die Strafe ist nach folgendem Unter- 
schiede auszumessen: 

a) Wenn das Feuer ausgebrochen und dadurch 
ein Mensch, da es von dem Brandleger vorher- 
gesehen werden konnte, getötet wird; oder 
wenn der Brand durch besondere auf Ver- 
heerungen gerichtete Zusammenrottung bewirkt 
worden, ist die Strafe der Tod; 

b) wenn der Täter mehr als einmal, sei es an dem 
nämlichen oder an verschiedenen Gegenständen, 
Brand gelegt, und das Feuer .auch nur einmal 
wirklich ausgebrochen ist; oder 

c) wenn das Feuer ausgebrochen, und ein für den 
Verunglückten erheblicher Schade entstanden 
ist; wie auch 

d) wenn der Täter die Brandlegung mehr als ein- 
mal, jedoch jedesmal ohne Erfolg unternommen 
hat, soll er lebenslang mit schwerem Kerker 
bestraft werden; 

e) wenn das Feuer ausgebrochen, jedoch mit keinem 
der bisher angeführten Umstände begleitet ist, 
soll auf schweren Kerker von zehn bis zwanzig 
Jahren erkannt werden; 

f) wenn das Feuer zwar nicht ausgebrochen, aber 
zur Nachtzeit, oder an einem solchen Orte, wo 
es bei dem Ausbrechen sich leicht hätte ver- 
breiten können, oder unter solchen Umständen, 
wobei zugleich menschliches Leben augenschein- 
licher Gefahr ausgesetzt war, angelegt worden, 
soll der Täter mit schwerem Kerker von fünf 
bis zehn Jahren bestraft werden; 
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g) ist die Tat bei Tag und ohne besondere Ge- 
fährlichkeit - unternommen worden, und das ge- 
* legte Feuer, ohne auszubrechen, erloschen, oder 
wenn ausgebrochen, ohne Schaden gelöscht 
worden, so hat der Täter schwere Kerkerstrafe 
zwischen einem und fünf Jahren verwirkt. 

Straflosigkeit eines gelegten Brandes wegen 
tätiger Beue. 

§ 168. Wenn bei einem gelegten Brande der 
Täter selbst aus Reue und noch zur rechten Zeit sich 
so verwendet hat, daß aller Schade verhütet worden 
ist, so soll er mit aller Strafe verschont werden. 

Von der Strafbarkeit desjenigen, der seine eigene 
Sache in Brand steckt. 

§ 169* Wer durch die, aus was immer für einer 
bösen Absicht unternommene Ansteckung seines 
Eigentumes, auch fremdes Eigentum der Feuersgefahr 
aussetzt, wird ebenfalls der Brandlegung schuldig und 
nach der in dem § 167 bestimmten Ausmessung zu 
bestrafen sein. 

§ 170. Wer sein Eigentum in Brand steckt, ohne 
daß dabei fremdes Eigentum Gefahr läuft, von dem 
Feuer ergriffen zu werden, ist zwar nicht der Brand- 
legung, wohl aber des Betruges schuldig insofern er 
dadurch Rechte eines Dritten zu verkürzen oder je- 
manden Verdacht zuzuziehen sucht. 

£inundzwanzigstes Hauptstück. 

Von dem Diebstahle und der Veruntreuung, 

Diebstahl. 

§ 171. Wer um seines Vorteiles willen eine 

fremde bewegliche Sache aus eines andern Besitz, 

ohne dessen Einwilligung entzieht, begeht einen 

Diebstahl. 

V^l. §§ 460, 306 und § 60 ff. des Forstges. Anhg. 31, 
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Umstände, wodurch der Diebstahl zum Ver- 
brechen wird: 

§ 172. Der Diebstahl wird zu einem Verbrechen, 
entweder aus dem Betrage, oder aus der Beschaffen- 
heit der Tat, oder aus der Eigenschaft der entzogenen 
Sache, oder aus der Eigenschaft des Täters. 

a) der höhere Betrag; 

§ 173. Der Betrag macht den Diebstahl zum 
Verbrechen, wenn derselbe oder der Wert desjenigen, 
was gestohlen worden, mehr als fünfundzwanzig 
Gulden ausmacht. Dabei macht es keinen Unter- 
schied, ob dieser Betrag oder Wert aus einem oder 
mehreren, gleichzeitigen oder wiederholten, Angriffen 
hervorgehe, ob er einem oder mehreren Eigentümern 
entwendet, ob der Diebstahl an einem oder an ver- 
schiedenen Gegenständen vollbracht worden ist. Der 
Wert aber ist nicht nach dem Vorteile des Diebes, 
sondern nach dem Schaden des Bestohlenen zu be- 
rechnen. 

Vgl. Art. VII K.M.P. 

b) die gefährlichere Beschaffenheit der Tat; 

§ 174. Aus der Beschaffenheit der Tat ist ein 
Diebstahl ein Verbrechen: 

I. Ohne alle Rücksicht auf den Betrag, wenn 
der Dieb mit Gewehr oder anderen der persönlichen 
Sicherheit gefährlichen Werkzeugen versehen ge- 
wesen; — oder wenn er bei seiner Betretung auf 
dem Diebstahle wirkliche Gewalt oder gefährliche 
Drohung gegen eine Person angewendet hat, um sich 
im Besitze der gestohlenen Sache zu erhalten. 

IL Wenn der Diebstahl mehr als fünf Gulden 
beträgt, und zugleich 

a) während einer Feuersbrunst, Wassernot, oder 
eines anderen gemeinen oder dem Bestohlenen in- 
sonderheit zugestoßenen Bedrängnisses ; 

b) in Gesellschaft eines oder mehrerer Diebs- 
genossen ; 
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c) an einem zum Gottesdienste geweihten Orte; 

d) an versperrten Sachen ; 

e) an Holz, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder mit beträchtlicher Beschädigung derWaldung; 

f) an Fischen in Teichen; 

g) an Wild, entweder in eingefriedeten Wialdungen, 
oder mit besonderer Kühnheit, oder von einem 
gleichsam ein ordentliches Gewerbe damit treiben- 
den Täter verübt worden ist. 

Zur Orientierung über die höchst komplizierten Gesetze 
betr. Forstschutz, Fischerei- und Jagdrecht dient Schiff, 
Grundriß des Agrarrechts, 1903. — Vgl. Anhg. 31. 

c) die Eigenschaft der gestohlenen Sache; 

§ 175» Aus der Eigenschaft der gestohlenen 
Sache wird der Diebstahl zum Verbrechen: 

I. Ohne Rücksicht auf den Betrag, wenn solcher 

a) an einer unmittelbar zum Gottesdienste ge- 
widmeten Sache mit einer den Religionsdienst 
beleidigenden Verunehrung, oder 

b) an den in den §§ 85, lit. c) und 89 genannten 
Gegenständen begangen wird. 

II. Wenn er mehr als fünf Gulden beträgt, und 

a) an Früchten auf dem Felde, oder von Bäumen, 
und in den Ländern, in welchen die Zucht der 
Seidenwürmer einen Zweig der Industrie und der 
Landwirtschaft bildet, auch am Laub der Maul- 
beerbäume, welches zur Fütterung der Seiden- 
würmer dienet; 

Vgl. die Vorschriften über Feldschutz und Feldfrevel bei 
Schiff, Grundriß des Agrarrechts, S. 96 f. 

b) am Viehe auf der Weide oder vom Triebe; 
k c) an Ackergerätschaften auf dem Felde; 

d) an Mineralien, Werkzeugen oder Gerätschaften 
im Innern der Bergwerke, auf Tagbauen, auf 
Halden oder in Aufbereitungswerkstätten verübt 
worden ist. 
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d) die Eigenschaft des Täters. 

§ 176. Aus der Eigenschaft des Täters ist der 
Diebstahl ein Verbrechen: 

I. Ohne alle Rücksicht auf den Betrag, wenn 
der Täter sich das Stehlen zur Gewohnheit gemacht hat 

n. Mit Rücksicht auf einen Betrag von mehr als 
fünf Gulden: 

a) wenn der Täter schon zweimal, sei es des Ver- 
brechens oder der Übertretung, des Diebstahls 
wegen gestraft worden; 

b) der Diebstahl von Dienstleuten an ihren Dienst- 
gebern oder anderen Hausgenossen; 

c) von Gewerbsleuten, Lehrjungen oder Taglöhnern 
an ihrem Meister oder denjenigen, welche die 
Arbeit bedungen haben, verübt wird. 

§ 177. Wenn der Diebstahl nach § 176 ledig- 
lich aus der Eigenschaft des Täters diesem als Ver- 
brechen zuzurechnen ist, so ist weder die Teilnahme, 
noch die Mitschuld an demselben als Verbrechen zu 
behandeln. 

Strafe des Verbrechens des Diebstahls. 

§ 178. Ist der Diebstahl außerdem, was in den 
§§ 173 — 176 zum Verbrechen erfordert wird, nicht 
weiter beschwert, so soll er mit schwerem Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre ; bei erschwerenden 
Umständen aber, zwischen einem und fünf Jahren 
bestraft werden. 

Vgl. die Note zu § 179. 

§ 179. Beläuft sich aber die Summe des Ge- 
stohlenen über dreihundert Gulden; — oder ist der 
Diebstahl mit besonderer Verwegenheit, Gewalt oder 
Arglist verübt worden ; — oder hat der Dieb bei # 
seiner Betretung auf dem Diebstahle gegen eine 
Person wirkliche Gewalt oder gefährliche Drohung 
angewendet, um sich in dem Besitze der gestohlenen 
Sache zu erhalten; — oder hat sich der Täter das 
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Stehlen zur Gewohnheit gemacht, so soll auf fünf- 
bis zehnjährigen schweren Kerker erkannt werden. 

„Da wahrgenommen wurde, daß den §§ 178 und 179 des 
Strafgesetzes in der Anwendung ein verschiedener Sinn bei- 
gelegt wird, so sieht sich das Justizministerium zur Erlassung 
nachstehender Erläuterung veranlaßt: 

a) Der im zweiten Absätze des § 178 bestimmte höhere 
Strafsatz des schweren Kerkers von 1 bis 5 Jahren ist auf 
das Verbrechen des Diebstahles nicht nur dann anzuwenden, 
wenn zwei oder mehrere solcher Umstände zusammentreffen, 
welche den Diebstahl nach Vorschrift der §§ 173 bis 176 zum 
Verbrechen eignen, sondern auch dann, wenn das Verbrechen 
des Diebstahles von allgemeinen erschwerenden Umständen 
der in den §§ 43 bis 45 des St.G. erwähnten Art überhaupt 
begleitet ist, und in dem einen und anderen Falle die vor- 
handenen Erschwerungsumstände in Entgegenhaltung mit den 
etwa vorhandenen Milderungsumständen im Sinne des § 48 als 
überwiegend erscheinen. 

Auch kann, sobald die überwiegenden erschwerenden Um- 
stände die Anwendung des höheren Strafsatzes begründen, von 
der Anwendung des § 54 auf einen solchen Fall weiter keine 
Bede sein. 

b) In denjenigen Fällen des § 179, in welchen der Dieb- 
stJEihl schon an und für sich als Verbrechen erscheint, mithin 
im Falle des Belauf es der Summe des Gestohlenen über 300 fl. 
(§ 173), im Falle der bei der lietretung angewendeten wirk- 
lichen Gewalt oder gefährlichen Drohung gegen eine Person, 
um sich im Besitze des gestohlenen Gutes zu erhalten (§ 174, 
Z. I), oder des zur Gewohnheit gewordenen Stehlens (§ 176, 
Z. I) ist die im § 179 festgesetzte Strafe des schweren Kerkers 
von 5 bis 10 Jahren auch dann anzuwenden, wenn kein anderer 
Umstand hinzukommt, welcher die Tat zum Verbrechen eignet. 

Auf den im § 179 bezeichneten Fall der Verübung des 
Diebstahles mit besonderer Verwegenheit, Gewalt oder Arglist 
findet jedoch diese Strafe nur dann Anwendung, wenn die 
Tat überhaupt unter solchen Umständen begangen wurde, 
welche dieselbe nach den allgemeinen Bestimmungen (§§ 173 
bis 176) zum Verbrechen eignen". (Vdg. d. Just. Min. v. 
13. Juni 1856, R.G.B. Nr. 103.) 

§ 180. Der Umstand, daß ein Diebstahl zur 
Nachtzeit verübt wurde, macht denselben zwar für 
sich allein, wenn nicht zugleich einer der in den 
§§ 173 — 176 angeführten Umstände hinzutritt, noch 
zu keinem Verbrechen, jedoch soll ein solcher Dieb- 
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stahl entweder in der Ausmessung der Dauer oder 
in der Verschärfung der Strafe strenger bestraft 
werden, als wenn er unter übrigens gleichen Um- 
standen bei Tag geschehen wäre. 

Die Veruntreuung wird zu einem Verbrechen: 
a) aus der BeschafTenheit der Tat; 

§ 181^ Als ein Verbrechen ist diejenige Veruntreuung 
zu behandeln, wenn jemand ein, vermöge seines öffent- 
lichen (Staats- oder Gemeinde-) Amtes oder besonderen 
obrigkeitlichen oder Gemeindeauftrages ihm an vertrautes 
Gut im Betrage von mehr als fünf Gulden vorenthält 
oder sich zueignet 

Vgl. §101; 461. 

Die Notare werden vom Staate bestellt und öffentlich 

beglaubigt, „damit, sie nach Maßgabe dieses Gesetzes 

die von den Parteien ihnen anvertrauten Urkunden verwahren 
und Gelder und Wertpapiere zur Ausfolgung an Dritte oder 
zum Erläge bei Behörden übernehmen" (§ 1 d. Not.Odg. v. 
25. Juli 1871, R.G.B. Nr. 75). 

Strafe. 
§ 182» Eine solche Veruntreuung soll mit 
schwerem Kerker von einem bis zu fünf .Jahren; 
wenn sie aber hundert Gulden übersteigt, von fünf 
bis zehn, und zwanzig Jahren bestraft werden. 

b) durch den höheren Betrag. 

§ 183. Des Verbrechens der Veruntreuung macht 
sich auch derjenige schuldig, welcher außer dem im 
§ 181 enthaltenen Falle ein ihm an vertrautes Gut in 
einem Betrage von mehr als fünfzig Gulden vorenthält 
oder sich zueignet. 

[Die vom Gläubiger gepfändeten und in Ver- 
wahrung des Schuldners belassenen Bachen sind auch 
als ein dem Letzteren anvertrautes Gut zu betrachten.] 

Der zweite Absatz ist aufgehoben durch § 4 d. G. wider 
Vereitelung von Zwangsvollstreckungen. Anhg. 18. 

Vgl. § 461. 

„Lebens Versicherungsanstalten können berechtiget werden, 
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Tontinen, Erbgesellschaften, Überlebensassoziationen u. dgl. 
unter ihrer Leitung zu bilden, bei welchen die Anstalt nicht 
selbst als Versicherer erscheint, jedoch deren Geschäftsführung 
und Vermögensverwaltung unter Kontrolle der versicherten 
Mitglieder übernimmt. Das Vermögen solcher Assoziationen 
ist daher als ein der Anstalt anvertrautes Gut zu behandeln 
und unter Angabe der das Eigentum der Assoziation nach- 
weisenden Daten getrennt za verwalten" (§ 15 d. M.Vdg. v. 
18. Aug. 1880, R.G.B. Nr. 110). 

Strafe. 
§ 184» Eine solche Veruntreuung ist mit Kerker 
von sechs Monaten bis auf ein Jahr; wenn aber der 
Betrag dreihundert Gulden übersteigt, mit schwerem 
Kerker von einem bis auf fünf Jahre; und bei be- 
sonders erschwerenden Umständen zwischen fünf und 
zehn Jahren zu bestrafen. 

Teilnehmung am Diebstahl oder an Verun- 
treuung. 

§ 185» Der Teilnehmung am Diebstahle oder an 
einer Veruntreuung macht sich derjenige schuldig, 
der eine gestohlene oder veruntreute Sache verhehlt, 
an sich bringt oder verhandelt. 

Vgl. §§464, 473 ff. 

Strafe. 
§ 186. Ist dem Teilnehmer: 

a) aus dem Betrage oder Werte der Sache, oder aus 
dem Vorgange bekannt, daß der Diebstahl oder 
die Veruntreuung auf eine Art, die sie zum 
Verbrechen eignet, insoferne dieselbe nicht bloß 
in der persönlichen Eigenschaft des Täters liegt, 
begangen worden sei; oder 

b) übersteigen die zu mehreren Malen verhehlten, 
an sich gebrachten oder verhandelten Sachen zu- 
sammen bei dem Diebstahle den Betrag oder 
Wert von fünfundzwanzig, bei der Veruntreuung 
aber von fünfzig Gulden, so ist die Teilnehmung 
mit Kerker von sechs Monaten bis auf ein Jahr, 
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nach der Größe des Betrages, der Hinterlist und 
des beförderten Schadens auch bis auf fünf Jahre 
zu bestrafen. 

Straflosigkeit des Diebstahls und der Verun- 
treuung wegen der tätigen Eeue. 

§ 187» Jeder Diebstahl und jede Veruntreuung 
hört auf strafbar zu sein, wenn der Täter aus tatiger 
Reue, obgleich auf Andringen des Beschädigten, 
nicht aber ein Dritter für ihn, eher als das Gericht 
oder eine andere Obrigkeit sein Verschulden erfährt, 
den ganzen aus seiner Tat entspringenden Schaden 
wieder gut macht. 

Eben dieses gilt auch von der Teilnehmung ; doch 
reicht es zur Befreiung hin, wenn der Teilnehmer an 
einem Diebstahle oder an einer Veruntreuung vor der 
obrigkeitlichen Entdeckung den ganzen aus seiner 
Teilnehmung entstandenen Schaden, insofern sich 
dieser Anteil erheben läßt, gut gemacht hat 

§ 188« Wenn daher ein Beschädigter bei der 
Obrigkeit die Anzeige eines an ihm verübten Dieb- 
stahls machte, ohne auch nur aus entfernten In- 
ziehten auf einen Täter deuten zu können, von dem 
Täter aber, ehe die Obrigkeit zur Kenntnis gelangt, 
daß er der Täter sei, der Schade gutgemacht würde, 
so ist der Täter allerdings straflos; dagegen findet 
die Bestimmung des vorstehenden Paragraphes keine 
Anwendung: 

a) wenn ein Dieb, bevor er das gestohlene Gut in 
Sicherheit brachte, auf der Flucht von dem Be- 
stohlenen eingeholt wird, und es auf dessen 
Abf orderung zurückstellt, oder es bei der Ver- 
folgung hin wegwirft; oder 

b) wenn der Täter sich verpflichtet, dem Beschädigten 
binnen einer bestimmten Zeit Vergütung zu 
leisten, aber den Vergleich nicht hält und dann 
von dem Beschädigten angezeigt wird; oder 
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c) wenn unter diesen Verhältnissen bei der Ab- 
schließung des Vergleiches nur ein Teil des ent- 
wendeten Gutes zurückgestellt worden ist; oder 

d) wenn der Täter einen Teil des entwendeten 
Gutes vor der obrigkeitlichen Entdeckung zurück- 
stellt, und in Rücksicht des Überrestes einen 
Vergleich anbietet, der Beschädigte aber keinen 
Vergleich eingeht, und den Täter verhaften läßt. 

Diebstähle und Veruntreuungen, welche als Über- 
tretungen behandelt werden. 

§ 189» Inwieferne übrigens die hier nicht vor- 
kommenden Diebstähle oder Veruntreuungen und die 
Teilnehmung an denselben, wie auch überhaupt die 
unter Ehegatten, Eltern, Kindern, und Geschwistern, 
so lange sie in gemeinschaftlicher Haushaltung leben, 
vorfallenden Diebstähle und Veruntreuungen als 
Übertretungen zu behandeln seien, darüber ist die 
Vorschrift im zweiten Teile dieses Gesetzes enthalten 
(§ 463). 

Vgl. auch § 525. 

Zweiundzwanzigstes Hauptstück. 

Von dem Baute, 

Baub. 

§ 190. Eines Raubes macht sich schuldig, wer 

einer Person Gewalt antut, um sich ihrer oder sonst 

einer fremden beweglichen Sache zu bemächtigen; 

die Gewalt mag mit tätlicher Beleidigung, oder nur 

mit Drohung geschehen. 

Die von der Kriegsmarine eingebrachten Seeräuber unter- 
legen der Militärgerichtsbarkeit (§ 1, Z. 5 d. Qes. v. 20. Mai 
869 Nr. 78 B.G.B., welches als Anhg. zur St.P.O. folgt; 
§ 490 MUit.St.G.). 
Vgl. § 98. 

Strafe. 
§ 191. Schon eine solche Drohung, wenn sie auch 
nur von einem einzelnen Menschen geschehen und 

LGffler. Stralrecht I. 8 
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ohne Erfolg geblieben ist, soll mit fünf- bis zehn- 
jährigem schweren Kerker bestraft werden. 

§ 192. Ist aber die Drohung in Gesellschaft eines 
oder mehrerer Raubgenossen, oder mit mörderischen 
Waffen geschehen, oder, ist das Gut auf die Bedrohung 
wirklich geraubt worden ; so soll auf schweren Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren erkannt werden. 

§ 193. Diese Strafe findet auch statt, wenn ge- 
walttätig Hand an eine Person gelegt wurde, obgleich 
der Raub nicht vollbracht worden. 

§ 194. Ist aber der mit gewalttätiger Handan- 
legung unternommene Raub auch vollbracht worden, 
so ist die Strafe des schweren Kerkers von zehn bis 
zu zwanzig Jahren mit Verschärfung anzuwenden. 

§ 195. Wenn aber bei dem Raube jemand der- 
gestalt verwundet oder verletzt worden, daß derselbe 
dadurch eine schwere körperliche Beschädigung (§ 1 52) 
erlitten hat; oder wenn jemand durch anhaltende 
Mißhandlung oder gefährliche Bedrohung in einen 
qualvollen Zustand versetzt worden ist ; so soll jeder, 
der daran teil genommen, mit lebenslangem schweren 
Kerker bestraft werden. 
Vgl. § 141. 

Teilnehmung am Eaube. 
§ 196. Wer eine Sache, wovon er weiß, daß sie 
geraubt worden, sei sie auch von geringem Betrage 
oder Werte, verhehlt, verhandelt, oder an sich bringt, 
ist des Verbrechens der Teilnehmung am Raube 
schuldig, und mit schwerem Kerker zwischen einem 
und fünf Jahren zu bestrafen. 

Dreiundzwanzigstes Hauptstück. 

Vom Betrüge, 

Betrug. 

§ 197. Wer durch listige Vorstellungen oder 

Handlungen einen anderen in Irrtum führt, durch 

welchen jemand, sei es der Staat, eine Gemeinde oder 



Digitized by LjOOQiC 



g§ 192-199. 115 

andere Person, an seinem Eigentume oder anderen 
Rechten, Schaden leiden soll ; oder wer in dieser Ab- 
sicht und auf die eben erwähnte Art eines anderen 
Irrtum oder Unwissenheit benützt, begeht einen Be- 
trug; er mBg sich hierzu durch Eigennutz, Leiden- 
schaft, durch die Absicht, jemanden gesetzwidrig zu 
begünstigen, oder sonst durch was immer für eine 
Nebenabsicht haben verleiten lassen. 
Vgl. § 461, § 170. 

Umstände, wodurch der Betrug zum Verbrechen 
wird: 

§ 198. Der Betrug wird zum Verbrechen, ent- 
weder aus der Beschaffenheit der Tat oder aus dem 
Betrage des Schadens. 

a) die Beschaffenheit der Tat. 
§ 199. Unter den Bedingungen des § 197 wird 
der Betrug schon aus der Beschaffenheit der Tat zum 
Verbrechen : 

a) wenn sich in eigener Sache bei Gericht zu einem 
falschen Eide erboten, oder wirklich ein falscher 
Eid geschworen wird, oder wenn sich um ein 
falsches Zeugnis, so vor Gericht abgelegt werden 
soll, beworben, oder wenn ein falsches Zeugnis 
gerichtlich angeboten oder abgelegt wurde, wenn 
dasselbe auch nicht zugleich die Anerbietung 
oder Ablegung eines Eides in sich begreift; 
Der §377, al. 3 der Ziv.P.O. bestimmt: 
„Die von einer Partei unter Eid abgelegte Aussage unter- 
liegt, wenn sie falsch ist, der gleichen strafrechtlichen Be- 
urteilung wie ein vor Gericht abgelegter falscher Eid. Die 
Partei ist vor ihrer eidlichen Abhörung an die Pflicht zur 
Angabe der Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung des 
Eides, sowie an die strafrechtlichen Folgen eines falschen Eides 
zu erinnern . . . ." 

„Das von den Zeugen vor dem Patentamte abgelegte 
Zeugnis, sowie die von den Parteien vor dem Patentamte eid- 
lich abgegebene Aussage steht einem gerichtlichen Zeugnisse 
gleich*' § 75 des Patentges. (v. 11. Jan. 1897, Nr. 30 R.G.B.). 
Die Schiedsgerichte der Unfallversicherungs- 

8* 
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anstalten können Zengen, Sachverständige und Parteien 
auch eidlich vernehmen, und zwar jetzt nach den Vorschriften 
des durch die Zivil-P.O. geregelten Verfahrens in Bagatell- 
sachen (§ 38 d. Ges. v. 28. Dez. 1887, Nr. 1 d. R.G.B. ex 1888; 
^ 19 d. Vdg. V. 10, Apr. 1889, Nr. 47 R.G.B.; Art. XII 
Z 5 u Art. n d. Einf.G. zur Zivil-P.O.). 

Die Börsen Schiedsgerichte können Parteien, Zeugen und 
Sachverständige nur unheeidet vernehmen; sie können die 
Bezirkssrerichte um die Vernehmung: dieser Personen — auch 
unter Eid — ersuchen. (Art. XXII d. Einf.G. z. Z.P.O.) Das 
Gleiche gilt für das schiedsrichterliche Verfahren gemäß der 
Z.P.O. (§588 f.). 

b) wenn jemand den Charakter eines öffentlichen 
Beamten fälschlich annimmt, oder einen obrig- 
keitlichen Auftrag, oder ein besonderes von 
öffentlicher Behörde erhaltenes Befugnis lügt; 

Vgl. §333. 

c) wenn in einem öffentlichen Gewerbe unechtes 
oder geringhaltiges, sei es zimentiertes oder nicht 
zimentiertes, Maß oder Gewicht gebraucht wird ; 

d) wenn jemand eine öffentliche Urkunde oder 
eine durch öffentliche Anstalt eingeführte Be- 
zeichnung mit Stempel, Siegel oder Probe nach- 
macht oder verfälscht; 

Vgl. §$320, lit. f.u. 330. 

Ziv.Proz.O. § 292 : „Urkunden, welche im Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes von einer öffentlichen Behörde innerhalb der 
Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem 
Glauben versehenen Person innerhalb des ihr zugewiesenen 
Geschäftskreises in der vorgeschriebenen Form errichtet sind 
(öffentliche Urkunden), begründen vollen Beweis dessen, was 
darin von der Behörde amtlich verfügt oder erklärt, oder von 
der Behörde oder der Urkundsperson bezeugt wird. Das 
Gleiche gilt von den Urkunden, welche zwar außerhalb des 
Geltungsgebietes dieses Gesetzes, jedoch innerhalb . der Grenzen 
ihrer Amtsbefagnisse von solchen öffentlichen Organen errichtet 
wurden, die einer Behörde unterstehen, welche im Geltungs- 
gebiete dieses Gesetzes ihren Sitz hat" 

§ 293: „Gleiche Beweiskraft haben auch andere Urkunden, 
welche durch besondere gesetzliche Vorschriften als öffentliche 
Urkunden erklärt sind. 

Die außerhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes er- 
richteten Urkunden, welche am Orte ihrer Errichtung als 
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öfientliche Urkunden gelten, genießen unter der Voraussetzung 
der Gegenseitigkeit auch im Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
die Beweiskraft öffentlicher Urkunden, wenn sie mit den vor- 
geschriebenen Beglaubigungen versehen sind*^ 

Sammlungen von besonderen Fällen in der Manz'schen 
Ausgabe des ät.G. und der Z.P.O. 

Vgl. Art. 94 des Statutes der österr.-ung. Bank, 
Anhang 15. 

„Die Verfälschung, sowie die Nachahmung der von der 
Kreditsanstalt ausgestellten Urkunden von was immer für 
einer Art, wird mit den, gegen die Verfälschung oder Nach- 
ahmung öffentlicher Urkunden festgesetzten Strafen geahndet'* 
(§ 63 der Statuten der k. k. privilegierten österr. Kredits- 
anstalt für Handel und Gewerbe; a. h. Entschl. v. 
31. Okt. 1855, K.G.B. Nr. 186). 

„Die Pfandbriefe'* (der ehemaligen galizisch-ständischeu 
Kreditanstalt, die jetzt galizische Bodenkreditanstalt 
heißt) „sind öflfentliche Urkunden" (§ 7 der mit Pat. v. 3. Nov. 
1841, J.G S Nr 569 kundgemachten IStatuten). 

„Se ne k. k. Apostolische Majestät haben mit der Aller- 
höchsten Entschließung vom 12. Juli 1855 zu genehmigen 
geruht, daß den Ausweisen, welche gemeinschaftlich von 
dem Direktor und Buchhalter der in Wien bestehenden 
Seiden- und Woll-Trocknungsanstalt über das er- 
mittelte wahre Handelsgewicht der geprüften Seide und Wolle 
ausgestellt werden, die Beweiskraft öffentlicher Urkunden bei- 
zumessen ist, wenn diese Beamten bei dem Wiener Handels- 
gerichte über ihre auf die genaue Führung der Bücher und Aus- 
fertigungen der Ausweise sich beziehenden Pflichten beeidigt 
worden sind". (Vdg.d. Just. Min. v. 14. Juli 1855. K.G.B. Nr. 129.) 

e) wenn die zur Bestimmung der Grenzen gesetzten 
Markungen weggeräumt oder versetzt werden; 

f) wenn jemand durch Verschwendung sich in das 
Unvermögen, zu zahlen, gestürzt, oder durch 
Bänke den Kredit zu verlängern gesucht hat, 
oder durch Aufstellung erdichteter Gläubiger, 
oder sonst durch betrügliches Einverständnis 
oder Verhehlung eines Teiles von seinem Ver- 
mögen, den wahren Stand der Masse verdreht 

Vgl. § 486 und Anhang 18. 

b) der höhere Betrag. 
§ 200. Andere Betrügereien werden zum Ver- 
brechen, wenn der Schade, der verursacht, oder, auf 
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welchen die böse Absieht gerichtet worden, sich höher 
als auf fünfundzwanzig GuJden beläuft. 

Hauptarten der Betrügereien, welche bei dem 
höheren Betrage zum Verbrechen werden. 

§ 201. Die Arten des Betruges lassen sich zwar 
wegen ihrer zu großen Mannigfaltigkeit nicht alle in 
dem Gesetze aufzählen. Insbesondere macht sich aber 
mit Rücksicht auf den eben erwähnten Betrag eines 
Verbrechens schuldig: 

a) wer falsche Privaturkunden verfertigt oder 
echte verfälscht; wer Urkunden, welche ihm 
gar nicht, oder nicht ausschließlich gehören, zum 
Nachteile eines anderen vernichtet, beschädiget 
oder unterdrückt; wer nachgemachte oder ver- 
fälschte öffentliche Kreditspapiere, wie auch, 
wer verfälschte Münze, ohne Einverständnis 
mit den Verfälschern oder Teilnehmern wissent- 
lich weiter verbreitet; 

Vgl. §§109, 112, 116, 120. ^ 

b) wer den Schwachsinn eines anderen durch aber- 
gläubische oder sonst hinterlistige Verblendung 
zu dessen oder eines Dritten Schaden mißbraucht ; 

c) wer gefundene oder ihm irrtümlich zugekommene 
Sachen geflissentlich verhehlt und sich zu- 
eignet, was jedoch auf die Verheimlichung eines 
aufgefundenen Schatzes nicht anwendbar ist; 

d) wer sich einen falschen Namen, Stand oder 
Charakter beilegt, sich für den Eigentümer 
fremden Vermögens ausgibt, oder sonst hinter 
einem falschen Scheine verbirgt, um sich un- 
rechtmäßigen Gewinn zuzueignen, jemandem 
an Vermögen, oder Rechten Schaden zu tun, 
oder jemanden zu nachteiligen Handlungen zu 
verleiten, zu denen er sich ohne den ihm mit- 
gespielten Betrug nicht würde verstanden haben ; 

Vgl. §333 f. 

e) wer sich in einem Spiele falscher Würfel, falscher 
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Karten, eines hinterlistigen Einverständnisses 
oder anderer listigen Ränke bedient. 

Strafe des Verbrechens des Betruges. 

§ 202« Die Strafe des Betruges ist insgemein 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre, bei 
erschwerenden Umständen aber von einem bis zu fünf 
Jahren. 

§ 203» Übersteigt aber der Betrag oder Wert, 
den sich der Täter durch das Verbrechen zugewendet, 
oder worauf die Absicht gerichtet gewesen ist, die 
Summe von dreihundert Gulden; oder hat der Ver- 
brecher den Betrug mit besonderer Kühnheit oder 
Arglist verübt; oder die Betrügereien sich zur Gre- 
wohnheit gemacht, so ist die Strafe schwerer Kerker 
von fünf bis zu zehn Jahren. 

§ 204» Wenn das Verbrechen des Betruges durch 
einen falschen Eid begangen wird (§ 199, lit. a), soll 
der Betrüger zur schweren Kerkerstrafe, nach der in 
den §§ 202 und 203 bestimmten Dauer, und wenn 
er durch den falschen Eid einen sehr wichtigen 
Schaden verursacht hat, bis zu zwanzigjährigem, nach 
Umständen auch zu lebenslangem schweren Kerker 
verurteilt werden. 

Betrügereien, die als Übertretungen behandelt 
werden. 

§ 205» Betrügereien, bei welchen kein in den 
§§199 und 200 angeführter Umstand eintritt, sind 
als Übertretungen nach der im zweiten Teile dieses 
Gesetzes vorkommenden Vorschrift zu behandeln. 

Vgl. § 461. 

Vierundzwanzigstes Hauptstück 

Von der zweifachen Ehe, 

Zweifache Ehe. 

§ 206» Wenn eine verehelichte Person mit einer 

anderen Person eine Ehe schlielU, so begeht sie das 

Verbrechen der zweifachen Ehe. 
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§ 207» Gleiches Verbrechen begeht diejenige 
Person, welche, ob sie gleich selbst unverheiratet ist, 
wissentlich eine verehelichte Person heiratet 

Strafe. 

§ 208. Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker 
von einem bis auf fünf Jahre. Hat der Verbrecher 
der Person, mit welcher er die zweite Ehe geschlossen, 
seinen Ehestand verhehlt; so soll er zu schwerem 
Kerker verurteilet werden. 

Vgl. §§ 502, 507 f. 

Fünfondzwanzigstes Hauptstück. 

Von der Verleumdung, 
Verleumdung. 

§ 209. Wer jemanden wegen eines angedichteten 
Verbrechens bei der Obrigkeit angibt, oder auf solche 
Art beschuldigt, daß seine Beschuldigung zum An- 
lasse obrigkeitlicher Untersuchung, oder doch zur 
Nachforschung gegen den Beschuldigten dienen könnte, 
macht sich des Verbrechens der Verleumdung schuldig. 

Vgl. § 487, § 170. 

Strafe. 

§ 210* Die Strafe des Verleumders ist in der 
Regel schwerer Kerker von einem bis auf fünf Jahre ; 
dieser ist aber bis auf zehn Jahre zu verlängern, 
wenn 

a) der Verleumder sich einer besonderen Arglist, 
um die Beschuldigung glaublich zu machen, be- 
dient; oder 

b) den Beschuldigten einer größeren Gefahr aus- 
gesetzt hat; oder wenn 

c) der Verleumder ein Dienstbote, Hausgenosse, 
oder ein Untergebener des Verleumdeten ist, oder 
ein Beamter die Verleumdung in seinem Amte 
ausgeübt hat. 
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Seohsundz'wanzigBtes Hauptstück« 

Ton dem Verbrechern geleisteten Vorschübe. 

Vorschub zu Verbrechen. 

§ 211* Daß durch Zutun eben die Gattung von 
Verbrechen begangen werde, deren sich der unmittel- 
bare Täter schuldig macht, ist schon in dem § 5 er- 
klärt. Aber auch derjenige, der einem Verbrecher 
Vorschub leistet, wird in nachstehenden Fällen selbst 
eines Verbrechens schuldig: 
a) durch boshafte Unterlassung der Verhinderung. 

§212* Erster Fall. Wenn jemand, ein Ver- 
brechen zu hindern, aus Bosheit unterläßt, da er es 
doch leicht, und ohne sich, seine Angehörigen (§ 216), 
oder diejenigen Personen, die unter seinem gesetzlichen 
Schutze stehen, einer Gefahr auszusetzen, hätte ver- 
hindern können. 

"Vgl. § 9 Sprengst. Ges., Anhg. 20. 

Strafe. 

§ 213» Bei den Verbrechen des Hochverrates, 
der Ausspähung, unbefugten Werbung und der Be- 
handlung eines Menschen als Sklaven ist eine so be- 
schaffene Unterlassung für Mitschuld zu achten und 
auf die in den §§ 60, 67, 92 und 95 bestimmte Art 
zu behandeln. Bei anderen Verbrechen soll der 
Schuldige mit Kerker von sechs Monaten bis auf ein 
Jahr; wenn aber die auf die Tat gesetzte Strafe der 
Tod oder lebenslanger Kerker ist, mit schwerem 
Kerker zwischen einem und fünf Jahren bestraft 
werden. 

b) durch Verhehlung. 

§214« Zweiter Fall. Wenn jemand der nach- 
forschenden Obrigkeit die zur Entdeckung des Ver- 
brechens oder des Täters dienlichen Anzeigungen ver- 
heimlicht> d. h. deren Bekanntwerden absichtlich zu 
hindern oder wenigstens zu erschweren sucht; oder 
den Verbrecher vor ihr verbirgt; oder den ihm be- 
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kannten Verbrechern Unterschleif gibt ; oder ihre Zu- 
sammenkünfte, da er sie hindern könnte, begünstigt. 

Vgl. § 307. 

Strafe. 

§ 215. Ein solcher Verhehler soll, wofern nicht 
bei den Verbrechen des Hochverrates, der Ausspähung 
und Falschwerbung der Fall der unterlassenen An- 
zeige eintritt, und die Mitschuld an eben diesen Ver- 
brechen begründet (§§ 61, 67 und 92), nach der 
Gefährlichkeit des verhehlten Verbrechers, und nach 
der durch seinen Vorschub beförderten Schädlichkeit, 
mit Kerker von sechs Monaten bis auf ein Jahr; und 
im Falle des gegebenen Unterschleifes, oder der be- 
günstigten Zusammenkünfte mit schwerem Kerker bis 
auf fünf Jahre bestraft werden. 

§ 216. Doch können des Verbrechers Verwandte 
und Verschwägerte in auf- und absteigender Linie, 
wie auch seine Geschwister, Geschwisterkinder oder 
die ihm noch näher verwandt sind, sein Ehegenoß, 
die Geschwister seines Ehegenossen und die Ehe- 
genossen seiner Geschwister wegen einer solchen 
Verhehlung allein, nicht gestraft werden. 

c) durch Hilfe zur Entweichung eines wegen Ver- 
brechens Verhafteten. 

§ 217. Dritter Fall. Wenn jemand einem 
wegen eines Verbrechens Verhafteten die Gelegenheit 
zum Entweichen durch List oder Gewalt erleichtert, 
oder der nachforschenden Obrigkeit in Wieder- 
einbringung des Entwichenen Hindernis legt. 

Vgl. § 307. 

Strafe. 

§ 218. Wenn der Vorschub von jemandem ge- 
geben wird, der zur Sorge für die Verwahrung ver- 
pflichtet ist; oder wenn derjenige, der den Vorschub 
geleistet, wußte, daß der Verhaftete eines Hochverrates, 
einer Verfälschung der Kreditspapiere oder Münze, 
eines Mordes, Raubes oder angelegten Brandes be- 
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schuldigt oder straffällig erkannt ist, wird der Ver- 
brecher mit schwerem Kerker, und zwar, wenn der 
Vorschub einem wegen Hochverrates oder verfälschter 
Kreditspapiere Verhafteten geleistet worden, zwischen 
fünf und zehn Jahren, in anderen hier benannten 
Fällen aber zwischen einem und fünf Jahren zu be- 
strafen sein. 

§ 219. Ist der Verhaftete wegen eines anderen 
Verbrechens, als die in dem vorhergehenden Para- 
graphe benannt sind, in der Untersuchung oder Strafe, 
und hat derjenige, der ihm Vorschub getan, keine 
besondere Pflicht zu seiner Verwahrung, so ist die 
Strafe Kerker zwischen sechs Monaten und einem 
Jahre. 

d) durch Yerhehlnng oder sonstige Begünstigung 
eines Deserteurs. 

§ 220. Vierter Fall. Wer ohne im vorhinein 
getroffenes Einverständnis (§ 222) einem aus dem 
Militärdienste entwichenen Soldaten oder Dienstmann 
(Ausreißer, Deserteur) durch Anweisung des Weges, 
durch Verkleidung, Verbergung, durch einen bei sich 
gegebenen Aufenthalt, oder auf was immer für eine 
Art hilfreiche Hand bietet, und dadurch die Fort- 
setzung seiner Flucht begünstiget oder die Ausforschung 
und Wiedereinbringung des Ausreißers erschwert. 

§ 183 Milit.St.G.: „Wer nach abgelegtem Militärdiensteide 
das Eegiment, Korps oder den Dienstzweig, dem er angehört, 
oder den ihm angewiesenen Aufenthalt eigenmächtig und mit 
dem Vorsätze, sich seiner Dienstpflicht für immer zu entziehen, 
verläßt, oder davon in gleicher Absicht sich entfernt hält, ist 
der Desertion schuldig'*. — Für die bosnisch-herzegowini- 
schen Truppen gelten besondere Bestimmungen. (S. Manz'sche 
Ausgabe d. Mü.St.G., 2. Aufl., S. 138 ff., 394 f.) 

Strafe. 
§ 221. Ein solcher Beförderer soll nebst dem, 
daß er einhundert Gulden an die Kriegskasse zu be- 
zahlen hat, mit Kerker zwischen sechs Monaten und 
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einem Jahre bestraft werden. Ist jedoch eine solche 
Begünstigung durch eine in längerer Zeit fortgesetzte 
Verhehlung, oder durch Abkaufung der Montur, 
Waffen, des Pferdes, oder sonstiger Ausrüstungs- 
gegenstande des Ausreißers, oder aus Gewinnsucht, 
oder unter anderen besonders erschwerenden Um- 
ständen verübt worden, so ist die Strafe schwerer 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren. Kann der 
Schuldige die Zahlung an die Kriegskasse nicht leisten, 
so ist die Strafe länger auszumessen oder . zu ver- 
schärfen, und es kann der Umstand, daß der Aus- 
reißer wieder eingebracht worden, an der Anwendung 
gegenwärtiger Anordnung nichts ändern. 
Vgl. die Note zu § 224. 

Verleitung eines Soldaten zur Verletzung mili- 
tärischer Dienstpflicht und Hilfeleistung zu mili- 
tärischen Verbrechen. 

§ 222. Wer einen zum k. k. Kriegsdienste ver- 
pflichteten Mann, obgleich er selbst in keiner solchen 
Verpflichtung steht, zur treulosen Verlassung des 
Kriegsdienstes (Desertion), oder zu was immer für 
einer, nach den für das k. k. Militär geltenden Straf- 
gesetzen als Verbrechen zu behandelnden Verletzung 
der eidlich angelobten Treue, des Gehorsams, der 
Wachsamkeit, oder sonstiger Militärdienstpflichten ver- 
leitet, auffordert, aneifert oder zu verleiten sucht; oder 
demselben bei Begehung eines Militärverbrechens 
auf was immer für eine Weise Beistand leistet, wird 
[von den Militärgerichten nach den darüber be- 
stehenden besonderen Vorschriften untersucht undj 
bestraft. 

Vgl. § 7 d. Ges. V. 20. Mai 1869, oben zu § 67. 

Verleitung zur Nichtbefolgung eines Militär 
einberufungsbefehles: § 6 d. Ges. v. 28. Juni 1890 
Nr. 173 ß.G.B., Anhg. 22. 
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^ Siebenundzwanzigstes Hauptstück. 

Von Erlöschung der Verbrechen und Strafen. 
Erlöschungsarten der Verbrechen. 

§ 223. Das Verbrechen erlischt: 

a) durch den Tod des Verbrechers; 

b) durch die ausgestandene Strafe; 

c) durch Erlassung derselben; 

d) durch Verjährung. 
Vgl. §526 ff. 

a) der Tod des Verbrechers; 

§ 224. Der Tod des Täters, dieser mag vor oder 
nach begonnener Untersuchung (§ 227), vor oder nach 
geschöpftem Urteile erfolgen, hebt zwar die Verfolgung 
des Verbrechers, und die Anwendung der Strafe auf; 
[jedoch hat das bereits angekündigte Urteil seine 
Wirkung in Ansehung der nach dem § 27 unter b) 
verlornen freien Verfügung über das Vermögenl. 

„Verbindlichkeiten, die der Erblasser aus seinem Ver- 
mögen zn leisten gehabt hätte, übernimmt sein Erbe. Die 
von dem Gesetze verhängten Geldstrafen, wozu der Verstorbene 
noch nicht verurteilt war, gehen nicht auf den Erben über". 
(§ 548 a. b. G.B.) 

„Alle sowohl in dem allg. Strafgesetzb als in anderen 
Gesetzen (§ 129 Mil.Str.G.) verhängten Geld- und übrigen 
Vermögensstrafen, daher insbesondere auch die mit der un- 
erlaubten Geschenkannahme in Amtssachen und der Verleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt verbundene Verpflichtung 
zum Erläge des unerlaubten Geschenkes, und die infolge der 
Desertionsbegünstigung zu leistenden Zahlungen an die Kriegs- 
kasse, dann die Strafen des Verfalles von Kautionen, Waren, 
Feilschaften und anderen Gegenständen, wozu jemand durch 
ein Straferkenntnis verurteilt worden ist, gehen auf die Erben 
des Verurteilten über, wenn der Tod des letzteren erst nach 
eingetretener Rechtskraft des Straferkenntnisses erfolgt ist" 
(Min.Vdg. V. 3. April 1859, Nr. 52 R.G.B.). 

In betreff der privatrechtlichen Ansprüche ex delicto vgl. 
§ 527 StG., §§ 283, al. 2 u. 465, al. 2 St.P.O. 

Kosten des Strafverfahrens: § 389, al. 3 St.P.O. 
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b) die Vollstreckiing def Strafe; 

§ 225. Wenn der Verbrecher die wider ihn er- 
kannte Strafe ausgestanden hat, ist das Verbrechen 
für getilgt anzusehen. Der Bestrafte tritt wieder in 
alle gemeinschaftliche, bürgerliche Rechte, so weit ihr 
Verlust nicht unter den in den §§26 und 27 aus- 
gedrückten Folgen der Verurteilung begriffen ist, 
oder nach dem § 25 damit verbunden wird. Er kann 
daher in dem Genüsse solcher Rechte von niemanden 
gehindert, oder gekränkt werden. Auch soll ihm, so 
lange er seinen Wandel mit Rechtschaffenheit fortsetzt, 
über das Vergangene von niemandem ein Vorwurf 
gemacht, noch er darüber auf irgend eine Art ge- 
schmäht werden. 

Vgl. §§ 6—10 des Ges. v. 15. Nov. 1867, Anhang 2 und 
§ 497 St.G. Der § 27, lit. b ist aufgehoben. 

c) die Nachsicht; 
§ 226. So weit die zuerkannte Strafe nachgesehen 
worden, hat die Nachsicht eben die Wirkung, wie die 
ausgestandene Strafe. 

d) die Verjährung; 
§ 227. Durch Verjährung erlischt Verbrechen und 
Strafe, wenn der Täter von dem Zeitpunkte des be- 
gangenen Verbrechens; oder in dem Falle, wenn er 
deshalb schon in Untersuchung gezogen worden ist, 
von der Zeit des Urteils, wodurch er rechtskräftig 
freigesprochen worden ist, an zu rechnen, in der vom 
gegenwärtigen Gesetze bestimmten Zeit von einem in- 
ländischen Strafgerichte nicht in die Untersuchung ge- 
zogen wurde. Die Verjährung wird daher unterbrochen, 
wenn gegen den Täter als Angeschuldigten eine Vor- 
ladung, ein Vorführungs- oder Verhaftsbefehl er- 
lassen, oder ein Beschluß zur Einleitung der Unter- 
suchung geschöpft, oder wenn er als Angeschuldigter 
bereits vernommen oder verhaftet, oder mittelst der 
Nacheile oder durch Steckbriefe verfolgt worden war. 
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§ 228. Die Zeit der Verjährung wird 

a) für Verbrechen, worauf lebenslange Kerkerstrafe 
gesetzt ist, auf zwanzig Jahre; 

b) bei solchen, die nach dem Gesetze mit einer 
Strafe von zehn bis zwanzig Jahren belegt 
werden sollten, auf zehn Jahre; für alle übrigen 
Verbrechen auf fünf Jahre bestimmt. 

Vgl. § 40 Preßges. Anhg. 5. 

§ 229. Die Verjährung kommt aber nur dem- 
jenigen zu statten, der 

a) von dem Verbrechen keinen Nutzen mehr in 
Händen; 

b) auch, in so weit es die Natur des Verbrechens 
zugibt, nach seinen Kräften Wiedererstattung 
geleistet; 

c) sich nicht aus diesen Staaten geflüchtet, und 

d) in der zur Verjährung bestimmten Zeit kein 
Verbrechen mehr begangen hat. 

Wirkung. 
§ 230. Die Wirkung der Verjährung ist: daß 
weder Untersuchung noch Strafe wegen eines solchen 
Verbrechens mehr statt haben kann. 

Einschränkung der Erlöschungsart durch Ver- 
jährung. 

§ 231. Bei Verbrechen, worauf die Todesstrafe 
verhängt ist, schützt keine Verjährung vor der Unter- 
suchung und Bestrafung. 

Wenn jedoch von der Zeit eines solchen verübten 
Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig Jahren ver- 
strichen ist, und die in den §§227 und 229 ange- 
führten Bedingungen eintreten, ist nur auf schweren 
Kerker zwischen zehn und zwanzig Jahren zuerkennen. 

§ 232. Bei einem Verbrechen, worauf im Gesetze 
Todes- oder lebenslange Kerkerstrafe verhängt ist, gilt 
hinsichtlich derjenigen Personen, welche zur Zeit, als 
sie daran teil genommen haben, noch nicht das 
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zwanzigste Jahr zurückgelegt hatten, nur die Straf- 
dauer von zehn bis zwanzig Jahren als Maßstab der 
Verjährung (§ 228, lit. b). 



Zweiter Teil. 

Von den Vergehen und Übertretungen. 

Erstes Hauptstück. 

Von Vergehen und Übertretungen überhaupt , und deren 

Bestrafung, 

DieUnkenntnis diesesGesetzes entschuldigt nicht. 

§ 233. Die in diesem Teile des Strafgesetzes vor- 
kommenden Vergehen und Übertretungen sind ins- 
gesamt Handlungen oder Unterlassungen, die jeder 
als unerlaubt von selbst erkennen kann ; oder wo der 
Täter die besondere Verordnung, welche übertreten 
worden, nach seinem Stande, seinem Gewerbe, seiner 
Beschäftigung, oder nach seinen Verhältnissen zu 
wissen verpflichtet ist. Die Unkenntnis dieses Straf- 
gesetzes kann also rücksichtlich der in demselben 
vorkommenden Vergehen und Übertretungen nicht 
entschuldigen. 

Vgl. §§ 3, 238, 239. 

Verbindlichkeit der Ausländer. 

§ 234. Auch Ausländer, die sich in dem öster«* 
reichischen Kaiserstaate aufhalten, können dieser Ver- 
gehen und Übertretungen schuldig werden, da sie 
verbunden sind, überhaupt die auf öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung sich beziehenden allgemeinen Ver- 
ordnungen, und wenn sie ein Geschäft unternehmen, 
auch die besonderen Verordnungen, welche auf dieses 
Geschäft Beziehung haben, sich bekannt zu machen. 

Hingegen sind Ausländer, welche in einem fremden 
Staate sich einer in diesem Teile des Strafgesetzes 
vorgesehenen strafbaren Handlung schuldig gemacht 
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-haben, deshalb weder an das Ausland auszulief^n, 
noch im Inlande zu bestrafen. 
Vgl. § 37 und § 295. 

Von den Vergehen und Übertretungen der Inländer 
im Auslande. 

§ 235. Wegen Vergehen und Übertretungen, die 
ein Inländer im Auslande begangen hat, ist er bei 
seiner Betretung im Inlande nie an das Ausland aus- 
zuliefern, sondern dann, wenn dieselben im Auslande 
nicht bestraft oder nicht nachgesehen worden, ohne 
Bücksicht auf die Gesetze des Landes, wo sie be- 
gangen wurden, nach diesem Strafgesetze zu behandeln. 

Diese Vorschrift findet auch in denjenigen Fällen 
Anwendung, wenn gegen einen Inländer wegen derlei 
Vergehen oder Übertretungen im Auslande bereits eine 
Strafe zuerkannt, aber noch nicht vollzogen worden 
ist In keinem Falle sind Urteile ausländischer Straf- 
behörden im Inlande zu vollziehen. 

Vgl. § 36. 

Bei Verbrechen in zufälliger Trunkenheit ver- 
übt, ist die Trunkenheit als Übertretung zueu* 
rechnen. 

§ 236. Obgleich Handlungen, die sonst Verbrechen 
sind, in einer zufälligen Trunkenheit verübt, nicht als 
Verbrechen angeseh^ werden können (§ 2, lit. c), 
so wird in diesem Falle dennoch die Trunkenheit als 
eine Übertr^^ng bestraft (§ 523). 

Strafbare Handlungen der Kindheit. — Verbrechen 

der Unmündigen vom elften bis zum Tierzehnten 

Jahre. 

§ 237. Die strafbaren Handlungen, die von Kin- 
dern bis zu dem vollendeten zehnten Jahre begangen 
werden, sind bloß der häuslichen Züchtigung zu über- 
lassen; aber von dem angehenden elften bis zu dem 
vollendeten vierzehnten Jahre werden Handlungen, 
die nur wegen Unmündigkeit des Täters nicht als 

LOffler, StiAfreoht I. 
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Verbrechen zugerechnet werden (§ 2, lit. d), als Über- 
tretungen bestraft (§§ 269 und 270). 

Vgl. hierzu § 8 des VagabundeDges., Anhg. 13. 

GesetzwidrigeHandluDgen an sich, auch ohne böse 

Absicht und erfolgten Schaden, sind Vergehen 

oder Übertretungen. 

§ 238. Schon die gegen ein Verbot vollbrachte 
Handlung oder gegen ein Gebot geschehene Unter- 
lassung ist, insoferne sie durch dieses Gesetz dafür 
erklärt wird, ein Vergehen oder eine Übertretung, ob- 
gleich weder eine böse Absicht dabei mit unterlaufen, 
noch Schaden oder Nachteil daraus erfolgt ist. 

§ 239. Im allgemeinen haben die in den §§5 — 11 
über Verbrechen festgesetzten Bestimmungen auch auf 
Vergehen und Übertretungen Anwendung zu finden, 
insoferne nicht Abweichungen hievon im Gresetze in 
einzelnen Fällen insbesondere angeordnet sind, oder 
aus der eigentümlichen Natur des Vergehens oder der 
Übertretung folgen. 

Zweites Hauptstüok. 

Von den Strafen der Vergehen und Übertretungen überhaupt. 

Gattungen der Strafen bei Vergehen und Über- 
tretungen. 

§ 240. Die in diesem Gesetze vorkommenden 
Vergehen und Übertretungen werden bestraft: 

a) um Geld; 

b) mit Verfall von Waren, Peilschaften oder Gerate; 

c) mit Verlust von Rechten und Befugnissen ; 

d) mit Arrest; 

e) [mit körperlicher Züchtigung;] 

f) mit Abschaffung aus einem Orte, oder 

g) aus einem Kronlande, oder 

h) aus sämtlichen Kronländem des österreichischen 

Kaiserstaates. 
Die körperliche Züchtigung ist unbedingt und ausnahms- 
los abgeschafft. (§§ 1 und 2 des Ges. v. 15. Nov. 1867, 
Anhg. 2.) 
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Geld, Waren und Geräteverfallen dem Armenfonde. 
§ 241. Die an Geld, an Waren, Feilschaften 
oder Geräte wegen Vergehen oder Übertretungen ver- 
wirkte Strafe verfällt jedesmal dem Armenfonde des 
Ortes, wo die strafbare Handlung begangen worden. 

„Wird auf eine Geldstrafe erkannt, so ist zugleich die für 
den Fall der üneinbringlichkeit an die Stelle tretende Arrest- 
strafe zu bestimmen" (§ 266 St.P.O.) — „Bei Geldstrafen 
unter fünf Gulden CM. [jetzt =10 Kronen, s. zu K.M.P. 
Art. VII] ist die Arreststrafe in der Dauer von wenigstens 
12 Stunden zu bestimmen" Vdg. d. J.M. v. 11. Feb. 1855 
R.G.B. Nr. 30. — Übergang dieser Strafen auf den Nachlaß : 
s. o. zu § 224. — Vgl. § 408f. St.P.O. — In den Staats- 
schatz fließen: 1. Die auf Grund des Tierseuchenges, 
und des Einderpestges. verhängten Geldstrafen, einschließ- 
lich des reinen Erlöses der verfallenen Tiere und Gegenstände ; 
§ 47 Tiers.Ge8., § 39. Nov. z. Einderpestges., Anhg. 16. 2. Die 
Geldstrafen wegen wissentlichen Patenteingriffes, §97 
Pat.Ges. Anhg. 27. 

Vgl. § 66 Wehrges., Anhg. 22. 

Verlust von Hechten und Befugnissen; gegen wen 
solcher verhängt wird. 

§ 242, Der Verlust von Rechten und Befugnissen 
wird verhängt gegen graduierte oder andere ein Amt 
oder eine Beschäftigung unter öffentlicher Beglaubigung 
ausübende Personen, gegen solche, die ein Handwerk 
oder Gewerbe als Bürger oder unter erhaltener obrig- 
keitlicher Bewilligung betreiben. Diese Bestrafung 
wird auf bestimmte Zeit oder für beständig zuerkannt. 

„Da sich über die Frage : „ob die Strafgerichte nach dem 
§ 242 des StG. vom 27. Mai 1852 in den Fällen, wo das 
Gesetz auf ein Vergehen oder eine Übertretung die Strafe des 
Verlustes von Rechten oder Befugnissen, und namentlich die 
Strafe des Gewerbsverlustes ohne weiteren Beisatz verhängt, 
stets auf den gänzlichen Verlust dieser Rechte und Befugnisse 
und insbesondere des Gewerbes zu erkennen verpflichtet seien, 
oder sich nach ihrem Ermessen auch auf die bloße Unter- 
sagung der Ausübung derselben für einige Zeit beschränken 
können?" Zweifel und ungleichförmige Entscheidungen der 
Gerichtshöfe ergeben haben, so findet das Justizministerium 
zu erklären, daß sowohl dem Sprachgebrauche und der Ver- 
gleichung des § 242 mit dem nächstfolgenden § 243 des St.G. 

9* 
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zufolge, als nach dem Sinne, welcher sich hinsichtlich dieser 
Gesetzesstelle aus den §§ 286, 305 und 427 der neuen St.P.O. 
vom 29. Juli 1853 ergibt, unter der Strafe des Verlustes von 
Kechten, Befugnissen oder Gewerben in allen Fällen, wo das 
Gesetz nicht eine besondere Bestimmung oder Beschränkung 
beifügt, nur der beständige Verlust derselben zu verstehen 
sei « (Vdg. d. Just.Min. v. 29. Mai 1854, R.G.B. Nr. 134.) 

Vgl. §§ 5—12 der Novelle von 1867, Anhg. 2. 

„Wer durch ein richterliches oder administratives Erkennt- 
nis von dem Betriebe eines Gewerbes entfernt wurde, ist vom 
Antritte eines jeden Gewerbes ausgeschlossen, durch dessen 
Ausübung der Zweck des Erkenntnisses vereitelt würde. Im 
Falle der Verurteilung durch ein richterliches Erkenntnis ist 
die Ausschließung nur für die Dauer der gesetzlichen Straf- 
folgen wirksam . . ." (§ 6 der Gewerbe-Odg.) 

§ 243. Ist wegen eines Vergehens oder einer 
Übertretung auf den Verlust eines Grewerbes zu er- 
kennen, so ist dem Untersuchten auf keine Weise 
zu gestatten, während der Untersuchung oder vor dem 
gefällten Urteile auf das Gewerbe zu verzichten. Ist 
in diesem Falle das Gewerbe ein persönliches, so er- 
lischt für den Verurteilten das Recht zum selhst- 
ständigen Gewerbsbetriebe gänzlich; war aber das 
Gre werbe ein radiziertes oder verkäufliches, so ist der 
Verurteilte wohl des Ausübungsrechtes verlustig, der 
für den Fall der Veräußerung dafür eingehende Kauf- 
schilling aber ist keineswegs als verfallen zu erklären. 

Vgl. § 408 St.P.O. 

Arrest. Erster Grad. 
§ 244. Die Strafe des Arrestes hat zwei Grade: 
der erste wird durch Arrest^ ohne Zusatz, bezeichnet, 
und besteht in Verschließung in einem Gefangenhause 
ohne Eisen; wobei dem Verurteilten, wenn er sich 
den Unterhalt aus eigenen Mitteln oder durch Unter- 
stützung der Seinigen zu verschaffen fähig ist, die 
Wahl seiner Beschäftigung überlassen bleibt. 

Über den Vollzug der Arreststrafe in Einzelhaft s. das 
Gesetz v. 1. April 1872, Anhg. 1. 

Zweiter Grad. 
§ 245. D&c Arrest des zweiten Grades wird durch 
den Zusatz „sirenger Arrest^ bezeichnet Auch in 
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diesem wird der Verurteilte ohne Eisen, in Beziehung 
auf Verpflegung und Arbeit aber so gehalten, wie es 
die Einrichtung der für solche Sträflinge bestimmten 
Strafanstalten nach den darüber bestehenden oder 
noch zu erlassenden besonderen Vorschriften mit 
sich bringt. 

Es wird ihm mit niemanden eine Zusammenkunft 
ohne Gegenwart des Gefangen Wärters , auch keine 
Unterredung in einer dem letzteren unverständlichen 
Sprache gestattet. 

Hausarrest. 

§ 246. Außer diesen beiden Graden des Arrestes 
kann auch auf Hausarrest, entweder gegen bloße 
Angelobung, sich nicht zu entfernen, oder mit Auf- 
stellung einer Wache erkannt werden. Der Haus- 
arrest verpflichtet den Verurteilten, sich unter keinem 
Vorwande vom Hause zu entfernen, bei Strafe, die 
noch übrige Arrestzeit in dem öffentlichen Verhaft- 
orte zu vollstrecken. 

Längste und kürzeste Dauer des Arrestes. 

§ 247. In der Regel ist die kürzeste Dauer des 
Arrestes von vierundzwanzig Stunden (§§ 260 und 267), 
die längste von sechs Monaten. 

Der § 267 ist irrtümlich zitiert; richtig: § 266. 

Körperliehe Züchtigung. 

§248. 

(Aufgehoben! S. zu §240.) 

Abschaffung. - . 

§ 249. Die Abschaffung aus einem Orte oder aus 
einem Kronlande findet statt entweder auf eine be- 
stimmte, oder nach Beschaffenheit der strafbaren Hand- 
lung und der Umstände auch auf unbestimmte Zeit. 

Auf Abschaffung aus sämtlichen Kronländem des 
österreichischen Kaiserstaates kann nur gegen Aus- 
länder erkannt werden. 

VgL § 25 St.Q., § 407 St.P.O. 
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„ . . . finden die Ministerien des Innern und der Justiz 
zu verordnen, daß in Zukunft alle Abschaffungen aus einem 
Orte, auf welche die Strafgerichte, oder aus polizeilichen 
Bücksichten die Sicherheitsbehörden erkennen, ausdrücklich 
auf den ganzen Polizeirayon, zu welchem dieser Ort gehört, 
auszudehnen sind". (Vdg. v. 10. Mai 1852, R.G.B. Nr. 106.) 

^Im Einverständnisse mit dem Ministerium des Innern 
und der obersten Polizeibehörde, findet das Justizministerium 
zur Beseitigung von Zweifeln den § 249 des St.G. vom 
27. Mai 1852 dahin zu erläutern, daß auf die Strafe der?Ab- 
Schaffung aus demjenigen Orte nicht erkannt werden kann, 
zu welchem der zu "Verurteilende gesetzlich zuständig ist", 
(Vdg. V. 19. Mai 1858, B.G.B. Nr. 79.) 

Verschärfung der Strafen. 

§ 250. Die hier aufgezählten Strafarten können 
auch verschärft werden. Eine Verschärfung im all- 
gemeinen ist, wenn von den einzelnen Strafen mehrere 
vereiniget werden. Sie hat jedoch nur in denjenigen 
Fällen statt, für welche, und in dem Maße, wie sie 
in dem gegenwärtigen Gesetze bestimmt ist 

Besondere Bestimmungen bei Vergehen durch den 
Inhalt von Druckschriften. 

§ 251. [Wenn ein Vergehen durch eine periodische 
Pruckschrift, wofür eine Kaution bestellt ist, begangen 
wurde, so ist nebst der gesetzlichen Strafe auch auf 
den Verfall der Kaution in dem Betrage von ein- 
hundert bis fünfhundert Gulden zu erkennen. — Unter 
dieses geringste gesetzliche Ausmaß darf der Grerichts- 
hof den Kautionsverfall nie herabsetzen.] 

§ 252. [Außerdem kann in dem Falle, wenn ein 
Vergehen durch eine periodische Druckschrift begangen 
wird, welche schon einmal den Anlaß zu einer Ver- 
urteilung wegen Vergehen geboten hat, bei abermaliger 
Verurteilung wegen eines Vergehens die Einstellung 
des Erscheinens der periodischen Druckschrift bis zu 
einer Dauer von drei Monaten ausgesprochen werden. 

Endlich kann in allen Fällen, wo ein Vergehen 
durch eine Druckschrift begangen wurde, auf die Ver- 
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nichtuDg der im § 29 bezeiclineten GegenstäDde er- 
kannt werden.] 

Die §§251 und 252 sind aufgehoben; Tgl. Note zu §35. 

Verschärfung des Arrestes. 
§ 253. Mit dem Arreste können auch eine oder 
gleichzeitig mehrere der nachfolgenden Verschärfungen 
verbunden werden: 

a) Fasten; 

b) schwere Arbeit; 

c) Anweisung eines harten Lagers; 

d) Anhaltung in Einzelnhaft; 

e) einsame Absperrung in dunkler Zelle; 

f) [körperliche Züchtigung.] 

Die körperliche Züchtigung als Verschärfung der Arrest- 
strafe ist abgeschafft (§§ 1 und 2 d. Ges. v. 15. Nov. 1867, 
Anhg. 2). 

Verschärfung des Arrestes durch Fasten. 
§ 254. Wird die Verschärfung durch Fasten dem 
Arreste des ersten Grades angehängt; so wird der 
Sträfling auf die Kost beschränket, welche bei dem 
Arreste zweiten Grades § 245 vorgeschrieben ist. Bei 
Verschärfung des Arrestes des zweiten Grades ist der 
Sträfling an einigen Tagen bloß auf Brot und Wasser 
einzuschränken; doch soll dieses nicht über zweimal 
in einer Woche geschehen. 

Hartes Lager. 
§ 255. Die Beschränkung des Sträflings auf hartes 
Lager darf nur an unterbrochenen Tagen, und nicht 
öfter als zweimal in der Woche stattfinden (§ 21). 

Einzelnhaft. 
§ 256. Die Anhaltung in Einzelnhaft (§ 22) darf 
ununterbrochen nicht länger als durch vierzehn Tage 
dauern, und dann erst wieder nach einem Zwischen- 
räume von einem Monate in Anwendung gebracht 
werden. 
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Dunkle Zelle. 
§ 257. Die einsame Absperrung in .dunkler Zelle 
(§ 23) darf ununterbrochen nicht länger als vierand- 
zwanzig Stunden, dann erst wieder nach einem Zeit- 
räume von einer Woche, und während der ganzen 
Strafdauer höchstens zehnmal stattfinden. 

Körperliche Züchtigung. 

§258. 

(Aufgehoben! S. o. zu §253.) 

Strafarten im allgemeinen können nicht verwech- 
selt, noch die Bestrafung durch Abkommen mit 
dem Beschädigten ausgeglichen werden. 

§ 259. Im allgemeinen kann die für jede straf- 
bare Handlung bestimmte Strafart nicht verwechselt, 
noch die Bestrafung durch Abkommen mit dem Be- 
schädigten aufgehoben werden. 

Ausnahmen. 
§ 260. Unter folgenden besonderen Umständen aber 
ist die in dem Gesetze bestimmte Strafe abzuändern: 

a) wenn die Greldsti'afe den Vermögensumständen 
oder dem Nahrungsbetriebe des zu Verurteilenden, 
oder seiner Familie zum empfindlichen Abbruche 
gereichen ; 

b) wenn durch die Dauer des gesetzlich bestimmten 
Arrestes die Erwerbung des Sträflings oder 
seiner Familie in Verfall, oder doch in Un- 
ordnung geraten könnte. 

Im ersten Falle ist anstatt der Geldstrafe auf 
eine verhältnismäßige Arreststrafe und zwar da, wo 
das Gesetz nicht etwas anderes insbesondere vor- 
schreibt, für je fünf Gulden auf einen Tag zu er- 
kennen. 

Vgl. die Noten zu § 241. 

Im zweiten Falle kann die Dauer der Strafzeit 
selbst unter den gesetzlichen geringsten Strafsatz ab- 
gekürzt werden, es ist jedoch der Arrest nach § 253 
35U yersQh&rfen, 
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(Der Schlußsatz dieses Paragrf^^hen , betreffend den Er- 
satz der Arreststrafe durch körperliche Züchtigung, ist durch 
§ 1 d. Ges. V. 15. Nov. 1867 [oben bei § 240] aufgehoben.) 

• Vgl. § 55. ^ 
i i § 261. Bei besonders rücksichtswürdigen Um- 
ständen kann der Arrest des ersten Grades auch in 
eine den Vermögensumstanden des zu Bestrafenden 
angemessene Geldstrafe verändert, diese Strafver- 
wechslung aber nie von der Wahl des zu Bestrafenden 
abhängig gemacht werden. 

Wann Hausarrest verhängt werden kann. 
§ 262. Ferner kann anstatt des Arrestes des ersten 
Grades Hausarrest verhängt werden, wenn der zu 
Bestrafende von unbescholtenem Rufe ist, und durch 
die Entfernung von seiner Wohnung gehindert würde, 
seinem Amte, seinem Geschäfte, oder seiner Erwerbung 



Erschwerende Umstände. 
§ 263. Als erschwerende Umstände eines Ver- 
gehens, sowie einer Übertretung, sind anzusehen: 

a) die Fortsetzung der strafbaren Handlung durch 
längere Zeit; 

b) die Wiederholung derselben auch dann, wenn 
der Täter wegen eines gleichen Vergehens oder 
einer gleichen Übertretung schon gestraft 
word^i ist; 

c) je größer die aus der strafbaren Handlung vor- 
herzusehende Grefahr, oder 

d) der hieraus wirklich erfolgte Schade ist; 

e) je wichtiger das Verhältnis zwischen dem 
Schuldigen und dem Beschädigten oder Be- 
leidigten ; 

f) wenn Jugend oder andere ehrbare Personen 
verführt; 

g) verderbliche Beispiele in Familie gegeben, oder 
h) öffentliches Ärgernis veranlaßt worden; 

i) wenn zur Vollziehung der strafbaren Handlung 
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mehrere Zeit oder Vorbereitung nötig war, oder 
größere Hindernisse bei Seite geschah; werden 
mußten ; 

k) wenn der Schuldige der Anführer, oder auf 
andere Art der Urheber bei einer von mehreren 
begangenen strafbaren Handlung war; 

1) wenn er mehrere Vergehen oder Übertretungen 
von verschiedener Art begangen hat; 

m) wenn er die Untersuchung durch erdichtete Um- 
stände hinzuhalten oder irre zu führen gesucht 
hat, und insbesondere 

n) bei Vergehen und Übertretungen gegen die 
öffentliche Sittlichkeit, wenn der Schuldige eine 
Person von Erziehung und mehrerer Bildung ist. 

Vgl. §43 f. 

Mildernde umstände. 

§ 264. Dagegen sind als mildernde Umstände 
anzusehen: 

a) ein der Unmündigkeit nahes Alter, schwächerer 
^Verstand oder eine sehr vernachlässigte Er- 
ziehung ; 

b) früherer unbescholtener Wandel; 

c) wenn der Schuldige von anderen verführt; 

d) aus Furcht oder Vorurteil des Ansehens, oder 

e) in einer heftigen Gemütsbewegung, oder 

f) durch Notumstände veranlaßt, gehandelt; 

g) wenn er, da es in seiner Grewalt stand, die straf- 
bare Handlung zu vollenden, daraus größeren 
Vorteil zu ziehen, oder größeren Schaden zu- 
zufügen, es bei dem Versuche gelassen, oder 

h) sich nur geringeren Vorteil zugeeignet, oder 

i) freiwillig von Zufügung größeren Schadens ent- 
halten; 

k) wenn er den Schaden nach seinen Kräften gut 
zu machen gesucht; 

1) wenn er bei dem Verhöre aus eigenem Antriebe 
Umstände entdeckt hat, deren Kenntnis in den 
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Stand setzte, einen bevorstehenden Schaden 
ganz abzuwenden oder zu vermindern. 
Vgl. §4 6. 

Anwendung der Erschwerungs- und Milderungs- 
Umstände. 

§ 265. Bei Ausmessung der Strafe ist auf die 
vorhandenen erschwerenden und mildernden Umstände, 
je nachdem die einen oder anderen überwiegend sind, 
Rücksicht zu nehmen, jedoch ist die Straie in der 
Regel innerhalb des vom Gesetze für die einzelnen 
Vergehen oder Übertretungen festgesetzten Strafsatzes 
auszumessen, sowie auch wegen Milderungs- oder Er- 
schwerungs-Umständen regelmäßig auf keine andere 
Strafart zu erkennen ist. Wegen Erschwerungs-Um- 
ständen können überdies die Bestimmungen der 
§§ 250, 252 und 253 zur Anwendung kommen. 

Außerordentliches Milderungs recht. 

§ 266. Wenn bei einem Vergehen oder einer 
Übertretung mehrere und zwar solche Milderungs- 
Umstände zusammentreffen, welche mit Grund die 
Besserung des Schuldigen erwarten lassen, so kann 
sowohl der Arrest in einen gelinderen Grad verändert, 
als die gesetzliche Strafe auch unter den geringsten 
Strafsatz herabgesetzt werden. 

Vgl. § 54. 

Von dem Zusammentreffen mehrerer Vergehen 
oder Übertretungen. 

§ 267. Hat der Untersuchte mehrere Vergehen 
oder mehrere Übertretungen begangen, welche Gegen- 
stand der nämlichen Untersuchung und Aburteilung 
sind, oder treffen in solcher Weise Vergehen und 
Übertretungen zusammen, so ist dasjenige Gesetz, 
welches unter diesen strafbaren Handlungen die 
höchste Strafe bestimmt, jedoch mit Bedacht auf die 
übrigen, in Anwendung zu bringen. 

Die in den §§ 251 und 252 festgesetzten be- 
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sonderen Bestimmungen sind jedoch im Falle eines 
Zusammentr^ens von mehreren Vergehen oder "Über- 
tretungen oder von Vergehen mit Übertretungen nebst 
der sonstigen gesetzlichen Strafe auch dann in An- 
wendung zu bringen, wenn auch nur eine der zu- 
sammentreffenden strafbaren Handlungen durch eine 
Druckschrift begangen wurde. Ebenso ist in dem 
Falle, wenn auch nur auf eine dieser zusammen- 
treffenden strafbaren Handlungen in diesem oder 
einem anderen Gesetze eine Greldstrafe oder eine der 
im § 240, lit b) und c) bestimmten Strafen festgesetzt 
ist, nebst der sonstigen gesetzlichen jedenfalls auch 
diese besondere Strafe gegen den Schuldigen zu ver- 
hängen. 

Vgl. die Noten zu § 35. — Das Eumulationsprinzip findet 
auch Anwendung auf die Geldbuße des § 27 Markenschutz* 
ges., Anhg. 23. 

Weitere Folgen der Verurteilung. 

§ 268. Welche weitere Folgen mit der Ver- 
urteilung wegen eines Vergehens oder einer Über- 
tretung verbunden sind, ist in besonderen Gesetzen, 
und in politischen und kirchlichen Vorschriften ent- 
halten. In jenen Fällen, wo der Verurteilte ein Ge- 
werbe, ein Schiffspatent oder die Berechtigung zur 
Führung eines Cabotagefahrzeuges besitzt, haben die 
im § 30 enthaltenen Bestimmungen in Anwendung 
zu kommen, insoferne der Verlust eines solchen Be- 
fugnisses nicht ohnehin im Gesetze als Strafe ange- 
ordnet ist. 

Vgl. die Bern, zu § 26. 

Die mit der Verurteilung wegen der Übertretung des 
Betruges nach den Gesetzen eintretenden Folgen treten auch 
bei der Verurteilung wegen des im § 1 des Wucherges. (Anhg. 17) 
bezeichneten Vergehens ein (§ 6 dieses Ges.). Das gleiche 
gilt Ton den Verurteilungen wegen der im § 1 des Ges. gegen 
Vereitelung von Zwangsvollstr. (Anhg. 18) bezeichneten straf- 
baren Handlungen (daselbst § 2). 
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Drittes Hauptstüok. 
Von Bestrafung der Unmündigen. 

Unmündige werden schuldig durch Verbrechen» 
die a) wegen der Unmündigkeit nur als Über- 
tretungen zugerechnet werden; oder b) durch 
Vergehen oder Übertretungen an sich. 

§ 269. Unmündige können auf zweifache Art 
schuldig werden: 

a) durch strafbare Handlungen, welche nach ihrer 
Eigenschaft Verbrechen wären, aber wenn sie 
Unmündige begehen, nach § 237 nur als Über- 
tretungen bestraft werden; 

b) durch solche strafbare Handlungen, welche schon 
an sich nur Vergehen oder Übertretungen sind. 

Vgl. Anhg 4. 

Bestrafung der ersteren. 

§ 270. Die von Unmündigen begangenen straf- 
baren Handlungen der ersten Art sind mit Ver- 
schließung an einem abgesonderten Verwahrungsorte, 
nach Beschaffenheit der Umstände von dnem Tage 
bis zu sechs Monaten zu bestrafen. Diese Strafe 
kann nach § 253 verschärft werden. 

Die Verschließungsstrafe kann audi in Besserungsanstalten, 
deren Satzungen dafür Vorsorge treffen, unter Aufsicht des 
Gerichtes ToUzogen werden: Vdg. des Just. M. v. 23. Jan. 
1899, Just Min. Vdgs.-Blatt Nr. 6. 

Neben der Strafe des §270 kann gem. § 8 des 
Vag. Ges., Anhg. 13, auch die Abgabe in eine Bes- 
serungsanstalt für zulässig erkannt werden. 

Umstände, worauf bei Bestimmung der Strafe 
Kücksicht zu nehmen ist. 

§ 271. Die Umstände, worauf bei Bestimmung 
der Strafzeit und der Verschärfung Rücksicht zu 
nehmen ist» sind: 

a) die Größe und Eigenschaft der strafbaren 
Handlung; 

b) das Alter des Schuldigen, je nachdem sich das- 
selbe mehr der Mündigkeit nähert; 
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c) sdne Gremütsarty nach der sowohl aus der gegen- 
wärtigen Handlung als aus dem vorhergehenden 
Betragen sich äußernden Selbstbestimmung, 
schädlicheren Neigungen, Bosheit oder TJn- 
verbesserlichkeit 

Mit derselben ist eine angemessene Arbeit nnd 
der Unterricht eines Seelsorgers zu verbinden, 

§ 272. Mit dieser Bestrafung der Unmündigen 
ist nebst einer ihren Kräften angemessenen Arbeit 
stets ein zweckmäßiger Unterricht des Seelsorgers 
oder Katecheten zu verbinden. 

Von Unmündigen begangene Vergehen oder Über- 
tretungen an sich sind der häuslichen Züchtigung, 
ach Umständen der Sicherheitsbehörde zu über- 
lassen. 
§ 273. Die von Unmündigen begangenen straf- 
baren Handlungen der zweiten Art werden insgemein 
der häuslichen Züchtigung, in Ermanglung dieser aber 
oder nach dabei sich zeigenden besonderen Umständen 
der Ahndung und Vorkehrung der Sicherheitsbehörde 
überlassen. 

Vgl. § 8 Abs. 2 Vag. Ges., Anhg. 13. 

Viertes Hauptstüok. 

Von den verschiedenen Gattungen der Vergehen und Über- 
tretungen. 
Einteilung der Vergehen und Übertretungen. 
§ 274. Die strafbaren Handlungen, welche nach 
Verhältnis der Wichtigkeit und ihres nachteiligen 
Einflusses hiermit als Vergehen oder Übertretungen 
erklärt werden, teilen sich in folgende Gattungen: 

1. Strafbare Handlungen gegen die öffentliche 
Sicherheit. 

§ 275. Strafbare Handlungen gegen die oflent- 
liehe Sicherheit, nämlich gegen die öflentliche Ruhe 
und Ordnung, gegen öffentliche Anstalten und Vor- 
kehrungen zur gemeinschaftlichen Sicherheit und gegen 
die Pflichten eines öffentlichen Amtes. 
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2. Gegen die Sicherheit einzelner Menschen. 

§ 276. Strafbare HandluDgen, die der Sicherheit 
einzelner Menschen, nämlich der persönlkhen Skher- 
heit am Leben, an der Gesundhdt oder sonst an dem 
Körper; die der Sicherheit de« Eigentumes öder der Er- 
werbung; der Sicherheit der Ehre und des guten 
Rufes; oder der Sicherheit anderer Rechte Gefahr 
und Nachteil bringen. 

3. Gegen die öffentliche Sittlichkeit. 

§ 277. Vergehen und Übertretungen, welche die 
öffentliche Sittlichkeit verletzen. 

Fünftes Hauptstück. 

Von den Vergehen und Übertretungen gegen die öffentliche 
Ruhe und Ordnung. 

Vergehen und Übertretungen gegen die öffentliche 
Buhe und Ordnung. 

§ 278. Vergehen und Übertretungen gegen die 
öffentliche Ruhe und Ordnung sind: 

a) Auflauf; 

b) Teilnahme an geheimen Gesellschaften oder ver- 
botenen Vereinen, und Verschweigung von Mit- 
gliedern erlaubter Gesellschaften; 

c) Herabwürdigung der Verfügungen der Behörden 
und Aufwieglung gegen Staats- und Gemeinde- 
Behörden, oder gegen einzelne Organe der Re- 
gierung, gegen Zeugen oder Sachverständige; 

d) Aufreizung zu Feindseligkeiten gegen Nationali- 
täten, Religionsgenossenschaften, Körperschaften 
u.dgl.; 

e) Beleidigung einer gesetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft ; 

f ) Beförderung einer vom Staate für unzulässig er- 
klärten Religionssekte; 

g) öffentliche Herabwürdigung der Einrichtungen 
der Ehe, der Familie, des Eigentumes, oder Gut- 
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heißung von ungesetzlichen oder unsittlichen 
Handlungen ; 
h) Beschädigung von Grabstätten, Hoffnung von 
Gräbern, Hinwegnahme oder Mißhandlung an 
Leichen und Entwendungen an derlei Gegen- 
ständen ; 
i) Vorschubleistung in Beziehung auf ein Vergehen 

oder eine Übertretung; 
k) Verbreitung falscher beunruhigender Gerüchte 

oder Vorhersagungen; 
1) gesetzwidrige Verlautbarung^!; 
m) Sammlungen od^ SubskriptioneiL zur Vereitlung 
der gesetzlichen Folgen von strafbaren Hand- 
lungen. 

s) Auflauf. 
Wer sich desselben schuldig mache. 
§ 279. Des Vergehens des Auflaufes macht sich 
schuldig, wer gegen eine der im § 68 genannten 
Personen, wenn sie in Vollziehung eines obrigkeit- 
lichen Auftrages, oder in der Ausübung ihres Amtes 
oder Dienstes begriffen sind, mehrere Menschen zur 
Mithilfe oder zur Widersetzung auffordert. Die Strafe 
ist strenger Arrest von einem bis zu sechs Monaten. 
Vgl. § 81. 

Mitschuldige. 
§ 280. Gleiche Strafe verwirkt derjenige, der einer 
solchen Aufforderung Folge leistet und sich dem Auf- 
forderer in Mithilfe oder Widersetzung zugesellet 
Vgl. §§ 81, 314. 

Pflicht des Hausvaters bei einem Auflaufe. 
§ 281. Sobald bei einer öffentlichen Unruhe der 
Befehl ergangen ist, daß jedermann sich und seine 
Hausgenoeeenschaft zu Hause zu halten habe, macht 
sich jeder, der ohne erhebliche Ursache aus dem 
Hause geht, und insbesondere der Hausvater, oder 
wer sonst einer Familie vorsteht» des Vergehens des 
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Auflaufes schuldig, dafem er die unter ihm stehenden 
Hausgenossen nicht nach Möglichkeit zu Hause hält 

Strafe des Hausvaters oder Familieny orstehers; 

derjenigen, die sich unter solchen Umständen vom 

Hause entfernen. 

§ 282. Die Strafe des Hausvaters oder Familien- 
vorstehers ist Arrest von einer Woche bis zu einem 
Monate. Ebenso sind diejenigen zu bestrafen, die 
unter solchen Umstanden sich vom Hause entfernten, 
wenn sie auch an keiner Unordnung teil 'nahmen. 

Strafe derjenigen, welche bei einem Auflaufe dem 
Beamten oder der Wache nicht Folge leisten; 

§ 283. Wer bei einem auch aus jeder anderen 
Ursache, als wodurch eine Zusammenrottung zum 
Verbrechen wird, veranlaßten Auflaufe dem Beamten 
oder der Wache, wenn diese die Menge auseinander 
gehen heißen, nicht Folge leistet, macht sich eben- 
falls des Vergehens des Auflaufes schuldig, und ist 
mit Arrest von einer Woche bis zu einem Monate 
zu bestrafen. 

derjenigen, welche sich mit dem Beamten oder der 
Wache in einen Zank oder Wortstreit einlassen. 

§ 284. Hätte sich jemand bei einer solchen 
Weigerung mit dem Beamten oder der Wache in Zank 
oder Wortstreit eingelassen, so ist die Strafe ein- 
monatlicher strenger Arrest, welcher nach den ein- 
getretenen Umstanden verschärft werden soll. 

Vgl. § 312. 

b) Teilnahme an geheimen Gesellschaften (ge- 
heimen Vereinen). 

§ 286. Alle Vereinigungen zu geheimen Gesell- 
schfliten, in welcher Absicht sie errichtet sein, und 
unter welcher Benennung oder Gestalt sie bestanden 
haben oder bestehen mögen, sind verboten. Die Teil- 
nahme an einer geheimen Gesellschaft macht eines 
Vergehens schuldig. 

^Offler, Strafrocht I. 10 
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Welche Vereiüigtmgen als febeime Gesellschaften 
an2tisehen sind. 

§ 286. Als eine geheime Gesellschaft ist jede 
Vereinigung mehrerer Personen anzusehen: 

a) wenn das Dasein derselben der Obrigkeit ab- 
sichtlich verborgen gehalten wird; 

b) wenn zwar das Dasein derselben bekannt^ 
aber entweder ihre Verfas^ng oder Satzungen 
verheimlichet, od^ eine andere Verfassung, 
andere Satzungen oder ein anderer Zweck vor- 
gegeben werden, als wirklich bestehen. 

Wer sieh der Teilnahme an einer geheimen Gesell- 
schaft schuldig mache. 

§ 287. Der Teilnahme an einer geheimen Gesell- 
schaft macht sich schuldig, jeder Inlander: 

a) der eine solche Gesellschaft zu stiften versucht, 
oder wirklich stiftet; 

b) Mitglieder zu einer inländischen oder auswärtigen 
geheimen Geselbchaft anwirbt; 

c) der von einer in- oder ausländischen geheimen 
Gesellschaft Vorsteher oder Mitglied ist; 

d) mit einer solchen Gesellschaft einen Brief- 
wechsel unterhält; 

e) der den Zusammenkünften einer solchen Gesell- 
schaft in was immer für einer Eigenschaft bei- 
wohnt; 

f) zu ihren Zusammenkünften wissentlich sein 
Haus oder seine Wohnung vermietet oder leiht; 
endlich 

g) der nach seinem Amte zur Anzeige verpflichtete 
Beamte, welcher von dem Dasein einer geheimen 
Gesellschaft, oder ihren Zusammenkünften 
Kenntnis hat, und der Obrigkeit die ämtliche 
Anzeige zu tun unterläßt. 

Strafe gegen die Stifter einer geheimen Gesell- 
schaft, die Anwerber nnd die Vorsteher; 

§ 288. Die Strafe dieses Vergehens ist nach 
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BescbaSeBheit der Teiliiabme Terschleden. Die Stifte 
einer geheimen Gesellschaft, die Anwerber und die 
Vorsteher sind zu strengem Arreste von drei Monaten 
bis zu einem Jahre zu verurteilen. 

gegen diejenigen, welche den Zusammenkünften 
beiwohnen, oder in anderer Weise teilnehmen; 

§ 289. Diejenigen, welche den Zusammenkünften 
einer geheimen Gesellschaft beiwohnen, oder durch 
Briefwechsel oder auf was immer für eine andere 
Weise an derselben teilnehmen, sind das erste Mal 
mit Arrest von ^em bis zn drei Monaten, im 
Wiederholungsfälle mit strengem Arreste von drei 
bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

ihr Haus oder ihreWohnung leihen, oder vermieten, 
ohne ein Mitglied der Gesellschaft zu sein; 

§ 290. Wer sein Haus oder seine Wohnung 
wissentlich zu Zusammenkünften einer geheimen 
Gesellschaft leiht oder vermietet, soll, wenn er kein 
Mitglied der Gesellschaft ist, zu Arrest von einem 
bis zu drei, im Wiederholungsfalle zu strengem 
Arreste von drei bis zu sechs Monaten verurteilt 
werden. Nebstdem, wenn das Haus oder die Wohnung 
vermietet worden, ist das Mietgeld verfallet. 

wenn sie Mitglieder derselben sind. 
§ 291. Ist derjenige, der in seinem Hause oder 
seiner Wohnung den Zusammenkünften gdieimer 
Gresellschaften Gelegenheit gibt, zugleich selbst Mit- 
glied der Gesellschaft, so ist er, nebst dem Verfalle 
des etwa bedungenen Mietgeldes, mit strengem Arreste 
von einem bis zu drei, im Wiederholungsfalle bis zu 
sechs Monaten zu bestrafen. 

Strafe des Beamten, der die Anzeige unterläßt. 

§ 292. Die Strafe eines Beamten, der von einer 

ihm bekannt gewordenen geheimen Gesellschaft, oder 

ihren Zusammenkünften nach seiner Amtspflicht die 

Anzeige zu madi^i unterläßt^ ist strenger Axrest von 

10* 
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einem bis zu drei, im Wiederholungsfälle bis zu sechs 
Monaten. 

Sind aber die ihm bekannten Zusammenkünfte 
einer geheimen Gesellschaft durch längere Zeit fort- 
gesetzt worden, und erwächst der öffentlichen Ordnung 
dadurch Gefahr, so ist nach Länge der Zeit und 
Beschaffenheit der Umstände die Strafe des strengen 
Arrestes von sechs Monaten bis zu einem Jahre zu 
verhängen. 

Straffälligkeit der Ausländer. 
§ 293. Auch Ausländer werden dieses Vergehens 
schuldig, dafern sie während ihres Aufenthaltes in 
diesen Ländern: 

a) eine geheime Gesellschaft zu errichten; 

b) Mitglieder zu einer inländischen oder auswärtigen 
geheimen Gesellschaft zu werben unternehmen ; 

c) bei sich Zusammenkünfte geheimer Gesell- 
schaften selbst halten, oder 

d) zu Zusammenkünften dieser Art ihr Haus oder 
ihre Wohnung leihen oder vermieten ; 

e) durch Briefe oder auf anderen Wegen zur Ver- 
bindung inländischer geheimer Gesellschaften 
und ihrer Mitglieder mit Auswärtigen beitragen. 

Strafe. 
§ 294. Die Strafe eines Ausländers ist in allen 
im §293 bezeichneten Fällen, Arrest von einem bis 
zu sechs Monaten, bei erschwerenden Umständen 
strenger Arrest von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre. Nach vollendeter Strafzeit ist ein solcher 
Ausländer aus sämtlichen Kronländern abzuschaffen. 

Bestrafung, wenn Ausländer vom Auslande her 

eine geheime Gesellschaft errichten, oder dazu 

Mitglieder werben. 

§ 295. Auch wenn ein Ausländer vom Auslande 
her eine geheime Gesellschaft in diesen Ländern zu 
errichten, oder Mitglieder für eine geheime Gesellschaft 
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zu werben unternommen hat, ist derselbe bei seiner Be- 
tretung mit der im § 294 bestimmten Strafe zu belegen. 

Pflicht der Vorsteher, Beamten etc. in Ansehung 
dessen, was der Gesellschaft gehöret. 

§ 296. Bei Entdeckung einer geheimen Gesell- 
schait sind die Vorsteher und Beamten derselben 
verpflichtet, der Obrigkeit sämtliche der Gesellschaft 
gehörige Urkunden und Korrespondenzen anzuzeigen 
und auszuliefern. Wer immer etwas, das der Gesell- 
schaft gehört^ vorenthält oder unterschlägt, soll mit 
strengem Arreste von einer Woche bis zu einem 
Monate bestraft werden. Die Kassen und Gerät- 
schaften der Gesellschaft sind verfallen. 

Aufforderung und Anwerbung zu einem Vereine 
nach verweigerter Bewilligung oder erfolgter Auf- 
lösung und Fortsetzung der Wirksamkeit eines 
solchen Vereins. 

§ 297. Die Aufforderung oder Anwerbung zu 
einem Vereine, welchem die Bewilligung verweigert 
wurde, oder welcher zwar schon bestanden hatte, je- 
doch von der Behörde aufgelöst wurde, sowie die 
Fortsetzung der Wirksamkeit eines von der Behörde 
aufgelösten Vereines überhaupt, ist als Vergehen mit 
Arrest, im Wiederholungsfalle mit strengem Arreste 
von drei bis zu sechs Monaten zu bestrafen, insoferne 
die Handlung nicht unter die strengeren Bestimmungen 
der §§ 286 und 288 fällt. 

Teilnahme an einem solchen Vereine. 
§ 298. Als Teilnehmer an einem solchen Vereine 
ist jedermann strafbar, welcher ungeachtet der er- 
folgten Verweigerung der Bewilligung zur Gründung, 
oder der von der Behörde angeordneten Auflösung 
desselben mit der Leistung seiner Beiträge oder sonst 
mit seiner Wirksamkeit für den Verein fortfährt, den 
Zusammenkünften derselben beiwohnt, oder hierzu sem 
Haus oder seine Wohnung leihet oder vermietet. 
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Diese Teilnahme ist als Übertretung mit einer 
Geldbuße von fünfzig bis dr^bundert Gulden oder 
mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

Absichtliche Y erschweigung von Mitgliedern 
einer erlaubten Gesellschaft. 

§ 299. Vorsteher einer erlaubten Gesellschaft, die 
der nachfragenden Obrigkeit Mitglieder absichtlich ver- 
schweigen, sind einer Übertretung schuldig, und mit 
einer Geldbuße von fünfzig bis zu dreihundert Gulden 
zu bestrafen. 

c) Herabwürdigung der Verfügungen der Behörden 
und Aufwieglung gegen Staats- oder Gemeinde- 
behörden, gegen einzelne Organe der Kegierung, 
gegen Zeugen oder Sachverständige. 

§ 300. Wer öffentlich, oder vor mehreren Leuten, 
oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Dar- 
stellungen oder Schriften durch Schmähungen, Ver- 
spottungen, unwahre Angaben oder Entstellungen von 
Tatsachen die Anordnungen oder Entscheidungen der 
Behörden herabzuwürdigen, oder auf solche Weise 
andere zum Hasse, zur Verachtung oder zu grund- 
losen Beschwerdeführungen gegen Staats- oder Ge- 
meindebehörden oder gegen einzelne Organe der 
Regierung in Beziehung auf ihre Amtsführung, oder 
gegen einen Zeugen oder Sachverstandigen inbezug 
auf ihre Aussagen vor Gericht aufzureizen suchte ist> 
insoferne sich in dieser Tätigkeit nicht eine schwerer 
verpönte strafbare Handlung darstellt, des Vergehens 
der Aufwieglung schuldig, und mit ein- bis sechs- 
monatlichem Arreste zu bestrafen. 

Hätte er zur Einstimmung in derlei Beschwerden 
Unterschriften oder Geldbeiträge gesammelt, oder zu 
solchen aufgefordert, so ist die Strafe zu verschärfen. 

Auch kann der Verfasser einer solchen Beschwerde- 
schrift aus dem Orte oder dem ganzen Kronlande, 
und wenn er ein Ausländer ist, auch aus sämtlichen 
Kronländem des Kaisertumes abgeschafit werden. 
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Begehung durch Druckschriften: s. §305 a.E. 

Über deu analogen Schutz des Reichsrates, der Landtage, 
der Armee usw. s. Art. III u. IV der Nov. v. 17. Dez. 1862, Anhg. 3. 

Vgl. §§ 65, lit. a, 315, und § 11 d. kaiserl. Y^. v. 
20. Apr. 1854, Anhg. 30. 

Übertretung der Aufforderung zu grundlosen Be- 
sckwerden. Strafe. 

§ 901. Wer aus was immer für einer Absicht^ 
vorzüglich aber aus Gewinnsucht, Parteien zu mut- 
willigen, grundlosen, im gesetzlichen Instanzenzuge 
bereits abgetanen Beschwerden auffordert und ver- 
leitet^ oder in dieser Beziehung Gelderpressungen sich 
zu schulden kommen läßt, macht sich einer Über- 
tretung schuldig, und ist mit Arrest bis zu einem 
Monate zu bestrafen. 

d) Aufreizung zu Feindseligkeiten gegen Natio- 
nalitäten, Religionsgenossenschaften, Körper- 
schaften u. dgl.; 

§ 302. Wer andere zu Feindseligkeiten wider die 
verschiedenen Nationalitäten (Volksstämme) Religions- 
oder andere Gesellschaften, einzelne Klassen oder 
Stande der bürgerlichen Gesellschaft oder wider ge- 
setzlich anerkannte Körperschaften, oder überhaupt 
die Einwohner des Staates zu feindseligen Parteiungen 
gegen einander auffordert, aneifert oder zu verleiten 
sucht, ist, insoferne sich diese Tätigkeit nicht als eine 
schwerer verpönte strafbare Handlung darstellt, eines 
Vergehens schuldig, und soll zu strengem Arreste von 
drei bis zu sechs Monaten verurteilt werden. 

Begehung durch Druckschriften: s. § 305 a. E. 

e) Beleidigung einer gesetzlich anerkannten 
Kirche oder Beligionsgesellschaft; 

§ 303. Wer öffentlich oder vor mehreren Leisten, 
oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Dar- 
stellungen oder Schriften die Lehren, Gebräuche oder 
Emrichtungeu einer im Staate gesetzlich anerkannten 
Kirobe oder Beligionsgesellschaf t verspottet oder herab- 
zuwürdigen sucht, oder einen Beligionsdiener derselben 
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bei Ausübung gottesdienstlicher Verrichtungen be- 
leidiget, oder sich während ihrer öffentlichen Religions- 
übung auf eine zum Ärgernis für andere geeignete 
Weise unanständig beträgt, macht sich^ insofern diese 
Handlungsweise nicht das Verbrechen der Religions- 
störung bildet (§ 122), eines Vergehens schuldig, und 
soll mit strengem Arreste von einem bis zu sechs 
Monaten gestraft werden. 

Begehung durch Druckschriften: s. § 305 a. £. 

Vgl. § 122 lit. b und die Bemerkungen daselbst. 

f) Beförderung einer vom Staate für unzulässig 
erklärten Religionssekte; 

§ 304. Ebenso macht sich derjenige eines Ver- 
gehens schuldig, und ist mit Arrest von einem bis 
zu drei Monaten zu bestrafen, welcher zur Begründung 
oder Verbreitung einer Religionsgesellschaft (Sekte), 
deren Anerkennung von der Staatsverwaltung für un- 
zulässig erklärt wurde, Versammlungen veranstaltet^ 
Vorträge hält, oder veröffentlichet, Bekenner anwirbt» 
oder was immer für eine zu diesem Zwecke abzielende 
Handlung unternimmt. 

Begehung durch Druckschriften: s. § 305 s. E. 

Verboten wurden : „Die sogenannten Lichtfreunde, Deutsch- 
katholiken, freien Christen" (Vdg. v. 16. Nov. 1851, RG.B. 
Nr. 246); die Sekte „Neu- Jerusalem, Neu-Öalemiten, Johannes- 
brüder, Bekenner der reinen christlichen Lehre** (Vdg. v. 
26. März 1858, R.G.B. Nr. 47); die Sekte der „Nazarener, 
Nazaräer oder Nachfolger Christi** (Vdg. v. 20. Juli 1860, 
R.G.B. Nr. 183). 

g) öffentliche Herabwürdigung der Einrich- 
tungen der Ehe, der Familie, des Eigentumes, 
oder Qutheißung von ungesetzlichen oder unsitt- 
lichen Handlungen. 

§ 305. Wer auf die im § 303 bezeichnete Weise 
die Einrichtungen der Efaie, der Familie, oder die 
Rechtsbegrifie über das Eigentum herabwürdiget, oder 
zu erschüttern versucht, oder zu unsittlichen oder 
durch die Gesetze verbotenen Handlungen auffordert^ 
aneifert oder zu verleiten sucht, oder dieselben an- 
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preiset, oder zu rechtfertigen versucht, ist, insoferne 
sich darin nicht eine schwerer verpönte strafbare 
Handlung darstellt, eines Vergehens schuldig, und 
mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten zu 
bestrafen. Wenn jedoch eines der in den §§ 300 
und 302 — 305 bezeichneten Vergehen durch Druck- 
schriften begangen wird, so kann, nach Maß ihrer 
Gefährlichkeit und beabsichtigten größeren Verbreitung, 
die Strafe auf strengen Arrest bis zu einem Jahre 
ausgedehnt werden, und es können in diesem Falle 
die Schuldigen auch aus dem Orte oder dem Kron- 
lande, und wenn sie Ausländer sind, aus sämtlichen 
Kronländern des Kaisertums abgeschafft werden. 
Vgl. § 9 St.G., § 8 Sprengstoffges. Anh. 20. 

h) Beschädigung von Grabstätten, Eröffnung von 
Gräbern, hinwegnahme oder Mißhandlung an 
Leichen undEntwendungen an derlei Gegenständen. 

§ 306. Wer die für menschliche Leichen be- 
stimmten Grabstätten aus Bosheit oder Mutwillen be- 
schädiget, unbefugt Gräber eröffnet, von daher oder 
aus anderen Aufbewahrungsorten menschliche Leich- 
name oder einzelne Teile derselben eigenmächtig hin- 
wegbringt, oder an menschlichen Leichen Miß- 
handlungen begeht, macht sich eines Vergehens 
schuldig, und ist mit strengem Arreste von einem 
bis zu sechs Monaten zu ahnden. Entwendungen 
aber, die an Grabstätten, aus Gräbern oder an Leichen 
in gewinnsüchtiger Absicht vorgenommen werden, 
sind als Diebstähle (§§ 172 und 460) zu behandeln. 

i) Yorschubleistung inBeziehung auf einVergehen 
oder eine Übertretung; 

§ 307. Wer auf eine in den §§ 214 und 217 be- 
zeichnete Weise sich der Vorschubleistung in Be- 
ziehung auf ein Vergehen oder eine Übertretung 
schuldig macht, begeht eine Übertretung, und ist im 
ersten Falle mit Arrest von acht Tagen bis zu drei 
Monaten, im zweiten bis zu einem Monate zu bestrafen. 
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k) Verbreitung falscher beunruhigender Gerüchte 
oder Vorhersagungen; 

§ 308. Wer im Wege öffentlicher Verlautbarung 
(durch Maueranschläge, öffentliche Reden oder Vor- 
träge u. dgl.) ein falsches, für die öffentliche Sicher- 
heit beunruhigendes Gerücht^ ohne zureichende Gründe 
es für wahr zu halten, oder eine so geartete angeb- 
liche Vorhersagung ausstreut, oder weiter verbreitet, 
ist einer Übertretung schuldig und mit strengem Ar- 
reste von acht Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen, 

Begehung durch Druckschriften: §310, al. 2. 
1) Gesetzwidrige Verlautbarungen; 

§ 309. Wer auf die im vorigen Paragrapbe be* 
zeichnete Weise die Abstimmung von Richtern oder 
Mitteilungen aus Verhandlungen der Gerichte oder 
anderer öffentlicher Behörden, insoweit die Bekannt- 
machung durch die Gesetze untersagt ist, veröffent- 
licht, oder irgend eine Verlautbarung fälschlich als 
Erlaß einer öffentlichen Behörde ausstreut, oder weiter 
verbreitet, deren gänzliche oder teilweise Unechtheit 
ihm bekannt, oder aus zureichenden Gründen wahr- 
scheinlich war, ist, insoferne sich darin nicht eine 
schwerer verpönte strafbare Handlung darstellt, einer 
Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis 
zu drei Monaten zu bestrafen. 

Begehung durch Druckschriften: §310, al. 2. 
Vgl. Art. VII. bis IX des Ges. v. 15. Dez. 1862, Anhg.3. 

m) Sammlungen oderSubskriptionen zurVereitlung 
der gesetzlichen Folgen von strafbaren Hand- 
lungen. 

§ 310. Wer auf die im § 308 bezeichnete Weise 
Sammlungen oder Subskriptionen, behufs der Deckung 
oder Ersatzleistung für Kautions verfall, Geldstrafen 
oder Entschädigungen wegen strafbarer Handlungen, 
veranstaltet oder veröffentlicht, macht sich einer Über- 
tretung schuldig und soll mit Arrest von vierzehn 
Tagen bis zu drei Monaten gestraft werden. 
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Wenn aber eine dw in den §§ 308 — 310 ge- 
nannten Handlungen durch Druckschriften begangen 
wird, soll sie als Vergehen mit strengem Arreste von 
einem bis zu sechs Monaten geahndet werden. 

Sechstes Hauptstück. 

Von Übertretungen gegen öffentliche Anstalten und Vo7'- 
kehrungen, welche zur gemeinschaftlichen Sicherheit gehören. 

Übertretung der Verleitung eines Beamten zum 
Mißbrauche der Amtsgewalt. Strafe. 

§ 311. Wer einen Beamten durch Geschenke 
zu einer Parteilichkeit oder zur Verletzung seineh 
Amtspflicht zu verleiten sucht, begeht, insoferne sicr 
darin nicht das im § 105 bezeichnete Verbrechen oder 
eine andere schwerer verpönte Gesetzesübertretung 
darstellt, eine Übertretung, und ist mit Arrest von 
einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Beleidigungen der öffentlichen Beamten, Diener, 
Wachen, Eisenbahnangestellten etc. 

§ 312. Jede wörtliche oder tätliche Beleidigung 
einer der im § 68 genannten Personen, wenn diese 
in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages oder 
in Ausübung ihres Amtes oder Dienstes begriffen 
sind, ist, wenn sich darin nicht eine schwerer ver- 
pönte strafbare Handlung darstellt^ als Übertretung 
zu ahnden. 

Vgl. §§ 81, 279, 280, 284. 

Strafe. 

§ 313. Wörtliche Beleidigungen sind mit Arrest 
von drei Tagen bis zu einem Monate, tätliche aber 
von einem bis auf sechs Monate zu bestrafen. 

Wenn jedoch die Beleidigung Folgen nach sich 
gezogen, und wirklich die Vollstreckung des obrig- 
keitlichen Auftrages oder die Ausübung des Amtes 
oder Dienstes verhindert hat, so ist der Schuldige zu 
strengem Arreste von drei bis zu sechs Monaten zu 
verurteilen. 



Digitized by LjOOQiC 



166 tl« Das Strafj^esetzbnch« 

Andere Einmengnngen in die Vollziehung öffent« 
lieber Dienste. 

§ 314. Wer sich ohne die im § 312 vorausge- 
setzte Beleidigung auf andere Weise einmengt, um 
eine der ebenda genannten Personen in der Aus- 
übung ihres Amtes oder Dienstes oder in Vollziehung 
eines obrigkeitlichen Befehles zu hindern, macht sich 
einer Übertretung schuldig und ist mit Arrest von 
einem Tage bis zu einem Monate zu bestrafen. 

Vgl. § 280. 

Verletzung von Patenten und Verordnungen etc. 
Strafe. 

§ 315. Einer Übertretung macht sich auch der- 
jenige schuldig, der Patente, Verordnungen, Siegel 
der Staats- oder Gemeindebehörden oder unter was 
immer für Namen und Gestalt zur öffentlichen Be- 
kanntmachung angeschlagene oder ausgesetzte, von 
der Obrigkeit unterfertigte Urkunden abreißt, hinweg- 
nimmt, zerreißt, besudelt, oder auf andere Art ver- 
letzt. Geschieht diese Übertretung aus bloßem Leicht- 
sinne oder Mutwillen, so ist die Strafe Arrest von vier 
und zwanzig Stunden bis zu einer Woche. Zeigt sich 
aber bei der Untersuchung die Absicht, entweder die 
Behörde zu beschimpfen, oder die Bekanntmachung 
und Befolgung einer Anordnung zu verhindern; so 
ist die Strafe strenger Arrest von einem bis zu drei 
Monaten. Nach Beschaffenheit des Falles und des 
Täters kann der strenge Arrest bis zu sechs Monaten 
ausgedehnt werden. 

Vgl. §§ 85, 468. 

Eröffnung öffentlicher Amtssiegel. Strafe. 

§ 316. Eine eigenmächtige oder widerrechtliche 
Eröffnung öffentlicher Amtssiegel, unter denen schrift- 
liche Aufsätze oder andere Gegenstände verschlossen 
gehalten werden, ist^ wenn sie aus bloßem Mutwillen 
oder leichtfertiger Neugierde verübt wird, als Über- 
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tretung mit Arrest von einem bis zu drei Monaten 
zu bestrafen. 

Wird sie aber zum Zeichen der Geringschätzung 
öffentlicher Anordnungen oder in der Absicht verübt, 
um dadurch das vermeintliche eigene Becht oder irgend 
eine gehässige Absicht eigenmächtig durchzusetzen, so 
ist sie mit strengem Arreste von einem bis zu sechs 
Monaten zu ahnden. 

Zu den öffentlichen Amtssiegeln gehören aber nicht 
bloß die Siegel der Staatsbehörden, sondern auch 
jene der Gremeinden, der öffentlichen Lehranstalten, 
der Pfarreien und der öffentlichen Notare. 

Beschädigung der öffentlichen Beleuchtung. 
Strafe. 

§ 317. Wer eine zur öffentlichen Beleuchtung 
aufgestellte Laterne vorsätzlich zerschlägt oder auf 
andere Art beschädiget, ist für diese Übertretung mit 
Arrest von drei Tagen bis zu einem Monate zu be- 
strafen. 

Vgl. §§ 85, 468. 

Beschädigung von Brücken, Schleußen, Dämmen 
etc., sowie der im § 85, lit. c erwähnten Gegen- 
stände, und mutwillige Verletzungen in Beziehung 
auf den Staatstelegraphen. Strafe. 

§ 318. Die mutwillige Abwerfung oder Beschä- 
digung einer Brücke, Schleuße, eines Dammes, Be- 
schlages oder Greländers, oder was immer für eines 
Bauwerkes, wodurch die Ufer der Flüsse und Bäche 
befestiget, oder Abschüsse an Straßen und Wegen 
oder Brücken bewahret sind, ist nach Maß des unter- 
laufenden großen Mutwillens oder veranlaßten Schadens 
als Übertretung mit Arrest von einem bis zu drei Mo- 
naten zu bestrafen. 

Der gleichen Strafe unterliegt auch jede Beschä- 
digung der im § 85, lit. c) erwähnten Gegenstände, 
so wie die in dem § 89 bezeichnete Handlungsweise 
in Beziehung auf den Staatstelegraphen, wenn sie nur 
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aus Matwillen, Letcbtsinn oder schuldbarer Nach* 
lässigkeit geschehen ist. 

Die mit einer solchen Beschädigung etwa ver- 
bundene Entwendung ist insbesondere zu bestrafen. 

Beschädigung aufgestellter Warnungszeiohen. 
Strafe. 

§ 319. Ferner ist die Hin wegreißung oder absicht- 
liche Beschädigung aller Warnungszeichen, welche, um 
Unglück zu verhüten, aufgestellt werden, eine Über- 
tretung, die insgemein mit Arrest von drei Tagen 
bis zu drei Monaten ; bei unterlaufender größerer Bos- 
heit und erfolgtem Schaden aber mit ebenso langem 
strengen Arreste zu bestrafen ist. 

Übertretungen gegen dieVorschriften in Ansehung 
der Meldung von ankommenden Fremden und Ver- 
änderungen der Einwohner, und in Beziehung auf 
andere falsche Meldungen oder Angaben. 

§ 320. An denjenigen Orten, wo besondere Vor- 
schriften in Beziehung auf die Bekanntgebung aller 
Einwohner und Fremden an die Sicherheitsbehörde 
bestehen, ist die Nichtbeobachtung dieser Vorschriften, 
insoferne in denselben nicht etwas anderes verfügt 
wird, in folgenden Fällen als Übertretung zu ahnden: 

S. die Zusammenstellung der Vorschriften in bezug auf das 
Meldewesen in der Manz'schen Ausgabe. 

Strafe der Hauseigentümer; 
a) Wenn ein Hauseigentümer, Administrator, Se- 
quester, oder wer sonst der Verwaltung eines 
Hauses vorsteht, die mit seinen Bestandnehmern 
vorgehenden Veränderungen in der vorge- 
schriebenen Zeit nicht anzeigt Die Strafe ist 
nach Verschiedenheit der Orte und des Häuser- 
ertrages fünf bis fünfzig Gulden. 

der Afterbestandgeber; 
b) Wenn jemand Zimmer wochen- oder monatweise 
in Afterbestand v^läßt oi&r Bettgeher hält, und 
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niclit binnen yierundzwanzig Stunden bei jedes- 
maliger Veranderang die vorschriftsmäßige An- 
zeige macht. Die Bestrafung ist fünf Gulden, 
welche Strafe bei wiederholter Übertretung zu 
verdoppeln ist. 

der zur Beherbergung berechtigten; 

c) Wenn ein Gastwirt, der zur Aufnahme von 
Fremden berechtigt ist, von denjenigen, die über 
Nacht verbleiben, nicht die vorgeschriebene 
Anzeige macht. Die Bestrafung ist dieselbe, 
welche bei b) festgesetzt worden. 

der hiezu nicht berechtigten Gastwirte; 

d) Wenn in einem Schankhause, welches zur Be- 
berbergung nicht berechtiget ist, jemand über 
Nacht aufgenommen wird. Die Bestrafung ist 
das erste Mal fünf Gulden, das zweite Mal 
dieselbe Strafe nebst Arrest von einer Woche, 
das dritte Mal die Abschaffung von dem Schank- 
gewerbe. 

Auch abgesehen von solchen besonderen Vor- 
schriften ist es als Übertretung zu ahnden: 
der sich falsch Meldenden; 

e) Wenn jemand in dem Meldungszettel sich 
einen falschen Namen beilegt, einen falschen 
Stand, eine falsche Beschäftigung oder andere 
fälschliche Umstände angibt, oder überhaupt 
die Polizei- oder sonst eine Staats- oder Ge' 
meindebehörde außer dem Falle strafgericht- 
licher Untersuchungen, wofür besondere gesetz- 
lidie Bestimmungen bestehen, mit falschen An- 
gaben über seinen Namen, seinen Geburtsort, 
seinen Stand oder sonst über seine Verhält- 
niBse auf eine Weise hintergeht, wodurch die 
öffentliche Aufsicht irre geführt werden kann. 
Dabei ist es gleichgültig, ob er dadurch Un- 
richtigkeiten in den von den Behörden ihm 
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ausgestellten Pässen oder anderen Urkunden 
veranlaßt, oder endlich, auch abgesehen von 
beigebrachten Pässen und Urkunden, der öffent- 
lichen Behörde auf Befragen über seine Person 
falsche Angaben macht. 

Die Bestrafung ist Arrest von drei Tagen 
bis zu einem Monate. Findet sich bei der 
Untersuchung, daß der Übertreter die Jjre- 
führung der Obrigkeit wirklich beabsichtigte; 
so ist die Bestrafung eben so langer strenger 
Arrest. Bei sich zeigender Bedenklichkeit in 
Ansehung der Umstände oder Person ist der 
Übertreter nach vollendeter Strafzeit aus dem 
Orte, ein Ausländer aber nach Beschaffenheit 
der Umstände auch aus sämtlichen Kronländern 
des österreichischen Kaiserstaates abzuschaffen. 

der Nachmacher oder Verfälscher öffentlicher 
Urkunden; 

f) Wenn jemand eine öffentliche Urkunde ohne 
die im § 197 vorausgesetzte böse Absicht nach- 
macht oder verfälscht. Die Strafe ist Arrest 
von drei Tagen bis zu einem Monate. 

derjenigen, die sich eines fremden Ausweises 
bedienen. 

g) Wenn jemand sich zu seinem Portkommen 
eines fremden Reisepasses, oder andern obrig- 
keitlichen Ausweises bedient oder seine Aus- 
weisung zu diesem Zwecke einem anderen 
überläßt, insoferne dies nicht als Mittel zur 
Verübung einer anderen Übertretung, eines Ver- 
gehens oder eines Verbrechens unternommen 
wird. Die Bestrafung ist strenger Arrest von 
drei Tagen bis zu einem Monate. Bei be- 
sonderen Bedenken in Ansehung der Umstände 
oder der Person des Übertreters ist derselbe 
nach überstandener Strafe, wenn er ein Inländer 
ist^ aus dem Orte, ein Ausländer aber nach 
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umständen selbst aus allen Kronländern des 
Reiches abzuschaffen. 
Vgl. §§ 27, 37, 38 d. Waffenpatentes, Anhg. 7. 

Strafe für Gewerbsleute, die Gesellen ohne 
Wanderbuch (Kundschaft) aufnehmen. 

§ 231. Ein Gewerbsmann, welcher einen Ge- 
sellen, der nicht mit einem vorschriftmäßigen Wander- 
buche, oder da, wo noch keine Wanderbücher be- 
stehen, mit einer ordentlichen sogenannten Kund- 
schaft versehen ist, in Arbeit nimmt, wird für diese 
Übertretung das erste Mal mit fünf Gulden, das 
zweite Mal mit Verdopplung dieser Geldstrafe, das 
dritte Mal mit Arrest bis zu einem Monate, nach 
Maßgabe bedenklicher Umstände auch mit dem Ge- 
werbsverluste bestraft. 

Der § 79 des Ges. v. 8. März 1885, Nr. 22 R.G.B. (No- 
velle zur Gewerbeordnung) bestimmt: 

„Die Hilfsarbeiter müssen mit den nötigen Ausweisen 
versehen sein, welche bei dem kaufmännischen Hilfspersonale 
in den behördlich vidierten Zeugnissen der früheren Dienst- 
geber, bei allen übrigen Hilfsarbeitern in den Arbeitsbüchern 
bestehen. Gewerbsinhaber, welche Hilfsarbeiter ohne einen 
solchen Ausweis in Verwendung nehmen, machen sich einer 
Übertretung der Gewerbeordn ung schuldig." Da- 
zu § 133 Gew.O. : „Eine Geldstrafe von zehn bis vierhundert 
Gulden hat zu treffen: a) diejenigen, welche den Anordnungen 
über die Aufnahme der Gehilfen und Lehrlinge zu- 
widerhandeln." 

Für Postmeister wegen vorschriftswidriger 
Beförderung von Beisenden. 

§ 322. [Aufgehoben durch Min.Vdg. v. 
31. Mai 1857, Nr. 104 R.G.B.] 

Bückkehr eines Verwiesenen oder aus sämtlichen 

Kronländern Abgeschafften. 

Strafe. 

§ 323. Wenn jemand, der aus sämtlichen 

Kronländern des österreichischen Kaiserstaates wegen 

eines Verbrechens verwiesen (§ 25), oder wegen eines 

Vergehens oder einer Übertretung durch das Straf- 

LOffler, strafrocht. I. 11 



Digitized by LjOOQiC 



162 n. Bas StraCiresetzbnch. 

gericht (§ 249), oder aus polizeilichen Rücksichten 
durch die Sicherheitsbehörden abgeschafit worden ist, 
unter was immer für einem Vorwande in eines der- 
selben zurückkehrt, so begeht er durch diese Rück- 
kehr eine Übertretung, und soll das erste Mal mit 
Arrest von einem bis zu drei Monaten, bei Wieder- 
holung mit strengem Arreste von drei bis zu sechs 
Monaten bestraft werden. 

Auszug aus d. Ges. v. 27. Juli 1871, R.G.B. Nr. 88; 

§ 1. Die Abschiebung aus einem bestimmten Orte 
oder Gebiete mit der Verweisung in die Zuständigkeitsge- 
meinde, oder bei Personen, welche dem Geltungsgebiete dieses 
Gesetzes nicht angehören, über die Grenze dieses Gebietes, 
darf aus polizeilichen Kücksichten nur gegen nachstehend 
bezeichnete Personen erfolgen, als: a) gegen Landstreicher und 
sonstige arbeitsscheue Personen, welche die öffentliche Mild- 
tätigkeit in Anspruch nehmen; b) gegen ausweis- und be- 
stimmungslose Lidividuen, welche kein Einkommen und 
keinen erlaubten Erwerb nachweisen können; c) gegen öffent- 
liche Dirnen, welche dem behördlichen Auftrage zur Abreise 
keine Folge leisten ; d) gegen aus der Haft tretende Sträflinge 
und Zwänglinge, insoferne sie die Sicherheit der Person oder 
des Eigentums gefährden. Bei wiederholter Abschiebung kann 
das Verbot der Eückkehr ausgesprochen werden. 

§ 2. Die polizeiliche Abschaffung aus einem oder 
mehreren Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen 
einer bestimmten Zeit zurückzukehren, darf nur gegen die im 
§ 1 bezeichneten Personen und nach den Bestimmungen des 
gegenwärtigen Gesetzes stattfinden. Sie hat dann einzutreten, 
wenn die Gefährdung der öffentlichen Interessen, zu deren 
Schutz die Abschiebung bestimmt ist (§ 1), vorzugsweise nur 
für den Ort besteht, aus welchem die Person entfernt werden 
soll. Die Abschiebung oder Abschaffung einer 
Person aus ihrer Zuständigkeitsgemeinde ist un- 
statthaft. Mit der Erwerbung der Zuständigkeit 
an einem Orte erlischt die Wirkung der Ab- 
schaffung aus demselben. Außerdem können Personen, 
welche in dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes nicht heimat- 
berechtigt sind, wenn sich ihr Aufenthalt daselbst aus Rück- 
sichten der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit als unzu- 
lässig darstellt, aus dem ganzen Geltungsgebiete dieses Ge- 
setzes oder aus einem bestimmten Teile desselben abgeschafit 
werden. Die Fälle, in denen auf Landesverweisung oder Ab- 
schaffung als Strafe oder Strafverschärfung zu erkennen ist. 
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werden durch die Strafgesetze bestimmt. Das den Gemeinden 
nach den Gemeindegesetzen zustehende Eecht der Ausweisung 
bleibt durch dieses Gesetz unberührt. 

§ 4. Die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses 
oder mittelst Schubes, sowie die polizeiliche Abschaflfung darf 
nur auf Grund eines rechtskräftigen Erkenntnisses der kom- 
petenten Behörde erfolgen. Jedem solchen Erkenntnisse hat 
die Feststellung der Zuständigkeit und des gesetzlichen 
Grundes zur Abschiebung oder Abschaffung vorauszugehen, 
und ist hievon dem Landesausschusse des Heimatlandes die 
Anzeige zu machen. 

§ 5. Zur Fällung der Erkenntnisse auf Abschiebung 
oder Abschaffung sind als Schubbehörden berufen: a) die 
Polizeidirektion und deren exponierte Organe und, wo solche 
nicht bestehen, b) diejenigen landesfürstlichen oder Kommu- 
nalbehörden, welchen die Führung der politischen Amtsge- 
schäfte erster Instanz übertragen ist. Den unter b) be- 
zeichneten Kommunalbehörden kann die Fällung der Ab- 
schiebungs- und Abschaffungserkenntnisse im Verordnungs- 
Wege auch an Orten übertragen werden, wo sich eine Polizei- 
direktion befindet. Die Ausführung der Abschiebung obliegt 
jenen Gemeinden, welche als Schubstationen bestellt sind. 
§ 6. Durch die Landesgesetzgebung kann auch außer 
den Fällen des § 5, lit. b) die Fällung der Schuberkenntnisse 
einzelnen Gemeinden des Landes im übertragenen Wirkungs- 
kreise zugewiesen werden. 

Art IIL Das Gemeindeges. v. 5. März 1862, R.G.B. 
Nr. 18 : Die Gemeinde „darf jedoch Auswärtigen, welche sich 
über ihre Heimatsberechtignng ausweisen oder wenigstens 
dartun, daß sie zur Erlangung eines solchen Nachweises die 
erforderlichen Schritte gemacht haben, den Aufenthalt in 
ihrem Gebiete nicht verweigern, solange dieselben mit ihren 
Angehörigen einen unbescholtenen Lebenswandel führen, und 
der öffentlichen Mildtätigkeit nicht zur Last fallen.'' 

EinesauseinemKronlandeoder Orte Abgeschafften. 
Strafe. 
§ 324 Derjenige, welcher aus einem Kronlande 
oder aus einem bestimmten Orte, von dem Strafge- 
richte (§ 249), oder aus was immer für Gründien 
durch die Staats- oder Gemeindebehörden auf be- 
standig oder auf eine gewisse Zeit abgeschafR; worden, 
begeht, wenn er im ersten Falle jemals, im zweiten 
Falle vor Verlauf der gesetzten Frist wiederkehrt, 

11* 
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eine Übertretung, und ist mit Arrest von einem bis 
zu drei Monaten, bei wiederholter Betretung mit eben 
so langem strengen Arreste zu bestrafen. 

Vergolden oder Versilbern vonMünzen nndNach- 
bildung von Münzen oder öffentlichen Kredits- 
papieren ohne betrügerische Absicht. 

§ 325. Wer ohne die Absicht^ jemanden zu hinter- 
gehen (§§ 106, 114, 118 und 197), gangbare oder 
auch außer Kurs gesetzte (verrufene) Münzen ver- 
goldet oder versilbert, oder Denkmünzen, Medaillen, 
Spielpfennige oder was immer für geprägte Erzeug- 
nisse; ebenso wer Adressen, Ankündigungen oder 
überhaupt Druckwerke in solcher Art verfertiget, daß 
sie bei oberflächlicher Betrachtung leicht als gang- 
bare Münzen oder öffentliche Kreditspapiere ange- 
sehen werden können, macht sich einer Übertretung 
schuldig, und ist mit Arrest von einem bis zu drei 
Monaten, und dem Verfalle aller gesetzwidrigen 
Erzeugnisse zu bestrafen. 

Unbefugtes Halten eines Preß- oder Stoßwerkes. 
Strafe. 

§ 326. Wer ein sogenanntes Stoß- oder Preß- 
werk hält, ohne von der Behörde dazu ausdrücklich, 
oder durch die Bewilligung zur Betreibung eines Ge- 
werbes oder einer Fabrikation, wozu Stoß- oder Preß- 
werke notwendig sind, die Erlaubnis erhalten zu 
haben, macht sich einer Übertretung schuldig, und 
ist nebst dem Verfalle des Stoß- oder Preßwerkes 
das erste Mal mit Arrest von acht Tagen bis zu 
einem Monate, bei wiederholter Übertretung nebst 
einmonatlichem Arreste, wenn er ein Gewerbsmann 
ist, auch mit dem Verluste des Gewerbes zu be- 
strafen. 

Unbefugtes Halten einer Winkelpresse. 
§ 327. Wenn jemand eine Buchdruckerpresse, 
oder eine Handpresse mit Schriftsatz, oder eine 
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Kupferdruck-, Steindruck-, Holzdruckpresse oder 
was immer für ein Preß werk, das zur mechanischen 
oder chemischen Vervielfältigung von Druckschriften 
geeignet ist (Art. 11 des K. M. P.) ohne Er- 
laubnis der Behörde hält, begeht [er] i) eine Über- 
tretung, welche mit dem Verfalle des Preßwerkes, 
und mit Geldstrafe von einhundert bis fünfhundert 
Gulden, und bei länger fortgesetztem Gebrauche auch 
noch mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu 
ahnden ist. 

Vdg. d. Min. d. Innern v. 4. Jan. 1859, R.G.B. Nr. 10: 
„1. Zum Halten and zur Benützung der Bagueneau- 
Thielen'schen Presse und ähnlicher Druckvorrichtungen, die 
zur Vervielfältigung von Druckschriften auf mechanisch-che- 
mischem Wege dienen, ist die Bewilligung des betreffenden 
Statthalters (Landespräsidenten) einzuholen. 

2. Das unbefugte Halten der erwähnten Yervielfältigungs- 
mittel ist nach § 327 St.Q. als Übertretung des unbefugten 
Haltens einer Winkelpresse zu behandeln. 

3. Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die von 
landesfürstlichen Behörden benutzten derlei Pressen keine An- 
wendung." 

Unbefugte Verfertigung eines der vorgenannten 
Werke. 

§ 328. Ebenso ist derjenige zu bestrafen, welcher 
eines der in den §§ 326 und 327 bezeichneten Werke 
verfertiget, ohne die Bewilligung zur Betreibung eines 
Gewerbes, oder einer Fabrikation, die derlei Werke 
erzeugen oder den Auftrag oder die Erlaubnis der 
Behörde dazu erhalten zu haben. 

Verfertigung von Punzen, Stempeln oder Modellen 

zu Nachbildungen von Hünzen, 

Strafe. 

§ 329. In gleicher Weise ist die ohne Erlaubnis 
der Behörde geschehene Verfertigung und der Ge- 
brauch von Punzen, Stempeln oder Gußmodellen, 
von was immer für einer Form, mit welchen Ab- 



1) Das „er" fehlt im R.G.B. 
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drücke oder plastische Nachbildungen von Münzen 
nach einem im In- oder Auslande gesetzlich gang- 
baren Gepräge in Metallen erzeugt werden können, 
dieselben mögen zum Spielwerke, zu Verzierungen oder 
zu sonst was immer für einem, obgleich an sich erlaubten 
Zwecke bestimmt sein, als Übertretung zu bestrafen. 

Unbefugte Verfertigung ämtlicher Siegel. 
Str^e. 

§330. Wer ein öffentliches Amtssiegel (§316) ohne 
Auftrag des Amtes, für welches dasselbe gehört, ver- 
fertigt, oder das verfertigte an jemand anderen ver- 
abfolgt, als an das Amt, welches die Verfertigung 
aufgetragen hat, macht sich einer Übertretung schul- 
dig, und ist das erste Mal mit Arrest von einer 
Woche bis zu einem Monate, bei wiederholter Über- 
tretung nebst einmonatlichem Arreste und wenn er 
ein Gewerbsmann ist, auch mit dem Verluste des Gre- 
werbes zu bestrafen, i) 

Vgl. § 199 lit. d. 

Siebentes Hauptstüok. 

Von den Übertretungen gegen die Pflichten eines öffent- 
lichen Amtes, 
Bestrafung der öffentlichen Bean^ten, Diener, 
Wachen usf., die sich in ihren Amts- oder Dienst- 
verrichtungen tätliche Beleidigungen erlauben. 

§ 331. Wenn eine der im § 68 bezeichneten Per- 
sonen sich in ihren Amts- oder Dienstverrichtungen 
tätliche Beleidigungen erlaubt (worunter insbesondere 
Verhaftnehmungen in anderen, als durch die Ge- 
setze bestimmten Fällen begriffen sind), so macht 
sie sich einer Übertretung schuldig, und ist das erste 
Mal mit Arrest von drei Tagen bis zu einem Monate, 
das zweite Mal mit ebenso langem strengen Arreste 
zu bestrafen. 

Vgl. § 6 d. Ges. zum Schutze der persönlichen Freiheit, 
o. S. 11, und § 4 d. Ges. z. Schutze des Hausrechts, o. S. 14. 



1) Der Text des letzten Satzes ist offenbar verderbt. 
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Umstände zur Verschärfung der Strafe. 
§ 332. Wäre die tätliche Beleidigung unter Um- 
ständen geschehen, welche zu einem Auflaufe Anlaß 
gegeben haben oder doch geben konnten, so ist die 
Strafe strenger Arrest von einem bis zu drei Monaten. 

Strafe desjenigen, der sich ohne betrügerische 

Absicht für einen öffentlichen Beamten oder 

Diener ausgibt. 

§ 333. Wer sich ohne betrügerische Absicht 
(§ 199, lit b) für einen öffentlichen Beamten oder 
Diener ausgibt, oder sich durch das unbefugte Tragen 
der Uniform den Anschein eines öffentlichen Be- 
amten oder Militärs anmaßt, macht sich einer Über- 
tretung schuldig, und soll mit Arrest von drei Tagen 
bis zu einem Monate bestraft werden. 

Unbefugtes Tragen von Ordenszeichen oder 
anderen Ehrendekorationen. 

§ 334. Wer unbefugt in- oder ausländische Ordens- 
zeichen oder Ehrendekorationen trägt, begeht eine 
Übertretung, und verfallt in eine Geldstrafe von zehn 
bis hundert Gulden. 

Vgl. § 201 Ut. d. 

Achtes Hauptstück. 

Von den Vergehen und Übertretungen gegen die Sicherheit 
des Lehens, 

Allgemeine Vorschrift in Beziehung auf die Ver- 
gehen und Übertretungen gegen die Sicherheit 
des Lebens. 

§ 335. Jede Handlung oder Unterlassung, von 
welcher der Handelnde schon nach ihren natürlichen, 
für jedermann leicht erkennbaren Folgen, oder ver- 
möge besonders bekannt gemachter Vorschriften, oder 
nach seinem Stande, Amte, Berufe, Gewerbe, seiner 
Beschäftigung, oder überhaupt nach seinen besonderen 
Verhältnissen einzusehen vermag, daß sie eine Ge- 
fahr für das Leben, die Gesundheit oder körperliche 
Sicherheit von Menschen herbeizuführen, oder zu ver- 
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größern geeignet sei , soll , wenn hieraus eine schwere 
körperliche Beschädigung (§ 152) eines Menschen er- 
folgte, an jedem Schuldtragenden als Übertretung 
mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten; dann 
aber, wenn hieraus der Tod eines Menschen erfolgte, 
als Vergehen mit strengem Arreste von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre geahndet werden. 
Vgl §§ 337, 431. 

Besondere Fälle. 

§ 336. Die Vorschrift des vorstehenden Para- 
graphes ist insbesondere in Anwendung zu bringen, 
wenn der Tod oder die schwere körperliche Verletzung 
aus einem der nachstehenden Verschulden einge- 
treten ist: 

a) durch unvorsichtiges Unterhalten von brennenden 
Kohlen in verschlossenen Räumen; 

b) durch Außerachtlassen der nötigen Vorsichten 
bei Wasserfahrten; 

c) durch Nichteinhaltung der in Beziehung auf 
Dampfschiffe, Dampfmaschinen und Dampf- 
kessel gegebenen Vorschriften oder sonst nötigen 
besonderen Vorsichten; 

d) durch Unvorsichtigkeit bei Schwefelräucherungen 
und Anwendung von Narkotisierungsmitteln ; 

e) durch Nichtanbringung von Warnungszeichen 
bei Aufstellung von Fangeisen, Schlingen, 
Wolfsgruben und Selbstgeschossen; 

f) durch Außerachtlassung der besonderen Vor- 
schriften über Erzeugung, Aufbewahrung, Ver- 
schleiß, Transport und Gebrauch von Feuer- 
werkskörpern, Knallpräparaten, Zündhütchen, 
Reib- und Zündhölzchen und allen durch 
Reibung leicht entzündbaren Stoffen, Schieß- 
pulver und explodierenden Stoffen (Schieß- 
baumwolle), insbesondere auch dadurch, daß 
derlei Gegenstände heimlich den Frachtep der 
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Postanstalten oder Eisenbahnen beigepackt 
werden. 
Diese BestimmtiDg ist teilweise abgeändert durch §§ 2 u. 
3 des Sprengstoffgesetzes, Anhg. 20. 

g) durch Nichtbeobachtung der bei dem Betriebe von 

Bergwerken vorgeschriebenen Vorsichten. 
Vgl. § 337. Zusammenstellungen zahlreicher sicherheits- 
polizeilicher Vorschriften s. in der Geller*schen und in der 
Manz'schen Ausgabe zu §§ 335 und 336. 

Vorschriften bei erfolgter Tötung oder schwerer 

körperlicher Beschädigung aus einem Verschulden 

unter besonders gefährlichen Verhältnissen. 

§ 337. Wenn eine nach § 335 als Verschulden 
zuzurechnende Handlung oder Unterlassung in Be- 
ziehung auf die in den §§ 85, lit. c), 87 und 89 be- 
zeichneten Gegenstande oder unter den dort er- 
wähnten besonders gefährlichen Verhältnissen be- 
gangen wird, so soll dieselbe auch dann, wenn hieraus 
nur eine schwere körperliche Beschädigung erfolgte, 
als Vergehen mit strengem Arreste von sechs Monaten 
bis zu zwei Jahren, und im Falle einer dadurch ver- 
anlaßten Tötung bis zu drei Jahren verurteilt werden. 

Vgl. § 432 f. 

Gegen das Baden in Flüssen, Teichen etc. 

§ 338. Wer in Flüssen oder Teichen außer den 
von der Behörde dazu bestimmten Orten oder gegen 
ein von der Behörde erlassenes und zur öffentlichen 
Kenntnis gebrachtes Verbot badet, ingleichen wer zur 
Winterszeit außer den dazu bestimmten Strecken auf 
dem Eise schleifet, wer endlich zur Zeit, da es wegen 
eintretender Gefahr verboten worden, sich dennoch 
über eine Eisdecke wagt, ist für diese Übertretung 
mit Arrest von drei Tagen bis zu einem Monat zu 
bestrafen. 

Vorschrift für unverehelichte schwangere 
Frauenspersonen. 

§ 339. Eine unverehelichte Frauensperson, die 

sich schwanger befindet, muß bei der Niederkunft 
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eine Hebamme, einen Geburtshelfer oder sonst eine 
ehrbare Frau zum Beistande rufen. Wäre sie aber 
von der Niederkunft übereilt, oder Beistand zu rufen 
verhindert worden, und sie hätte entweder eine Fehl- 
geburt getan, oder das lebendig geborne Kind wäre 
binnen vierundzwanzig Stunden, von Zeit der Geburt 
an, gestorben, so ist sie verbunden, einer zur Greburte- 
hilfe berechtigten, oder wo eine solche nicht zur Hand 
ist, einer obrigkeitlichen Person von ihrer Niederkunft 
die Anzeige zu machen, und derselben die unzeitige 
Geburt oder das tote Kind vorzuzeigen. 

Strafe auf die Verheimlichung der Geburt. 
§ 340. Die gegen diese Vorschrift geschehene 
Verheimlichung der Geburt wird nach Herstellung 
der Verheimlichenden als Übertretung mit strengem 
Arreste von drei bis sechs Monaten bestraft. 

Unvorsichtiges Fahren und Beiten. 
Strafe. 

§ 341. Wer aus Unvorsichtigkeit jemanden durch 
Überfahren oder Überreiten tötet oder körperlich 
schwer beschädiget, ist nach § 335 zu bestrafen. 

Schnelles Fahren und Reiten. 
Strafe. 

§ 342. Zeigt sich bei der Untersuchung, daß zu 
dem Vorfalle das schnelle Fahren oder Reiten bei- 
getragen habe ; so ist dieser Umstand als erschwerend 
zu betrachten, und bei Ausmessung der Strafe noch 
besonders auf dasjenige Rücksicht zu nehmen, was 
gegen das schnelle Fahren und Reiten im § 427 ver- 
ordnet ist, 

Unbefugte Ausübung derArznei- und Wundarznei- 
kunst als Gewerbe. 
Strafe. 

§ 343. Wer, ohne einen ärztlichen Unterricht 
erhalten zu haben, und ohne gesetzliche Berechtigung 
zur Behandlung von Kranken als Heil- oder Wund- 



Digitized by LjOOQiC 



§§ 340-346. 171 

arzt, diese gewerbsmäßig ausübt, oder insbesondere 
sich mit der Anwendung von animalischem oder 
Xiebens-Magnetismus oder von Ätherdämpfen (Nar- 
kotisierungen) befaßt, macht sich dadurch einer Über- 
tretung schuldig, und soll mit Arrest, nach der Länge 
der Zeit, in welcher er dieses unerlaubte Geschäft 
getrieben, und nach der Größe des Schadens, den er 
dadurch zugefügt hat, mit strengem Arreste von 
einem bis zu sechs Monaten ; im Falle des aus seinem 
Verschulden erfolgten Todes eines Menschen aber 
wegen Vergehens nach § 335 bestraft werden. 

Unbefugte gewerbsmäßige Ausübung der Geburtshilfe 
unter Umständen, wo eine geprüfte Hebamme leicht herbei- 
geholt werden kann, ist von den politischen Behörden zu 
bestrafen. (Vdg. d. Min. d. Inn. v. 6. März 1854, R.G.B. 
Nr. 57.) Die Vorschriften über die Ausübung der ärztlichen 
Praxis s. bei Manz und Geller. 

Strafe gegen den Ausländer. 
§ 344. Ist der Straffällige ein Ausländer, so ist 
derselbe nach vollendeter Strafzeit aus den sämt- 
lichen Kronländern des Kaiserstaates abzuschaffen. 

Verkauf verbotener Arzneimittel. 

§ 345. Der Verkauf von Arzneimitteln, deren 
Verabfolgung durch die allgemeine Apothekernorm 
oder durch spezielle Vorschriften an besondere Vor- 
sichten gebunden ist, ohne Beobachtung dieser Vor- 
schriften ist als eine Übertretung sowohl an dem 
Eigentümer und Provisor der Apotheke, als dem 
Gehilfen zu bestrafen. 

Vgl. die Zusammenstellungen der Vorschriften bei Manz 
und Geller; neu hinzugekommen ist die Vdg. v. 27. Nov. 1903 
R.G.B. Nr. 239. 

Strafe gegen den Eigentümer der Apotheke, wenn 
er davon nichts gewußt hat. 

Hat der Eigentümer nicht davon gewußt, so 
daß ihm nur Mangel der schuldigen Aufsicht zur 
Last fällt, so ist derselbe zu einer Strafe von fünf- 
undzwanzig bis fünfzig Gulden, bei dem zweiten Falle 
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von fünfzig bis hundert Gulden zu verurteilen. Bei 
dem dritten Übertretungsfalle wird ihm die Führung 
der Apotheke benommen, und ein Provisor bestellt. 

Wenn er davon gewußt hat. 
§ 346. Hat der Eigentümer von dem verbotenen 
Verkaufe gewußt, so ist derselbe bei dem ersten 
Übertretungsfalle mit einer Strafe von fünfzig bis 
hundert, im zweiten von hundert bis zweihundert 
Gulden zu bestrafen; und wäre durch das gegebene 
Arzneimittel jemand zu Schaden gekommen, nach 
den mehr oder minder wichtigen Folgen, zum strengen 
Arreste von einem bis zu sechs Monaten zu ver- 
urteilen. 

Strafe gegen den Provisor. 

§ 347. Wenn dem Provisor bei der Aufsicht 
Nachlässigkeit zur Last kommt, ist derselbe das 
erste Mal mit Arrest von drei Tagen bis zu einem 
Monate, das zweite Mal mit Entfernung von seinem 
Dienste zu bestrafen. Hätte er von dem Verkaufe 
der verbotenen Arznei Kenntnis, so ist er mit strengem 
Arreste von einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen 
und für unfähig zu erklären, ferner in einer Apotheke 
zu dienen. 

Strafe des Apothekergehilfen. 
§ 348. Der Apothekergehilfe (Subjekt), welcher 
verbotene Arznei mit Vorwissen seines Herrn ver- 
kauft, ist mit Arrest von einem bis zu drei Monaten; 
und wenn es ohne Kenntnis seines Herrn geschah, 
mit strengem Arreste von drei bis zu sechs Monaten 
zu bestrafen. Dem Urteile ist bei einem zweiten 
Übertretungsfalle beizusetzen, daß dem Sträfling sein 
Lehrbrief abgenommen werden, und er weiter als 
Apothekergehilfe zu dienen nicht mehr fähig sein soll. 

Falsche oder schlechte Bereitung der Arzneien. 
Pflicht des Arztes, der davon weiß. 

§ 349. Wenn eine Arznei falsch, oder aus Ma> 
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terialien, die ihre Arzneikraft bereits verloren haben, 
verfertigt; in einem unreinen, der Gesundheit, wegen 
seiner Bestandteile oder wegen anderer voraus- 
gegangener Mischungen, nachteiligen Gefäße ver- 
arbeitet oder verwahret wird, begeht der Apotheker - 
gehilf e, der Eigentümer oder Provisor der Apotheke, 
insoferne einem, oder dem anderen von den letzteren 
Mangel der gehörigen Aufsicht zur Last gelegt werden 
kann, eine Übertretung. Jeder Arzt, dem ein Fall 
dieser Art bei einem Kranken vorkommt, ist unter 
eigener Verantwortung der Obrigkeit davon die An- 
zeige zu machen verpflichtet. 

Strafe für den Apothekergehilfen; 

§ 350. Der Apothekergehilfe ist das erste Mal 
mit Arrest von einer Woche, das zweite Mal mit 
ebenso langem verschärften Arreste zu bestrafen. 
Bei dem dritten Falle ist er zu verurteilen, so lange 
wieder als Lehrjunge zu dienen, bis er bei einer 
neuen Prüfung Beweise zureichender Kenntnisse und 
der in Bereitung der Arzneien erforderlichen Genauig- 
keit gegeben hat. 

für den Eigentümer; 

§ 351. Der Eigentümer der Apotheke wird das 
erste Mal um fünfzig, bei Wiederholung um hundert 
Gulden bestraft. Wenn Fälle dieser Art sich öfter 
ereignen, ist demselben auf unbestimmte Zeit ein 
Provisor zu setzen. 

für den Provisor der Apotheke. 

§ 352. Ein Provisor soll bei einem solchen 
Falle mit Arrest von einer Woche, das zweite Mal 
mit Verschärfung des Arrestes durch Fasten bestraft, 
bei öfteren Fällen von dem Provisordienste entfernt 
werden. 
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Verwechslung der Arzneien in der Apotheke. 
Strafe, 

§ 353. Wenn in der Apotheke Arzneien ver- 
wechselt oder unrichtig ausgegeben werden, ist der- 
jenige, welcher sie ausgegeben hat, wegen dieser 
Übertretung mit Arrest von einer Woche, bei unter- 
laufender größeren oder oftmaligeren Unaufmerksamkeit 
mit Verlängerung des Arrestes bis zu drei Monaten, 
auch mit Verschärfung desselben zu bestrafen. 

ünberechtiger Verkauf innerer oder äußerlicher 

Heilmittel. 

Strafe. 

§ 354. Außer den Berechtigten, wie auch den 
Haus-Apotheken der beglaubigten Heil- und Wund- 
ärzte auf dem Lande ist der Verkauf von innerlichen 
und äußerlichen Heilmitteln, in Beziehung auf deren 
Verabfolgung besondere beschränkende Anordnungen 
bestehen, ohne von der Behörde darüber erteilte be- 
sondere Bewilligung verboten. Diese Übertretung ist 
mit Arrest von einem bis zu drei Monaten; ist der 
Verkauf durch mehrere Monate fortgesetzt worden, 
mit Verschärfung des Arrestes, und zeigen sich in 
der Untersuchung von dem Verkaufe solcher Arzneien ' 
schädliche Folgen, mit strengem Arreste von einem 
bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Zusammenstellungen der „besonderen beschränkenden 
Anordnungen" in den Ausgaben yon Manz und Geller; neu 
hinzugekommen ist die Vdg. v. 27. Nov. 1903 Nr. 239 
R.G.B. 

Dem Übertreter ist auch aller Vorrat abzunehmen* 

§ 356. Auch ist der Verkäufer bei verschärfter 
Strafe verbunden, allen Vorrat der zubereiteten Arz- 
neien, Materialien und Gerätschaften der Obrigkeit 
einzuliefern. Ausländer, welche dieser Übertretung 
schuldig werden, sind aus den sämtlichen Kronländern 
des Kaiserstaates abzuschaffen. 
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Verschulden eines Heilarztes durch Unwissenheit. 
§ 356. Ein Heilarzt, der bei Behandlung 
eines Kranken solche Fehler begangen hat, aus 
welchen Unwissenheit am Tage liegt, macht sich, in- 
soferne daraus eine schwere körperliche Beschädigung 
entstanden ist, einer Übertretung, und wenn der Tod 
des Kjranken erfolgte, eines Vergehens schuldig, und 
es ist ihm deshalb die Ausübung der Heilkunde so 
lange zu untersagen, bis er in einer neuen Prüfung 
die Nachholung der mangelnden Kenntnisse dar- 
getan hat. 

Verschulden eines WundarztesdurchUnwissenh ei t. 
§ 357. Dieselbe Bestrafung soll auch gegen einen 
Wundarzt Anwendung finden, der die, im vorher- 
gehenden Paragraphe erwähnten Folgen durch un- 
geschickte Operationen eines Kranken herbeigeführt 
hat. 

Vernachlässigung eines Kranken von selten der 

Ärzte oder Wundärzte. 

Strafe. 

§ 358. Wenn ein Heil- oder Wundarzt einen 
Kranken übernommen hat, und nach der Hand den- 
selben zum wirklichen Nachteile seiner Gesundheit 
wesentlich vernachlässiget zu haben überführt werden 
kann, so ist ihm für diese Übertretung eine Geld- 
strafe von fünfzig bis zweihundert Gulden aufzuerlegen. 
Ist daraus eine schwere Verletzung oder gar der Tod 
des Kranken erfolgt, so ist die Vorschrift des § 335 
in Anwendung zu bringen. 

Nichtanzeige Terdächtiger Todesfälle oder Krank- 
heiten von Seite der ärztlichen Personen. 

Strafe. 

§ 359. Arzte, Wundärzte, Apotheker, Hebammen 

und Totenbeschauer sind in jedem Falle, wo ihnen eine 

Krankheit, eine Verwundung, eine Geburt oder ein 

Todesfall vorkommen, bei welchem der Verdacht eines 
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Verbrechens oder Vergehens, oder überhaupt einer 
durch andere herbeigeführten gewaltsamen Verletzung 
eintritt, verpflichtet, der Behörde davon unverzüglich 
die Anzeige zu machen. Die Unterlassung dieser 
Anzeige wird als Übertretung mit einer Greldstrafe 
von zehn bis hundert Gulden geahndet. 
Vgl. § 497. 

VernachlässiguDg des Kranken von seite seiner 

Angehörigen. 

Strafe. 

§ 360. Wenn dargetan wird, daß diejenigen, 
denen aus natürlicher oder übernommener Pflicht die 
Pflege eines Kranken obliegt, es demselben an dem 
notwendigen medizinischen Beistande, wo solcher zu 
verschaflen war, ganzlich haben mangeln lassen, sind 
sie einer Übertretung schuldig, und nach Beschaflen- 
heit der Umstände mit Arrest von einem bis zu sechs 
Monaten zu bestrafen. 

Unbefugter Handel mit Gift. 
Strafe. 

§ 361. Wer ohne ausdrückliche Erlaubnis der 
Obrigkeit mit Arsenik oder was immer für einer 
Gattung von Gift oder dem Gifte durch besondere 
Vorschriften gleichgestellten Waren Handel treibt, 
begeht eine Übertretung, und ist, insoferne in den 
folgenden Paragraphen nicht besondere Straf- 
bestimmungen vorkommen, mit Geld von fünf bis zu 
fünfzig Gulden, oder mit Arrest von ein bis zu 
acht Tagen zu bestrafen. 

Strafe für einen dazu nicht berechtigten Handels- 
mann, wenn er auch die gesetzlichen Vorsichten 
beobachtet. 

§ 362. Ein Handelsmann oder Krämer, der ein 
ordentliches Kaufgewölbe oder Laden hat, und un- 
befugt Gift verkauft, wenn er gleich die für den be- 
fugten Giftverkauf bestehenden gesetzlichen Vorsichten 
beobachtet, ist für diese Übertretung bei der ersten 
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Betretung nebst dem Verluste der Giftware nach 
Verschiedenheit der Vermögensumstände mit einer 
Geldstrafe von fünfundzwanzig bis hundert Gulden 
zu belegen, bei einem zweiten Falle nebst der ver- 
doppelten Greldstrafe noch mit Arrest von einem 
Monate zu bestrafen, das dritte Mal aber seines Ge- 
werbes verlustig zu erklären. 

Wenn er sie nicht beobachtet hat. 
§ 363. Hätte ein zum Verkaufe der Giftwaren 
nicht berechtigter Handelsmann oder Krämer Gift 
verkauft, ohne die vorgeschriebenen Vorsichten zu 
beobachten, so ist derselbe gleich bei der ersten Be- 
tretung seines Gewerbes verlustig; und zeigt sich bei 
der Untersuchung, daß der unerlaubte Handel auf 
diese Art schon durch längere Zeit fortgesetzt worden, 
so ist er mit strengem Arreste von einem bis zu drei 
Monaten zu bestrafen. Ist aber dadurch jemand ge- 
tötet oder körperlich schwer beschädiget worden, so 
ist der Schuldtragende nach § 335 zu behandeln. 

Unbefugter Handel mit Gift von wandelnden 

Krämern. 

Strafe. 

§ 364. Wandelnde Krämer oder sogenannte 
Hausierer, welche weißen oder gelben Arsenik, Ratten- 
oder Mäusepulver, Fliegensteine, Hüttenrauch (Hütt- 
rich) für das Vieh, Fischkömer (Kokeiskörner) oder 
andere giftartige Waren zu Kauf tragen, begehen eine 
Übertretung, und sind nebst dem Verluste der Gift- 
waren und des Hausierungsbefugnisses, je nachdem 
sie den unerlaubten Verkauf durch längere Zeit ge- 
trieben, dadurch vielleicht auch Schaden veranlaßt 
haben, mit strengem Arreste von einem bb zu sechs 
Monaten zu bestrafen. 

Unvorsichtigkeit bei dem Giftverkaufe. 
§ 365. Bei den Apothekern und denjenigen 
Handelsleuten, die zum Handel mit Giftwaren ordent- 

Löffler, Strafrpcht I. 12 
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lieh berechtiget sind, ist jede Unterlassung der Vor- 
sichten, welche durch die Verordnungen über den 
Giftverkauf vorgeschrieben werden, wie auch jede in 
den §§ 366—368 bezeichnete Fahrlässigkeit als Über- 
tretung zu bestrafen. 

Verabfolgung von Gift an jemanden ohne die 

vorgeschriebene Bewilligung. 

Strafe. 

§ 366. Insbesondere soll dann, wenn an jemanden, 

der sich nicht mit der vorgeschriebenen Bewilligung 

ausweiset, Gift verabfolgt worden, das erste Mal eine 

Geldstrafe von fünf bis zu fünfzig Gulden, das zweite 

Mal der Verlust des Gewerbes eintreten. 

Unterlassene Führung des Vormerkbuches. 
Strafe. 

§ 367. Wird bei der Untersuchung gefunden, 
daß über den Giftverkauf kein eigenes Vormerkbuch 
geführt wurde, in welchem die Personen, an welche, der 
Zeitpunkt^ wann Gift verabfolgt wurde, und die Er- 
laubnis, gegen deren Vorweisung ein Giftverkauf nur 
stattfinden darf, genau zu verzeichnen sind, so wird 
die Verabsäumung das erste Mal mit zehn bis fünfzig 
Gulden, das zweite Mal bis hundert Gulden, bei 
weiterer Fortsetzung mit dem Verluste des Gewerbes 
bestraft. 

Nachlässigkeit in Aufbewahrung und Absonde- 
rung des Giftes. 
Strafe. 
§ 368. Wenn in der gehörigen Absonderung 
der Giftwaren von den übrigen, oder wenn in der 
Bezeichnung der Gefäße oder in der Verschließung 
derselben Nachlässigkeiten entdeckt werden, bleibt 
derjenige, welcher der Handlung oder Apotheke vor- 
steht, dafür verantwortlich. Die bloße Verabsäumung 
der gehörigen Vorsicht wird bei der -ersten Betretung 
mit fünf bis fünfundzwanzig Gulden zu bestrafen, 



Digitized by LjOOQIC 



§§ 86^-372. 179 

und diese Strafe bei ferneren Betretungen zu ver- 
doppeln sein. 

Strafe, wenn jemand dadurch zu Schadengekommen. 
§ 369. Hätte eine solche Verabsäumung die Folge 
nach sich gezogen, daß eine wirkliche Verwechslung 
mit Giftwaren geschehen, und jemand dadurch ge- 
tötet oder körperlich schwer beschädiget worden bt, 
so ist diese Verabsäumung nach § 335 zu bestrafen. 

Vorschrift für Gewerbsleute, welche Gebrauch 
von Gift machen. 
Strafe der Nichtbeobachtung. 
§ 370. Bei Gewerben, welche Gebrauch von Gift 
oder giftartigen Materialien machen, ist der Meister, oder 
wer sonst die Leitung auf sich hat, schuldig, dieselben 
stets unter seiner Verwahrung zu halten, und bei Ver- 
sendungen die dafür bestehenden besonderen Vor- 
schriften zu beobachten. Die Unterlassung dieser 
Vorsichten ist, wenn dadurch niemand zu Schaden 
kommt, als Übertretung mit Arrest von drei Tagen 
bis zu einem Monate; wenn aber dadurch} jemand ge- 
tötet oder körperlich schwer beschädiget worden ist, 
nach § 335 zu bestrafen. 

Strafe gegen den Verkauf unbekannter Material- 
waren. 

§ 371. Der im § 368 bestimmten Strafe unter- 
liegt jeder Handelsmann, der irgend eine sogenannte 
Materialware, deren Gattung, auch ohne eben zum 
ärztlichen Gebrauche gewidmet zu sein, vorher ganz 
unbekannt war, und nicht von der Behörde geprüft 
worden, in Umlauf setzt. 

Verfertigung und Ausbesserung verdächtiger 
Waffen. 
Strafe. 
§ 372. Wer eine durch besondere Vorschriften 
verbotene oder sonst durch ihre Beschaffenheit ver- 
dächtige Waffe verfertiget» oder, wenn ihm eine Waffe 

12* 
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von solcher Beschaffenheit zur Ausbesserung gebracht 
wird, dieselbe nicht anhält, und davon der Obrigkeit 
Anzeige macht, soll für diese Übertretung mit Arrest 
von drei Tagen bis zu einem Monate bestraft werden ; 
wäre aber mit einer solchen Waffe jemand körperlich 
schwer beschädiget oder getötet worden, so ist dies 
nach § 335 zu ahnden. 

Vgl. § 2 des Pat. vom 24. Okt. 1852, und § 1 des Pat. 
vom 18. Jan. 1818, unten Anhg. 7. 

Unterlassene Verwahrung geladener Gewehre. 
Strafe. 

§ 373. Jäger, oder wer sonst zu Hause ge- 
ladenes Gewehr hat, sind verpflichtet, dasselbe vor 
Kindern und anderen unvorsichtigen und unerfahrenen 
Personen zu verwahren. Wird diese Sorgfalt ver- 
nachlässiget, und kommt jemand dadurch zu Schaden, 
so ist diese Verabsäumung als Übertretung mit Arrest 
von einer Woche bis zu einem Monate zu bestrafen, 
und der Arrest nach Maß der größeren Nachlässig- 
keit noch zu verschärfen; und wenn jemand am 
Körper schwer beschädiget oder getötet worden ist> 
nach Maßgabe des § 335 zu ahnden. 

Strafe auf unvorsichtige Abdrückung eines 
Gewehres. 

§ 374. Gleiche Strafe ist nach Maß der schäd- 
lichen Folge gegen denjenigen zu erkennen, der ohne 
böse Absicht gegen jemanden ein Gewehr abdrückt, 
ohne sich vorher versichert zu haben, daß es nicht 
geladen ist. 

Unrichtige Anzeige der Zeit des Todes. 
Strafe. 

§ 375. Wer bei der Totenbesichtigung die Zeit, 
wann jemand gestorben ist, unrichtig anzeiget, und 
dadurch veranlaßt, daß der Verstorbene früher be- 
graben oder zergliedert wird, als, um der Begrabung 
und Eröffnung der Scheintoten zuvorzukommen, ge- 
setzlich vorgeschrieben ist, soll für diese Übertretung 
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mit strengem Arreste von einem bis zu sechs Mo- 
naten bestraft werden. 

Unterlassung der schuldigen Aufsicht bei Kindern 

und solchen, die sich selbst gegen Gefahr zu 

schützen unvermögend sind. Strafe. 

§ 376. Im allgemeinen sind diejenigen, welche 
aus natürlicher oder übernommener Pflicht die Auf- 
sicht über Kinder oder andere Menschen führen, die 
sich selbst gegen die Gefahr vorzusehen und zu 
schützen unvermögend sind, wegen der in Erfüllung 
dieser Pflicht unterlaufenen Sorglosigkeit verantwort- 
lich. Wenn daher ein solches Kind, oder ein solcher 
Mensch getötet oder körperlich schwer beschädiget 
wird, ist derjenige, welchem der erwiesene Mangel 
der schuldigen Sorgfalt zur Last fällt, nach Vorschrift 
des § 885 zu bestrafen. 

Anwendung des Absudes von Mohnköpfen bei 
Kindern. 

§ 377. Unter derselben Voraussetzung sind die 
erwähnten Personen insbesondere auch für die An- 
wendung des Absudes von Mohnköpfen bei Kindern 
zur gleichen Strafe zu verurteilen. 

Strafe, wenn Kinder an gefährlichen Orten sich 

überlassen werden. 
Verschärfung der Strafe bei verheimlichter Verunglückung. 

§ 378. Ebenso sind diejenigen zu behandeln, 
denen die Pflege eines Kindes oder die Aufsicht 
darüber obliegt^ wenn ein in ihrer Pflege oder Auf- 
sicht stehendes Kind, weil es allein an einem für 
Kinder gefährlichen Orte sich überlassen worden, 
dadurch getötet oder körperlich schwer beschädiget 
worden ist. Die Strafe ist zu verschärfen, wenn die 
einem Kinde zugestoßene Verunglückung verheim- 
lichet wird. 

Vgl. § 149 f. 
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Strafe gegen mit einer schändlichen Krankeit 
behaftete und dieselbe verheimlichende Ammen. 

§ 379. Eine Frauensperson, die sich bewußt ist, 
mit einer schändlichen oder sonst ansteckenden 
Krankheit behaftet zu sein, und mit Verschweigung 
oder Verheimlichung dieses Umstandes als Amme 
Dienste genommen hat» soll für diese Übertretung 
mit dreimonatlichem strengen Arreste bestraft werden. 

Unterlassung der Ausstellung der Warnungszeichen 

bei einem Baue. 

Strafe. 

§ 380. Wenn bei einem Baue die Aufstellung 
der vorgeschriebenen Warnungszeichen unterlassen 
wird, so ist der Baumeister, oder wer sonst bei dem 
Baue die Aufsicht führt, für jeden Fall dieser Über- 
tretung um zehn bis fünfzig Gulden zu bestrafen. 
Ist jemand wegen dieser Unterlassung beschädiget 
worden, so ist nach Beschaffenheit des Vorfalles nebst 
der Geldstrafe Arrest von einem bis zu drei Monaten 
zu verhängen. Ist aber hieraus der Tod oder eine 
schwere körperliche Beschädigung eines Menschen 
erfolgt, so ist die Vorschrift des § 335 in Anwendung 
zu bringen. 

Ges. V. 26. Dez. 1893 Nr. 193 R.G.B., § 19: „Die den 
Baumeister betreffenden Bestimmungen der §§ 380, 383, 
384 und 385 des allgemeinen Strafgesetzes finden sinngemäße 
Anwendung auf Maurermeister, Steinmetzmeister, 
Zimmermeister und Brunnenmeister und auf solche 
Gewerbsleute, welche diese Berufsarten auf Grund von Be- 
rechtigungen ausüben, die sie nach dem bisher geltenden Ge- 
setze erlangt hatten; dieselben können daher auch vom Ge- 
richte nach Maßgabe der Bestimmungen der oben genannten 
Paragraphe verhalten werden, einen anderen zur Führung 
betreffenden Baues berechtigten Gewerbetreibenden zu Hilfe 
zu nehmen, femer können sie der ihnen zustehenden Be- 
rechtigungen Terlustig erklärt werden." 

Unterlassung der Anzeige des zu besorgenden 

Einsturzes. 

Strafe, wenn auch der Einsturz nicht erfolgt. 

§ 381. Der Eigentümer eines Hauses, Gebäudes 
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oder derjenige, welchem darüber die Aufsicht über- 
tragen wurde, ist verbunden, wenn dasselbe in irgend 
einem Teile Einsturz besorgen läßt, unverzüglich 
einen Baumeister zur Besichtigung und vorläufigen 
Sicherung herbeizurufen. Wird nach der Hand ent- 
deckt, daß diese Vorsicht, da sie nach Befinden der 
Bauverständigen notwendig war, unterlassen worden, 
so ist, wenn auch der Einsturz nicht erfolgt^ die 
Unterlassung als Übertretung mit fünfundzwanzig 
bis zweihundert Gulden zu bestrafen. 

Wenn durch den Einsturz jemand beschädiget oder 
getötet wurde. 

§ 382. Ist der Einsturz wirklich erfolgt, dabei 
jedoch niemand beschädiget worden, so ist die Be- 
strafung auf fünfzig bis fünfhundert Gulden zu er- 
höhen. Wenn aber jemand durch den Einsturz ge- 
tötet oder körperlich schwer beschädiget worden ist, 
so hat die Strafe des § 335 in Anwendung zu 
kommen. 

Strafe gegen den Baumeister, welchem ein Gerüst 
oder ein Gebäude einstürzt. 

§ 383. Ein Baumeister, welcher einen Bau mit 
Gerüsten führt, oder Teile des Gebäudes durch Unter- 
stützung zu sichern hat, ist, wenn ein solches Gerüst 
oder das Gebäude einstürzt, für diese Übertretung 
das erste Mal mit fünfundzwanzig bis zweihundert 
Gulden zu bestrafen. Bei dem zweiten Falle ist der- 
selbe nebst der Geldstrafe noch verpflichtet, künftig 
jedesmal einen andern Baumeister zu seinem Baue 
zu Hilfe zu nehmen, unter Strafe, des Baumeister- 
rechtes verlustig zu werden. 

Vgl. die Note bei § 380. 

Wenn dadurch jemand getötet oder körperlich 
schwer beschädiget wird. 

§ 384. Ward bei einem solchen Einstürze jemand 
getötet, oder körperlich schwer beschädiget, so ist der 
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Baumeister nicht nur zu einer Geldstrafe von fünfzig 
bis fünfhundert Gulden zu verurteilen, und außer- 
dem nach § 335 zu behandeln, sondern demselben 
auch die Führung eines Baues so lange zu unter- 
sagen, bis er vor Kunstverständigen dartut, über 
diesen Teil der Baukunst seine Kenntnisse zureichend 
verbessert zu haben. 

VgL die Note bei § 380. 

Bei grober Unwissenheit des Baumeisters. 

§ 385. Äußert sich aber bei der Untersuchung 
eines im vorhergehenden Paragraphe enthaltenen 
Falles von seite des Baumeisters grobe Unwissenheit, 
so ist demselben sogleich bei dem ersten Falle eines 
Einsturzes alle fernere Führung eines Baues zu 
untersagen. 

Vgl. die Note bei $ 380. 

Strafe gegen das zu frühe Beziehen neugebauter 
Häuser oder Gewölbe. 

§ 386. Wer in den Städten, oder wo sonst die 
Vorschrift darüber besteht, ein neuerbautes Haus oder 
Gewölbe, ohne daß die Obrigkeit nach genommener 
Einsicht die Erlaubnis erteilt hat^ bezieht, oder durch 
andere beziehen läßt> soll für diese Übertretung nach 
Verschiedenheit der Umstände mit Arrest von drei 
Tagen bis zu einem Monate, oder um den Betrag 
des halbjährigen Mietzinses bestraft werden. 

§ 387. 

(Betraf die Anzeigepflicht bei Hundswut und wurde durch 
§51 des Tierseuchenges, v. 29. Febr. 1880 Nr. 35 R.G.U. 
außer Kraft gesetzt. Vgl. Anhg. 16). 

Unbefugtes Halten schädlicher Tiere. 
Strafe. 

§ 388. Ohne besondere Erlaubnis der Obrigkeit 
ist niemandem erlaubt, wilde oder ihrer Natur nach 
sonst schädliche Tiere zu halten. Die Nichtbeachtung 
dieses Verbotes ist eine Übertretung, und es soll nicht 
nur das schädliche Tier sogleich weggeschafil^ sondern 
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der Eigentümer auch nach Beschaffenheit der Um- 
stände mit einer Geldstrafe von fünf bis fünfund- 
zwanzig Gulden belegt werden. 

Wenn dadurch jemand beschädiget wird. 

§ 389. Wird jemand von einem solchen ohne 

obrigkeitliche Erlaubnis gehaltenen Tiere beschädiget, 

so ist nach Maß des Schadens die Geldstrafe auf 

fünfundzwanzig bis einhundert Gulden zu erhöhen. 

Strafe auf die Vernachlässigung der Verwahrung 
eines mit Erlaubnis gehaltenen wilden Tieres. 

§ 390. Aber auch, wenn die Obrigkeit ein wildes 
Tier zu halten die Erlaubnis erteilt, ist der Eigen- 
tümer wegen sicherer Verwahrung desselben stets 
verantwortlich. Die Vernachlässigung dieser Ver- 
wahrung ist als Übertretung mit zehn bis fünfzig 
Gulden zu bestrafen, wenn dadurch jemand be- 
schädiget wurde. 

Vernachlässigung bösartiger Haustiere. 
Strafe. 

§ 391. Jeder Eigentümer eines Haustieres von 
was immer für einer Gattung, von welchem ihm eine 
bösartige Eigenschaft bekannt ist, muß dasselbe so- 
wohl bei Haus, als wenn er außer dem Hause da- 
von Gebrauch macht, so verwahren oder besorgen, 
daß niemand beschädiget werden kann. Die Ver- 
nachlässigung dieser Vorsicht ist eine Übertretung 
und auch ohne erfolgte Beschädigung mit einer Strafe 
von fünf bis fünfundzwanzig, bei wirklich erfolgtem 
Schaden aber von zehn bis fünfzig Gulden zu be- 
legen. 

Strafe wider das Anhetzen oder Beizen derselben. 
§ 392. Kommt bei der Untersuchung einer von 
einem Tiere zugefügten Beschädigung hervor, daß je- 
mand durch Anhetzen, Reizen oder was immer für 
absichtliches Zutun den Vorfall veranlaßt hat, so 
macht sich der Täter einer Übertretung schuldig, und 
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ist mit Arrest von einer Woche, der nach Umstanden 
zu verschärfen ist, zu bestrafen. 

Neuntes Hauptstüok. 

Von den Vergehen und Übertretungen gegen die Gesundheit, 

Vergehen gegen die Pestanstalten. 

§ 393. In einem Bezirke, worin zur Hintan- 
haltung der drohenden Gefahr der Pest oder anderer 
ansteckender und für den allgemeinen Gesundheits- 
zustand gefährlicher Krankheiten besondere An- 
stalten getroffen sind, macht man sich eines Ver- 
gehens durch jede Handlung schuldig, welche nach 
ihren natürlichen, oder vermöge der besonders be- 
kannt gemachten Vorschriften für jedermann leicht 
erkennbaren Folgen das Übel herbeiführen oder 
weiter verbreiten kann; die Handlung mag in einer 
Unternehmung oder Unterlassung bestehen, sie mag 
im Vorsatze oder in einem Versehen gegründet sein. 

Die Bestrafung dieser Vergehen wird jedoch in 
den für derlei Verhältnisse überhaupt bestehenden, 
oder von Fall zu Fall je nach den Umständen zu 
erteilenden besonderen Vorschriften bestimmt. 

S. die hier erwähnten Vorschriften im Anh. 6. 

Strafe auf Verhehlung der Gerätschaften eines an 
einer ansteckenden Krankheit Verstorbenen. 

§ 394. Wenn bei einem an einer ansteckenden 
Krankheit Verstorbenen der Gesundheitsbeschau 
von dessen Geräte etwas verhehlet; wenn dasjenige, 
was die Gesundheitsaufsicht wegen gänzlicher Ver- 
tilgung oder Reinigung der Gerätschaften verordnet, 
nicht befolgt wird, begeht der Schuldtragende eine 
Übertretung, und ist nach Wichtigkeit des Umstandes 
mit Arrest von drei Tagen bis zu emem Monate zu 
bestrafen. 

Vgl. zu diesem und den folgenden §§ die in der 
Manz'schen Ausgabe mitgeteilten sanitätspolizeilichen Vor- 
schriften. 
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Gegen Krankenwärter, Dienstleute und Haus- 
genossen^ die etwas daTon entziehen. 

§ 395. Krankenwärter, Dienstleute, Hausgenossen, 
oder wer sonst immer von dem zur Vertilgung oder 
Beinigung bestimmten Geräte etwas entzieht, sind 
einer Übertretung schuldig, und sollen mit strengem 
Arreste von einem bis zu drei Monaten bestraft werden. 
Gegen Sieohknechte. 

§ 396. Wenn ein Siechknecht von denjenigen 
Gerätschaften, deren Vertilgung angeordnet is^ etwas 
für sich zurückbehält oder verkauft^ ist die Bestrafung 
für diese Übertretung nach Beschaffenheit der Um- 
stände und des Erfolges strenger Arrest von einem 
bis zu drei Monaten. 

Gegen diejenigen, welche wissentlich etwas davon 
kaufen. 
§ 397. Diejenigen, welche von den in beiden 
vorausgehenden Paragraphen bezeichneten Gerät- 
schaften wissentlich etwas ankaufen oder sonst an 
sich bringen, sind wegen dieser Übertretung mit 
strengem Arreste von drei Tagen bis zu einem 
Monate zu bestrafen. 

Verunreinigung der Brunnen, Zisternen usw. 
Strafe. 
§ 398. Wer in einen Brunnen, eine Zisterne, 
einen Fluß oder Bach, dessen Wasser einer Ortschaft 
zum Trünke oder Gebräue dienet, totes Vieh oder 
sonst etwas wirft, wodurch das Wasser verunreiniget 
und ungesund werden kann, begeht eine Übertretung 
und soll mit Arrest von drei Tagen bis zu einem 
Monate, bei hervorleuchtendem großen Mutwillen 
oder Bosheit auch mit Verschärfung bestraft werden. 

FleischTerkauf von einem nicht nach Vorschrift 

beschauten Viehe. 

Strafe. 

§ 399. Wenn bei einem Gewerbe, welches zu dem 

Verkaufe von rohem oder auf irgend eine Art zu- 
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bereitetem oder Terkochtem Fleische berechtiget ist» 
etwas von einem nicht nach Vorschrift beschauten 
Viehe verkauft wird, ist die Strafe dieser Über- 
tretung das erste Mal, nebst dem Verluste des nicht 
beschauten Fleisches oder des daraus gelösten Geldes, 
fünfundzwanzig bis zweihundert Gulden; bei der 
zweiten Übertretung ist die Geldstrafe zu verdoppeln; 
bei einem dritten Falle soll der Übertreter seines 
Gewerbes verlustig und zu einem Gewerbe dieser 
Art für immer unfähig erklärt werden. 

Id Betreff der Fleischbeschauordnungen s. die Manz'sohe 
Ausgabe. 

Übertretung der bei einer Viehseuche gegebenen 
Vorschriften. — Strafe. 

Die §§ 400, 401 und 402 sind aufgehoben durch § 51 
d. Ges. T. 29. Febr. 1880, Nr. 35 B.G.B. s. Anhg. 16. 

Die §§ 403—408 betrafen Verfälschung von Ge- 
tränken auf eine der Gesundheit schädliche Art, 
Fälschung des Zinngeschirres und gesundheitsschäd- 
liche Zubereitung oder Aufbewahrung von genießbaren Waren 
überhaupt und wurden aufgehoben durch § 33 des Lebens- 
mittelgesetzes; s. Anhg. 28. 

Zehntes Hauptstüok. 

Von anderen die körperliche,, Sicherheit verletzenden oder 
bedrohenden Übertretungen, 

Selbstverstümmlung. 
Die §§ 409 u. 410 wurden ersetzt durch § 49 d. Wehr- 
ges. Anhg. 22. 

Vorsätzliche und bei Raufhändeln vorkommende 
körperliche Beschädigungen. 

§ 411. Vorsätzliche und die bei Rauf handeln 
vorkommenden körperlichen Beschädigungen sind 
dann, wenn sich darin keine schwerer verpönte straf- 
bare Handlung erkennen läßt (§§ 152 und 153), wenn 
sie aber wenigstens sichtbare Merkmale und Folgen nach 
sich gezogen haben, als Übertretungen zu ahnden. 
Strafe. 

§ 412. Die Strafe der Übertretung ist nach 
der Gefährlichkeit und Bösartigkeit der Handlung; 
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nach der öfteren Wiederholung, zumal bei Raufern 
von Grewohnheit, nach der Größe der Verletzung und 
nach der Eigenschaft der verletzten Person, Arrest 
von drei Tagen bis zu sechs Monaten. 

Mißhandlnngen bei häuslicher Zncht. 

§ 413. Das Recht der häuslichen Zucht kann 
in keinem Falle bis zu Mißhandlungen ausgedehnt 
werden, wodurch der Gezüchtigte am Körper Schaden 
nimmt. 

Daher sind dergleichen Mißhandlungen der Eltern 
an ihren Kindern, der Vormünder an Mündeln, eines 
Gatten an dem andern, der Erzieher und Lehrer an 
ihren Zöglingen und Schülern, der Lehrherren an 
ihren Lehrjungen, und der Gesindehälter an dem 
Dienstvolke als Übertretungen zu bestrafen. 

„Die Eltern sind. . . . befugt, unsittliche, ungehorsame oder 
die häusliche Ordnung und Ruhe störende Kinder auf eine 
nicht übertriebene und ihrer Gesundheit unschädliche Art zu 
züchtigen^ (§ 145 a.b.G.B.) 

Mißhandlungen von Eltern an ihren Kindern. 

§ 414. Bei Mißhandlungen der Eltern an ihren 
Kindern sind die ersteren vor Gericht zu berufen, 
und ist ihnen das erste Mal der Mißbrauch der Ge- 
walt und die gegen die Natur laufende Lieblosigkeit 
ihres Betragens mit Ernst und Nachdruck vorzu- 
halten; bei einem zweiten Falle ist den Eltern ein 
Verweis zu geben, und die Bedrohung beizusetzen, 
daß sie bei abermaliger Mißhandlung, der elterlichen 
Gewalt verlustig erklärt, ihnen das Kind abgenommen, 
und auf ihre Kosten an einem anderen Orte werde 
erzogen werden. 

§ 415. Bei einem dritten Rückfalle, oder wofern 
entweder die erste Mißhandlung schon an sich sehr 
schwer oder die Gemütsart der Eltern so beschaffen 
wäre, daß für das Kind weitere Gefahr zu besorgen 
stünde, ist sogleich das erste Mal auf die oben an- 
gedrohte Strafe zu erkennen, und in dieser Absicht 
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mit der Behörde wegen Benennung eines Vormundes 
das Einvernehmen zu pflegen. 

§416. Sind die Eltern die Erziehungskosten zu 
tragen unvermögend, so soll von der Obrigkeit für 
die Unterbringung des Kindes gesorgt, die Mißhand- 
lung aber mit verschärftem Arreste, nach Beschaffen- 
heit der Mißhandlung auch mit strengem Arreste von 
einer Woche bis zu drei Monaten bestraft werden. 

Mißhandlung der Mündelyon seitederVormünder. 
Strafe. 

§ 417. Die Bestrafung der Mißhandlung eines 
Vormundes an seinem Mündel ist sogleich das erste 
Mal Entsetzung von der Vormundschaft, und wenn 
diese mit einem Nutzen verbunden war, strenger ge- 
richtlicher Verweis, bei unentgeltlicher Vormundschaft 
Arrest von einer Woche bis zu einem Monate. 

§ 418. Läßt ein Vormund sich eine solche Miß- 
handlung bei einem anderen Mündel nochmals zu 
schuld kommen, oder treten auch bei einer ersten 
Mißhandlung die Umstände des § 415 ein, so ist 
derselbe ferner zu Vormundschaften unfähig zu er- 
klären, nebstbei auf die Bestrafung zu erkennen, 
welche im § 416 in solchen Fällen für die Eltern 
festgesetzt worden. 

Gegenseitige Mißhandlung der Eheleute. 
Strafe. 
§ 419. Wenn ein Gatte den andern auf die in 
dem § 413 erwähnte Art mißhandelt, sind beide Teile 
vorzufordern , und nachdem die Mißhandlung unter- 
sucht worden, ist dem mißhandelnden Teile ein strenger 
Verweis zu geben ; nach Umständen ist derselbe mit 
Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten und 
im Wiederholungsfalle mit Verschärfung des Arrestes 
zu bestrafen. Doch steht dem mißhandelten Teile 
frei, eine Milderung der Strafe und selbst die Nach- 
sicht derselben anzusuchen, worauf der Richter alle- 
zeit gehörig Bücksicht zu nehmen haben wird. 
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Der Lehrer oder Erzieher an ihren Zöglingen. 
Strafe. 
§ 420. Erzieher oder Lehrer von beiderlei Ge- 
schlecht, die an ihren Zöglingen Mißhandlungen ver- 
üben, sind das erste Mal mit Arrest von drei Tagen 
bis zu einem Monate zu bestrafen; im wiederholten 
Falle aber nebst der erst bestimmten Strafe ferner- 
hin zu dem Lehramte oder Erziehungsgeschäfte un- 
tauglich zu erklären. 

Die mit Vdg. des Unterr.Min. v. 20. Aug. 1870, ß.G.B. 
Nr. 105 erlassenen Schul- und Unterrichtsordnung für die all- 
gemeinen Yolkschulen bestimmt in § 24: „die körperliche 
Züchtigung ist unter allen Umständen von der Schule ausge- 
schlossen.'* 

Der Gesindehalter und Lehrherren an Dienstboten 
oder Lehrjungen. 

§ 421. Die Mißhandlung eines Gesindehalters 
oder Lehrherrn an Dienstboten oder Lehrjungen ist 
nach Umständen der mißhandelten Person und der 
Schwere der Mißhandlung mit einer Geldstrafe von 
fünf bis einhundert Gulden, oder mit Arrest von 
drei Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen, bei 
öfteren Rückfällen aber, oder wenn die Art der 
Mißhandlung besondere Härte verrät, ist die Strafe zu 
verschärfen. 

Gewerbeordnung § 99 b al. 2: „Ein minderjähriger Lehr- 
ling ist der väterlichen Zucht des Lehrherm unterworfen, 
dessen Schutz und Obsorge er genießt". Gemäß § 137 der 
Gew.Odg. kann das Recht zum Halten von Lehrlingen und 
jugendlichen Hilfsarbeitern wegen grober Pflichtverletzungen 
gegen dieselben den Gewerbeinhabern entzogen werden; vgl. 
das. §§ 98; 100; 101 Z. 2 lit. b. Über das Zuchtrecht gegen 
Dienstboten s. die (zum Teile sehr veralteten) Dienstboten- 
ordnungen. 

Strafe gegen die Verstellung der Straßen zur 
Nachtzeit durch Wägen, Fässer etc. 

§ 422. Wenn an einem öffentlichen Platze, auf 
der Straße, oder vor einem Hause oder Gewölbe, zur 
Nachtzeit, was immer für eine Gattung von Wägen, 
Bauhol? oder andere Baumaterialien, Waren, Fässer, 
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Verschlage oder überhaupt etwas, wodurch die Vorüber- 
gehenden Schaden nehmen können, gelassen worden, 
ist der Schuldtragende wegen dieser Übertretung um 
zehn bis fünfzig Gulden, oder mit Arrest von drei 
bis vierzehn Tagen zu bestrafen; bei mehrmaligen 
Rückfällen ist die Strafe zu verschärfen. 
Strafe: §425. 

Wann sie gegen den Gastwirt zn verhängen sei. 

§ 423. Wenn dies bei Reisewägen oder bei Fracht- 
wägen geschieht, wovon die Pferde in einem Gast- 
hofe eingestellt sind, so ist die Strafe stets gegen 
den Gastwirt zu erkennen. 

S. § 425. 

Benehmen bei eintretender Notwendigkeit, der- 
gleichen Sachen über Nacht auf der Straße zulassen. 
Strafe. 

§ 424. Wenn aber bei Führung eines Baues, bei 
großen Warenversendungen zur Marktzeit, oder wegen 
anderer besonderer Umstände die Notwendigkeit ein- 
tritt, Baumaterialien, Waren oder Wägen über Nacht 
auf Straßen und Plätzen zu lassen, muß solches jeder- 
zeit der Sicherheitsbehörde des Ortes angezeigt, und 
dabei ein Wamungszeichen von einer oder zwei be- 
leuchteten Laternen aufgestellt werden, widrigens die 
Unterlassung des einen oder des anderen als Über- 
tretung mit der im § 422 festgesetzten Strafe zu 
ahnden ist 

Strafe: § 425. 

Strafe, wenn jemand zu Schaden gekommen wäre. 
§ 425. Wäre in den Fällen der drei voraus- 
gehenden Paragraphe jemand schon wirklich zu 
Schaden gekommen, so ist die Strafe zu verschärfen, 
und sofeme eine der im § 835 vorausgesetzten Folgen 
eingetreten ist, die strafbare Handlung nach jenem 
Paragraphe zu beurteilen. 
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Strafe gegen das Herabwerfen von den Fenstern 
etc. oder die Unterlassung der Ytefestigung des da- 
hin Gestellten oder Gehängten. 

§ 426. Wer an Straßen, vor Fenstern , Erkern 
oder sonst in seiner Wohnung etwas stellt oder 
hängt, ohne es gegen das Herabfallen zureichend 
gesichert zu haben, oder wer aus dem Fenster, von 
Erkern oder sonst von oben herab etwas wirft, wo- 
durch die Vorübergehenden beschädiget werden können, 
soll wegen dieser Übertretung um fünf bis fünfund- 
zwanzig Gulden oder mit Arrest von drei Tagen bis 
zu einer Woche bestraft werden. Bei einer durch 
den Herabsturz erfolgten leichten Verwundung ist 
die Greldstrafe zu verdoppeln und der Arrest zu ver- 
schärfen. Ist eine schwere körperliche Beschädigung 
erfolgt, oder sogar jemand getötet worden, so ist die 
Handlung nach Maßgabe des § 385 zu ahnden. 

Strafe gegen das schnelle und unbehutsame Fahren 
und Kelten. — Gegen den Eigentümer des Wagens. 

§ 427. Wegen der "Übertretung des schnellen, 
unbehutsamen Fahrens und Reitens in Städten und 
anderen stark bewohnten oder zahlreich besuchten 
Gegenden soll der Eigentümer oder Benutzer des 
Wagens, wenn er selbst zugegen ist, und dem 
Kutscher das Schnellfahren nicht untersagt, oder 
wenn er selbst auf gedachte Art schnell fährt oder 
reitet, um fünfundzwanzig bis hundert Gulden bestraft 
werden. 

Gegen den Kutscher oder Knecht. 

§ 428. Wenn der Kutscher für sich allein, oder 
dem ihm gemachten Verbote zuwider, schnell fährt; 
ingleichen wenn ein Reit- oder Pferdeknecht in stark 
besuchten Gegenden für sich schnell reitet oder fährt, 
soll der Kutscher oder Knecht mit Arrest von drei 
bis zu vierzehn Tagen bestraft werden. Im Wieder- 
holungsfalle ist die Strafe zu verdoppeln. 

LGffler, Stralrecht I. 13 
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Gegen den Lohnkutscher, der einen der Polizei 
nicht vorgestellten Knecht fahren läßt. 

§ 429. Ein Lohnkutscher, der einen der Polizei 
nicht vorgestellten oder von derselben nicht tauglich 
befundenen Knecht zum Fahren bestellt^ soll für 
diese Übertretung um fünfundzwanzig bis fünfzig 
Gulden bestraft werden, und ist noch besonders wegen 
alles Schadens verantwortlich, welcher durch einen 
solchen Knecht veranlaßt wird. 

Gegen Kutscher oder Knechte, welche ihre Pferde 
ohne Aufsicht im Freien stehen lassen. 

§ 430. Ein Kutscher oder Knecht, welcher be- 
spannte Wägen, oder Pferde ohne Bespannung im 
Freien, ohne Aufsicht stehen läßt, wo sie durch Aus- 
reißen oder sonst Schaden anrichten können, ist einer 
Übertretung schuldig, und soll, wenn gleich kein 
Schade geschehen, das erste Mal mit Arrest von 
einem bis zu acht Tagen, bei wiederholtem Falle 
aber, oder wenn wirklicher Schade erfolget, bis zu 
einmonatlichem verschärften Arreste bestraft werden. 

Handlungen und Unterlassungen gegen die 
körperliche Sicherheit überhaupt. 

§ 431. Überhaupt lassen sich die Übertretungen, 
wodurch die körperliche Sicherheit verletzt werden 
kann, nicht sämtlich aufzählen. Es soll daher jede 
der in den §§ 335 bis 337 bezeichneten Handlungen 
oder Unterlassungen auch dann, wenn sie keinen 
wirklichen Schaden herbeigeführt hat, als Übertretung 
mit einer Geldstrafe von fünf bis fünfhundert Gulden, 
oder mit Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten 
geahndet werden. 

Vgl. §§ 2 u. 3 Sprengstoffges. Anhg. 20. 

§ 432. Wenn jedoch eine bei dem Betriebe von 
Eisenbahnen oder von anderen im § 85 lit. c) be- 
zeichneten Werken oder Unternehmungen, oder bei 
dem Staats-Telegraphen angestellte Person in ihrem 
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Dienste ein Verschulden dieser Art begeht, so ist 
immer auf strengen Arrest von drei Tagen bis zu 
drei Monaten, und bei sehr erschwerenden Umständen 
bis auf sechs Monate zu erkennen, je nach dem 
Maße, als ein höherer Grad von Fahrlässigkeit er- 
wiesen wird, eine Gefahr für mehrere Menschen ent- 
standen ist, mehrere Verletzungen zugefügt wurden, 
oder sonst etwa ein größerer Schade erfolgt ist. 

§ 433. Insbesondere sind mit diesen Strafen 
noch folgende Übertretungen der bei dem Eisenbahn- 
betriebe angestellten Personen zu ahnden: 

a) die Eröffnung der Bahn vor erhaltener Be- 
willigung oder vor Erfüllung der dazu vor- 
geschriebenen Bedingungen; 

b) die vernachlässigte Aufstellung oder Erhal- 
tung der zur Verhütung von Schaden vorge- 
schriebenen Einfriedungen, Absperrschranken, 
Verbotstafeln und anderer Schutzmittel und 
Warnungszeichen ; 

c) die Bestellung von Individuen, welche die durch 
die Dienstvorschriften geforderte Befähigung 
nicht nachgewiesen haben, oder welche von der 
Verrichtung, zu der sie bestimmt sind, durch 
die Staatsverwaltung für ausgeschlossen erklärt 
wurden ; 

d) die Vornahme einer Fahrt oder die Gestattung 
derselben bei schadhaftem, eine Gefahr drohen- 
den Zustande der Bahn, oder mit Lokomotiven, 
Wägen oder anderen Betriebsmitteln von 
solcher Beschaffenheit, 

Elftes Hauptstüok. 

Von den Vergehen und Übertretungen gegen die Sicherheit 

des Eigentumes, 

Vorschriften zur Verhütung der Nachlässigkeit 

bei Abwendung der Feuersgefahr. 

§ 434 Der große, oft nicht zu berechnende 

13* 
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Schade der Feuersbrünste macht es notwendig, die 
Verabsäumung irgend einer der zur Abwendung der 
Feuersgefahr bestehenden Vorschriften als Übertretung 
zu behandeln und zu bestrafen. 

Vgl. Forstgesetz (Anhg. 31) $ 44 ff. — Die Bau- und 
Feuerlöschordnungen sind angeführt in der Manz'schen Aus- 
gabe. 

Strafe gegen Bau-, Maurer- oder Zimmerraeister, 

welche wider die besonderen Feuerlösch- oder 

Bauordnungen handeln. 

§ 435. Ein Bau-, Maurer- oder Zimmermeister, 
welcher bei Führung eines Baues oder bei Ver- 
änderungen etwas anlegt, was in den besonders ge- 
gebenen Feuerlösch- oder Bauordnungen wegen 
Feuersgefahr verboten wird, ist einer "Übertretung 
schuldig, und soll nebstdem, daß er verpflichtet is^ 
den ordnungswidrig angelegten Teil auf seine Kosten 
abzubrechen und nach der Vorschrift herzustellen, 
das erste Mal mit einer Greldstrafe von fünfundzwanzig 
bis zweihundert Gulden belegt werden. 

Strafe auf wiederholte Übertretung. 
§ 436. Wenn er sich eine solche Übertretung 
wiederholt zu Schulden kommen läßt, ist er mit 
doppelter Geldstrafe zu belegen; und im dritten 
Falle ihm alle weitere Führung eines Baues zu unter- 
sagen. 

Gegen Polierer und Aufseher bei einem Baue. 
§ 437. Der Polierer oder Aufseher bei einem 
Baue, wobei etwas gegen die zur Abwendung von 
Feuersgefahr bestehenden Vorschriften angelegt wird, 
soll sich zu dem vorschriftwidrigen Baue nicht ge- 
brauchen lassen, widrigens er für diese Übertretung 
mit Arrest von drei bis zu vierzehn Tagen bestraft 
wird. 

Gegen diejenigen, welche sich mitder Verfertigung 
oder Setzung der Öfen beschäftigen. 

§ 438. Ein Töpfer (Hafner), Klempner (Blech- 
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Schmied), oder Schlossermeister, oder wer immer sonst 
Öfen verfertiget, begeht, wenn er gegen die zur Ver- 
hütung von Feuersgefahr bestehende Vorschrift einen 
Ofen setzt oder eine Röhre zieht, eine Übertretung 
und ist mit fünf bis fünfundzwanzig Gulden zu be- 
strafen. Bei wiederholtem Falle ist die Strafe zu 
verdoppeln; das dritte Mal wird der Übertreter des 
Gewerbes verlustig. 

Gegen Gesellen, welche feuergefährliche Öfen 
setzen. 

§ 439. Der Geselle, welcher einen feuergefähr- 
lichen Ofen zu setzen, oder eine solche Röhre zu 
ziehen den Auftrag erhält, soll sich dazu nicht ge- 
brauchen lassen, widrigens er für diese Über- 
tretung mit Arrest von drei bis zu vierzehn Tagen 
bestraft wird. 

Gegen jeden, welcher ohne Feuerbeschau oder 
ohne Baumeister eine Veränderung vornimmt. 

§ 440. Wenn jemand ohne einen Baumeister 
Dachzimmer anlegt, oder sonst einen Bau führet, 
oder wenn er an Rauchfängen, Heizung, Herden, 
Öfen für sich eine Veränderung vornimmt, worüber 
nach Vorschrift vorher die Feuerbeschau genommen 
werden muß, so begeht er eine Übertretung, und ist 
mit fünfundzwanzig bis zweihundert Gulden zu be- 
strafen. Hat er etwas wirklich Feuergefährliches an- 
gelegt, so soll er solches sogleich abzubrechen und 
teuergefahrfrei herzustellen verhalten werden. 

Strafe des Maurer- oder Zimmergesellen, welcher 
sich dazu gebrauchen läßt. 

§ 441. Der Maurer- oder Zimmergeselle, welcher 
sich zu einer solchen Veränderung gebrauchen läßt> 
ist für diese Übertretung mit Arrest von drei bis zu 
vierzehn Tagen zu bestrafen, und dieser Arrest zu 
verschärfen, wenn er deshalb bereits ein Mal bestraft 
worden. 
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Gegen ßanchfangkehrer, welche die Anzeige fener- 
gefährlicher Gegenstände unterlassen. 

§ 442. Ein Bauchfangkehrer (Schornsteinfeger), 
welcher an Öfen, Herd- oder Heizanlagen oder an 
Rauchfangen (Schornsteinen) etwas Feuergefährliches 
entdeckt, ist verbunden, solches seinem Meister, oder 
wo keine Meisterschaften bestehen, sowie in dem 
Falle, wenn er bei neuerlicher Fegung wieder Feuer- 
gefährliches findet, unmittelbar der Bicherheitsbehörde 
die Anzeige zu machen. Die Unterlassung dieser 
Anzeige ist in beiden Fällen eine Übertretung, und 
wird mit Arrest von einem bis zu acht Tagen bestraft 

Gegen Bauchfangkehrermeister, welche die An- 
zeige der Gesellen unbeachtet lassen. 

§ 44ä. Der Rauchfangkehrermeister, welcher auf 
die von einem Gesellen ihm geschehene Anzeige den 
Augenschein vorzunehmen, und wenn er wirklich 
Feuersgefahr gefunden, davon sogleich die Anzeige 
an den Hauseigentümer oder Verwalter, und wofern 
dieser nicht Abhilfe getroffen, die weitere Meldung 
an die Sicherheitsbehörde unterlassen hat, soll für 
diese Übertretung um fünf bis fünfzig Gulden be- 
straft werden. 

Wenn sie der richtigen Fegung wegen nach- 
zusehen unterlassen. 

§ 444. Eben dieser Übertretung ist schuldig ein 
Rauchfangkehrermeister, der unterläßt, nach Pflicht 
seines Gewerbes von Zeit zu Zeit in seinem Bezirke 
wegen richtiger Fegung der Rauchfänge (Schornsteine) 
nachzusehen oder nachsehen zu lassen. 

Handel mit Schießpulver. 
Strafe. 

§ 445. Kauf leute und Kxämer, welche mit Schieß- 
pulver oder mit anderen von den im § 336, lit. f) 
genannten feuergefährlichen Waren handeln, und in 
ihren Kaufgewölben oder sonst in ihrem Uause da- 
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von einen größeren Vorrat halten, als durch die da- 
für gegebenen besonderen Vorschriften gestattet ist, 
oder die den erlaubten Vorrat nicht vorschriftraäßig 
verwahrt haben, sind einer "Übertretung schuldig, und 
sollen das erste Mal mit Verlust des übermäßigen 
oder unverwahrten Vorrates und einer Geldstrafe bis 
zu fünfundzwanzig Gulden ; zum zweiten Male nebst 
diesem Verluste mit Verdopplung der Geldstrafe, bei 
der dritten Betretung mit Arrest bis zu einem Mo- 
nate und Verlust des Befugnisses, mit derlei Gegen- 
ständen zu handeln, bestraft werden. 
Vgl. § 2 Sprengstoffges., Anhg. 20. 

Gewerbe, welcheVorrat von leicht feuerfangenden 
Materialien, 

§ 446. Diejenigen Handels- und Gewerbsleute, 
welche von leicht f euer fangendem Materiale von was 
immer für einer Gattung Vonat haben, und solchen auf 
Böden oder sonst unsicheren, nicht durch Mauerwerk 
oder gehörige Absonderung verwahrten Orten auf- 
bewahren, sind einer Übertretung schuldig, und nach 
Beschaffenheit der Waren und Menge des Vorrates 
um fünfundzwanzig bis fünfhundert Gulden zu be- 
strafen. 

von Hen, Stroh oder Brennholz haben. 

§ 447. Wer Vorräte von Heu, Stroh oder Brenn- 
holz dort, wo für deren Aufbewahrung eigens gewid- 
mete Gewölbe oder Behältnisse vorhanden sind, an 
anderen Orten niederlegt, unterliegt für diese Über- 
tretung der im vorhergehenden Paragraphe fest- 
gesetzten Strafe. 

Dienstpersonen bei der Ofenheize. 
§ 448. Dienstpersonen, welche die Heizung über 
sich haben, und in der Heize Holz zum Dörren zur 
Hand legen, begehen eine Übertretung, und sind da- 
für mit Arrest von einem bis zu drei Tagen, der bei 
wiederholten Fällen zu verschärfen ist, zu bestrafen. 
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Betretnng feuergefährlicher Orte mit offenem 
Lichte. 
Strafe. 

§ 449. Ein Hausknecht, Kutscher, Pferde- oder 
Viehwärter, eine Dienstmagd, oder wer immer mit 
offenem Lichte in einer Scheuer (Stadel), in einem 
Stalle, in Behältnissen von Holz, oder wo Kohlen, 
Stroh, Heu oder andere leicht feuerfangende Gegen- 
stände aufbewahrt werden, betreten wird, soll für 
diese Übertretung mit Arrest von einem bis zu acht 
Tagen bestraft und derselbe im Wiederholungsfalle 
verschärft werden. 

Gegen dieselbe Übertretung von seite der Lehr- 
jungen, Gesellen und anderer Dienstpersonen. 

§ 450. Ebenso sind Lehr jungen oder Gesellen 
der Handels- oder Gewerbsleute, sowie überhaupt 
alle Dienstpersonen zu bestrafen, welche sich in ein 
Magazin oder in ein anderes Behältnis von brenn- 
barem Materiale mit offenem Lichte begeben. 

Gegen Dienstgeber oder Gewerbsinhaber, welche 

die nötigen Laternen nicht anscha'ffen, oder selbst 

eine dieser Übertretungen begehen. 

§ 451, Kommt bei der Untersuchung vor, daß 
die Dienstgeber oder Gewerbsinhaber die notwendigen 
Laternen nicht angeschafft haben, so sind auch diese 
einer Übertretung schuldig, und sollen mit fünf bis 
fünfzig Guldän bestraft; und wenn der Dienstgeber, 
Handels- oder Grewerbsmann selbst eine der in den 
vorhergehenden zwei Paragraphen bezeichneten Über- 
tretungen begehen würde, soll derselbe zu einer Geld- 
strafe von fünfundzwanzig bis fünfhundert Gulden 
verurteilt werden. 

Gegen das Tabakrauchen in feuergefährlichen 
Orten. 

§ 452. Wer in einem Stalle, einem Heu- oder 
Strohgewölbe, oder in einer Scheuer (Stadel) oder 
überhaupt an Orten, wo sich leicht feuerfangende 
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Sachen befinden, Tabak raucht, soll mit Arrest von 
einem Tage bis zu einer Woche bestraft, und diese 
Strafe nach Umstanden auch verschärft werden. 

Gegen die Yernachlässigung eines auf freiemFelde, 

oder in der I^ähe von Scheuern, Schobern etc. 

aufgemachten Feuers. 

§ 463. Wer in der Nachbarschaft einer Scheuer, 
eines Heu- oder Getreideschobers, oder eines Feldes, 
wo die Ernte entweder noch steht, oder die ge- 
schnittene Ernte noch nicht eingeführt ist, Feuer 
aufmacht, in einem Walde angezündetes Feuer ver- 
wahrlost^ oder, ohne es ganz ausgelöscht zu haben, 
verläßt, soll für diese Übertretung mit Arrest von 
einem Tage bis zu einer Woche und bei größerer 
Gefährlichkeit auch mit Verschärfung bestraft werden. 

S. hiezu §§ 44 bis 48 d. Forstges., Anhg. 31. 

Gegen das Beisen mit Fackeln durch Wälder, 
Ortschaften etc. 

§ 454. Wenn jemand mit Fackeln reiset oder 
fährt^ müssen diese vor den hölzernen Brücken und 
vor den Ortschaften oder Wäldern bei Strafe von 
fünfzig bis zu fünfhundert Gulden für jedenFall dieser 
Übertretung ausgelöscht werden. Auf diese Vorschrift 
sind die mit der Post reisenden Fremden von den 
Postmeistern insbesondere aufmerksan zu machen. 

Pflicht der Postillone und Landkutscher hiebei. 

§ 465. Die Postillone, Land- oder Mietkutscher 
sind verbunden, dieses den Reisenden jedesmal, wenn 
sie an solche Orte kommen, nochmal anzudeuten, und 
nicht von der Stelle zu fahren, bis die Fackel aus- 
gelöscht ist, widrigens sie sich einer Übertretung 
schuldig machen, und mit Arrest von einem bis zu 
acht Tagen zu bestrafen sind, der nach Umständen 
verschärft werden soll. 

§ 456, Sollte ein Reisender den Postillon oder 
Kutscher mit Drohungen oder Gewalt zu fahren 
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zwingen, so hat letzterer in dem nächsten Orte, wo 
er genügsamen Beistand zu finden hofft, den Vorfall 
zu melden. Hier hat der Gemeindevorsteher von dem 
Beisenden eine summarische Aussage aufzunehmen, 
und bei unbekannten Reisenden die Sicherstellung 
der Strafe zu fordern, ihn aber dann in Fortsetzung 
der Reise nicht zu hindern, sondern den ganzen Vor- 
gang sogleich dem Gerichte anzuzeigen. 

Befugnis jeder Ortschaft, durch welche jemand 
mit Fackeln reiset. 

§ 457. Ebenso ist jede Ortschaft berechtiget, 
einen Reisenden, der mit brennender Fackel durch- 
fährt, ohne Ausnahme anzuhalten und sogleich der 
Behörde anzuzeigen. 

Strafe auf die Verheimlichung einer entstehenden 
Feuersbrunst. 

§ 468. Wer eine entstehende Feuersbrunst zu 
verheimlichen sucht, oder wenn sie bei ihm entsteht, 
sie anzuzeigen unterläßt, soll für diese Übertretung 
nach Verschiedenheit des Ortes und der größeren 
oder kleineren aus der Verheimlichung entstandenen 
Gefahr mit einer Geldstrafe von zehn bis hundert 
Gulden belegt werden. 

Allgemeine Strafbestimmungen für Handlungen 

oder Unterlassungen, woraus sonst Feuersgefahr 

sich besorgen Iftßt. 

§ 469. Nebst den in den vorhergehenden Para- 
graphen insbesondere aufgezählten Fällen sind über- 
haupt auch alle anderen Handlungen und Unter- 
lassungen, von welchen sich eine Feuersgefahr leicht 
voraussehen läßt, als: bei offenem Lichte Flachs 
oder Hanf brechen, in der Nähe von Häusern und 
Scheuern schießen oder Feuerwerke abbrennen, die 
Nichtbeobachtung der insbesondere vorgeschriebenen 
Vorsichten hinsichtlich des Aussprühen s von Funken 
aus den Lokomotiven auf Eisenbahnen bei den 
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Fahrten der Eisen bahnzüge durch oder in der Nähe 
von Ortschaften, hinsichtlich der Anlegung von Ge- 
bäuden in der Nähe von mit Dampfkraft betriebenen 
Eisenbahnen u. dgl. als Übertretungen, und nach 
dem Maße zu bestrafen, als sie mit den voraus- 
geschickten Fällen mehr oder minder übereinkommen. 

Diebstähle minderer Art. 

§ 460. Alle Diebstähle, welche nicht nach der 
Vorschrift der §§ 172 bis 176 als Verbrechen bestraft 
zu werden geeignet sind, sollen als Übertretungen 
mit einfachem oder strengem Arreste von einer Woche 
bis zu sechs Monaten bestraft, nach Beschaffenheit 
der Umstände der Arrest auch verschärft werden. 

Mindere Veruntreuungen und Betrügereien. 
§ 461. Gleiche Strafe greift auch Platz bei Ver- 
untreuungen und Betrügereien, insoferne die ersten 
nicht nach den §§ 181 und 183, die zweiten durch 
die in den §§ 199, 200 und 201 aufgezählten Um- 
stände die Eigenschaft eines Verbrechens erhalten. 

Ausmaß der Dauer und Verschärfung der Strafe 
bei diesen Übertretungen. 

§ 462. Die Dauer der Strafe und ihre Ver- 
schärfung ist nach der Größe des Betrages, der aus 
der Handlung hervorleuchtenden List, Bosheit» Grefahr 
und des dadurch mehr hintergangenen Zutrauens zu 
bestimmen. 

Diebstähle und Veruntreuungen zwischen Ehe- 
gatten oder nahen Verwandten in gemeinschaft- 
licher Haushaltung. 

§ 463. Diebstähle und Veruntreuungen zwischen 
Ehegatten, Eltern, Kindern oder Geschwistern, so lange 
sie in gemeinschaftlicher Haushaltung leben, können 
nur, wenn das Haupt der Familie darum ansucht, 
nach Maßgabe des § 460 zur Strafe gezogen werden. 

Vgl. § 525. 
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Teilnehmung an diesen Übertretungen. 
§ 464. Die Teilnehmung an Diebstahlen und 
Veruntreuungen ist eine Übertretung, insoferne sie nicht 
nach den §§ 185 und 186 ein Verbrechen bildet. 

Strafe der Teilnehmung. 
§ 465. Die Strafe der Teilnehmung ist insgemein 
nach § 460 zu bestimmen; insbesondere aber auf eine 
strengere Strafe gegen diejenigen zu erkennen, welche 
Unmündige oder sonst an Verstand geschwächte Per- 
sonen zu solchen Übertretungen verleiten. 

"Wann sie strafbar zu sein aufhören. 

§ 466. Die in den §§ 187 und 188 vor- 
kommenden Bestimmungen finden auf Diebstahle 
und Veruntreuungen und die Teilnehmung an den- 
selben auch dann Anwendung, wenn dieselben bloße 
Übertretungen sind. 

Vergehen gegen das literarische und artistische 

Eigentum. 

Ötrafe. 

§ 467. [Jeder unbefugte Nachdruck und jede demselben in 
den (iesetzen gleichgeachtete Vervielfältigung oder Machbildung 
eines literarischen oder artistischen Produktes ist auf Ver- 
langen des Beeinträchtigten als ein Vergehen zu ahnden, und 
loll nebst dem, daß die vom Gesetze bestimmte zivilrecht- 
siche Entschädigung Platz zu greifen hat, an demjenigen, 
welcher dieselbe veranstaltet, oder zu deren Ausfuhrung 
wissentlich mitgewirkt hat, oder mit deren Erzeugnissen 
wissentlich Handel treibt, außer dem Verfalle (Konfiskation) 
der vorhandenen Exemplare, Abdrücke, Abgüsse usw., der 
Zerlegung des Druoksatzes, und bei Kunstwerken, inso- 
ferne nicht ein Übereinkommen zwischen dem Nachbilder 
und dem Beschädigten etwas anderes festsetzt, auch der Zer- 
störung der Platten, Steine, Formen und anderer Objekte, 
welche ausschließend zur Ausführung dieser Vervielfältigung 
gedient haben , mit einer Geldstrafe von fünfundzwanzig bis 
eintausend Gulden, oder im Falle der Zahlungsunvermögenheit 
mit Arrest von fünf Tagen bis zu sechs Monaten, und in 
Fällen der Wiederholung oder nach vorangegangener wenigstens 
zweimaliger Bestrafung auch mit Verlust des Gewerbes be- 
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straft werden. Auch die konfiszierten Exemplare sind, inso- 
weit sie nicht durch Übereinkommen mit dem durch das Ver- 
gehen Beschädigten zu dessen Entschädigung verwendet werden, 
zu vertilgen. 

Ebenso ist die dem ausschließenden Rechte des Autors 
oder seiner Rechtsnachfolger zuwider veranstaltete öffentliche 
Auffuhrung eines dramatischen oder musikalischen Werkes 
im Gktnzen oder mit Abkürzungen und unwesentlichen Ab- 
änderungen als Vergehen, außer der Konfiskation der unrecht- 
mäßig benützten Manuskripte (Textbücher, Partituren, Rollen), 
mit einer Geldstrafe von zehn bis zweihundert Gulden oder 
bei Zahlungsunvermögenheit mit verhältnismäßigem Arreste 
zu ahnden.] 

Dieser § ist als durch das Urheberrechtsgesetz (Anhg. 24) 
aufgehoben anzusehen. 

Übertretung der boshaften Beschädigung fremden 

Eigentumes. 

Strafe. 

§ 468. Die boshafte Beschädigung eines fremden 
Eigentumes ist, insoferne sie nicht nach der Vor 
Schrift der §§ 85 und 89 ein Verbrechen bildet, als 
Übertretung mit Arrest von einem Tage bis zu einem 
Monate zu bestrafen. 

Vgl. §§ 85, 306, 317, 318, 319. 

Schlosser u. dgl., die Dietriche verfertigen. 
Strafe. 

§ 469. Schlosser und andere Feuerarbeiter, welche 
Dietriche oder Hauptschlüssel für unbekannte Per- 
sonen, oder welche Schlüssel nach bedenklichen 
Formen oder bloßen Abdrücken verfertigen, oder 
welche ohne Vorsicht und gehörige Erkundigung 
nicht bekannten Leuten Schlüssel nachmachen oder 
Schlösser aufsperren; Schlossermeister, welche das 
sogenannte Sperrzeug (die Dietriche) nicht gehörig 
verwahren oder unsicheren Händen anvertrauen; 
Trödler, welche Schlüssel, Dietriche oder Aufsperr- 
haken kaufen oder verkaufen, sind einer Übertretung 
schuldig, und für den ersten Fall mit einer Geld- 
strafe von fünfundzwanzig bis fünfzig Gulden zu 
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belegen; bei wiederholter Übertretung ist die Strafe 
zu verdoppeln ; die dritte Übertretung soll mit Ver- 
lust des Gewerbes bestraft werden. 

Gewerbsdiener, Handwerksgesellen oder Dienst- 
personen, welche sich ohne Vorwissen ihres 
Herrn dieser Übertretung schuldig machen. 

§ 470. Wenn ein Gewerbsdiener, Handwerks- 
geselle oder eine Dienstperson ohne Vorwissen ihres 
Herrn oder Meisters sich einer der vorgenannten 
Übertretungen schuldig macht, ist derselbe mit 
strengem Arreste bis zu einer Woche zu bestrafen. 
Bei einem zweiten Falle ist der Arrest zu verschärfen, 
und der Sträfling, wenn er ein Ausländer ist, aus 
sämtlichen Kronländern des Kaiserstaates abzu- 
schaifen. 

Strafe gegen Trödler und Hausierer, die von 
Unmündigen kaufen. 

§ 471. Trödler (Tandler), Hausierer, oder wer 
immer mit bereits gebrauchten, abgelegten oder alten 
Sachen Gewerbe und Handel treibt, sollen, wenn sie 
von unmündigen Kindern etwas kaufen oder ein- 
tauschen, für diese Übertretung nach Umständen 
der Person und Sache mit fünf bis fünfzig Gulden 
oder mit Arrest von einem bis zu zehn Tagen be- 
straft werden. 

Strafe bei öfterer Betretung. 
§ 472. Bei wiederholten Fällen ist die Geldstrafe 
zu verdoppeln, oder die einfache Geldstrafe durch 
Arrest von einem bis zu acht Tagen, und nach Um- 
ständen auch dieser noch zu verschärfen. Zeigt sich 
durch öfters fortgesetzte Übertretungen, daß keine 
Besserung erfolgt, so sind die Übertreter, wenn sie 
ein bürgerliches Gewerbe oder eine obrigkeitliche Er- 
laubnis haben, derselben verlustig; ohne besondere 
Erlaubnis handelnde Inländer sind auf unbestimmte 
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Zeit aus dem Orte, Ausländer aber auf beständig aus 
allen Kronländern des Kaiserstaates abzuschaffen. 

Juwelen- und Galanteriehändler, Gold- und 
iSilberarbeiter. 
Strafe. 
§ 473. Juwelen- und sogenannte Galanterie- 
warenhändler, wie auch Gold- und Silberarbeiter, 
denen Juwelen oder Gold- und Silberwaren zum 
Kaufe von jemandem angeboten werden, welcher, 
nach den Umständen zu schließen, davon nicht der 
Eigentümer oder nicht von dem Eigentümer ab- 
geschickt ist, sind verbunden, die Sache und den 
Verkäufer anzuhalten, und wenn dieser sich nicht 
zureichend auszuweisen im stände ist, seine Stellung 
vor die Behörde zu veranlassen. Die Unterlassung 
dieser. Vorschrift ist eine Übertretung, und mit fünf- 
undzwanzig bis hundert Gulden zu bestrafen. 

Strafe, wenn sie eine verdächtige Ware an sich 
gebracht haben. 

§ 474. Wenn sie eine ihnen auf solche Art an- 
gebotene verdächtige Waare an sich bringen, ist 
der Käufer nach Verschiedenheit des Wertes der Ware 
mit einer Strafe von fünfzig bis fünfhundert Gulden 
zu belegen. 

Vorschrift in Ansehung des geschmolzenen 
Goldes und Silbers. 

§ 475. Gold- und Silberarbeiter, welchen ge- 
schmolzenes Gold und Silber, das nicht mit dem 
Namen eines anderen befugten Gold- und Silber- 
arbeiters bezeichnet ist, zu kaufen angeboten wird, 
sind verbunden, den Verkäufer anzuhalten, und dessen 
Stellung vor die Behörde zu veranlassen. 

Im Falle sie dieses unterlassen, oder dergleichen 
unbezeichnetes Gold und Silber an sich bringen, 
findet die auf diese Übertretung in dem vorher- 
gehenden Paragraphe gesetzte Stitife statt 
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Verbindlichkeit, jeden yerdächtigen Verkäufer 
überhaupt anzuhalten. 

§ 476. Aber nicht Handels- und Gewerbsleute 
allein, sondern auch sonst jedermann hat die Ver- 
bindlichkeit, wenn ihm Gegenstände zum Kaufe oder 
um darauf zu leihen, angeboten werden, die nach 
ihrer Eigenschaft gegen den Anbietenden den Ver- 
dacht, daß sie entwendet sind, erwecken, diesen nach 
Möglichkeit anzuhalten, und wenn er sich nicht aus- 
weiset, seine Stellung vor die Behörde zu veranlassen. 

Wer diese Verbindlichkeit zu erfüllen aus seiner 
Schuld unterläßt, ist nach dem § 473 zu bestrafen. 

Strafe für den Käufer verdächtiger "Waren. 

§ 477. Ebenso begeht jedermann eine Über- 
tretung und unterliegt je nach dem Werte der Sache 
einer Geldstrafe von fünfundzwanzig bis fünfhundert 
Gulden, welcher auf vorerwähnte Art eine verdächtige 
Sache an sich kauft, oder darauf als auf ein Pfand 
leihet. 

Strafe des Betruges durch Übervorteilung gegen 
Satzungen oder Taxordnungen. 

§ 478. Insoweit an einzelnen Orten besondere 
Satzungen oder Taxordnungen für den Verkauf be- 
stimmter Waren oder den Preis gewisser Leistungen 
bestehen, ist das Zuwiderhandeln gegen dieselben 
durch "Übervorteilung entweder in dem Gebrauche 
von Maß oder Gewicht, wenn diese auch echt sind, 
oder in der Eigenschaft oder in dem Preise der 
Waren oder Leistungen, nach den dafür gegebenen 
besonderen Vorschriften zu bestrafen. Die dritte so 
geartete "Überschreitung aber soll, wenn sie sich nicht 
ohnehin als eine schwerer verpönte strafbare Hand- 
lung darstellt, als eine Übertretung mit dem Gewerbs- 
verluste bestraft werden. 

Nach den Min.Vdg. v. 18. Jan. 1855, R.G.B. Nr. 14 u. 
15, u. V. 27. März 1857, R.G.B. Nr. 63 werden die Taxüber- 
Bchreitungen zunächst von den politischen Behörden bestraft; 
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sind zwei solche Abstrafungen (wozu auch der bloße Verfall 
von Waren gehört) vorangegangen, so tritt die gerichtliche 
Bestrafung nach § 498 St.G. ein. 

Bezügl. der Strafe s. auch § 483. 

§ 479. 480, 481. 

[aufgehoben durch das Koalitionsgesetz, Anhg. IL] 

Strafe gegen Gewerbsleute, welche den Vorrat 
von Waren notwendiger Lebensbedürfnisse ver- 
heimlichen oder zu verabfolgen verweigern. 

§ 482. Wenn Gewerbsleute, welche Waren, die 
zu den notwendigen Bedürfnissen des taglichen 
Unterhaltes gehören, zum allgemeinen Ankaufe feil- 
bieten, ihren Vorrat verheimlichen, oder davon was 
immer für einem Käufer zu verabfolgen sich weigern, 
sind dieselben einer Übertretung schuldig, und nach 
Beschaffenheit, als die Ware unentbehrlicher ist, das 
erste Mal mit einer Geldstrafe von zehn bis fünfzig 
Gulden zu belegen; bei dem zweiten Falle ist die 
Strafe zu verdoppeln; der dritte Fall zieht den Ver- 
lust des Gewerbes nach sich. 

Strafe, wenn dadurch Unruhen veranlaßt wurden. 
§ 483. Hätten die Fälle der §§ 478 [479, 481] 
und 482 Veranlassungen zu einer öffentlichen Unruhe 
gegeben, so ist die für die drei ersten Fälle be- 
stimmte Strafe des einfachen in strengen Arrest zu 
verwandeln, bei dem Falle des § 482 aber der 
Grewerbsverlust sogleich auf das erste Mal zu ver- 
hängen. 

Wenn die Verheimlichung oder Weigerung zur 
Zeit einer öffentlichen Unruhe geschieht. 

§ 484. Wenn die in dem § 482 angeführte Ver- 
heimlichung oder Weigerung zur Zeit einer öffentlichen 
Unruhe geschieht, so ist der Schuldige, wenn sich in 
seiner Handlung nicht ein Verbrechen darstellt, nebst 
dem Gewerbsverluste mit ein- bis sechsmonatlichem 
strengen Arreste zu bestrafen. 

LOffler, Strafrecht. 1. 14 



Digitized by LjOOQiC 



210 IL Bas Strafgesetzbuch. 

Winkelversatzgeschäfte. 

§485. 

[ist durch § 6 des Gesetzes vom 14. Juoi 1868, R.G.B. Nr. 62 
außer Wirksamkeit gesetzt; vgl. Ges. v. 15. Mai 1885, R.G.B. 

Nr. 77]. 

Verschulden von in Konkurs verfallenen 

Schuldnern. 

Strafe. 

§ 486. Wenn ein Schuldner in Konkurs verfällt, 
und sich nicht ausweisen kann, daß er nur durch 
Unglücksfälle und unverschuldet in die Unmöglichkeit 
geraten sei, seine Gläubiger vollständig zu befriedigen; 
oder wenn ihm übermäßiger Aufwand zur Last fällt; 
oder wenn er, nachdem der Passivstand den Aktiv- 
stand bereits überstieg, den Konkurs nicht sogleich 
selbst bei Gericht angemeldet, sondern neue Schulden 
gemacht, Zahlungen geleistet, Pfand oder Bedeckung 
angewiesen hat; so ist er, insoferne sich in seiner 
Handlung nicht das Verbrechen des Betruges (§ 199, 
lit. f) darstellt, eines Vergehens schuldig, und mit 
strengem Arreste von drei Monaten bis zu einem 
Jahre zu bestrafen, der nach Umständen auch zu 
verschärfen ist. 

Derselben Strafe unterliegen in Konkurs verfallene 
Handelsleute insbesondere auch in folgenden Fällen: 

a) wenn der Gemeinschuldner die Handlung 
schon in verschuldetem Zustande oder, soferne 
nach den Handelsgesetzen zur Ausübung eines 
Handlungsbefugnisses ein bestimmter Hand- 
lungsfond erforderlich ist, ohne den Besitz des- 
selben und mit Hintergehung der Behörde über 
die wahre Beschaffenheit seines Vermögens- 
standes, angetreten hat; 

b) wenn er schon einmal in Konkurs verfallen 
war, und die Erlaubnis zum Wiederantritte 
seines Geschäftsbetriebes, insoferne derselbe 
durch die Vorschriften über die Ausübung der 
Handelsbefugnisse an bestimmte Bedingungen 
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gebunden ist, durch falsche Angaben über den 
Bestand derselben erlangt hat; 

c) wenn er die vorgeschriebenen Handlungsbücher 
gar nicht oder so mangelhaft geführt hat, daß 
der Gang seines Geschäftsbetriebes und der 
Stand seines Vermögens nicht darnach beurteilt 
werden kann; 

d) wenn er bei der Buchführung auch nur in 
Ansehung einzelner Posten absichtliche Un- 
richtigkeiten begangen, wenn er die Bücher 
ganz oder teilweise vernichtet, unterdrückt oder 
den Inhalt derselben auf was immer für eine 
Weise entstellt hat; 

e) wenn er über Entstehung von Schulden oder 
über die Verwendung bedeutender Empfänge 
an Geld, Waren oder anderen Gegenständen 
keine befriedigende Aufklärung zu geben 
vermag; 

f) wenn er sich in verstellte, ihrer wahren Be- 
schaffenheit nach auf bloße Wetten gerichtete 
Lieferungsverträge über Kreditspapiere oder 
Waren, oder in andere gewagte, mit seinen 
Vermögenskräften in keinem Verhältnisse 
stehende Geschäfte eingelassen hat; 

g) wenn er zu einer Zeit, da es ihm bereits be- 
kannt war, daß der Passivstand den Aktiv- 
stand übersteige, die Eröffnung des Konkurses 
durch Verschleuderung seiner Waren unter 
ihrem wahren Werte oder durch andere seinen 
Gläubigern verderbliche, obgleich nicht betrüg- 
liche Mittel zu verzögern gesucht hat. 
Wenn eine Handlungs-Gesellschaft in Konkurs 
verfällt, so ist die Strafe gegen alle Mitglieder, welchen 
das erhobene Verschulden zur Last fällt, und wenn 
ein in Konkurs geratener Handelsmann die Greschäfte 
nicht selbst geführt hat» auch gegen den schuld- 
tragenden Verwalter der Handlung zu verhängen. 

14* 



Digitized by LjOOQiC 



212 IL Das Strafgesetzbnelu 

Zeigt sich bei Untersuchung wider einen in Kon- 
kurs verfallenen Handelsmann, daß sich derselbe 
hinsichtlich des Ausweises über den Besitz des vor- 
geschriebenen Handlungsfondes bei Antritt seines 
Greschäftsbetriebes oder zur Erlangung der Wieder- 
befähigung, falls er schon einmal in Konkurs ver- 
fallen war, einer Hintergehung der Behörde über den 
wahren Stand seines Vermögens schuldig gemacht 
hat, so sind alle Personen, welche zu diesem Zwecke 
durch fälschliche Bestätigung eines von dem Ver- 
schuldeten vorgegebenen Vermögenserwerbes, durch 
Behändigung von Geldern oder Effekten zum schein- 
baren Ausweise über den Besitz derselben, durch An- 
erkennung erdichteter Forderungen, Verheimlichung 
von Gegenansprüchen oder sonst auf was immer für 
eine Weise mitgewirkt haben, als Mitschuldige dieses 
Vergehens zu bestrafen. 

Vgl. das Ges. wider Exekutionsvereitelung, Anhg. 18. 

Zwölftes Hauptstück. 

Von Vergehen und Übertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre. 

Ehrenbeleidigungen: 

a) ungegründete Beschuldigung wegen eines Verbrechens, 

Vergehens oder einer Übertretung. 

§ 487. Einer Ehrenbeleidigung macht sich 
schuldig: 

a) Wer einen anderen fälschlich eines Ver- 
brechens, ohne daß die Beschuldigung so weit ge- 
gangen ist, um die nach dem § 209 zum Verbrechen 
der Verleumdung erforderlichen Eigenschaften zu er- 
reichen, oder fälschlich eines Vergehens oder einer 
Übertretung beschuldiget. 

b) ungegründete Beschuldigung wegen anderer unehrenhafter 
oder unsittlicher Handlungen. 

§ 488. b) Wer auch sonst durch Mitteilung 
von erdichteten oder entstellten Tatsachen jemanden 
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namentlich oder durch auf ihn passende Kennzeichen 
fälschlich einer bestimmten unehrenhaften oder solchen 
unsittlichen Handlung beschuldiget, welche diesen in 
der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder 
herabzusetzen geeignet ist. 

c) VeröffentlichuDg von anderen ehrenrührigen, wenn auch 
wahren Tatsachen des Privat- und Familienlehens. 

§ 489. c) Wer in Druckwerken, verbreiteten 
Schriften oder bildlichen Darstellungen, oder wer, ohne 
hierzu durch besondere Umstände genötiget zu sein, 
öffentlich wider jemanden ehrenrührige, wenn auch 
wahre Tatsachen des Privat- oder Familienlebens be- 
kannt macht. 

In wieferne hei den vorstehenden Beschuldigungen 

der Beweis der Wahrheit zulässig sei, und als 

Entschuldigung dienen könne. 

§ 490. Wurde eine der in den §§ 487 und 488 
erwähnten Beschuldigungen von dem Beschuldiger in 
einer der im § 489 bezeichneten Arten veröffentlicht, 
so tritt seine Strafbarkeit ein, wenn er nicht die 
Wahrheit seiner Angabe beweiset, oder wenn die Be- 
schuldigung sich auf eine solche strafbare Handlung 
bezieht, die nur auf Verlangen eines Dritten strafge- 
richtlich verfolgt werden kann. In letzterem Falle, 
gleichwie auch hinsichtlich der im § 489 erwähnten 
Tatsachen ist er nie zum Beweise der Wahrheit seiner 
Angaben zuzulassen. 

Wurde aber eine der in den §§ 487 und 488 
angeführten Beschuldigungen in anderer, als der im 
§ 489 bezeichneten Weise geäußert, so wird der Be- 
schuldiger straflos, wenn er entweder die Wahrheit 
seiner Angabe beweiset, oder doch solche Umstände 
dartut, aus welchen sich hinreichende Gründe ergaben, 
um die vorgebrachte Beschuldigung für wahr halten 
zu können. 
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d) andere öffentliche Schmähungen. 

§ 491* d) Ebenso begeht eine Ehrenbeleidigung, 
wer einen anderen öffentlich oder vor mehreren 
Leuten, in Druckwerken, verbreiteten Schmähschriften 
oder bildlichen Darstellungen von was immer für 
einer Art, es sei namentlich oder durch auf ihn 
passende Kennzeichen, ohne Anführung bestimmter 
Tatsachen, verächtlicher Eigenschaften oder Gesinnun- 
gen zeiht» oder dem öffentlichen Spotte aussetzt. 

Beruft sich der Schmähende bei der strafgericht- 
lichen Untersuchung zur Begründung seiner Schmähung 
auf entehrende Handlungen des Geschmähten, so hat 
er, um straflos zu werden, die Wahrheit seiner An- 
gabe zu beweisen. 

§ 492. Der in den vorstehenden §§ 487—491 
bestimmten strafbaren Handlungen macht sich auch 
derjenige schuldig, welcher die daselbst bezeichneten 
Angriffe gegen Familien, öffentliche Behörden oder 
einzelne Organe der Regierung mit Beziehung auf 
ihre ämtliche Wirksamkeit, gegen gesetzlich anerkannte 
Körperschaften, oder gegen den Ruf eines Verstor- 
benen richtet. 

Vgl. Art. V der Novelle von 1802, Anhang 3, u. § 312. 

Strafe. 

§ 493. Alle in den vorstehenden §§ 487 — 
492 bezeichneten Ehrenbeleidigungen sind in der 
Regel als Übertretungen mit Arrest von einem bis 
zu sechs Monaten, wenn sie aber durch Druckschriften 
begangen werden, als Vergehen mit Arrest von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

Die Strafe verwirkt nicht bloß der erste Ur- 
heber, sondern auch jeder, der eine solche Ehrenbe- 
leidigung weiter zu verbreiten sucht. 

[Wurde die Ehrenbeleidigung durch eine Druck- 
schrift verbreitet, so ist, wenn es der Beleidigte ver- 
langt, das wider den Schuldigen erflossene Straf- 
erkenntnis auf dessen Kosten auch durch den Druck 
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zu yeröffentlichen , und das Strafgericht hat zu be- 
stimmen, in welcher Weise dies, nach Beschaffenheit 
der Umstände zu geschehen habe.] 

Der letzte Absatz dieses Paragraphen wurde durch § 34 
des Preßges. aufgehoben und durch §§ 35 ff. desselben ersetzt, 
8. Anhang 5. 

Besondere Ersch werungsumstände. 
§ 494. Als besondere Erschwerungsumstande 
einer Ehrenbeleidigung sind anzusehen: 

a) wenn dieselbe gegen das Oberhaupt oder gegen 
einen mit öffentlichem Charakter bekleideten 
Vertretereines mit^) dem österreichischen Kaiser- 
staate in anerkannt völkerrechtlichem Verkehre 
stehenden Staates, oder 

b) wider Jemanden begangen wurde, zu welchem 
der Beleidiger in einem besonderen Verpflich- 
tungs-Verhältnisse gestanden ist, oder gegen den 
er Pflichten der Ehrfurcht zu beobachten hat, 
oder wenn 

c) der Beleidigte dadurch einen Nachteil oder eine 
Grefahr an seiner Freiheit, an seinem bürger- 
lichen Fortkommen oder Erwerbe erlitten hat, 
oder an der Geltendmachung anderer Rechte 
gehindert worden ist. 

Strafgerichtliche Verfolgung findet nur auf 
Verlangen des Beleidigten statt. 

§ 495. In allen durch die §§ 487—494 be- 
zeichneten Fällen hat jedoch die Untersuchung und 
Bestrafung nur auf Verlangen des beleidigten Teiles 
stattzufinden. 

War der Apgriff gegen den Ruf eines Verstor- 
benen gerichtet, so sind dessen Blutsverwandte, Ehe- 
gatten, Wahl- und Zieheltern, Wahl- und Ziehkinder, 
Mündel oder Verschwägerte in auf- und absteigender 
Linie, die Geschwister des Ehegenossen und die Ehe- 
genossen der Geschwister berechtiget, zum Schutze des 

1) Das „mit* fehlt im R.G.B. 
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Andenkens des Verstorbenen die strafgerichtliche Ver- 
folgung zu begehren. 

Vgl. Art. V der Novelle v. 1862, Anhg. 3. 

Kaiserl. Vdg. v. 27. Okt. 1853, Nr. 228 R.G.B.: „Wenn 
ein Soldat, vom Feldwebel oder Wachtmeister abwärts, durch 
Personen, welche der Ziviljurisdiktion unterstehen, in einer 
Art beleidiget wird, daß hierdurch, nach dem Ermessen des 
mit dem Straf- und Begnadigungsrechte bekleideten Komman- 
danten, die Militärstandesehre selbst verletzt erscheint, so 
bat dieser Kommandant wegen Verfolgung des Beleidigers 
bei dessen kompetenter Gerichtsbehörde von Amtswegen ein- 
zuschreiten, und zu diesem Bebufe einen Offizier als Ver- 
treter zu bestellen, welcher der üutersuchungsbehörde nam- 
haft zu machen ist, und dem alle Rechte zustehen, welche 
sonst nach dem Gesetze dem Beschädigten oder Beleidigten 
selbst zustehen.*' 

Öffentliche Beschimpfungen oder Mißhandlungen. 
§ 496. Wer jemanden öffentlich oder vor 
mehreren Leuten tätlich mißhandelt, oder, sei es 
auch in dessen Abwesenheif, mit Schimpfworten belegt, 
oder laut, und um gehört zu werden, mit Mißhand- 
lungen bedroht, ist, wenn sich darin nicht eine 
schwerer verpönte strafbare Handlung darstellt, einer 
Übertretung schuldig, und auf Verlangen des Be- 
leidigten mit einfachem Arreste von drei Tagen bis zu 
einem Monate zu bestrafen. Es ist jedoch auf strengen 
Arrest bis zu drei Monaten zu erkennen, wenn die 
Beleidigung an einem Orte vor sich gegangen ist, der 
besondere Anständigkeit vorschreibt, oder wenn das 
Betragen absichtliche Geringschätzung gegen ganze 
Klassen oder Stände der bürgerlichen Gesellschaft, 
gegen Religionsgenossenschaften oder Nationalitäten 
an den Tag legt 

Vgl Art. V d. Novelle v. 1862, Anhg. 3, §§ 411, 312. 

Vorwürfe wegen einer ausgestandenen oder* 
erlassenen Strafe. 

§ 497. Wer jemandem wegen einer ausgestandenen 
oder auch durch Nachsicht erlassenen Strafe, oder 
demjenigen, der nach einer strafgerichtlichen Unter- 
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suchung nicht schuldig gesprochen worden ist, so 
lange er sich rechtschaffen beträgt, in der Absicht, 
ihn zu schmähen, einen Vorwurf macht, ist für diese 
Übertretung, wenn es der Geschmähte verlangt, mit 
Arrest von einem Tage bis zu einer Woche zu be- 
strafen. 

Vgl. §§ 225, 528. 

Aufdeckung der Geheimnisse der Kranken von 
Seite der Heil-, Wundärzte u. dgl. 

§ 498. Ein Heil- oder Wundarzt, Geburtshelfer 
oder eine Wehmutter, welche die Geheimnisse der 
ihrer Pflege anvertrauten Person jemand anderem, 
als der ämtlich anfragenden Behörde entdecken, sollen 
für diese Übertretung das erste Mal mit Untersagung 
der Praxis auf drei Monate, das zweite Mal auf ein 
Jahr, das dritte Mal für immer bestraft werden. 

Offizialdelikt! — Vgl. §359. 

Bestrafung eben dieser Übertretung bei 
Apothekern. 

§ 499. Wenn ein Apotheker die ihm mittelst der 
einkommenden Kezepte bekannt werdenden Geheim- 
nisse eines Kranken anderen Personen, als der 
ämtlich anfragenden Behörde mitteilt, begeht er 
eine Übertretung, und soll, wenn er der Eigentümer 
oder Provisor ist, für jeden Fall mit fünf bis fünfzig 
Gulden, der Gehilfe aber mit Arrest von einem bis 
zu vierzehn Tagen, der nach Umständen zu verschärfen 
ist, bestraft werden. 

Dreizehntes Hauptstück. 

Von Vergehen und Übertretungen gegen die öffentliche 
Sittlichkeit 

Vergehen un d Übertretungen gegen die öffentliche 
Sittlichkeit. 

§ 500. Die Sorgfalt der Gesetzgebung schränkt 
nach ihrer Absicht den Begriff einer Verletzung der 
öffentlichen Sittlichkeit nicht bloß auf diejenigen 
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Handlungen ein, welche an sich Abscheu und öffent- 
liches Ärgernis zu erregen fähig sind ; sie zieht darunter 
auch Handlungen, die nach ihrer Eigenschaft zur Ver- 
breitung des Sittenverderbnisses beitragen, wie auch 
solche, womit Unordnungen und Ausschweifungen als 
gewöhnliche Folgen verbunden sind. 

Nach dieser Bestimmung sind als Vergehen oder 
Übertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit in 
den hier ausgedrückten Fällen zu bestrafen: a) Un- 
zucht; b) gröbliche und öffentliches Ärgernis verur- 
sachende Verletzung der Sittlichkeit oder Scham- 
haftigkeit ; c) Betteln ; d) verbotene Spiele ; e) Trunken- 
heit; f) andere größere Unsittlichkeiten. 

Unzucht zwischen Verwandten oder 
Verschwägerten. 

§ 501. Unzucht zwischen voll- und halbbürtigen 
Geschwistern, mit den Ehegenossen der Eltern, der 
Kinder oder Geschwister ist als Übertretung mit ein- 
bis dreimonatlichem Arreste, der nach Umständen 
verschärft werden soll, zu bestrafen. 

Diejenigen, die durch die Untersuchung als die Ver- 
führer erkannt werden, sind zum strengen Arreste 
von einem bis zu drei Monaten zu verurteilen. Nach 
vollendeter Strafzeit ist von Amtswegen Vorsorge zu 
treffen, daß die Gemeinschaft zwischen den Schuldigen 
durch ihre Absonderung aufgehoben werde. 

Vgl. § 131. 

Ehebruch. 
Strafe. 

§ 502. Eine verheiratete Person, die einen Ehe- 
bruch begeht, wie auch eine unverheiratete, mit 
welcher ein Ehebruch begangen wird, ist einer Über- 
tretung schuldig, und mit Arrest von einem bis zu 
sechs Monaten, die Frau aber alsdann strenger zu 
bestrafen, wenn durch den begangenen Ehebruch 
über die Rechtmäßigkeit der nachfolgenden Geburt 
ein Zweifel entstehen kann. 
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Wann eine Untersuchung gegen Ehebruch Platz 
greift. 

§ 503. Der Ehebruch kann jedoch, [den Fall des 
folgenden § 510 audgenommen,] nie von Amtswegen, 
sondern nur auf Verlangen des beleidigten Teiles in 
Untersuchunggezogen und bestraft werden. Selbst dieser 
ist zu einer solchen Forderung ferner nicht berechtiget, 
wenn er die ihm bekannt gewordene Beleidigung aus- 
drücklich verziehen, oder von der Zeit an, da ihm 
solche bekannt geworden, durch sechs Wochen 
darüber nicht Klage geführt hat. Auch die bereits 
erkannte Strafe erlischt, sobald der beleidigte Teil 
sich erklärt, mit dem Schuldigen wieder leben zu 
wollen. Doch hebt eine solche Erklärung die schon 
erkannte Strafe in Ansehung der Mitschuldigen 
nicht auf. 

Erlafi des Justizministeriums v. 5. Sept. 1859, B.G.B. 
Nr. 163: 

„Infolge a. h. Entschl. vom 30. August 1859 wird der 
§ 503 des allg. St.G. vom 27. Mai 1852 dahin erläutert, daP 
es auch in den Fällen des Ehebruches, sobald der beleidigte Ehe- 
teil als Privatankläger auftritt, der Wahl desselben frei stehe, 
ob er die Anklage gegen den Haupt- und Mitschuldigen zugleich, 
oder nur gegen einen derselben allein erheben, und im Laufe 
der Untersuchung seine Rechte gegen beide verfolgen, oder 
rücksichtlich eines derselben von der Anklage zurücktreten, 
und das Verfahren nur gegen den andern fortsetzen wolle." 

Entehrung einer minderjährigen Anverwandten 

durch einen Hausgenossen. 

Strafe. 

§ 504. Ein Hausgenosse, der eine minderjährige 
Tochter oder eine zur Haushaltung gehörige minder- 
jährige Anverwandte des Hausvaters oder der Haus- 
frau entehrt, soll für diese Übertretung nach Unter- 
schied seines Verhältnisses zu der Familie mit strengem 
Arreste von einem bis zu drei Monaten bestraft 
werden. 

Privatanklage! § 505. Vgl. § 132, UI. 
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Unzucht einer dienenden Frauensperson mit 

einem minderjährigen im Hause lebenden Sohne 

oder Anverwandten. 

Strafe. 

§ 505. Gleiche Bestrafung ist zu verhängen gegen 
eine in einer Familie dienende Frauensperson, die 
einen minderjährigen Sohn oder einen im Hause 
lebenden minderjährigen Anverwandten zur Unzucht 
verleitet. 

Die Untersuchung und Bestrafung dieser beiden 
Übertretungen findet aber nur auf Verlangen der 
Eltern, Anverwandten oder der Vormundschaft statt. 

Vgl. § 132, III. 

Entehrung unter der Zusage der Ehe. 
§ 506. Die Verführung und Entehrung einer 
Person unter der nicht erfüllten Zusage der Ehe soll 
als Übertretung mit strengem Arreste von einem bis 
zu drei Monaten bestraft werden. Außerdem bleibt 
der Entehrten das Recht auf Entschädigung vorbe- 
halten. 
, Vgl. § 132, III. 

Eingehung einer gesetzwidrigen Ehe ohne 

Dispensation. 

Strafe. 

§ 507. Wer sich mit Verschvveigung eines ihm 
bekannten gesetzlichen Ehehindemisses trauen läßt, 
ohne vorher die ordentliche Dispensation erhalten zu 
haben; oder wer sfch in ein fremdes Land begibt, 
um daselbst eine Ehe zu schließen, die nach den 
Landesgesetzen nicht stattfinden konnte, ist einer 
Übertretung schuldig, und mit strengem Arreste von 
drei bis zu sechs Monaten, der Verführende aber 
stets strenger zu bestrafen. 

Der Arrest soll noch verschärft werden, wenn 
einem Teile das Hindernis verheimlicht, und er solcher- 
gestalt schuldlos zu einer nichtigen Ehe verleitet 
worden. 

^ach § 130 a.b.G.B. waren Verlobte, oder Rabbiner 
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UDd Beligionslehrer, welche den gesetzlichen Vorschriften 
über die Schließung von Judenehen zuwider handeln, dann 
diejenigen, welche ohne die ordentliche Bestellung eine 
Trauung vornehmen, nach § 252 des zweiten Teiles des 
St.G. V. 1803 ( = § 507 St.G.) strafbar. Dieser mehrfach noch 
als geltend zitierte Satz ist jedoch durch Art. I K.M.P. als auf- 
gehoben zu betrachten. 

Strafe der Eltern, die Kinder zu, nach den Ge- 
setzen, nichtigen Ehen zwingen. 

§ 508. Eben diese Strafe ist gegen die Über- 
tretung der Eltern zu verhängen, die durch Miß- 
brauch der elterlichen Gewalt ihre Kinder zu einer 
Ehe zwingen sollten, welche nach den Gesetzen 
nichtig ist. 

Unzucht als Gewerbe. 

§§ 509. 510, 511 

sind durch § 9 Vag.Ges. aufgehoben; s. Anhg. 13. 
Kuppelei. 
§ 512. Der Übertretung der Kuppelei machen 
sich schuldig diejenigen : 

a) welche Schanddimen zur Betreibung ihres un- 
erlaubten Gewerbes bei sich einen ordentlichen 
Aufenthalt oder sonst Unterschleif geben; 

b) welche vom Zuführen solcher Personen ein Ge- 
schäft machen; 

c) welche sonst sich zu Unterhändlern in uner- 
laubten Verständnissen dieser Art gebrauchen 
lassen. 

Vgl. § 132, IV, und § 5 al. 3 Vag Ges. Anhg. 13. 

Strafe. 
§ 513. Die Strafe dieser Übertretung ist strenger 
Arrest von drei bis zu sechs Monaten; sie ist aber 
zu verschärfen, wenn die Schuldigen das Gewerbe 
bereits durch längere Zeit fortgesetzt haben. 
Strafe auf wiederholte Übertretung. 
§ 514. Eine wegen Kuppelei schon bestrafte Per- 
son ist bei abermaliger Betretung nach voUstreckter 
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Strafe aus dem bisherigen Aufenthaltsorte, und wenn 
sie eine Fremde ist, aus sämtlichen Kronländem des 
Reiches abzuschaffen. 

Unterschleif zur Unzucht von seite der Gast- 
oder Schankwirte und ihrer Dienstleute. 
Strafe. 
§ 515. Wenn Gast- oder Schankwirte, außer den 
im § 512 bezeichneten Fällen der Übertretung der 
Kuppelei, zur Unzucht Gelegenheit verschaffen, sind 
sie einer Übertretung schuldig, und das erste Mal 
mit einer Geldstrafe von fünfundzwanzig bis zwei- 
hundert Gulden zu belegen. Bei weiterer Fortsetzung 
des Unterschleifes werden sie von dem Gast- oder 
Schankgewerbe abgeschafft, und zu einem solchen 
Gewerbe für die Zukunft unfähig erklärt. Machen 
sich Dienstleute ohne Wissen des Gast- oder Schank- 
wirtes dieser Übertretung schuldig, so sind dieselben 
mit Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten zu 
bestrafen. 

Gröbliches und öffentliches Ärgernis verur- 
sachende Verletzung der Sittlichkeit oder 
Schamhaftigkeit. 

§ 516. Wer durch bildliche Darstellungen oder 
durch unzüchtige Handlungen die Sittlichkeit oder 
Schamhaftigkeit gröblich und auf eine öffentliches 
Ärgernis erregende Art verletzt, macht sich einer 
Übertretung schuldig, und soll zu strengem Arreste 
von acht Tagen bis zu sechs Monaten verurteilt 
werden. Wurde aber eine solche Verletzung durch 
Druckschriften begangen, so ist sie als ein Vergehen 
mit strengem Arreste von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre zu ahnden. 

Betteln. 

§§ 517-521 

sind durch § des Yag.Qes. aufgehoben; s. Anhg. 13. 
Verbotene Spiele. 
Strafe. 
§ 522. Das Spiel aller Hazard- oder reinen 
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Glücksspiele, sowie aller derjenigen Spiele, welche 
durch besondere Vorschriften namentlich verboten 
sind, unterwirft sowohl alle Spielenden, als den- 
jenigen, der in seiner Wohnung spielen läßt, für 
jeden Fall dieser Übertretung der Strafe von zehn 
bis neunhundert Gulden, wovon das eingebrachte 
Dritteil dem Anzeiger zufällt, und wäre er selbst im 
Falle der Strafe, auch diese ganz nachgesehen wird. 

Ausländer, welche wegen dieser Übertretung in 
Strafe verfallen, sind aus dem Reiche abzuschaffen. 

Hofkanzleidekret v. 16. Okt. 1840, J.G.S. Nr. 469: 

„Seine k. k. Majestät haben mit Allerhöchsten Kabinet- 
schreiben v. 12. Okt. 1840 zu befehlen geruht, daß das Ver- 
bot der Glücksspiele neuerlich allgemein bekannt zu machen sei. 

Als Glücksspiele sind bisher namentlich untersagt worden: 
Pharao, Bassette, Würfeln, Passadieci, Lansquenet, Quinze 
(Quindici), Trenta, Quaranta, Bauschen, Färbein, Straschak 
sincere, Breneten, Molina, "Walacho, Maccao, Halbzwölf 
(Mezzo dodioi, Undici e mezzo), Vingt-un, Biribis (Wirbisch); 
Oka (Gespenst), Häufeln, das Zupferlspiel (Trommelmadame). 
Rouge et noir, das Hanserlspiel auf Kegelbahnen, das Krügel- 
und das Hirschelspiel, das Schiffziehen, das Billardkegelspiel 
wo der Lauf der Kugel durch eine Feder oder Maschine be 
wirkt wird, Zwicken oder Labet, Riemstechen oder Zapparln 
endlich in öffentlichen Schank- und Kaffeehäusern das Lotto, 
Lotto-Dauphin und Tarteln. 

Außer allen vorgenannten sind überhaupt alle dergleichen 
Spiele verboten, bei welchen Gewinn und Verlust nicht so- 
wohl von der Geschicklichkeit der Spieler, als von dem Zu- 
falle abhängt " 

Dieses Hofkanzleidekret gilt als Republikation des Spiel- 
patentes V. 1. Mai 1774 (Hofkzl. Dekr. v. 26. Aug. 1841, 
J.G.S. Nr. 558). 

Die Verordnung v. 27. Sept. 1854, R.G.B. Nr. 245, 
wirksam für die Königreiche Ungarn .... und für das Groß- 
herzogtum Krakau wiederholt dieses Hofkanzleidekret 
vollinhaltlich, beendet aber die Aufzählung der verbotenen 
Spiele : „ . . . Lotto-Dauphin , das lottoähnliche Tarteln , auch 
Vogelspiel genannt, und das Wettspiel Tarteln, auch Juden - 
tartel oder Kleintartel genannt." 

Die Vdg. V. 27. Juni 1857, R.G.B. Nr. 123, wirksam für 
alle Kronländer, bestimmt. 

„Das beim Ausspielen von Verkaufsgegenständen in Gast- 
häusern und an anderen öffentlichen Orten häufig vorkommende 
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Grad oder Ungrad und das Hoch- und Unterspiel werden 
als solche verbotene Spiele erklärt, welche infolge des Hfkzd. 
V. le.Okt. 1840, Z. 32041 und der für die Königreiche Ungarn . . . 
dann das Großherzogtum Erakau wirksamen Verordnung vom 
27. Sept. 1854 nach dem allgemeinen Strafgesetze, $ 522 , zu 
bestrafen sind." 

Mit Vdg. V. 6. Apr. 1896, Z. 6853 (JustMin. V. Bl. 
Nr. 12) hat das Ju8t.Min. die Gerichte aufmerksam gemacht, 
daß das Spielen mit den Würfelspielautomaten „Monaco" 
unter den Anwendungsbereich des Hfkzl. Dekr. v. 16. Okt. 1840 
fällt. 

Erl. d. Just.Min. v. 20. Sept. 1852 ß.G.B. Nr 197: „Zur 

Beseitigung vorgekommener Zweifel findet das JustMin 

zu erklären, daß die Gendarmen für die von ihnen erstatteten 
Anzeigen über verbotene Glücksspiele auf das ... im § 522 
des St.G. . . . dem Anzeiger zugesicherte Dritteil des Strafbe- 
trages vollen Anspruch haben." 

Trunkenheit. 
Strafe. 

§ 523. Trunkenheit ist an demjenigen als Über- 
tretung zu bestrafen, der in der Berauschung eine 
Handlung ausgeübt hat, die ihm außer diesem Zu- 
stande als Verbrechen zugerechnet würde (§ 236). 
Die Strafe ist Arrest von einem bis zu drei Monaten. 
War dem Trunkenen aus Erfahrung bewußt, daß er 
in der Berauschung heftigen Gemütsbewegungen aus- 
gesetzt sei, so soll der Arrest verschärft, bei größeren 
Übeltaten aber auf strengen Arrest bis zu sechs 
Monaten erkannt werden. 

Vgl. das galizische Trunkenheitsges. Anhg. 14. 

Eingealterte Trunkenheit. 
Strafe. 
§ 524 Eingealterte Trunkenheit ist bei Hand- 
werkern und Taglöhnern, welche auf Dächern und 
Gerüsten arbeiten, oder die mit feuergefährlichen 
Gegenständen umzugehen haben, sowie bei derjenigen 
Klasse von Dienstpersonen, durch deren Fahrlässig- 
keit leicht Feuer entstehen kann, als Übertretung mit 
Arrest von einem bis zu acht Tagen, bei Wieder- 
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hcSung auch bis zu einem Monate, und nach Um- 
ständen auch noch mit Verschärfung zu bestrafen^ 

Die Bestrafung eingealterter Trunkenheit wird 
zwar bei Fällen, welche durch ihre Öffentlichkeit zur 
obrigkeitlichen Kenntnis gelangen, von Amtswegen 
verhängt, außerdem aber nur, wenn Meister oder 
Dienstherren darüber bei der Behörde Beschwerde 
führen. 

Wann Fälle, die sonst der häuslichen Zucht 
unterliegen, zu Übertretungen gegen die öffent- 
liche Sittlichkeit werden. 

§ 525. Andere größere Unsittlichkeiten, als: 
Diebstähle und Veruntreuungen zwischen Verwandten, 
Verletzung der ehelichen Treue, tätige Verletzung 
schuldiger Ehrerbietung der Kinder gegen die Eltern, 
der Dienstleute gegen die Dienstherren und dergleichen 
sind zwar, so lange sie im Innern der Familie ver- 
schlossen bleiben, lediglich der häuslichen Zucht zu 
überlassen. 

Wenn aber diese Unordnungen so weit gehen, 
daß Eltern, Vormünder, Erzieher, Verwandte, Ehe- 
genossen, Dienstherren u. a. dgl. sich bemüßiget 
sehen, die Hilfe der Behörden anzurufen, so werden 
sie Übertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit. 
Die Behörden sind in solchen Fällen verpflichtet, zur 
Abwendung der Unordnung die Hand zu bieten, und 
nach gehöriger Untersuchung jene Strafe zu verhängen, 
die sie nach den Umständen zu einem wirksamen 
Erfolge am zweckmäßigsten erachten. 

Vierzehntes Hauptstüok. 

Von Erlöschung der Vergehen und Übertretungen und 
ihrer Strafen. 

Erlöschung der Vergehen und Übertretungen und 
ihrer Strafen. 

§ 526. Die in diesem Strafgesetze vorkommen- 
den Vergehen und Übertretungen und ihre Strafen 
L5ffler, Strafrooht. L 15 
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erlöscben durch den Tod des Schuldigen; durch die 
vollstreckte Strafe; durch Erlassung derselben, und 
durch Verjährung. 

Durch den Tod des Schuldigen. 
§ 527. Der Tod des Schuldigen hebt alle 
Untersuchung auf, und wenn bereits ein Urteil er- 
gangen ist, auch alle Wirkung desselben ; außer inso- 
ferne dadurch auf Ersatz oder Entschädigung erkannt 
worden. 

Vgl. die Bemerkungen zu §224. 

Durch die vollstreckte Strafe. 
§ 628. Die vollstreckte Strafe tilgt Vergehen 
und Übertretungen (§ 225). 

Vgl. die §§ 6—10 des Gesetzes v. 15. Nov. 1867, An- 
hang 2 und § 497 St.G. 

Durch Erlassung der Strafe. 

§ 529. Die Erlassung der Strafe, soweit die- 
selbe von der dazu berufenen öffentlichen Behörde 
oder von dem dazu berechtigten Ankläger nachge- 
sehen worden, hat mit der vollstreckten Strafe gleiche 
Wirkung. 

§ 530. In allen denjenigen Fällen, wo die 
strafgerichtliche Verfolgung eines Vergehens oder 
einer Übertretung nur auf Verlangen eines Beteiligten 
stattfinden darf, soll derjenige, welcher nach dem Ge- 
setze dieses Ansuchen zu stellen hat, hierzu nicht 
mehr berechtigt sein, wenn er die ihm bekannt ge- 
wordene strafbare Handlung ausdrücklich verziehen, 
oder von der Zeit an, wo ihm die strafbare Handlung 
bekannt geworden ist, durch sechs Wochen darüber 
nicht Klage geführt hat, oder wenn die strafbare 
Handlung bereits durch Verjährung erloschen ist. 
Wenn jedoch der zur Anklage Berechtigte sein An- 
suchen um Bestrafung noch vor der Kundmachung 
des Urteils an den Untersuchten widerruft, so hat es 
von jeder weiteren Untersuchung und strafgerichtlichen 
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Verhandlung sowohl, als auch von jeaer Wirkung 
des etwa bereits gefällten Urteiles abzukommen ; findet 
dagegen ein solcher Widerruf erst nach erfolgter 
Kundmachung des wenn auch noch nicht rechts- 
kräftigen Urteiles statt, so kann derselbe in der 
Regel (§ 503) nur als ein Grund zur Milderung 
der Strafe bei der höheren Behörde, an welche das 
Urteil im Berufungswege gelangt ist, angesehen 
werden. 

Durch die Verjährung. 

§ 531. Durch die Verjährung erlischt Unter- 
suchung und Strafe, wenn der Schuldige von dem 
Zeitpunkte der begangenen strafbaren Handlung oder 
in dem Falle, wenn er deshalb schon in Untersuchung 
gezogen worden ist, von der Zeit des Urteiles, wo- 
durch er rechtskräftig freigesprochen wurde, an zu 
rechnen, in der vom gegenwärtigen Gesetze bestimmten 
Zeit von einem inländischen Strafgerichte nicht in 
Untersuchung gezogen worden ist. Die Verjährung 
wird daher unterbrochen, wenn gegen den Täter als 
Angeschuldigten eine Vorladung, ein Vorführungs- 
oder Verhaftsbefehl erlassen, oder wenn er als solcher 
bereits vernommen oder verhaftet, oder mittelst der 
Nacheile oder durch Steckbriefe verfolgt worden war. 

Nebstbei darf aber der Täter, um auf die Ver- 
jährung Anspruch machen zu können: 

a) aus dem Vergehen oder der Übertretung keinen 
Nutzen mehr in Händen haben; ferner muß 
er, 

b) soweit es die Natur der strafbaren Handlung 
zugibt, Erstattung geleistet haben, welche Be- 
dingung daher bei den Vergehen und Über- 
tretungen gegen die Sicherheit der Ehre nicht 
erforderlich ist, und 

c) in der zur Verjährung bestimmten Zeit weder 
ein Verbrechen, noch ein Vergehen oder eine 
Übertretung begangen haben. 

15* 
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Zeit der Verjährung bei Vergehen und Über- 
tretungen. 

§ 532. Die Zeit der Verjährung ist, insoweit 
nicht in dem Gesetze bei einzelnen Fällen eine kür- 
zere Frist für die Geltendmachung des Klagerechtes 
insbesondere festgesetzt ist, bei Vergehen und Über- 
tretungen , worauf im Gresetze als höchste Strafe 
Arrest des ersten Grades ohne Verschärfung oder 
eine Greldstrafe bis fünfzig Gulden festgesetzt ist, 
drei Monate; wo Arrest des ersten Grades mit Ver- 
schärfung, oder eine Geldstrafe bis zweihundert Gul- 
den bestimmt ist, sechs Monate; bei den sämtlichen 
schwerer verpönten Vergehen und Übertretungen, wie 
auch, wo Verlust von Rechten und Befugnissen als 
Strafe gesetzt ist, ein volles Jahr. 

Vgl. die §§ 27 und 40 Preßges. Anhg. 5, und § 67 de 
Wehrges. Anhg. 22. 
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IIL Anhang. 
Novellen und Nebengesetze. 

A. Die NoTclIen zum Strafgesetze und 
das Pressgesetz. 

AiiLhang 1. Einzelhaft. 

Gesetz vom I.April 1872, R.G.B. Nr. 43, be- 
treffend die Vollziehung von Freiheits- 
strafen in Einzelhaft und die Bestellung 
von Strafvollzugs-Kommissionen. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. In Strafanstalten und gerichtlichen Ge- 
fängnissen, deren Einrichtungen den Vollzug der 
Freiheitsstrafe in Einzelhaft gestatten, werden zeitige 
Kerkerstrafen und Arreststrafen, soweit die Räum- 
lichkeiten ausreichen, nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen in der Weise in Emzelhaft vollzogen, 
daß der Sträfling unausgesetzt von anderen Ge- 
fangenen gesondert gehalten wird. 

§ 2. Die ganze Strafe ist in Einzelhaft zu voll- 
ziehen, wenn sie 

1. durch höchstens achtmonatliche Anhaltung 
in Einzelhaft verbüßt werden kann, oder wenn 

2. das Urteil eine höchstens achtzehnmonatliche 
Freiheitsstrafe verhängt und der Verurteilte Besse- 
rung erwarten läßt. 

In allen anderen Fällen soll der Sträfling 
während des ersten Teiles der Strafzeit, und zwar 
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mindestens durch acht Monate und nicht über drei 
Jahre in Einzelhaft gehalten werden. 

§ 3. Einzelhaft findet nicht statt, wenn deren 
Antritt oder Fortsetzung wegen körperlicher Ge- 
brechen des Sträflings oder sonst zu besorgender 
Nachteile für seine leibliche oder geistige Gesundheit 
bedenklich erscheint. 

Den Ausspruch hierüber fällt in Strafanstalten der 
Vorsteher der Anstalt, hinsichtlich der in gerichtlichen 
Gefängnissen verwahrten Sträflinge aber der mit der 
Aufsicht betraute Bat des Gerichtshofes. In beiden Fäl- 
len muß vor dem Ausspruche die Einvernehmung des 
Hausarztes und der sonst beteiligten Beamten stattfinden. 

§ 4. Hat ein Sträfling mindestens drei Monate 
in Einzelhaft zugebracht, so gelten bei Berechnung 
der Dauer der nach diesen drei Monaten abgebüßten 
Strafe je zwei vollständig in Einzelhaft zugebrachte 
Tage als drei Tage. 

Diese Art der Berechnung wird dadurch nicht 
ausgeschlossen, daß bei dem Gottesdienste, in der 
Schule oder bei Ergehung in freier Luft innerhalb 
der Gefängnisräume eine vollständige Absonderung 
des in Einzelhaft befindlichen Sträflings von den 
übrigen Gefangenen nicht bewerkstelligt werden konnte. 

§ 5. Der Sträfling ist in der Einzelhaft zu un- 
unterbrochener Arbeit anzuhalten, wobei auf seine 
Berufsstellung, Arbeitsfähigkeit und bisherige Be- 
schäftigungsweise, sowie den Unterricht in einem Gre- 
werbe tunlichste Rücksicht zu nehmen ist. Insoweit 
er jedoch von der Arbeitspflicht enthoben ist^ muß 
ihm Grelegenheit zu ununterbrochener angemessener 
Beschäftigung gegeben werden. 

§ 6. Den Sträflingen ist während d^ Einzel- 
haft dn regelmäßiger Unterricht zur Aneignung der 
Kenntnisse der Volksschule zu erteilen und, soferne 
sie dieselben bereits besitzen, Gelegenheit zur Weiter- 
bildung zu gewähren. 
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§ 7. Während der Einzelhaft soll jeder Straf- 
ling täglich wenigstens zwei Besuche erhalten. 

Soweit diese Besuche nicht von seinen Ange- 
sehörigen, den Seelsorgern, Lehrern, Grewerbsmeistem, 
Ärzten oder den von der Behörde insbesondere hie- 
zu ermächtigten Mitgliedern solcher Vereine, welche 
sich die Obsorge oder Besserung von Sträflingen zum 
Zwecke setzen, gemacht werden, sind dieselben von 
den sonst zur Obhut in den Strafanstalten und gericht- 
lichen Gefängnissen bestellten Personen vorzunehmen. 

Besuche von Personen, die weder zu den An- 
gestellten der Strafanstalt oder des gerichtlichen Gre- 
fängnisses gehören, noch die Oberaufsicht daselbst zu 
führen haben, noch sonst die Ermächtigung zum 
Eintritte im öffentlichen Interesse erhalten, dürfen 
bei einem einzelnen Sträflinge niemals länger als 
eine halbe Stunde dauern, und können von dem 
Sträflinge überhaupt abgelehnt werden. 

§ 8. Auf Personen, welche bei Beginn der 
Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes bereits ver- 
urteilt sind, oder welche später nur wegen einer vor 
diesem Zeitpunkte verübten Handlung verurteilt werden, 
ist dieses Gesetz nur mit ihrer Zustimmung in An- 
wendung zu bringen. 

§ 9. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Ge- 
setzes finden auf die als Strafverschärfung oder Dis- 
ziplinarstrafe verhängte Einzelhaft keine Anwendung. 

§ 10* Zur Mitwirkung bei Ausführung der vor- 
stehenden Bestimmungen wird au dem Sitze des Ge- 
richtshofes erster Instanz (Landes oder Kreisgerichtes) 
eine ständige Strafvollzugs-Kommission bestellt, welche 
über die genaue Beobachtung der vorstehenden Be- 
stimmungen bei Anwendung der Einzelhaft zu wachen, 
zu diesem Behufe mindestens einmal in jedem Monate 
das Gefängnis zu untersuchen, vorgekommene An- 
stände zu beseitigen und über Beschwerden der Sträf- 
linge zu entscheiden hat. 
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§ 11. Diese Kommission besteht aus dem Vor- 
steher des Gerichtshofes als Vorsitzenden, dem Staats- 
anwälte oder seinem Stellvertreter and einem Rate 
des Gerichtshofes, dann aus zwei nicht im Staats- 
dienste stehenden Vertrauensmännern und aus einem 
Protokollführer. 

Die Wahl des in die Kommission zu berufenden 
Eates steht dem Vorsteher des Gerichtshofes zu, 
welcher auch für Fälle der eigenen Verhinderung 
oder der Verhinderung des der Kommission zuge- 
wiesenen Rates Stellvertreter zu bestimmen hat. Diese 
Bestellungen erfolgen bei Beginn eines jeden Jahres 
für die ganze Dauer desselben. 

Die zwei Vertrauensmänner und die erforderlichen 
Ersatzmänner derselben werden von dem Justiz- 
minister auf die Dauer von drei Jahren ernannt und 
sind durch den Vorsteher des Gerichtshofes auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten mittelst 
Hangelöbnisses zu verpflichten. 

§ 13. Die Kommission kann zu ihren Sitzungen 
den Vorsteher der Strafanstalt, und hinsichtlich der 
in den gerichtlichen Grefängnissen verwahrten Sträf- 
linge den mit der unmittelbaren Aufsicht des Ge- 
fängnisses betrauten Richter, sowie den Seelsorger, 
Arzt, Lehrer und Gewerbsmeister des Sträflings mit 
beratender Stimme beiziehen. 

Die Beschlüsse der Kommission erfolgen stets 
nach Anhörung des Vorstehers der Strafanstalt, und 
hinsichtlich der in den gerichtlichen Gefängnissen 
verwahrten Sträflinge nach Anhörung des mit der 
unmittelbaren Aufsicht des Gefängnisses betrauten 
Richters. 

§ 13. Zu einem giltigen Beschlüsse ist die An- 
wesenheit aller Kommissionsmitglieder, beziehungsweise 
ihrer Stellvertreter und mehr als die Hälfte sämt- 
licher Stimmen erforderlich. 

Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab. 
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In den Sitzungsprotokollen sind die Kamen der 
anwesenden Stimmführer, deren Abstimmung und die 
gefaßten Beschlüsse nebet einer kurzen Anführung 
der Gründe zu verzeichnen. 

§ 14. Die Beschlüsse der Strafvollzugs -Kom- 
missionen können vom Justizminister abgeändert 
werden. 

§ 15. Den Vertrauensmännern gebührt, wenn sie 
sich zum Behufe ihrer Amtsverrichtung über eine 
halbe Meile von ihrem Wohnsitze entfernen müssen, 
nebst der Vergütung der Fahrgelegenheit, eine Ent- 
schädigung von fünf Gulden für den Tag. 

Die halbe Meile «= 3,8 Kilometer; Min.-Vdg. v. 28. Juni 
1876, Nr. 97 R.G.B. 

§ 16. Der Justizminister ist mit dem Vollzuge 
dieses Gesetzes und mit der Erlassung der Durch- 
führangsvorschriften beauftragt und hat durch Ver- 
ordnungen, die im Reichsgesetzblatte kundzumachen 
sind, die Strafanstalten und gerichtlichen Gefängnisse, 
beziehungsweise die Gerichtshöfe, zu bezeichnen, wo 
die Bestimmungen dieses Gesetzes in Ausführung zu 
bringen sind. 

§ 17. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Wirksamkeit. 

Anhang 2. 

Gesetz vom 15. Novbr. 1867, R.G.B. Nr. 131 1), 
womit mehrere Bestimmungen des allge- 
meinen Strafgesetzes und anderer damit im 
Zusammenhange stehenden Anordnungen 
abgeändert werden. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Beichs- 
rates finde Ich .... in Ansehung derjenigen Personen, 
welche der Zivil-Strafgerichtsbarkeit unterstehen, zu 
verordnen, wie folgt: 

1 ) Vgl. die amtliche Berichtigung im R.G.B. von 1867, S. 388. 
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§ 1 . Mit dem Tage der -Kundmachung dieses 
Gresetzes ist die körperliche Züchtigung sowohl als 
Hauptstrafe und als Stellvertretungsstrcäe der Arrest- 
strafe, gleichwie auch als Neben- oder Verschärfungs- 
und als Disziplinarstrafe unbedingt und ausnahms- 
los abgeschafit. 

§ 2. Insoweit in den bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften die körperliche Züchtigung als Haupt- 
strafe angeordnet erscheint, ist von jetzt ab statt der- 
selben auf Arreststrafe, in denjenigen Fällen aber, 
in welchen sie bisher als Verschärfung einer Frei- 
heitsstrafe oder als selbständige Disziplinarstrafe an- 
gedroht ist, auf eine der übrigen gesetzlich zulässigen 
Verschärfungsarten der Freiheitsstrafe und beziehungs- 
weise Disziplinarstrafe zu erkennen. 

§ 3. Ebenso ist von dem Tage der Kundmachung 
dieses Gesetzes angefangen die Anhaltung der zur 
Strafe des schweren Kerkers Verurteilten mit Eisen 
(Kettenstrafe) abgeschaffl, und es haben die Gerichte 
in Zukunft bei Verurteilung zur schweren Kerker- 
strafe wegen strafbarer Handlungen, welche erst nach 
Kundmachung dieses Gesetzes begangen werden (§10 
lit. c), statt der Eisen (Ketten) auf Beifügung einer 
oder mehrerer der gesetzlich zulässigen Verschärfungs- 
arten der Kerkerstrafe zu erkennen. 

§ 4. Die Fesselung der Straf- und Untersuchungs- 
gefangenen als Disziplinarstrafe darf in Zukunft nur 
bei einem besonders widerspänstigen , gewalttätigen 
oder andere aufreizenden Benehmen, sowie wegen 
Versuch oder Vorbereitung zur Flucht zeitweilig und 
nie durch längere Zeit, als das strengste Bedürfnis 
es erfordert, in Anwendung gebracht werden. 

In Ansehung der Vollzugsart dieser Fesselung 
bleibt es bei den bestehenden Vorschriften. 

§ 6. In Zukunft soll keine strafgerichtliche Ver- 
urteilung mehr den Verlust oder eine Beschränkung 
der bürgerlichen Handlungsfähigkeit des Verurteilten 
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nach sich ziehen, und es werden demnach die im 
§ 27 , lit. b) des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852, 
Reichsgesetzblatt Nr. 117, enthaltene Anordnung, so- 
wie die hierauf bezüglichen Bestimmungen des all- 
gemeinen bürgerlichen Gresetzbuches (§§ 61, 574 und 
868) [und des Ehegesetzes für Katholiken vom 8. Ok- 
tober 1856, Reichsgesetzblatt Nr. 185, § 12 des I. An- 
hanges], hiermit außer Kraft gesetzt. 

Das zit Ehegesetz für Katholiken ist aufgehoben durch 
Art. I des Ges. v. 25. Mai 1868 RQ.B. Nr. 47. 

Die §§ 191, 254 und 281 des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches werden dahin abgeändert, daß 
über die Frage, ob eine strafrechtliche Verurteilung 
für den Verurteilten den Verlust von Vormundschaften 
und gerichtlichen Kuratelen und dessenXJntauglichkeit 
zur Übernahme eines dieser Ämter nach sich zu ziehen 
habe^ das Vormundschafts- oder Kuratelsgericht in 
jedem einzelnen Falle nach seinem Ermessen zu ent- 
scheiden haben soll. 

§ 6. Vom Tage der Kundmachung dieses Ge- 
setzes soll ferner der nach dem Strafgesetze vom 
27. Mai 1852, ReichsgesetzblattNr. 117, oder anderen 
gesetzlichen Vorschriften mit einer Verurteilung 
zu einer Strafe verbundene Verlust des Adels, der 
Orden und Ehrenzeichen, öffentlicher Titel, akademischer 
Grade und Würden, Staats- und anderer öffentlicher 
Landes- oder Gemeindeämter und Dienste, der Ad- 
vokatur, des Notariats, der öffentlichen Agentie oder 
der Parteienvertretung vor öffentlichen Behörden, der 
Mitgliedschaft bei Gemeindevertretungen oder anderen 
zur Besorgung öffentlicher Angelegenheiten berufenen 
Vertretungen, und der Pensionen, Provisionen, Er- 
ziehungsbeiträge oder sonstigen Bezüge nur mehr bei 
Verurteilungen zur Strafe wegen eines Verbrechens oder 
wegen der Übertretungen des Diebstahls, der Veruntreu- 
ung, der Teilnehmung an denselben und des Betruges 
(§§ 460, 461, 463 und 4C4 Strafgesetz) eintreten. 
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Die ungewöhnlieh schleohte Redaktion der Novelle er- 
weckt die fals(^e Vorstellung, als ob die in § 26 St.G. and 
§ 6 der Novelle genannten Ehrenfolgen auch bei Yerurtei- 
InDgen wegen §§ 460 , 461 , 463 nnd 464 St.G. einzutreten 
hätten. Dies war vor der Novelle gewiß nicht so (vgl. § 268 
St.G.), und die Tendenz der Novelle geht auf eine Ein- 
schränkung jener Ehrenfolgen. Den S(Silüssel zur richtigen 
Interpretation bieten die vom Herausgeber durch gesperrten 
Druck hervorgehobenen Stellen. Vgl. Entsch. d. Eass. H. v. 
16. Nov. 1878 Z. 7561, Nowaksche Sammlung Nr. 187. 

Zu den in der Novelle genannten nanderen gesetzlichen 
Vorschriften** gehört insbesondere das Gemeindeges. o. S. 50. 

Vgl. § 6 des Wucherges., Anhg. 17 und § 2 des Ges. 
gegen Vereitelung v. Zwangsvollstreckungen, Anhg. 18. 

Die Unfähigkeit zur Erlangung der vorerwähnten 
Vorzüge und Berechtigungen hat bei Verurteilungen 
zur Strafe wegen eines der in den nachfolgend 
bezogenen Gesetzesstellen bestimmten Verbrechen, 
nämlich : 

1. § 58 Strafgesetz, lit. b) und c), und Art. I des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1862, Reichsgesetzblatt 
vom Jahre 1863, Nr. 8; 

2. §§60 und 61 des Strafgesetzes, insoferne sich 
diese Handlungen nicht auf den Fall des § 58 lit a) 
beziehen, und Ministerialverordnung vom 27. April 
1858, Reiichsgesetzblatt Nr. 107; 

3. § 65 Strafgesetz, insoferne sich dieses Ver- 
brechen nicht auf die Person des Kaisers bezieht, und 
Artikel 11 des vorbezeichneten Gesetzes vom 17. De- 
zember 1862. 

4. § 66 Strafgesetz; 

5. §§ 68, 69, 73 und 81 Strafgesetz, insoferne die 
darin erwähnten Verbrechen auf politischen Motiven 
beruhen ; 

6. §§76, 78 und 80; 

7. § 143, Satz 2, und § 157, Satz 2; 

8. §§ 158, 163 und 164, und 

9. §§ 212, 214, 217, insoferne das darin bezeich- 
nete Verbrechen der Vorschubleistuhg mit der Rück- 
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Sicht auf eines der von 1 — 8 angeführten Verbrechen 
begangen wurde, und 

10. § 220 des Strafgesetzes, 
für die Zukunft mit dem Ende der Strafe aufzu- 
hören. 

Dagegen haben die übrigen nachteiligen Folgen, 
welche noch außer der Haupt- und den Neben strafen 
[und außerdem durch das Preßgesetz vom 17. Dezember 
1862, Beichsgesetzblatt vom Jahre 1868, Nr. 6, fest- 
gesetzten Kautionsverfalle] mitstrafrechtlichenErkennt- 
nissen schon aus dem Strafgesetze oder kraft anderer ge- 
setzlicher Vorschriften verbunden und insoferne die- 
selben daher nicht insbesonders von dem Richter zu 
verhängen sind, für die Zukunft bei den eben aufge- 
zählten Verbrechen, sowie bei Vergehen und bei 
Übertretungen außer den Fällen der oben berufenen 
§§ 460, 461, 463 und 464 Strafgesetz, gar nicht mehr 
einzutreten. 

Bei Verurteilungen zur Strafe wegen anderer als 
der in dem zweiten Absätze dieses Paragraphes be- 
zeichneten Verbrechen hören die Unfähigkeit zur Er- 
langung der im ersten Absätze dieses Paragraphes er- 
wähnten Vorzüge und Berechtigungen, sowie die 
übrigen im dritten Absätze dieses Paragraphes ge- 
dachten nachteiligen Folgen mit dem Ablaufe von 
zehn Jahren, wenn der Schuldige zu einer wenigstens 
fünfjährigen Kerkerstrafe verurteilt wurde und außer- 
dem mit dem Ablaufe von fünf Jahren, bei Ver- 
urteilungen wegen der oben angeführten Übertretungen 
(§§ 460, 461, 463 und 464 Strafgesetz), jedoch mit 
dem Ablaufe von drei Jahren nach dem Ende der 
Strafe auf. 

§ 7* Es werden daher ßlle Gesetze und Verord- 
nungen, vermöge welcher die Unfähigkeit zur Er- 
langung der im vorigen Paragraphe bezeichneten 
Vorzüge und Berechtigungen, sowie die übrigen da- 
selbst gedachten nachteil^n Folgen bisher lebens- 
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länglich zu dauern hatten oder auch mit Verurteilungen 
wegen anderer als der in dem bezogenen Paragraphe 
aufgezählten strafbaren Handlungen oder selbst mit 
solchen Urteilen, Erkenntnissen oder Beschlüssen, 
wodurch ein Strafverfahren erledigt wurde, ohne daß 
der Beschuldigte für schuldig erklärt worden ist, ver- 
bunden waren, hiemit außer Kraft gesetzt. 

§ 8^ Die im § 6 erwähnten Vorzüge und Be- 
rechtigungen , insoferne sie nach diesem Paragraphe 
auch für die Zukunft infolge strafrechtlicher . Ver- 
urteilungen verloren gehen, werden weder durch das 
Ende der Strafe, noch durch den Ablauf der in dem 
bezogenen Paragraphe, Absatz 4, gedachten Zeiträume 
wieder erlangt. 

§ 9. Die in den §§ 1 bis einschließlich 8 ent- 
haltenen Bestimmungen haben auch auf die beim Ein- 
tritte ihrer Wirksamkeit noch anhängigen Strafpro- 
zesse und auf die vor diesem Zeitpunkte begangenen 
strafbaren Handlungen, sowie auch auf alle früher 
geschöpften Urteile, Erkenntnisse und Beschlüsse 
zurückzuwirken , insoweit dieselben noch nicht voll- 
ständig in Vollzug gesetzt worden sind und die damit 
verbundenen nachteiligen Folgen noch fortbestehen. 

§ 10. Es hat daher: 

a) die Vollziehung jeder, sei es gegen Verurteilte oder 
gegen Untersuchungsgefangene, bereits rechts- 
kräftig zuerkannten körperlichen Züchtigung 
zu entfallen, ohne daß dafür ein Ersatz durch 
eine andere Strafe oder durch eine andere Ver- 
schärfung eintreten darf; auch sind 

b) den schon früher zur schweren Kerkerstrafe Ver- 
urteilten die mit dieser Strafe nach § 16 des 
Strafgesetzes verbundenen „Eisen an den Füßen" 
(Ketten) nicht mehr anzulegen und die bereits 
angelegten unverzüglich abzunehmen, ohne daß 
dafür ein Ersatz anzuwenden ist; ebenso hat 

c) bei allen Verurteilungen zur schweren Kerker^ 
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strafe , welche zwar erst nach Kundmachung 
dieses Gesetzes, aber wegen einer vor diesem 
Zeitpunkte begangenen strafbaren Handlung ge- 
schöpft werden, der im § 3 nur für die Zukunft 
angeordnete Ersatz für die bisher mit dem 
schweren Kerker verbundenen Eisen zu ent- 
fallen; ferner haben 

d) diejenigen nachteiligen Folgen, welche in Ge- 
mäßheit der bisherigen gesetzlichen Vorschriften 
mit früher geschöpften Urteilen, Erkenntnissen 
oder Beschlüssen, wodurch ein Strafverfahren 
erledigt wurde, ohne daß der Beschuldigte für 
schuldig erklärt worden ist, verbunden waren, 
mit der beginnenden Wirksamkeit dieses Gesetzes 
gänzlich, diejenigen aber, welche infolge früher 
geschöpfter Verurteilungen zu einer Strafe ein- 
traten, insoweit aufzuhören, als dieselben nach 
dem gegenwärtigen Gesetze mit einer solchen 
Verurteilung nicht verbunden sind, und inso- 
weit sie auch nach diesem Gesetze eintreten, nach 
Ablauf der im § 6 bestimmten Zeiträume zu er- 
löschen; endlich haben 

e) die Bestimmungen der §§ 6 und 8 über den 
Verlust der daselbst erwähnten Vorzüge und 
Berechtigungen und das Aufhören der Unfähig- 
keit zur Erlangung derselben auch auf früher 
geschöpfte strafrechtliche Erkenntnisse Anwen- 
dung zu finden. 

§ 11. Will sich jemand darüber, daß ihm die 
im § 10, lit. d) erwähnten nachteiligen Folgeu oder 
die ebenda lit. e) erwähnte Unfähigkeit nicht mehr 
ankleben, ein Amtszeugnis verschaffen, so steht ihm 
frei, um Ausfertigung desselben bei demjenigen Ge- 
richte, welches über den Straf fall in erster Instanz 
erkannt hat, oder welches an die Stelle desselben ge- 
treten ist, wenn es ihm von diesem verweigert wird, 
bei dem vorgesetzten Oberlandesgerichte, und wenn 
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es ihm auch von diesem nicht gewährt wird, bei dem 
obersten Grerichtshofe anzusuchen. 

§ 12* Die Bestimmungen der Landtagswahlord- 
nungen und des Grundgesetzes für die Beichsver- 
tretung über die aktive und passive Wahlberechtigung 
und über den Verlust derselben werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt, sondern bleiben der Abänderung 
im verfassungsmäßigen Wege vorbehalten. 

§ 13. [Vollzugsklausel.] 

Anhang 3. 

Gesetz vom 17. Dezember 1862, R.G.B. Nr. 8 
ex 1863, betreffend einige Ergänzungen des 
allgemeinen und des Militär-Strafgesetzes. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Beichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

Art I« Des im § 58, Absatz b), des allgemeinen 
Strafgesetzes (§ 384, lit. b, M.St.G.) bezeichneten 
Verbrechens des Hochverrates macht sich insbesondere 
auch derjenige schuldig, welcher etwas unternimmt, 
was auf eine gewaltsame Umänderung der Verfassung 
des Beiches abzielt. 

Art. II. Wer öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
oder in Druckwerken, verbreiteten Schriften oder 
bildlichen Darstellungen zur Verachtung oder zum 
Hasse wider die Verfassung des Beiches aufzureizen 
sucht, macht sich des Verbrechens der Störung der 
öffentlichen Buhe schuldig und ist mit der im § 65 
des allgemeinen Strafgesetzes (§ 341 MBtG.) be- 
stimmten Strafe zu belegen. 

Art HI« Wer öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Dar- 
stellungen oder Schriften durch Schmähungen, Ver- 
spottungen, unwahre Angaben oder Entstellungen 
von Tatsachen andere zum Hasse oder zur Ver- 
achtung gegen eines der beiden Häuser des Beichs- 



Digitized by LjOOQiC 



Anhaiigr 3. Die Novelle von 1862. 241 

rates oder wider eine Landtagsversammlung aufzu- 
reizen sucht, macht sich des im § 300 des allge- 
meinen Strafgesetzes (§556 M.St.6.) vorgesehenen 
Vergehens schuldig und ist mit Arrest von einem bis 
sechs Monaten zu bestrafen. 

Art IV« Wer einen der im Artikel III bezeich- 
neten Angriffe gegen die kaiserliche Armee oder gegen 
eine selbständige Abteilung derselben richtet, macht 
sich desselben Vergehens schuldig und ist mit Arrest 
von einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Die gerichtliche Verfolgung darf nur mit Zu- 
stimmung des Kriegsministers eingeleitet werden. 

Art V. Die in den §§ 487—491, dann § 496 
des StG.B. (§§ 760—764 und § 769 des M.8t.G.B.) 
bestimmten Vergehen und Übertretungen gegen die 
Sicherheit der Ehre sind von Amtswegen zu ver- 
folgen, wenn sie gegen eines der beiden Häuser des 
Beichsrates, gegen einen Landtag, gegen eine öffent- 
liche Behörde, gegen die kaiserliche Armee, die kaiser- 
liche Flotte oder gegen eine selbständige Abteilung 
einer der beiden letzteren begangen werden. 

Zur Verfolgung wegen Beleidigungen gegen die 
kaiserliche Armee, die kaiserliche Flotte oder gegen 
eine selbständige Abteilung einer der beiden ist die 
Zustimmung des Kriegsministers, beziehungsweise des 
Marineministers, einzuholen. 

Bei Beleidigung der Landwehr ist die Zustimmung des 
k. k. Ministers für Landesverteidigung einzuholen. J.M.E. 
V. 21. Sept. 1873, Z. 10312. 

Wegen der nach § 493 StG.B (§ 766 M.StG.B.) 
strafbaren Vergehen gegen die Sicherheit der Ehre, 
in soferne der Angriff gegen einen öffentlichen Be- 
amten oder Diener, gegen einen Militär oder Seel- 
sorger in bezug auf deren Berufshandlungen ge- 
richtet war, findet die gerichtliche Verfolung nicht nur 
auf Verlangen des Beleidigten statt, sondern es kann 
auch der Staatsanwalt innerhalb der im § 530 StG.B. 

Löffler, Strafrecht. I. 16 
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(§ 132 M.St.G.B.) bestinimten Frist im öffentlichen 
Interesse die Anklage erheben. 

Der Staatsanwalt hat sich vorläufig der Zustimmung 
des Beleidigten, oder falls dieser nicht vernommen 
werden kann, der Zustimmung des Vorgesetzten oder 
der nächst höheren Behörde desselben zu versichern. 

Dem Beleidigten steht jederzeit das Recht zu, sich 
der vom Staatsanwälte erhobenen Anklage anzuschließen. 

Art. VI« Wer bei Wahlen zur Ausübung politischer 
Rechte Wahlstimmen kauft oder verkauft, oder auf 
listige Weise die Abstimmung oder ihre Resultate 
fälscht, macht sich^ insoweit sich darin nicht eine 
schwerer verpönte Handlung darstellt, eines Vergehens 
schuldig, und ist mit strengem Arreste von einem 
bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Art VII. Wer einen Anklagebeschluß, über 
welchen die gerichtliche Verhandlung bevorsteht, oder 
eine Anklageschrift, ehe die Anklage in der Haupt- 
verhandlung entwickelt worden ist, wer den Inhalt 
der im Laufe einer strafgerichtlichen Untersuchung 
zu den Akten gebrachten Beweisurkunden oder Aus- 
sagen von Beschuldigten, Zeugen oder Sachverstän- 
digen vor Beendigung der Untersuchung und bevor 
davon in der Hauptverhandlung Gebrauch gemacht 
worden ist, durch den Druck veröffentlicht, macht 
sich eines Vergehens schuldig und ist mit einer Geld- 
strafe von 50 bis 500 fl. zu belegen. 

Art VIII« Wer sich aus Anlaß einer noch im 
Zuge befindlichen Strafverhandlung in Druckschriften 
Erörterungen über die Kraft der Beweismittel, die 
Aufstellung von Vermutungen über den Ausgang 
der Verhandlung oder Entstellungen der Ergebnisse 
des Prozesses erlaubt, welche auf die öffentliche 
Meinung einen dem Ausspruche des Gerichtes vor- 
greifenden Einfluß zu nehmen geeignet sind, macht 
sich eines Vergehens schuldig und ist zu Arrest von 
einem bis zu drei Monaten zu verurteilen. 
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Art IX. Jede durch Druckschriften veröffent- 
lichte Mitteilung über den Plan und die Richtung 
militärischer Operationen des kaiserlichen Heeres oder 
der kaiserlichen Flotte ^ über die Bewegung, Starke 
und den Aufstellungsort von Truppen und Schiffen, 
über den Zustand von Befestigungswerken, endlich 
über die Aufbewahrung oder den Transport von 
Kri^serfordernissen begründet, wenn aus deren Be- 
schaffenheit oder aus den obwaltenden Umstanden 
erkennbar war, daß dadurch die Interessen des Staates 
gefährdet werden könnten, oder wenn ein besonderes 
Verbot solcher Mitteilungen erlassen wurde, sofeme 
nicht eine schwerer verpönte Handlung darin erkannt 
wird, ein Vergehen, welches an dem Schuldigen mit 
einer Greldstrafe von 50 bis 500 fl., zur Zeit eines be- 
reits ausgebrochenen oder unmittelbar drohenden 
Krieges aber mit Arrest .von vierzehn Tagen bis zu 
drei Monaten zu bestrafen ist. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf 
Mitteilungen, welche durch offizielle Blätter zur Öffent- 
lichkeit gebracht wurden. 



Anhang 4. Begnadigung jugendlicher Verbrecher, 

A. Verordnung des Justizministeriums vom 
25. November 1902, betreffend die Begnadi- 
gung verurteilter Jugendlicher (Verordnungs- 
blatt des k. k. Ju8t.-Min. Nr. 51). 

An alle Gerichte und Staatsanwaltschaften. 
Unter der großen Zahl der Jugendlichen, die durch Aus- 
schreitnngen der verschiedensten Art gegen die bestehenden 
Strafgesetze yerstoßen, befinden sich viele, welche weniger 
aus Verderbtheit der Gesinnung als infolge Dnbesonnenheiti 
Verführung und Mangel an Beife handeln. Manche unter 
ihnen haben zwar jene Alten^renze erreicht, die sie nach dem 
Gesetze yerantwortlich macht, sie sind aber in ihrer seelischen 
Entwicklung zurückgeblieben, so daß sie entweder die Trag- 
weite ihrer Handlungen nicht zu erfassen yermögen oder aber 

16* 
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noch nicht die nötige Willenskraft erlangt haben, um augen- 
blicklichen Regungen Widerjitand zu leisten. 

Bei yielen dieser straffällig gewordenen Jugendlichen be- 
darf es weder einer Zwangserziehung noch aber des Vollzuges 
der verwirkten Strafe, um sie von weiteren gesetzwidrigen 
Handlungen abzuhalten. Das gegen sie durchgeführte Straf- 
verfahren, der Urteilsspruch genügt als ernste und eindring- 
liche Mahnung zur Umkehr. Bei solchen Jugendlichen er- 
weist sich oft der Vollzug der Freiheitsstrafe als eine Härte, 
die infolge des damit verbundenen Makels, infolge des tiefen, 
nachhaltenden Eindruckes auf ein jugendliches Gemüt eine Wir 
kung üben kann, deren Vermeidung zu den Aufgaben einer vom 
Geiste der Menschlichkeit getragenen Strafrechtspflege gehört. 

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben in Ausübung 
des Gnadenrechtes mit Allerhöchster Entschließung vom 
24. November 1902 das Justizministerium ermächtigt, die 
Gerichte anzuweisen, in allen berücksichtigenswerten Fällen 
von Verurteilungen Jugendlicher im Sinne der §§ 2 und 411 
St.P.O. Gnadenanträge zu stellen. 

Hiebei ist von folgenden Grundsätzen auszugehen : 

1, In erster Linie sind jene Unmündigen im Alter von 
10 bis 14 Jahren zu berücksichtigen, die auf Grund der Be- 
stimmung des § 269 a St.G. wegen an sich verbrecherischer 
Handlungen von den Gerichten zu bestrafen sind, bei denen 
jedoch nach den Umständen des Falles weder der Vollzug 
der gemäß § 270 St.G. auszusprechenden Verschließ ung noch 
die Abgabe in eine Besserungsanstalt gemäß § 8 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, R.G.B1. Nr. 89, dem Strafrechtszwecke 
förderlich erscheint. Zurückgebliebene körperliche und gei- 
stige Entwicklung, auf das jugendliche Alter zurückzuführende 
Beweggründe zur Tat, Beue, ausreichende häusliche Zucht 
werden genügende Anhaltspunkte dafür geben, ob der Ver- 
urteilte des gnadenweisen Erlasses der Strafe würdig erscheint. 

2. Ais nächste Altersstufe kommt jene vom 14. bis 
zum vollendeten 16. Lebensjahr in Betracht. In der Regel 
ist daran festzuhalten, daß der Verurteilte noch nicht ge- 
richtlich vorbestraft sein und daß die ausgesprochene und 
nachzusehende Strafe 3 Monate Freiheitsstrafe oder 500 Kronen 
Geldstrafe nicht überschreiten darf. 

Nur in Ausnahmefällen, wenn eine Vorbestrafung ganz 
geringfügiger Natur war, ist von der Voraussetzung der Un- 
bescholtenheit abzugehen, allgemein ist aber zu beachten, 
daß es nicht bloß auf die formelle Tatsache des Mangels an 
einer Vorstrafe, sondern vorzüglich auf eine vorausgegangene 
sittliche und ehrliche Lebensführung ankommt. 

Das Gericht muß aus den Umständen des Falles die 
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Überzeagung eiflangt haben, daO es im gegebenen Falle des 
Strafvollzuges nicht bedarf. Die Art und Schwere der straf* 
baren Handlung, ihre Nebenumstätide, ihre Beweggründe, das 
der Tat folgende Verhalten des Täters werden einer sorgfäl- 
tigen Prüfung zu unterziehen sein. 

3. Unter den unter 2 bezeichneten Voraussetzungen 
können auch Jugendliche im Alter vom 16. bis zum voll- 
endeten 18. Lebensjahre der gnadenweisen Strafnachsicht 
empfohlen werden , wenn sie infolge zurückgebliebener Ent- 
wicklung in bezug auf Verstand und Willenskraft Jugend- 
lichen der erwähnten Altersstufen gleichzuachten sind. 

4. Das Verfahren richtet sich im allgemeinen nach den 
im § 411 St.P.O. gegebenen Vorschriften. Es ist jedoch ein 
Gnadengesuch des Verurteilten nicht abzuwarten, das Gericht 
hat vielmehr entweder sofort anläßlich der Urteilsfällung 
oder aber nach derselben von amtswegen bei Vorhandensein 
der Voraussetzungen: Beschluß über die Frage zu fassen, ob 
die gnadenweise Nachsicht der ausgesprochenen Strafe zu be- 
antragen sei. Soweit dies ohne Verzögerung des Verfahrens 
möglich ist, sind die gesetzlichen Vertreter des verurteilten 
Jugendlichen einzuvemehmen und zur Äußerung aufzufordern, 
jedenfalls sind jene Umstände festzustellen, die zur Stellung 
des Gnadenantrages Anlaß geben. 

Da es sich hier um die Durchführung von Weisungen 
handelt, die in Ausübung des in Art. 13 des Staatsgrnnd- 
gesetzes über die richterliche Gewalt vom 21. Dezember 1867, 
R.G.Bl. Nr. 144, vorgesehenen Gnadenrechtes ergehen, so ist 
in jedem Falle der Stellung eines Gnadenantrages dieser Art 
mit dem Strafvollzuge innezuhalten. 

Fälle von Untersuchungshaft während des Verfahrens 
über den Gnadenantrag sind der Natur der Sache nach kaum 
denkbar. Keinesfalls darf die Rücksicht auf die Ungewißheit des 
Strafvollzuges eine durch die Fürsorge für das Wohl des Jugend- 
lichen gebotenen Veränderung des Aufenthaltsortes hindern. Es 
wird in diesem Falle regelmäßig genügen, wem sich das Urteils- 
gericht Kenntnis von dem jeweiligen Aufenthaltsorte verschafft. 

5. Findet das Urteilsgericht einen Gnadenantrag im 
Sinne der vorstehenden Bestimmungen zu stellen, so ist mit 
der Abgabe der vorgeschriebenen Straf karte an das Straf- 
registeramt bis zur Erledigung des Gnadenantrages innezuhalten. 

Tritt sodann die gnadenweise Strafnachsicht ein, so ist in 
Spalte 18 der Strafkarte dieser Umstand deutlich ersichtlich 
zu machen und die Strafkarte an das Kegisteramt abzugeben. 

Die genaue Befolgung dieser Vorschrift ist wesentlich, 
weil hiedurch die Gerichte in die liage kommen, in Fällen 
neuerlicher Straffälligkeit, eines begni^gten Jugendlichen von 
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diesem für die Btrafbemeflsung bedentsamen Umstände Eeoiit- 
nis zu erlangen. 

6. In besonders rücksichtswerten auf öffentlidbe Anklage zu 
verfolgenden Fällen Ueibt es den Gerichten, beziehungsweise den 
Staatsanwälten unbenommen, die Akten des Strafverfahrens im 
Sinne des § 2 St P.O., Absatz 4, vorzulegen. Jeder gerichtlichen 
Vorlage hat die Anhörung der Staatsanwaltschaft vorauszugeben. 

unberührt bleiben hiedurch die Vorschriften über die Be- 
handlung von Gnadengesuchen, insbesondere von solchen, 
die nur eine teilweise Strafnachsicht oder eine Strafumwand- 
lung zum Gegenstand haben. 

7. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund- 
machung in Kraft und erstreckt sich auch auf Strafurteile, die vor 
diesem Zeitpunkte ergangen, jedoch noch nicht vollstreckt sind. 

B. Im Verordnungsblatte von 1902, S.366, ist fer- 
ner folgende „Mitteilung" enthalten: 

Das Justizministerium hat den Erlaß vom 28. Dezem- 
ber 1902, Z. 27 054, an sämtliche Oberlandesgerichtspräsidien 
und Oberstaatsanwaltschaften gerichtet: 

Um einzelnen irrigen Anschauungen zu begegnen, die in 
Ansehung der Verordnung vom 25. November 1902, J.M.V.Bl. 
Nr. 51, betreffend die Begnadigung verurteilter Jugendlicher 
aufgetaucht sind, sieht sich das Justizministerium zu folgenden 
auftlärenden Bemerkungen veranlaßt: 

1. Was den Zeitpunkt betrifft, in welchem über einen 
allfällig^n Gnadenantrag Beschluß zu fassen ist, so setzt aller- 
dings ein d e f i n i t i V e r Gnadenantrag im Sinne des § 41 1 St.P.O. 
Rechtskraft des Urteiles voraus. Doch kann es zweckmäßig 
sein, unter dem frischen Eindruck der Hauptverhandlung, 
in welcher alles für die Schuld- und Straffrage Wesentliche 
erörtert worden sein muß, sofort nach der UrteilsfäUung ' 
einen vorläufigen Beschluß über die Begnadigungsfrage zu 
fassen. Bleibt das Urteil unangefochten, so wird däe^ier Be- 
schluß ohne weiteres definitiv. Wird aber ein Bechtsmittel 
gegen das Urteil erhoben — und entfallen nicht infolge Ent- 
scheidung der Bechtsmittelinstanz ohnehin die taxativen Vor- 
aussetzungen für einen Gnadenantrag — so ist dem nunmehr 
zu fassenden definitiven Beschlüsse jene Gestaltung des Urteils 
zugrunde zu legen, in der es rechtskräftig wurde. Es ist 
also jenes Bild der Tat, welches die Beruf ungsverhandlung 
in Übertretungssachen bietet, es sind die von der Berufungs- 
instanz angenommenen Erschwerungs- und Milderungsumstände 
zu berücksichtigen, was insbesondere wegen der Triebfeder 
zur Tat von Wichtigkeit sein kann. 

2. Der Staatsanwaltschaft ist nur die im § 4U StP.O. 
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und Z. 6 der Verordnung vorgexeichnete Stellang vorbehalten, 
eine Antragstellung derselben in öffentlicher Hauptverhand- 
lung ist unbedingt unzulässig. 

3. Was den einstweiligen Aufschub des Strafvollzuges 
betrifft, so ist es Sache des Vorsitzenden (Einzelrichters), im 
Falle eines sofortigen Beschlusses auf Stellung eines Onaden- 
antrages, oder wenn ein solcher nach Maßgabe des Ergeb- 
nisses allfälliger Erhebungen vorläufig in Aussicht genommen 
wurde, in einer entsprechenden Form, ohne Mitteilung des 
gefaßten Beschlusses, dem verurteilten Jugendlichen bekannt 
zu geben, daß er in Ansehung des Strafvollzuges die weiteren 
Weisungen abzuwarten habe. 

4. Es ist in Z. 4 der Verordnung darauf hingewiesen 
worden, daß Fälle von Untersuchungshaft bei gnaden würdigen 
Jugendlichen kaum denkbar seien. Dabei wurde von der 
Voraussetzung ausgegangen, daß sich die Gerichte und Staats- 
anwaltschaften die gesetzlichen Vorschriften über die Unter- 
suchungshaft und die Weisungen der Verordnungen vom 
12. Dezember 1900, J.M.V.B1. Nr. 45, vor Augen halten. 

Es ist klar, daß die Absichten der Allerhöchsten Ent- 
schließung vom 24. November 1902 nur dann vollkommen 
erreicht werden können, wenn bei Jugendlichen, auf welche 
die Voraussetzungen der Verordnung zutreffen, nach Möglich- 
keit auch die Verhängung der Untersuchungshaft vermieden 
wird. Bei solchen Jugendlichen wird kaum jemals in Wirk- 
lichkeit Fluchtgefahr vorliegen, und eine allenfalls begründete 
Verabredungsgefahr endet mindestens mit der Schöpfung des 
Urteiles. Besteht diese Gefahr nur mit Rücksicht auf ein<^ 
zelne Beschuldigte, so liegt es in der Natur der Sache, daß 
nicht stets gegen alle Beteiligte die Haft verhängt werden 
muß, daß diese Maßregel vielmehr auf die verderbteren zu 
beschränken sei, von welchen nach dem Vorausgegangenen 
eine Beeinflussung zu erwarten ist. 

5. In den gemäß § 7 der Verordnung vom 5. März 1853, 
R.G.B1. Nr. 44, § 1 und 2 der Verordnung vom 15. Juni 1888; 
R.G.B1. Nr. 91, und Z. 6 der Verordnung vom 8. Dezem- 
ber 1897, J.M.V.Bl. Nr. 47, an die politischen Behörden beim 
Strafantritt zu übersendenden Strafkarten ist im Falle er- 
folgter Begnadigung infolge des Wegfalles des Strafantrittes 
nach Einlangen des Allerhöchsten Gnadenaktes die Tatsache 
der Begnadigung in der Spalte 18 (mit allfälliger Benützung 
der Spalte 20) ersichtlich zu machen. 

Von den Umständen des einzelnen Falles hängt es ab, 
ob neben der angemessenen Ermahnung des Jugendlichen bei 
Kundmachung des Allerhöchsten Gnadenaktes die Beiziehung 
des geietxUohen Vertreters, von Personen, denen die Obhut 
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über den Jugendlichen anvertraut ist, die Verständigung des 
Yormundschaftsgeriobtes (insbesondere in den Fällen der Ver- 
ordnungen vom 10. November 1893, J.M.V.B1. Nr. 31, und 
3. Dezember 1899, J.M.V.Bl. Nr. 49) oder eine sonstige Für- 
sorgemaßregel zu erfolgen hat. 

Die Begnadigung ist selbstverständlich in den B^gistem 
Z und U der Gerichte und im Anklagevormerke der Staats- 
anwaltschaften anzumerken, während die auf den Strafantritt 
bezüglichen Spalten leer bleiben. 

6. Handelt es sich um Straftaten, bei welchen die Ver- 
urteilung Bechtsfolgen im Sinne des Strafgesetzes nach sich 
zieht, so hat das erkennende Gericht bei Stellung des Gnaden- 
antrages sich auch darüber zu äuOern, ob und inwieweit auch 
die gnadenweise Nachsicht dieser Bechtsfolgen beantragt wird. 

7. Die eingangs erwähnte Verordnung bezieht sich nach 
ibrem Inhalte nur auf Verurteilte, die ihre Strafe noch nicht 
angetreten haben. Ergibt sich bei Jugendlichen, an welchen 
die Strafe bereits vollzogen wird, daß die Voraussetzungen 
einer Begnadigung im Sinne der Verordnung vorhanden ge- 
wesen wären, so ist auf Z. 6, zweiter Absatz, der Verordnung 
zu verweisen. Allfällige Gnadengesuche, welche solche Ver- 
urteilte oder ihre gesetzlichen Vertreter anbringen, sind nach 
§ 411 St.P.O. zu behandeln und im Falle ihrer Befürwortung 
nach den bisherigen Vorschriften vorzulegen. 

C. Über die Begnadigung jugendlicher Sträflinge 
ergingen weitere Erlässe vom 18. Januar 1903, welche auf 
Seite 21 f. des Just.Min.Vdg8.Bl. mitgeteilt sind; vgl. das. 
Jahrg. 1904, S. 132. 



Anhang 5. Pressgesetzgebung. 

A. Pressgesetz vom 17. Dezember 1862, R.GJB. 
für 1863, Nr. 6. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Beichs- 
rates finde ich anzuordnen, wie folgt: 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen. 
§ 1. Die mit dem Patente v. 27. Mai 1852 ein- 
geführte PreßordnuDg wird samt den darauf bezüg- 
lichen Nachtragsbestimmungen aufgehoben und es soll 
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künftig der Grebrauch der Presse nur durch das gegen- 
wärtige Preßgesetz und die bestehenden Strafgesetze, 
soweit sie nicht durch die nachfolgenden Bestimmungen 
eine Abänderung erleiden, geregelt werden. 

Meine Behörden, der Beichsrat, die Landtage und 
Landesausschüsse, sind bezüglich derjenigen Druck- 
schriften, die sie in ihrem gesetzlichen Wirkungskreise 
veröffentlichen, an die Bestimmungen des zweiten Ab- 
schnittes dieses Preßgesetzes nicht gebunden. 

§ 2. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch 
auf die unter der Militärgerichtsbarkeit stehenden Per- 
sonen Anwendung, unbeschadet jedoch der besonderen 
Vorschriften, welche für dieselben in Ansehung der 
Disziplin bestehen. 

§ 3. Das Recht zur Erzeugung, zum Verlage von 
Druckschriften und zum Verkehre mit denselben wird 
durch die Qewerbegesetze geregelt. 

Es steht aber jedermann frei, von ihm allein oder 
unter Mitwirkung anderer, jedoch nach einem' von 
ihm entworfenen selbständigen Plane verfaßte Schriften 
in Selbstverlag zu nehmen und in seiner Wohnung 
oder einem anderen ausschließlich dazu bestimmten 
Lokale für eigene Rechnung zu verkaufen. 

Von der Eröffnung eines solchen Lokales ist jedoch 
der Sicherheitsbehörde vorläufige Anzeige zu erstatten. 
Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift ist als Übertretung 
mit einer Geldstrafe von 10 bis 100 Gulden zu ahnden. 

Das Recht zur Herausgabe einer periodischen 
Druckschrift (§ 10) schließt auch das Recht zum Ver- 
lage derselben in sich. 

Übrigens kann die politische Landesstelle den 
Verkauf periodischer Druckschriften, die Sicherheits- 
behörde des Ortes aber den Verkauf von Schulbüchern, 
Kalendern, Heiligenbildern, Gebeten und Gebetbüchern 
bestimmten Personen für einen zu bezeichnenden Bezirk 
auf Widerruf bewilligen. 

S. hiezu § 2 des Gesetzes v. 9. Juli 1894,- unten sub B. 
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Gegen Buchdrucker, Buchhändler und andere In- 
haber eines der im [§ 16, Z. 1, derGrewerbeordnung v. 20. 
Dez. 1859] aufgezählten Gewerbe kann die Entziehung 
der Gewerbeberechtigung außer dem Vollzuge eines 
Straferkenntnisses wegen Verletzung der allgemeinen 
Straf- oder Steuergesetze nur dann verhängt werden : 

a) wenn der Gewerbetreibende wegen des Inhaltes 
einer von ihm gewerbemäßig erzeugten, verlegten 
oder verbreiteten Druckschrift eines Verbrechens, 
oder wenn derselbe aus Anlaß einer solchen 
Schrift nach dem allgemeinen Strafgesetze oder 
wegen Vernachlässigung der pflichtmäßigen Ob- 
sorge und Aufmerksamkeit innerhalb des Zeit- 
raumes von zwei Jahren dreimal eines Ver- 
gehens oder einer Übertretung schuldig erkannt; 

b) wenn derselbe nicht wegen des Inhaltes einer 
Druckschrift, sondern wegen einer andern im 
[§ 7 der Gewerbeordnung v. 20. Dez. 1859] er- 
wähnten Handlung verurteilt worden ist, und 
nach der Beschaffenheit des Gewerbes und der 
Natur der begangenen strafbaren Handlung 
unter den gegebenen Umständen von dem Fort- 
betriebe des Gewerbes Mißbrauch zu besorgen bt 

Die Entziehung des G^werbebefugnisses darf in 
den Fällen des Absatzes a) nur von dem venu'- 
teilenden Gerichte und in der Regel nur für die 
Dauer eines Jahres, dann aber für immer ausge- 
sprochen werden, wenn die in jenem Absätze festge- 
stellten Voraussetzungen bei einem der gedachten 
Gewerbetreibenden eintreten, über welchen die zeit- 
liche Entziehung der Gewerbekonzession schon einmal 
verhängt wurde. 

In den im Absätze b) bezeichneten Fällen hin- 
gegen kann die Entziehung des (Jewerbebefugnisses 
von der Gewerbebehörde, und zwar sowohl für eine 
bestimmte Zeit^ als auch für immer, jedoch nur inner- 
halb drei Monaten, vom Eintritte der Becbtskraft 
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des die Entziehung bedingenden Erkenntnisses an 
gerechnet, verhängt werden. 

Seit der Novelle v. 15. März 1883 haben die zitierten §§ 
der Gew. Odg. die Nummern 15, Z. 1 u. 2, und 5. Sie sind 
mit den wichtigsten Bestimmungen des Preßgewerberechtes 
unten sub D abgedruckt. 

Der Verlust des Gewerbes für die in § 15 Z. 2 Gew. Odg. 
genannten Unternehmungen von Leihanstalten und Lesekabi- 
netten regelt sich nach § 138 Gew. Odg. 

§ 4. Alles, was in diesem Gesetze bezüglich der 
Druckschriften angeordnet wird, hat nicht bloß für 
die Erzeugnisse der Druckerpresse, sondern auch für 
alle durch was immer für mechanische oder chemische 
Mittel vervielfältigte Erzeugnisse der Literatur und 
Kunst zu gelten. 

Vgl. Kundm. Pat. z. St.G. Art. U al. 2. 

§ 5. Wenn in diesem Gesetze dem Drucker eine 
Verpflichtung oder Verantwortlichkeit auferlegt wird, 
so ist darunter der Inhaber der Druckerei, oder, so- 
ferne er zur Besorgung derselben einen durch die 
Behörde genehmigten Geschäftsleiter bestellt hat, der 
letztere zu verstehen. 

Besteht ein solcher G^schäftsleiter, so sind die 
Geld- und Arreststrafen gegen diesen, die ersteren je- 
doch unter Haftung des Gewerbeinhabers zu ver- 
hängen. Wenn nach dem Gesetze die Entziehung 
der Gewerbeberechtigung einzutreten hätte, so findet 
diese nur dann statt, wenn die Übertretung mit dem 
Vorwissen des Gewerbeinhabers begangen wurde, und 
derselbe in der Lage war, die Übertretung zu ver- 
hindern. Fällt diese dem verantwortlichen Geschäfts- 
leiter zur Last, so ist dessen Beseitigung von dem 
Betriebe des Gewerbes auszusprechen. 

Vgl. Gewerbe-Odg. § 139. 

Die hier angeführten Bestimmungen sind auch in 
Beziehung auf die Verpflichtungen und die Verant- 
wortlichkeit anzuwenden, welche in diesem Gresetze 
dem Verlor auferl^ werden. 
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§ 6. Als Verbreitung kann im Sinne dieses Ge-^ 
setzes nur der Vertrieb, Verschleiß oder die Verteilung 
von Druckschriften, sowie das Anschlagen, Aufhängen 
oder Auflegen derselben an öffentlichen Orten, in Lese- 
vereinen, Leihbibliotheken u. dgl. angesehen werden. 

§ 7. Als eine periodische Druckschrift ist jene 
anzusehen, welche wenigstens einmal im Monate, wenn 
auch in ungleichen Zeitabschnitten, erscheint. 

Darunter sind jedoch in Lieferungen erscheinende 
Werke, die ein abgeschlossenes Ganzes zu bilden be- 
stimmt sind, nicht begriffen. 

Als zugehöriger Bestandteil eines Blattes oder 
Heftes ist jede Beilage anzusehen, die mit demselben 
gleichzeitig ausgegeben und nicht abgesondert im Prä- 
numerationswege veräußert wird. 

Dagegen müssen in Ansehung aller Blätter^ 
welche sich ihrem Inhalte nach als selbständige pe- 
riodische Druckschriften darstellen und im Prä- 
numerationswege abgesondert veräußert werden, die 
für das Erscheinen periodischer Druckschriften ge- 
setzlich vorgezeichneten Bedingungen auch dann ab- 
gesondert erfüllt werden, wenn sie in der Form von 
Beilagen einer anderen periodischen Druckschrift oder 
mit demselben Titel ausgegeben werden, unter welchem 
diese erscheint. 

§ 8. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Ge- 
setzes finden auf strafbare Handlungen , welche vor 
dem Tage, an dem seine Wirksamkeit beginnt, be- 
gangen wurden, nur insoferne Anwendung, als der 
Schuldige nach den bisherigen Gesetzen einer strengeren 
Behandlung unterliegen würde. 

Zweiter Abschnitt. 

Bestimmungen zur Aufrechterhaltung der Ordnung in 
Presssachen. 

§ 9. Auf jeder Druckschrift muß nebst dem 
Druckorte der Name (die Firma) des Druckers und 
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der des Verlegers oder bei periodischen Druckschriften 
statt des letzteren der des Herausgebers angegeben 
werden. 

Von dieser Verpflichtung findet eine Befreiung 
nur rücksichtlich solcher Erzeugnisse der Presse statt, 
welche lediglich den Bedürfnissen des Gewerbes und 
Verkehres oder des häuslichen und geselligen Lebens 
zu dienen bestimmt sind, wie: Formulare, Preiszettel, 
Visitkarten usw. 

Jedes Blatt (Nummer) oder Heft einer perio- 
dischen Druckschrift hat überdieß auch den Namen 
wenigstens eines verantwortlichen Redakteurs zu ent- 
halten. 

Die Nichtbeachtung der in diesem Paragraphe vor- 
gezeichneten Vorschriften ist an dem Drucker als 
Übertretung mit 20 bis 200 fl., eine wissentlich falsche 
Angabe aber ist an jedem Schuldtragenden als Ver- 
gehen mit der erwähnten Geldstrafe und überdies 
mit Arrest von einer Woche bis zu einem Monate zu 
bestrafen. 

§ 10. Wer eine periodische Druckschrift heraus- 
zugeben beabsichtiget, hat dieses vorläufig dem 
Staatsanwälte und der landesfürstlichen Sicherheits- 
behörde des Bezirkes, in welchem der Ort der Heraus- 
gabe gelten ist, anzuzeigen: 

Diese Anzeige hat Folgendes zu enthalten. 

1. Die Bezeichnung (den Titel) der periodischen 
Druckschrift, die Zeitabschnitte ihres Erscheinens und 
einen Überblick der Gegenstände (Programm), welche 
sie zu behandeln bestimmt ist. 

2. Den Namen und Wohnort eines verantwort- 
lichen Redakteurs, und wenn deren mehrere auf dem 
Blatte genannt werden sollen, die Namen und Wohn- 
orte aller nebst der Nach Weisung, daß ihre Eigen- 
schaften und Verhältnisse den im ersten Absätze des 
§ 12 dieses Gesetzes vorgezeichneten Bedingungen 
entsprechen. 
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3. Den Namen und Wohnort des Druckers, sowie 
jenen des Verlegers, wenn derselbe vom Herausgeber 
verschieden ist. 

Tritt während der Herausgabe einer periodischen 
Druckschrift in einem dieser Punkte eine Veränderung 
ein, so ist hievon in der Regel noch vor der weiteren 
Herausgabe, wenn aber die Veränderung eine unvor- 
hergesehene ist, binnen drei Tagen die Anzeige an 
die genannten Behörden zu machen. 

Sind die in der Anzeige über die bevorstehende 
Hinausgabe einer periodischen Druckschrift ent- 
haltenen Angaben und Nachweise unvollständig oder 
nicht genügend, so ist der Anzeiger von der Sicher- 
heitsbehörde unter Hinweisung auf die Bestimmung 
des § 11 zur Ergänzung aufzufordern; findet da- 
gegen die Sicherheitsbehörde den Ausweis vollkommen 
entsprechend, so setzt sie den Anzeiger hievon in 
Kenntnis [und weist ihn, wenn die Verpflichtung zur 
Kautionsleistung eintritt, zum Erläge derselben an, 
über dessen Vollzug er sich vor Beginn der Heraus- 
gabe bei dem Staatsanwälte und der Sicherheitsbe- 
hörde auszuweisen hat] 

Wird binnen acht Tagen von Seite der Sicher- 
heitsbehörde über die geschehene Anzeige oder über 
die Ergänzung derselben nichts verfügt, so kann [falls 
die Kaution, wo die Verpflichtung dazu eintritt, er- 
legt und der Erlag ausgewiesen wurde,] mit der 
Herausgabe der periodischen Druckschrift begonnen 
werden. 

Der Erlag der Kaution entfällt gemäß § 1 des Ges. vom 
9. Juli 1894, unten sub B. 

§ 11. Wird mit der Herausgabe einer periodischen 
Druckschrift [vor dem Erläge der Kaution oder] vor 
Ablauf der im letzten Satze des § 10 bezeichneten 
Frist begonnen oder wird die vorgeschriebene An- 
zeige über eine während der Herausgabe eingetretene 
Veränderung binnen der im § 10 bezeichneten Frist 
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nicht erstattet, so sind der Herausgeber, Verleger, 
Redakteur und Drucker, soweit ihnen ein Verschulden 
zur Last fällt, einer Übertretung schuldig, welche 
mit einer Geldstrafe von 50 bis 200 fl. zu ahnden ist 

Enthielt die Anzeige falsche Angaben oder 
wurde ein gesetzlich Unfähiger (§12, zweiter Absatz) 
als Redakteur namhaft gemacht und ist darauf die 
Herausgabe der periodischen Druckschrift begonnen 
worden, oder leidet die Anzeige über eine während 
der Herausgabe eingetretene Veränderung an einem 
dieser Gebrechen, so sind die oben angeführten Per- 
sonen, insoferne ihnen die Unwahrheit der Angaben 
oder die Unfähigkeit des Redakteurs bekannt war, 
eines Vergehens schuldig und nebst einer Geldstrafe 
von 50 bis 500 fl. mit Arrest von einer Woche bis 
zu einem Monate zu bestrafen. 

In beiden angeführten Fällen kann die Heraus- 
gabe der Druckschrift bis zur Erfüllung der gesetz- 
lichen Bedingungen, und zwar im Falle des ersten 
Absatzes durch die Sicherheitsbehörde, im Falle des 
zweiten Absatzes durch das Gericht bei Einleitung 
der Untersuchung oder im Verlaufe derselben einge- 
stellt werden. 

Eine gegen die Einstellung erhobene Beschwerde 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 12. Verantwortlicher Redakteur einer perio- 
dischen Druckschrift kann nur ein österreichischer 
Staatsbürger sein, welcher eigenberechtigt ist und am 
Orte ihres Erscheinens seinen Wohnsitz hat 

Gesetzlich unfähig zur Führung der verantwort- 
lichen Redaktion einer periodischen Druckschrift sind 
jene, welche durch das Gemeindegesetz wegen be- 
gangener strafbarer Handlungen von der Wählbar- 
keit für die Gemeindevertretung ausgeschlossen sind. 

Die wegen eines Verbrechens in Untersuchung 
gezogenen Personen sind nur während der Dauer 
der gerichtlichen Verwahrung oder der Untersuchungs- 
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haft zur Führung der verantwortlichen Redaktion 
einer periodischen Druckschrift gesetzlich unfähig. 

Die neue Fassung dieses § beruht auf Art. I d. Ges. 
V. 15. Oktober 1868, E.G.B. Nr. 142. 

Wählbarkeit f. d. Gemeindevertretung: s. die 
Note £u § 26 St.G., o. S. 50 f., u. § 6 d. Nov. v. 1867, o. 
S. 235 f. 

§§ 13 — 16 behandelten die für periodische Druckschriften 
zu erlegende Kaution und wurden aufgehoben durch die 
Novelle v. 9. Juli 1894, unten sub B. 

§ 17. Von jedem einzelnen Blatte oder Hefte 
einer periodischen Druckschrift hat der Drucker zu- 
gleich mit dem Beginne der Austeilung oder Ver- 
sendung, von jeder anderen Druckschrift aber, welche 
nicht unter die Ausnahme des § 9 fällt und nicht 
mehr als fünf Bogen im Drucke betragt, wenigstens 
vierundzwanzig Stunden vor der Austeilung oder 
Versendung bei der Sicherheitsbehörde des Ausgabe- 
ortes, und an Orten, wo ein Staatsanwalt seinen 
Sitz hat; auch bei diesem ein Exemplar zu hinter- 
legen. 

Doch kann die Austeilung oder Versendung von 
Druckschriften letzterer Art mit Zustimmung der 
Sicherheitsbehörde, bezüglich der Staatsanwaltschaft, 
auch vor Verlauf der Frist von vierundzwanzig 
Stunden stattfinden. 

Die Nichtbeachtung der Vorschriften dieses Para- 
graphes ist am Drucker als Übertretung mit einer 
Geldstrafe von 10 bis 100 fl. zu ahnden. 

^S^* §§ 6 u. 7 der Amtsinstruktion, unten sub C. 

§ 18. Von jeder zum Verkaufe bestimmten Druck- 
schrift, welche im Inlande verlegt oder gedruckt wird, 
ist, insoferne sie nicht unter die im § 9 erwähnten Aus- 
nahmen fällt, an das Staatsministerium, an das Polizei- 
ministerium, an die k. k. Hof bibliothek und an jene 
üniversitäts- oder Landesbibliothek, welche durch be- 
sondere Kundmachung in jedem Verwaltungsgebiete 
als hiezu berechtiget bezeichnet wird, je ein Pflichte 
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exemplar zu überreichen. Von jeder periodischen 
Druckschrift ist überdies ein Pflichtexemplar an den 
Chef des Verwaltungsgebietes, in welchem die Druck- 
schrift erscheint, einzusenden. 

Die Zusendung dieser Pflichtexemplare, welche die 
Portofreiheit genießt, hat bei periodischen Druck- 
schriften in den regelmäßigen Zeitabschnitten ihres 
Erscheinens, bei anderen Druckschriften aber binnen 
längstens acht Tagen, von der Ausgabe der Schrift 
an gerechnet, zu geschehen, und es werden bei Druck- 
werken von besonders kostspieliger Ausstattung die 
wirklich bezogenen Pflichtexemplare mit dem nach 
besonderer Anordnung zu ermäßigenden Preise ver- 
gütet werden. 

Die Ablieferung der Pflichtexemplare liegt dem 
Verleger, bei Druckschriften aber, auf welchen ein 
gewerbemäßiger Verleger nicht oder fälschlich genannt 
ist, oder welche im Auslande verlegt werden, dem 
Drucker ob. 

Die Nichtbeachtung der diesfälligen Vorschrift 
wird an dem Verleger oder Drucker als Übertretung 
mit einer Geldstrafe von 5 bis 50 fl. geahndet, deren 
Erlag jedoch von der Pflicht zur Ablieferung des 
Exemplares nicht befreit. 

An die stelle des Staatsministeriums trat das ^Mi- 
nisterium des Innern" (Vdg. v. 11. März 1867, R.G.B. 
Kr. 49). Dieses führt jetzt auch die Agenden des ehemaligen 
Polizeiministeriums (Vdg. v. 15. Febr. 1870, R.G.B. Nr. 12). 
Einige Erlässe über die heute bezugsberechtigten Behörden 
(diese Erlässe von sehr fragwürdiger Giltigkeit) und über die 
Ersatzleistung für kostspielige Werke s. in der Manz'schen 
Ausgabe. 

^S^- §§ 3 — 10 ^^^ Amtsinstruktion, unten sub C. 

§ 19. In eine periodische Druckschrift muß jede 
Berichtigung der darin mitgeteilten Tatsachen auf 
Verlangen einer Behörde oder beteiligten Privatperson 
in das nach gestelltem Begehren zunächst erscheinende 
oder zweitfolgende Blatt oder Heft» und zwar sowohl 

Löffler, Strafrecht. I. 17 
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bezüglich des Ortes der Einreihung, als auch bezüg- 
lich der Schrift (Lettern) ganz in derselben Weise 
aufgenommen werden, in welcher der zu berichtigende 
Artikel zum Abdrucke gebracht war. 

Ämtliche Berichtigungen sind stets, jene von 
Privatpersonen nur insoferne unentgeltlich aufzu- 
nehmen, als der Umfang derselben das zweifache 
Maß des Artikels, gegen den sie gerichtet sind, nicht 
übersteigt; im entgegengesetzten Falle sind für das 
Mehr die üblichen Einrückungsgebühren zu entrichten. 

Über das Begehren um Aufnahme einer Berichti- 
gung ist auf Verlangen eine Bescheinigung auszustellen. 

Der obige Text des § 19 beruht anf Art. 11 des Ges. v. 
15. Oktbr. 1868, Nr. 142 R.Q.B. 

§ 20. Eine periodische Druckschrift, welche An- 
zeigen (Inserate) aufnimmt, kann verhalten werden, 
ämtliche Erlässe, welche zur Veröffentlichung von der 
Behörde zugemittelt werden, jedoch nur gegen Ver- 
gütung der üblichenEinrückungsgebühren aufzunehmen. 

Verfügungen und Erkenntnisse der Strafgerichte, 
welche infolge einer wegen des Inhaltes einer periodi- 
schen Druckschrift eingeleiteten Untersuchung erflossen 
sind, müssen über den auf Verlangen des Staats- 
anwaltes oder Privatanklägers ergangenen Auftrag des 
Gerichtes in dem nächsten Blatte oder Hefte dieser 
Druckschrift, und zwar auf der ersten Seite desselben 
kostenfrei aufgenommen werden. 

§ 21. Die grundlose Weigerung des verantwort- 
lichen Redakteurs einen in Gemäßheit der Bestimm- 
ungen der §§19 und 20 des Preßgesetzes zur Auf- 
nahme mitgeteilten Aufsatz in der gesetzlich vorge- 
schriebenen Art und Zeit abdrucken zu lassen, ist 
als eine Übertretung mit einer Geldstrafe von 20 bis 
200 fl. zu belegen. 

Der Richter hat über das diesfällige Begehren 
ohne Verzug, wo möglich binnen vierundzwanzig 
Stunden zu erkennen. Ein gegen den Teil des Er- 
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kenntnisses, welcher die Verpflichtung der Aufnahme 
ausspricht, ergriffenes Rechtsmittel hat keine auf- 
schiebende Wirkung. Auch hat das Gericht die Ein- 
stellung der Druckschrift bis zur Erfüllung der Ver- 
pflichtung zu verfügen. 

Der obige Text des § 21 beruht auf Art. 11 deh Gesetzes 
V. 15. Oktbr. 1868, Nr. 142 R.G.B. 

§ 22. Alle in den §§19 und 20 bezeichneten 
Schriftstücke müssen unverändert und ohne Ein- 
schaltung irgend einer Art abgedruckt werden. 

Periodische Druckschriften, welche eine ämtliche 
Berichtigung oder eines der im § 20 erwähnten Schrift- 
stücke aufzunehmen verpflichtet sind, dürfen in dem- 
selben Blatte oder Hefte, in welchem der Abdruck 
erfolgt, weder Zusätze noch Bemerkungen über den 
Inhalt dieser Veröffentlichung aufnehmen. 

Dem Abdrucke von Verfügungen oder Erkennt- 
nissen der Strafgerichte, deren Veröffentlichung durch 
die Presse infolge richterlichen Auftrages zu geschehen 
hat, dürfen derlei Bemerkungen oder Zusätze auch 
in solchen periodischen Druckschriften nicht beigefügt 
werden, welche die Veröffentlichung unternommen 
haben, ohne hiezu verpflichtet zu sein. 

Die Verletzung dieser Vorschriften ist als Über- 
tretung mit einer Geldstrafe von zwanzig bis zwei- 
hundert Gulden zu belegen. 

§ 23. Das Hausieren mit Druckschriften , das 
Ausrufen, Verteilen und Feilbieten derselben außer- 
halb der hiezu ordnungsmäßig bestimmten Lokalitäten 
und das Sammeln von Pränumeranten oder Sub- 
skribenten durch Personen, welche nicht mit einem 
hiezu von der Sicherheitsbehörde besonders ausgestellten 
Erlaubnisscheine versehen sind, ist verboten. 

Ebenso ist das Aushängen oder Anschlagen von 
Druckschriften in den Straßen oder an anderen öffent- 
lichen Orten ohne besondere Bewilligung der Sicher- 
heitsbehörde untersagt. 

17* 
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Dieses Verbot bezieht sich jedoch nicht auf Kund- 
machungen von rein örtlichem oder gewerblichem Inter- 
esse, als: Theaterzettel, Ankündigungen von öflPent- 
lichen Lustbarkeiten, von Vermietungen, Verkäufen 
u. dgl. Doch dürfen auch solche Ankündigungen 
nur an den von der Behörde hiezu bestimmten Plätzen 
angeschlagen werden. 

Die Verletzung dieser Vorschriften wird an dem 
Schuldtragenden als Übertretung mit einer Geldstrafe 
von 5 bis 200 fl. bestraft. Die bei ungesetzlicher 
Verbreitung ergriffenen und die verbotswidrig ange- 
schlagenen Druckschriften unterliegen dem Verfalle. 

Vgl. §§ 12 — 16 der unten folgenden Amtsinstruktion ; s. 
auch unten sub D, d. 

§ 24. Wer eine Druckschrift ungeachtet des durch 
richterliches Erkenntnis ausgesprochenen, gehörig kund- 
gemachten Verbotes, oder wer wissentlich eine mit Be- 
schlag belegte Druckschrift weiter verbreitet, oder deren 
Inhalt durch den Druck veröflentlicht, macht sich 
eines Vergehens schuldig und ist mit einer Geldstrafe 
von 50 bis 500 fl., bei wiederholter Verurteilung aber 
überdies mit Arrest von einer Woche bis zu einem 
Monate zu bestrafen. 

§ 25. In allen Fällen, in denen die Herausgabe 
einer periodischen Druckschrift durch die Sicherheits- 
behörde (§§11, 16 und 19) oder durch richterliches 
Erkenntnis (§§ 11 und 38) eingestellt wurde, begründet 
die unbefugte Fortsetzung ihrer Herausgabe ein Ver- 
gehen, welches an den Schuldtragenden mit einer 
Geldstrafe von 50 bis 500 fl. zu ahnden ist. 

Siehe hiezu § 1 des Ges. v. 9. Juli 1874, unten sub B. 

§ 26. Die Verbote bestimmter ausländischer Druck- 
schriften, welche nach der Preßordnung v. 27. Mai 
1852, Beichsgesetzblatt Nr. 122, im politischen Wege 
erlassen wurden, sind durch dieses Gesetz aufgehoben. 
Insoferne jedoch derlei Druckschriften durch die Sicher- 
heitsbehörde neuerlich mit Beschlag belegt werden, 
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hat der Staatsanwalt die Bechtferti^ng der Beschlag- 
Dahme nach den Vorschriften des Verfahrens in Preß- 
sacheu binnen längstens drei Monaten, vom Beginne 
der Wirksamkeit dieses Gesetzes gerechnet, zu erwirken. 

Die Entziehung des Postdebits ausländischer 
Druckschriften kann nur vom Staatsministerium ver- 
fügt werden. 

Die administrativen Vorschriften über die Postdebitent- 
ziehnng s. in der Manz'schen Ausgabe. 

§ 27. Die Strafbarkeit der Vergehen und Über- 
tretungen, welche gegen die in diesem Abschnitte 
enthaltenen Bestimmungen begangen werden, erlischt, 
soferne sich nicht bei Anwendung der Bestimmungen 
des Strafgesetzes auf dieselben eine kürzere Verjährungs- 
zeit ergibt, in sechs Monaten, von dem Tage gerechnet, 
au welchem das Vergehen oder die Übertretung be- 
gangen oder das eingeleitete Verfahren unterbrochen 
und nicht weiter fortgesetzt worden ist. 

Dritter Abschnitt. 

Bestimmungen über die strafbaren Handlungen, welche 

durch den Inhalt von Druckschriften begangen werden, 

§ 28. In soferne durch den Inhalt einer Druck- 
schrift eine nach den bestehenden Strafgesetzen straf- 
bare Handlung begangen wurde, sind darauf die Be- 
stimmungen dieser Gesetze anzuwenden. 

Nach diesen Bestimmungen ist daher auch die 
Strafbarkeit jener Personen zu beurteilen, welche zur 
Druckl^ung oder Verbreitung eines Erzeugnisses der 
Presse mitgewirkt haben. 

Die hienach begründete Strafbarkeit wird durch 
die der Druckschrift beigefügte Erklärung, mit dem 
Inhalte eines zur Veröffentlichung gebrachten Auf- 
satzes nicht einverstanden zu sein oder eine Mitteilung 
nicht vertreten zu wollen, ebenso wenig, als durch 
den Umstand aufgehoben, daß ein anderer die Ver- 
antwortlichkeit allein übernehmen zu wollen erklärt. 
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Dagegen kann für wahrheitsgetreue Mitteilungen 
öffentlicher Verhandlungen des Reichsrates und der 
Landtage niemand zur Verantwortung gezogen werden. 

8§ 29-33: Art. III des Ges. v. 15. Okt. 1868, Nr. 142 
R.G.B. : Die §§ 29 bis 33 des Pressgesetzes werden aufgehoben ; 
an ihre Stelle treten nachfolgende Bestimmungen: 

1 . Der Redakteur einer periodischen Druckschrift, 
deren Inhalt den Tatbestand eines Verbrechens oder 
Vergehens begründet, ist^ wenn gleich ihm dieses 
Verbrechen oder Vergehen nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafgesetzes nicht zugerechnet werden 
kann, dennoch für die Vernachlässigung jener Auf- 
merksamkeit verantwortlich, bei deren pflichtmäßiger 
Anwendung die Aufnahme des strafbaren Inhaltes der 
Druckschrift unterblieben wäre. 

Von dieser Verantwortlichkeit wird er weder durch 
die Beifügung allgemeiner oder besonderer Verwahrun- 
gen, noch auch durch die Erklärung eines anderen, 
daß er die Verantwortung allein übernehmen wolle, 
befreit. 

2. Der Verleger einer nicht periodischen Druck- 
schrift strafbaren Inhaltes ist wegen der Vernach- 
lässigung pflichtmäßiger Aufmerksamkeit verantwortlich, 
wenn derselbe bei seiner ersten gerichtlichen Ver- 
nehmung nicht vermag, einen Verfasser oder Heraus- 
geber zu nennen und nachzuweisen, welcher zur Zeit 
der Übernahme der Druckschrift in den Verlag in 
dem Bereiche jener Länder seinen bleibenden Aufent- 
halt hatte, für welche dieses Preßgesetz gilt. 

3. Der Drucker einer Schrift strafbaren Inhaltes 
ist für die Vernachlässigung pflichtmäßiger Aufmerk- 
samkeit verantwortlich, wenn bei der Drucklegung 
die Vorschriften der §§ 9 und 17 des Preßgesetzes 
nicht beobachtet wurden; der Verbreiter aber dann, 
wenn die Verbreitung auf eine durch das Gesetz 
untersagte Weise geschah (§ 23), wenn von ihm eine 
Druckschrift ungeachtet des durch richterliches Er- 
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keuntnis ausgesprochenen, gehörig kundgemachten 
Verbotes, oder wenn wissentlich eine mit Beschlag 
belegte Druckschrift weiter verbreitet wurde, wenn 
auf der Schrift die Angabe des Ortes des Erscheinens 
gänzlich fehlt,* oder weder der Verfasser, noch ein 
gewerbsmäßiger Verleger angegeben ist, od^r die Un- 
richtigkeit dieser Angaben erkennbar war, endlich 
dann, wenn im Auslande erschienene und hier ver- 
breitete Schriften durch ihren Titel oder durch den 
Gegenstand, bildliche Darstellungen, oder durch die 
Art der Zusendung die Aufmerksamkeit zu erregen 
geeignet waren. 

4. Die Verantwortlichkeit für die Vernachlässigung 
pflichtmäßiger Aufmerksamkeit im Sinne obiger Be- 
stimmungen tritt erst in jenem Zeitpunkte ein, in 
welchem die Verbreitung der Druckschrift (§ 6 des 
Preßgesetzes) begonnen hat. 

5. Die Personen, welchen bezüglich einer Druck- 
schrift im Sinne der obigen Bestimmungen die Ver- 
nachlässigung pflichtmäßiger Aufmerksamkeit zur Last 
fällt, machen sich einer Übertretung schuldig, und 
sind, wenn der Inhalt einer Druckschrift den Tat- 
bestand eines Verbrechens begründet, mit Arrest von 
einem bis zu sechs Monaten, und im Falle derselbe 
ein Vergehen darstellt, mit einer Geldstrafe von 
20 bis 200 fl. zu belegen. 

§ 34. Die §§ 28, 29, 251 und 252, dann der 
letzte Satz des § 493 des Strafgesetzes werden aufge- 
hoben. An ihre Stelle treten die in den folgenden 
Paragraphen enthaltenen Bestimmungen. 

§ 35. [Wird jemand wegen des Inhaltes einer Druck- 
schrift, für welche nach §.13 eine Kaution zu erlegen war, 
eines Verbrechens oder Vergehens schuldig erkannt, so ist 
nebst der in den bezüglichen Gesetzen ausgesprochenen Strafe 
auch auf Verfall der Kaution zu Gunsten des Armenfondes 
jenes Ortes zu erkennen, wo die strafbare Handlung verübt 
worden ist. 

Der Verfall der Kaution ist, wenn eine Verurteilung 
wegen eines Verbrechens erfolgte, für welches nach dem Ge- 
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setze auf eine mehr als fünfjährige Kerkerstrafe erkannt 
werden kann, vom halben bis zum vollen Betrage, bei allen 
anderen Verbrechen im Betrage von dreihundert Gulden bis 
zur Hälfte der Kaution, endlich bei allen Vergehen im Be- 
trage von sechzig bis dreihundert Gulden auszusprechen, und 
es kann der Gerichtshof hiebei niemals uiijter das geringste 
gesetzliche Ausmaß herabgehen. 

Auch in Fällen, wo jemand aus Anlaß des Inhaltes einer 
solchen Druckschrift wegen Vernachlässigung der pflicht- 
mäßigen Obsorge verurteilt worden ist, muß der Verfall der 
Kaution mit Rücksicht auf jenen Inhalt, je nachdem darin 
der Tatbestand eines Verbrechens oder Vergehens erkannt 
wurde, nach dem eben erwähnten Ausmaße verhängt werden.] 

Dieser § ist zufolge des Gesetzes v. 9. Juli 1894 außer 
Wirksamkeit getreten, s. u. sub B. 

§ 36. Mit jedem gerichtlichen Erkenntnisse, das 
den Inhalt einer Druckschrift (eines Blattes, Heftes 
oder Werkes) als Verbrechen erklärt, ist auch das 
Verbot ihrer weiteren Verbreitung zu verbinden. 

Dieses Verbot kann das Gericht auch dann aus- 
sprechen, wenn es in dem Inhalte einer Druckschrift 
nur ein Vergehen oder eine Übertretung erkennt. 

Jedes gerichtliche Verbot der Verbreitung einer Druck- 
schrift ist durch die ämtlichen Blätter kundzumachen. 

Vgl. §§ 14 ff. der Instruktion, unter sub C. 

§ 37. In allen Fällen, wo das Verbot einer 
Druckschrift ausgesprochen wird, kann das Gericht 
auch auf die Vernichtung der für strafbar erklärten 
Druckschrift im ganzen oder eines Teiles derselben, 
sowie auf die Zerstörung der zu deren Vervielfältigung 
geeigneten Zurichtung, des Satzes, der Platten, Formen, 
Steine u. dgl. erkennen. 

Die Vernichtung von Druckschriften erstreckt sich 
jedoch nicht auf jene Exemplare, welche bereits in den 
Besitz dritter Personen zu eigenem Gebrauche überge- 
gangen sind. 

§38 (wurde durch Art. IV des Gesetzes 
vom 15. Okt. 1868, R.G.B. Nr. 142, aufgehoben). 

§ 39. Wenn der Staatsanwalt oder der Privat- 
ankläger auf Veröffentlichung des aus Anlaß einer 
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Druckschrift ergangenen Straferkenntnisses anträgt, 
so hat das Gericht auch darüber zu erkennen und 
den Zeitpunkt, sowie die Art der Veröffentlichung, 
welche auf Kosten des Verurteilten zu geschehen hat, 
genau zu bestimmen. 

§ 40. Bezüglich der Verjährung einer durch eine 
Druckschrift verübten strafbaren Handlung gelten 
zwar im allgemeinen (§ 28) die Grundsätze des Straf- 
gesetzes. Indessen ist selbst in dem Falle, wo be- 
züglich einer solchen Handlung nach diesen Grund- 
sätzen die Verjährung noch nicht eingetreten ist, jede 
weitere Verfolgung ausgeschlossen, wenn seit dem 
Erscheinen der Druckschrift oder dem Beginne ihrer 
Verbreitung im Inlande sechs Monate verflossen sind, 
und während derselben eine strafgerichtliche Ver- 
folgung im Inlande, obgleich eine solche möglich 
war, gegen keinen der Schuldigen eingeleitet oder 
das eingeleitete Verfahren durch ebenso lange Zeit 
nicht fortgesetzt wurde. 

Dieselben Grundsätze gelten auch hinsichtlich 
der Verjährung jener Vergehen und Übertretungen, 
welche durch Vernachlässigung pflichtmäßiger Ob- 
sorge oder Aufmerksamkeit in Bezug auf Druck- 
schriften begangen werden 

§ 41. Das Staatsministerium und die Ministerien 
der Justiz, des Krieges und der Polizei sind mit dem 
Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 

B. Novellen zum Preßgesetze. 

a) Das Gesetz v. 15. Okt. 1868, R.G.B. Nr. 142, 
wurde zum Texte des Preßgesetzes (§§ 12, 19, 21, 
29ff., 38) berücksichtigt. 

b) Gesetz v. 9. Juli 1894, R.G.B. Nr. 161: 

§ 1. Die Verpflichtung zum Erläge einer Kau- 
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tion für die Herausgabe einer periodischen Druck- 
schrift wird aufgehoben und alle Bestimmungen der 
geltenden Gesetze und Verordnungen, welche sich 
auf solche Kautionen beziehen, treten außer Kraft. 

Wird aus Anlaß der Herausgabe einer periodischen 
Druckschrift auf Geldstrafe oder Kostenersatz er- 
kannt und die Zahlung dieser Beträge nicht binnen 
8 Tagen nach eingetretener Rechtskraft des Erkennt- 
nisses bei dem Staatsanwälte ausgewiesen, so ist auf 
Veranlassung des letzteren die Herausgabe der pe- 
riodischen Druckschrift durch die Sicherheitsbehörde 
für so lange einzustellen, bis die Zahlung ausge- 
wiesen wird. 

Die unbefugte Fortsetzung der Herausgabe einer 
periodischen Druckschrift, gegen welche nach Ab- 
satz 2 die Einstellung verfügt wurde, ist an dem 
Schuldtragenden als Vergehen nach der Bestimmung 
des § 25 des Preßgesetzes zu bestrafen. 

§ 2. Die im § 3, Absatz 5, des Preßgesetzes vorge- 
sehene, der politischen Landesstelle vorbehaltene Er- 
teilung der Bewilligung zum Verkaufe periodischer 
Druckschriften kann bezüglich inländischer perio- 
discher Druckschriften demjenigen nicht verweigert 
werden, welcher nach den Bestimmungen der Ge- 
werbeordnung zum selbständigen Betriebe eines freien 
Gewerbes berechtigt ist. 

Die Bewilligung gilt für das der Behörde ange- 
zeigte, zum Betriebe des Verkaufes bestimmte Lokale 
und alle der Behörde angezeigten inländischen perio- 
dischen Druckschriften. 

Die Bewilligung kann nur wegen solcher Gründe 
widerrufen werden, aus welchen die Behörde nach 
der Gewerbeordnung die Berechtigung zum Betriebe 
eines freien Gewerbes entziehen kann. 

§ 3. Soll der Verkauf von Druckschriften durch 
feststehende oder bewegliche Automaten bewerkstelligt 
werden, so hat die politische Landesstelle das Ver- 
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zeichnis der zum Verkaufe bestimmten Druckschriften 
zu genehmigen. 

Auf den Automaten muß die Liste der darin ent- 
haltenen, dem Publikum zugänglichen Druckschriften 
ersichtlich sein. 

§ 4. Der § 491 der Strafprozeßordnung vom 
23. Mai 1873 (R.G.Bl. Nr. 119) bleibt mit nach- 
folgenden Abänderungen in Wirksamkeit: 

In allen Fällen, in welchen, auch nach gericht- 
licher Bestätigung einer vollzogenen Beschlagnahme 
(§ 488 St.P.0.), die letztere, sei es nach durchge- 
führter Anklage oder im Falle objektiven Verfahrens 
(§493 St.P.O.) nach erfolgter Einspruchs Verhandlung, 
endgültig als ungerechtfertigt erkannt wird, ist dem 
durch die Beschlagnahme Beschädigten unter An- 
wendung der beiden letzten Sätze des § 491 St.P.0. 
der Ersatz des erweislichen Schadens aus der Staats- 
kasse zu leisten. 

§ 5. Wenn der Staatsanwalt oder die Sicher- 
heitsbehörde die Beschlagnahme einer inländischen 
periodischen Druckschrift verfügt hat, so ist bei 
der Vornahme der Beschlagnahme, wenn dieselbe 
wegen des Inhaltes der Druckschrift erfolgte, der 
Aufsatz, welcher die Beschlagnahme veranlaßte, 
andernfalls der Grund der Beschlagnahme bekannt- 
zugeben. Wurde die Beschlagnahme nur wegen 
einzelner Stellen eines Aufsatzes verfügt, so sind diese 
Stellen bei der Vornahme der Beschlagnahme be- 
kanntzugeben. 

Diese Mitteilungen machen die Verfolgung wegen an- 
derer nicht bekannt gegebener Gründe nicht unzulässig. 

Trennbare Teile der Druckschrift (Beilagen einer 
Zeitung etc.), welche nichts Strafbares enthalten, sind 
von der Beschlagnahme auszuschließen. 

§ 6. Mit der Durchführung dieses Gesetzes sind 
der Minister des Innern, der Finanzen und der 
Justiz beauftragt. 
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C.Auszug aus der Amtsinstruktion für die 

k. k. Staatsanwaltschaften und Sicherheits- 

behörden 

zum Vollzuge des Preßgesetzes und des Gesetzes über das 

Strafverfahren in Preßsachen vom 17. Dezember 1862, Nr. 6 

und 7 des R.G.B. vom Jahre 1863. 

§ 6. Die Staatsanwaltschaft und die Sicherheitsbehörde 
sind verpflichtet, dafür Sorge zu trägen, daß die Übernahme 
der nach § 17 des Preßgesetzes bei ihnen zu hinterlegenden 
Pflichtexemplare rechtzeitig erfolgen könne 

Den Empfang der nach den §§17 und 18 des Preß- 
gesetzes vorgelegten und übersendeten Pflichtexemplare hat 
der Übemehmer auf Verlangen der Parteien in den von diesen 
selbst beizubringenden Empfangsscheinen, unter Beifügung des 
Zeitpunktes der Übernahme zu bestätigen. 

§ 7. Es ist Pflicht der Sicherheitsbehörde und Staats- 
anwaltschaft, von dem Inhalte der nach § 17 des Preßgeseizes 
vorgelegten Pflichtexemplare sogleich nach ihrer Hinterlegung 
Kenntnis zu nehmen. 

Die Sicherheitsbehörde hat von allen wahrgenommenen 
und von Amtswegen zu verfolgenden strafbaren Handlungen 
dem zuständigen Staatsanwälte sogleich und unmittelbar An- 
zeige zu machen, und ihm die Ergebnisse der inzwischen 
allenfalls gepflogenen Erhebungen und getroflfenen Vorkehrun- 
gen mitzuteilen. 

§ 8. Die Bibliotheken, an welche außer der Hofbiblio- 
Ihek nach § 18 des Preßgesetzes Pflichtexemplare eingesendet 
werden müssen, sind für nachstehende Länder folgende: 

Für Österreich uuter der Enns die Universitätsbibliothek 
in Wien; 

für Österreich ob der*Enns die öffentliche Bibliothek in 
Linz; 

für das Königreich Böhmen die Universitätsbibliothek in 
Prag; 

für das Königreich Galizien und Lodomerien mit den 
Herzogtümern Auschwitz und Zator, sowie für das Großher- 
zogtum Krakau, und zwar: 

a) im Gebiete der Statthalterei zu Lemberg die Uni 
versitätsbibliothek in Lemberg, und 

b) im Gebiete der Landesregierung zu Krakau die 
Universitätsbibliothek in Krakau; 

für dafi Königreich Dalmatien die Bibliothek des Gym- 
nasiums von Zara; 

für das Herzogtum Salzburg die Studienbibliothek in 
Salzburg; 
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für das Herzogtum Steiermark die Universitätsbibliothek 
in Graz; 

für das Herzogtum Kämthen die Studienbibliothek in 
Klagenfurt; 

für das Herzogtum Erain die Studienbibliothek in 
Laibacb ; 

für das Herzogtum Schlesien die Bibliothek des Gym- 
nasialmuseums in Troppau; 

für das Herzogtum Bukowina [die Bibliothek des Gym- 
nasiums in Czernowitz;] 

jetzt die Universitätsbibliothek in Czernowitz ; E. d. Min. 
d. Inn. V. 21. Aug. 1881 Z. 4494. 

für die Markgrafschaft Mähren die Studienbibliothek in 
Olmütz ; 

für die gefürstete Grafschaft Tirol und das Land Vorarl- 
berg die Universitätsbibliothek in Innsbruck; 

für die gefürstete Grafschaft Görz und Gradiska die 
Studienbibliothek in Görz, endlich 

für die Markgrafschaft Istrien und die Stadt Triest mit 
ihrem Gebiete [die ärarische Abteilung der öffentlichen Biblio- 
thek in Triest] 

jetzt die Bibliothek der k. k. Handels- und nautischen 
Akademie in Triest. 

§ 9. Die durch den zweiten Absatz des § 18 des Preß- 
gesetzes zugesicherte Vergütung für Pflichtexemplare von be- 
sonders kostspieliger Ausstattung ist nur auf Verlangen der 
Partei und zwar mit fünfzig Perzent des ursprünglichen Prä- 
numerations- oder Ladenpreises zu leisten. 

Über eine erhobene Beschwerde der Partei hat die Statt- 
halterei oder Landesregierung die Frage, ob der Fall einer 
Vergütung eintritt, nach Einvernehmung der Handels- und 
Gewerbekammer endgiltig zu entscheiden. 

§ 10. Die Behörden und Bibliotheken sind nicht ver- 
pflichtet, solche Pflichtexemplare anzunehmen, welche an sie 
aus Verschulden des zur Ablieferung verpflichteten Verlegers 
oder Druckers in beschädigtem Zustande gelangen, oder deren 
Papierformat oder Abdruck von minderer Beschaffenheit ist, 
als bei den zum Verkaufe bestimmten Exemplaren. Es bleibt 
dem Verleger, beziehungsweise Drucker, anheimgestellt, sich 
durch rechtzeitige Ablieferung eines unbeschädigten und den 
zum Verkaufe bestimmten gleichen Exemplares vor der gesetz- 
lichen Verantwortlichkeit zu schützen. 

§ 12. Die Sicherheitsbehörde hat die nach dem ersten 
Absätze des § 23 des Preßgesetzes auszustellenden Erlaubnis- 
scheine nach dem unter lit. D beigefügten Formulare auszu- 
fertigen, bei ihrer Erteilung aber nicht bloß auf die persön- 
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liehen Yerbältnisse und Eigenschaften der Bewerber, sondern 
auch auf die Beschaffenheit jener Druckschriften zu sehen, zu 
deren Absatz Fränumeranten oder Subskribenten gesammelt 
werden sollen. 

Im Falle solche Erlaubnisscheine zur Sammlung von 
Fränumeranten oder Subskribenten für ausländische Druck- 
schriften verlangt werden, ist vor ihrer Erteilung an den 
politischen Landeschef Bericht zu erstatten und dessen Er- 
ledigung abzuwarten. 

§ 14. Druckschriften, welche als verfallen erklärt wur- 
den, bezüglich deren aber weder ein Verbot ausgesprochen, 
noch auf Vernichtung erkannt worden ist, sind zur entsprechen- 
den Verwertung an jenen Armenfond zu senden, welcher 
nach den Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes zum 
Bezüge der Strafgelder und anderer in Verfall erklärter Werts- 
gegenstände berechtiget ist. 

Die Empfangsbestätigung der Armenfondsverwaltung ist 
zu den Strafakten zu legen. Unterliegen die für verfallen 
erklärten Druckschriften zugleich einem Verbote, so sind sie 
nach § 16 dieser Instruktion zu behandeln. 

§ 15. Druckschriften, bezüglich deren weder auf Verfall 
noch auf Vernichtung erkannt, sondern nur das Verbot der 
weiteren Verbreitung ausgesprochen worden ist, sind der Sicher- 
heitsbehörde zu übergeben, welche sie den Parteien auf deren 
Verlangen, jedoch nur unter der Anwendung solcher Vorsichts- 
maßregeln auszufolgen hat, welche die Gefahr einer weiteren 
Verbreitung im Inlande zu beseitigen geeignet erscheinen. 

§ 16. Bei solchen Druckschriften, bezüglich deren das 
Strafgericht auf Vernichtung erkannt hat, ist diese unter Auf- 
sicht des Staatsanwaltes oder der Sicherheitsbehörde in der 
Art vorzunehmen, daß der Wert des Materiales soweit ge- 
schont werde, als es der strafrechtliche Zweck und der Inhalt 
des strafgerichtlichen Erkenntnisses gestattet. 

Das Material ist sohin angemessen zu verwerten und der 
Erlös dem im § 14 erwähnten Armenfonde insoweit zuzuwen- 
den, als von demselben nach Ersatz der sonst uneinbringlichen 
Kosten des Strafverfahrens ein Rest erübrigt. 

§ 17. Die durch den dritten Absatz des § 36 des Preß- 
gesetzes vorgeschriebene Kundmachung eines gerichtlichen 
Verbotes durch die ämtlichen Blätter hat die zur Urteilsvoll- 
streckung berufene Behörde unverzüglich zu veranlassen. 

Zum Behufe weiterer Verlautbarung und Verständigung 
der Behörden hat der Staatsanwalt von jedem ein Verbot 
aussprechenden Erkenntnisse unverzüglich an die Ministerien der 
Justiz und Polizei unmittelbare Anzeige zu machen, was auch 
ohne Erstattung eines besonderen Berichtes geschehen kann.. 
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Das Polizeiministerium wird die Verlautbarung eines Ver- 
botes durch sämtliche offizielle Landeszeitungen yeranlassen. 

Wurde gegen ein gerichtliches Verbot ein Rechtsmittel 
ergriffen, so hat der Staatsanwalt die später eingetretene 
Rechtskraft oder die erfolgte Aufhebung des Verbotes den 
genannten Ministerien insbesondere anzuzeigen. 

§ 18. Die Gerichte, Staatsanwaltschaften und Sicherheits- 
behörden haben sich bei allen Amtshandlungen in Preßsachen 
der größtmöglichen Beschleunigung zu befleißen, und sind 
für die genaue Einhaltung der gesetzlichen Fristen verant- 
wortlich. 

§ 21. In den Landeshauptstädten und wo es sonst noch 
die größere Tätigkeit der Presse nach dem übereinstimmenden 
Urteile der Ministerien der Justiz und der Polizei wünschenswert 
erscheinen läßt, ist der Staatsanwaltschaft von der Sicherheits- 
behörde, unbeschadet des selbständigen Wirkungskreises der 
letzteren, zur Ausübung der Funktionen der gerichtlichen 
Polizei in Preßsachen, als: zur Lesung der Pflichtexemplare 
und anderer ihnen zukommenden Druckschriften sogleich nach 
ihrem Empfange, zur Anzeige von durch die Presse oder in 
Heziehung auf dieselbe verübten strafbaren Handlungen, zur 
Vornahme polizeilicher Erhebungen und Vorkehrungen im 
Interesse des Strafverfahrens und zu anderen nicht ausschließ- 
lich zum polizeilichen Wirkungskreise gehörigen administra- 
tiven Amtshandlungen in Preßsachen, die erforderliche Anzahl 
von Mitgliedern der Sicherheitsbehörde zuzuweisen, welche sich 
ihr Amt womöglich im Amtsgebäude der Staatsanwaltschaft 
einzurichten haben. 

Die Bestimmung der Zahl und die Auswahl der Mit- 
glieder der Sicherheitsbehörde zu den Funktionen. der gericht- 
lichen Polizei in Preßsacben geschieht durch den Vorsteher der 
Sicherheitsbehörde im Einvernehmen mit dem Staatsanwälte 
und, wenn sich diese hierüber nicht einigen, durch deren vor- 
gesetzte Behörden. 

Die zu den Funktionen der gerichtlichen Polizei be- 
stimmten Beamten sind berechtigt, die zur Vornahme einzelner 
gerichtspolizeilicher Akte erforderliche Verstärkung an Hilfs- 
personale von Fall zu Fall unmittelbar von der Sicherheits- 
behörde auf kurzem Wege in Anspruch zu nehmen. 

§ 22. Die zu diesen Funktionen bestimmten Mitglieder 
der Sioherheitsbehörde haben den Aufforderungen und Wei- 
sungen der Staatsanwaltschaft Folge zu leisten. 

Anerkennungen und Ausstellungen, sowie besondere Be- 
lohnungen aus Anlaß gerichtspolizeilicher Funktionen sind 
vom Staatsanwälte bei dem Chef der Sicherheitsbehörde zu 
beantragen. 
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Die obenerwähnten Mitglieder der Sicherheitsbehörde 
haben auch den Anforderungen der Strafgerichte und deren 
Untersuchungsrichter zu entsprechen. 

Der ämtliche Yerlcehr unter Richtern, Staatsanwälten 
und den mit gerichtspolizeilichen Funlctionen in Preßsachen 
betrauten Organen der Sicherheitsbehörden ist stets unmittel- 
bar und soviel als möglich bloß mündlich zu unterhalten. 

§ 24. Beziiglich der ausländischen Druckschriften werden 
die Funktionen der gerichtlichen Polizei den vom Polizei- 
ministerium bestimmten Organen übertragen, welche sich mit 
dem Staatsanwälte von Wien unmittelbar ins Einvernehmen 
zu setzen haben. 

Alle Richter und Staatsanwälte können sich um die Vor- 
nahme oder Veranlassung gerichtspolizeilicher Erhebungen 
oder Vorkehrungen in Preßsachen ersuchsweise auch unmittel- 
bar an das Polizeiministerium wenden. 

D. Preßgewerberecht. 

a) Auszug aus der Gewerbeordnung v. 20. Dez. 1859, 

R.G.B. Nr. 227, nach der Fassung v. 15. März 1883, 

R.G.B. Nr. 39. 

Kundm. Pat. Art. V. Auf folgende Beschäftigungen und 
Unternehmungen findet das gegenwärtige Gesetz keine An- 
wendung; dieselben werden fortan nach den dafür bestehenden 
Vorschriften behandelt: 

c) die literarische Tätigkeit, das Selbstverlagsrecht der 
Autoren und die Ausübung der schönen Künste. 

p) die Unternehmungen periodischer Druckschriften und 
der Verschleiß derselben. 

§ 5. Personen, welche wegen eines Verbrechens überhaupt, 
wegen eines aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sitt- 
lichkeit begangenen Vergehens oder wegen einer solchen Über- 
tretung, oder wegen des im § 486 St.G. bezeichneten Ver- 
gehens, desgleichen wegen Schleichhandels oder wegen schwerer 
Gefällsübertretung verurteilt wurden, können vom Antritte 
eines Gewerbes dann ausgeschlossen werden, wenn nach der 
Eigentümlichkeit des letzteren im Zusammenhalte mit der 
Persönlichkeit des Unternehmers und der von ihm begangenen 
strafbaren Handlung Mißbrauch zu besorgen wäre, in welch 
letzterem Falle dem Antritte des Gewerbes auch während der 
Dauer der Untersuchung nicht stattzugeben ist. 

§ 15. Nachstehende Gewerbe werden als konzessioniert 
erklärt: 

1. Alle Gewerbe, welche auf mechanischem oder chemi- 
schem Wege die Vervielfältigung von literarischen oder arti- 
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stischen Erzeugnissen, oder den Handel mit denselben zum 
Gegenstande haben (Buch-, Kupfer-, Stahl-, Holz-, Stein- 
druckereien und dergleichen einschließlich der Tretpressen, 
dann Buchhandlungen einschließlich der Antiquarbuchhand- 
lungen, Kunst-) Musikalienhandlungen); 

2. Die Unternehmungen von Leihanstalten für derlei Er- 
zeugnisse und von Lesekabinetten .... 

§ 21. Die im § 15, Punkt 1, aufgeführten Gewerbe dürfen 
in der Kegel nur an Orten, wo eine politische Bezirks- oder 
landesfürstliche Polizeibehörde ihren Sitz hat, errichtet werden. 

Diese Bestimmung erstreckt sich jedoch nicht auf den 
auFschließlich auf Schul- und Gebetbücher, Kalender und 
Heiligenbilder, dann Drucksorten für industrielle Zwecke, als 
Annoncen, Preiskourants und dergl. beschränkten Handel. 

§ 23. Zum Antritte eines konzessionierten Gewerbes 
werden nebst den zum selbständigen Betriebe eines Gewerbes 
für alle Gewerbe vorgeschriebenen Bedingungen (§§ 2 bis 10), 
Verläßlichkeit mit Beziehung auf das betreffende Gewerbe, und 
bei den in $ 15, Punkt 1, 2 . . . . eine besondere Befähigung 
gefordert. Auf welche Weise die Befähigung nachzuweisen ist, 
wird im Verordnungswege festgesetzt 

Bei Verleihung der im § 15, Punkt 1, 2 ... . erwähnten 
Gewerbe ist überdies auf die Lokalverhältnisse Bedacht zu 
nehmen; die Verleihung der im § 15 aufgeführten Gewerbe 
ist überdies davon abhängig, daß vom Standpunkte der 
Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesundheits-, Feuer- oder Verkehrs- 
polizei gegen den beabsichtigten Gewerbsbetrieb kein Anstand 
obwaltet. 

§ 57. Wenn bei einem Gewerbetreibenden der ursprüng- 
liche und noch fortdauernde Mangel eines der gesetzlichen 
Erfordernisse des selbständigen Gewerbsbetriebes nachträglich 
zum Vorscheine kommt, kann der Fortbetrieb des Gewerbes 
untersagt und der Gewerbeschein, beziehungsweise die Kon- 
zession, zurückgenommen werden. 

Bei den im § 15, Punkt 1, 2, angeführten Ge- 
werben kann die Konzession auch dann zurückgenommen 
werden, wenn das Gewerbe binnen sechs Monaten, .... nach 
der Erteilung derselben nicht in Betrieb gesetzt oder wenn 
später durch ebensolange Zeit der Betrieb ausgesetzt wird. 

b) Verordnung des Handelsministers im Einver- 
nehmen mit dem Ministerium des Innern v. 17. Sept. 
1883, R.G.H. Nr. 151. 

„Auf Grund der §§ 15 und 23 des Gesetzes vom 
15. März 1883 (R.G.B1. Nr. 39), wird bezüglich der Erbringung 
LSffUr, Strafrecht I. 18 
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des besonderen Befähigungsnachweises bei den nachstehenden 
konzessionierten Gewerben folgendes verordnet: 

Bewerber um die Eonzession zu einem der im § 15 des 
Gesetzes vom 15. März 1883, (R.G.B1. Nr. 39) unter 1 und 2 
erwähnten Gewerbe, müssen sich über eine zum Betriebe des 
Gewerbes genügende allgemeine Bildung, und soferne es sich 
um Gewerbe handelt, welche auf mechanischem oder chemi- 
schem Wege die Vervielfältigung von literarischen oder artisti- 
schen Erzeugnissen zum Gegenstande haben, auch über eine 
genügende fachliche Befähigung durch Beibringung eines Ar- 
beitszeugnisses über eine mehrjährige Verwendung in dem be- 
treffenden Gewerbe vor der Gewerbsbehörde ausweisen. Der 
letztere Nachweis kann durch Beibringung eines Zeugnisses 
über den mit Erfolg zurückgelegten Besuch einer einschlägigen 
Fachlehranstalt ersetzt werden.'^ (Die Ausgestaltung dieser 
Vdg. durch Nachträge s. in den Ausgaben der Gewerbeordnung.) 

c) Verordnung der Minister des Handels und des 
Innern v. 3. Aug. 1890 (R.G.B. Nr. 160). 

^Auf Grund der Bestimmungen des § 24, Absatz 2 des 
Gesetzes vom 15. März 1883 .... wird verordnet: 

Der Handel mit einzelnen Erzeugnissen der Presse, welche 
lediglich den Bedürfnissen des Gewerbes und Verkehres oder 
des häuslichen und geselligen Lebens zu dienen bestimmt sind, als: 

Schulhefte, Preislisten, Preiszettel, Beglückwünschungs- 
karten, letztere insofern sie nicht als artistische Erzeugnisse 
angesehen werden können, Anzeigen für zu vermietende Woh- 
nungen, Rechnungsblankette, Stundeneinteilungen, Schreibhefte, 
Kontokorrents, .Bücher- und Schreibheftschilder, Modellier- 
und Kolorierbögen, Abziehbilder, Laubsägevorlagen, Wunsch- 
bögen, Drucksorten für Advokaten, Notare u. dgl, wird von 
der im § 15, Ziffer 1 des zitierten Gesetzes für den Handel 
mit Preßerzeugnissen vorgeschriebenen Erlangung einer Kon- 
zession entbunden. 

Insoferne der Handel mit den vorerwähnten Preßerzeug- 
nissen nicht von den nach § 15, Zahl 1 der Gewerbeordnung 
konzessionierten Gewerbetreibenden betrieben wird, unterliegt 
er der Anmeldung nach Maßgabe der auf freie Gewerbe be- 
züglichen Vorschriften. (§§ 11 — 13 Gewerbeordnung.)" 

Durch Erlaß d. Min. d. Inn. v. 23. Febr. 1899 Z. 4635 
wurden insbesondere Ansichtskarten hierher gezählt. 

d) Gesetz v. 25. Febr. 1902, R.G.B. Nr. 49, betr. die 
Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung 

Dieses Gesetz enthält Beschränkungen in bezug auf das 
Aufsuchen von Bestellungen auf Waren durch Gewerbeinhaber, 
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Handliingsreisende UDd selbständige Handelsagenten; (§§ 59 
bis 59 e). sowie in bezug auf das Feilbieten im Umherziehen. 
„§ 59 d. Auf den Vertrieb von Druckschriften und das 
Sammeln von Pränumeranten oder Subskribenten kommen die 
Bestimmungen der §§ 59, 59 b) und 59 c) nicht zur Anwendung; 
hiefür gelten lediglich die im Preßgesetze gegebenen beson- 
deren Vorschriften." 



B. Strafrechtliche Nehengesetze in chrono- 
logischer Folge. 

Anhang 6. Vergehen gegen die Festanstalten. 
A. Einschleppung der Pest zu Lande. 

a) Patent v. 21. Mai 1805, J.G.S. Nr. 731. 

§ 1. In einem Bezirke, worin zur Hintanhaltung der 
drohenden Gefahr der Pest Anstalten getroffen sind, macht 
man sich einer schweren Übertretung durch jede 
Handlung schuldig, welche nach ihren natürlichen leicht 
erkennbaren Folgen, oder vermöge der besonders bekannt 
gemachten Vorschriften das Übel herbeiführen, oder es 
weiter verbreiten kann, die Handlung ma^ in einer Unter- 
nehmung oder Unterlassung bestehen, sie mag im Vor- 
satze oder in einem Versehen gegründet sein. 

Während früher durch das Hofdekr. v. 8. Juni 1805, 
J.G.S. Nr. 732 erklärt war, daß diese Übertretungen weder 
als „Verbrechen** noch als „schwere Polizeiübertretungen* 
behandelt werden können, wurden sie durch die Einführungs 
Verordnung der St.P.O. v. 17. Januar 1850, Art. IX, B. 
Z. 15 als,, Vergehen" erklärt und der Kompetenz der Bezirks- 
kollegialgerichte zugewiesen. Gemäss § 393 8t.G. gelten 
diese Delikte auch heute als ^Vergehen*'. 

§ 2. Die hauptsächlichsten Arten einer solchen Ober- 
tretung sind: 

1. die Überschreitung des Kordons; 

2. die Vereitlung der Kontumaz; 

3. die Hintansetzung des bei einer solchen Veran- 
staltung aufgetragenen Amtes; 

4. die Verheimlichung der Gefahr. 

§ 3. Der ersten Gattung der Übertretung macht sich 
schuldig: 

a) Der aus einem Bezirke, gegen welchen die Kontu- 
maz angeordnet oder ein Kordon gezogen ist, zu 
Lande auf den nicht dazu bestimmten Wegen, oder 

18* 
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zur See an unerlaubten Häfen und Gestaden auf 
das Land kömmt, Waren dahin führt oder absetzt; 

b) der den Kordon überschreitet, ohne sich bei dem 
daselbst bestellten Beamten zu melden; 

c) der sich aus verdächtigen Gregenden eingeschlichen, 
und bei weiterer Fortsetzung seines Weges einen 
falschen Ort, von dem er gekommen sei, angibt; 

d) der Personen oder Waren zur Umgehung der aus- 
gezeichneten Wege durch Rat, Wegweisung oder 
auf sonst immer eine Weise behilflich ist; 

e) der sich eine Urkunde zur Passierung selbst ver- 
fertigt, oder zur Verfertigung derselben mitwirkt, 
wie auch derjenige, der wissentlich von einer un- 
echten, oder zwar von einer echten, jedoch auf einen 
andern ausgestellten Urkunde Gebrauch macht 

§ 4. Der Ansteckung zuvor zu kommen, haben die 
Wachen den Auftrag, gegen jeden, der den Kordon 
überschreitet und auf Zurufen derselben nicht zurückweicht, 
oder wohl gar Gewalt braucht, auf der Stelle Feuer zu geben. 

Dies wurde auf den Notfall („wenn kein andres Mittel 
erübrigt") eingeschränkt durch Hfd. v. 14. März 1834, J.G.S. 
Nr. 2645. 

Die Strafe der in dem § 3 enthaltenen Übertretungen 
ist schwerer Kerker von 5 bis 10, und bei besonders er- 
schwerenden Umständen der größeren Gefahr, der schäd- 
licheren Triebfeder, der besonderen Arglist, oder der 
Wiederholung wohl auch von 10 bis 20 Jahren. Nur in 
solchen Fällen, wo die Überschreitung offenbar aus einer 
Unvorsichtigkeit geschehen ist, und kein wirklicher Nach- 
teil daraus erfolgen konnte, kann die Strafe auf eine 
kürzere Dauer aus^emessen, [und nach Beschaffenheit der 
Umstände, durch eine Züchtigung mit Streichens verschärft, 
werden. — 

Die Züchtigung mit Streichen ist abgeschafft; s. o. Anhg. 2] 
§1. Bezüglich des Strafausmaßes s. die Hemerk. ad b. 

§ 5. Wegen Vereitlung der Reinigungsanstalten wird 
verantwortlich: 

a) Wer vor geendigter vorgeschriebenen Reinigungs- 
zeit aus dem Kontumaz -Hause entweicht; 

b) wer vor vollendeter Kontumaz ohne Bewilligung 
der Kontumaz- Auf sieht sich gesunden Personen 
nähert und mit denselben auf irgend eine Art Ge- 
meinschaft pflegt; 

c) wer Personen oder Waren aus verdächtigen Gegen- 
den, ohne gehörige Gesundheitszeugnisse und ohne 
Pass übernimmt, frachtet, befördert; 
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d) der in den dem Kordon nahe liegenden Orten fremde 
Personen oder Waren ohne Gesundheitszeugnis, oder 
ohne daß das Gesundheitszeugnis nach Vorschrift 
von der Obrigkeit berichtigt worden, beherbergt, 
oder ihnen Unterstand gibt; 

e) der Sachen, die nach der Vorschrift des Gesetzes, 
des Arztes oder des Beamten der Reinigung unter- 
zogen Verden sollen, verbirgt oder verheimlicht; 

f) wie überhaupt alle bei den Kontumazhäusem ange- 
stellten Beamten und Diener, die durch dieÜbeitretung 
ihrer Amtsinstruktion zur möglichen Herbeiführung 
einiger Gefahren die Gelegenheit eröffnen würden. 

§ 6. Die Übertreter werden auf die nämliche Art be- 
handelt, welche m dem § 4 vorgeschrieben ist 

§ 7. Durch Hintansetzung des Amtes macht sich über- 
haupt derjenige schuldig, welcher die ihm vermöge seines 
Amtes nach dem Gesetze oder nach der besonderen An- 
ordnung des Beamten oder des Arztes obliegenden Pflichten 
außer Acht setzt; insbesondere: 

a) Wer die ihm obliegenden Anzeigen oder Berichte 
zu erstatten unterläßt, oder auch nur verzögert: 

b) der Arzt, welcher in dem die Pestpolizei betreffen- 
den Amtsgeschäfte Geschenke annimmt: 

c) der gegen die ihm anvertraute Aufsicht Personen 
oder Waren auf unerlaubten Wegen, oder auf er- 
laubten Wegen, aber ohne gehaltene Kontumaz in 
das Land laßt, oder vor der zur Kontumaz vorge- 
schriebenen Zeit aus der Kontumaz entläßt; 

d) der gegen die Vorschrift einen Gesundheitspaß er- 
teilt; 

e) der auf einen falschen oder unrechtmäßig gebrauchten 
Gesundheitspaß jemanden durchläßt; 

f) der Pestarzt oder Beamte, welcher bei seinem Ge- 
schäfte in die Gefahr der Ansteckung geraten ist, 
und sich nicht selbst in die Kontumaz verfügt 

§ 8. Eine solche Übertretung, wenn sie aus Eigen- 
nutz, oder doch wissentlich geschehen ist, soll mit schwerem 
Kerker von 10 bis 20 Jahren, außerdem aber von 5 bis 
10 Jahren bestraft werden. 

Vgl. die Bemerkung ad b. 

§ 9. Die Verheimlichung der Gefahr fällt jedem zur 
Schuld, der von einer der oben angeführten Übertretungen, 
von welcher Art sie sein mögen, Wissenschaft erhält und da- 
von nicht unverweilt der nächsten Obrigkeit Anzeige macht. 

§ 10. Die Strafe der Verheimlichung ist Kerker von 
1 bis 5 Jahren; sie kann aber bei besonders erschweren- 
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den ümstäDden der Bestechung, der ffefährlicheren ver- 
heimlichten Übertretung, oder bei Wiederholung auch auf 
schweren Kerker von 5 bis 10 Jahren ausgedehnt werden. 

Vgl. die Bemerkung ad b. 

§ 11. Die übrigen in dem 1. Paragraphen nur all- 
gemein angedeuteten Übertretungen sollen nach dem Ver- 
hältnisse, in welchem sie mit den nier ausgedrückten Fällen 
stehen, bestraft werden. 

§ 12. Wenn die Übertretungen der Pestanstalten auf 
eine so gefährliche Weise um sich greifen, daß durch 
schnelles abschreckendes Verfahren Einhalt getan werden 
muß ; so tritt das Standrecht ein. Wer nach kundgemachtem 
Standrechte sich einer gewalttätigen oder doch schweren 
Übertretung aus denjenigen, welche in den §§ 3 und 5 
angeführt sind, schuldig macht, soll durch Erschießung 
hingerichtet, die übrigen aber sollen mit den oben aus- 
gemessenen Strafen belegt werden. 

Diese Bestimmung dürfte durch § 429 f. St.P.O. abgeändert 
sein; richtig Finger, Kompendium II iS. 315. 

§ 13. Außer den Fällen des Standrechtes ist das von 
dem unteren Richter gefällte Urteil, es mag wie immer 
ausfallen, dem Obergerichte vorzulegen, welches dasselbe 
zu bestätigen oder nach dem Gesetze zu verschärfen, oder 
zu mildem hat — 

Diese Bestimmung ist teilweise schon durch die sab. b 
folgende Verordnung, und gänzlich durch die St.P.O. behoben. 

b) Kaiserl. Verordnung v. 8. Mai 1850, R,G.B. Nr. 190. 

1. Bei Pest vergehen ist dem Gerichte erster In- 
stanz, ohne Rücksicnt, ob in dem Gesetze auf dieselben 
eine Freiheitsstrafe in der Dauer von mehr oder von we- 
niger als fünf Jahren festgesetzt ist, die Macht eingeräumt, 
in dem Falle, wenn die Umstände eine besondere Milderung 
gestatten, nicht nur die Kerkerstrafe in einen gelinderen 
Grad zu verändern und die Dauer der Strafe unter das 
durch das Gesetz bestimmte Maß herabzusetzen, sondern 
auch die Kerkerstrafe in Arreststrafe umzu- 
wandeln, welche zufolge des Strafgesetzbuches vom 
3. September 1803, II. Teils für schwere Polizeiübertretungen 
vorgezeichnet ist. 

2. Die durch die allerhöchste Entschließung vom 
22. Mai 1848 in Vorbindung mit der Erläuterung des 
Artikels IV dieser allerhöchsten Entschließung mittelst der 
kaiserlichen Verordnung vom 11. Oktober 1849, bezüglich des 
Gesetzbuches über Verbrechen und schwere Pohzeiüber- 
tretungen genehmigten Milderungen sind auch auf die Pest- 
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vergehen in Anwendung zu bringen. Namentlich sind 
die Gerichte erster Instanz in Übereinstimmung mit dem 
Artikel VHI dieser allerhöchsten Entschließung vom 22. Mai 
1848 und in Abänderung des § 13 des Patentes vom 
21. Mai 1805 ermächtigt das Urteil, wenn in demselben 
auf keine Strafe, oder wenn auf eine Freiheitsstrafe in der 
Dauer von weniger als sechs Monaten erkannt ist ohne 
vorausgängige Vorlage an das Obergericht, unter Aufrecht- 
erhaltung des nach dem Strafgesetze gegen solche Urteile 
zustehenden Rekursrechtes, kundzumachen. 

Gemäß Art. IV, letzter Abs. des Einf. Ges. der St.P.O. 
darf nunmehr das über die „Vergehen" des Pestpstentes ur- 
teilende Gericht in keinem Falle eine mehr als fünf- 
jährige Eerkerstrafe verhängen. 

B. Einschleppung der Pest oder des gelben 
Fiebers zur See. 

Allgemeines Reglement für die See-Sanitätsver- 
waltung vom 13. Dez. 1851, R.G.B. ex 1852 Nr. 41. 

§ 159. Wenn Schiffe oder Personen aus verdächtigen 
Orten kommen, ist jede Handlung als Vergehen anzusehen, 
welche nach ihren natürlichen leicht erkennbaren Folgen, 
oder vermöge der in diesem Reglement enthaltenen oder 
sonst bekannt gomacht§n besonderen Vorschriften das zu 
verhüten beabsichtigte Übel (§ 1 dieses Beglements) herbei- 
führen oder weiter verbreiten kann, die Handlung mag in 
einem Unternehmen oder Unterlassen bestehen, sie mag 
im Vorsatze oder in einem Versehen gegründet sein. 

Das in § 1 genannte Übel ist die Einschleppung der 
orientalischen Pest und des gelben Fiebers von der Seeseite aus. 

§ 160. Außer den im Patente vom 21. Mai 1805 be- 
zeichneten Handlungen und Unterlassungen, insofeme sie 
gegen die im H., IV. und V. Hauptstücke oieses Reglements 
vorgeschriebenen Maßregeln begangen werden, sind als 
derlei Vergehen insbesondere auch die Verfälschung einer 
Sanitätsfede, die Verschweigung eines vor der Landung 
stattgehabten verdächtigen Verkehres oder anderer ver- 
dächtiger Tatumstände, Widerstand gegen die Organe oder 
Maßregeln der Sanitätsaufsicht, und Beleidigungen dieser 
Organe anzusehen. 

§ 161. Die Bestrafung dieser Vergehen ist nach Maß- 
gabe des Patentes v. 21. Mai 1805, Nr. 731 der Justiz-Ge- 
setzsammlung mit Bezug auf die durch die kais. Verord- 
nung V. 8. Mai 1850, Nr. 190 des R.G.BI. freigelassenen 
Milderungen in Vollzug zu setzen. 
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Die Gerichtsbarkeit darüber steht denjenigen Gerichten 
zu, weiche nach den für jedes Kronland geltenden Ge- 
setzen hinsichtlich der durch das obige Patent bezeich- 
neten Pestver^ehen zuständig sind, und ebenso hat das 
Verfahren hiebei nach den für letztere bestehenden Vor- 
schriften stattzufinden. 

§ 162. Jede andere Übertretung einer der in diesem 
Reglement enthaltenen Vorschriften ist als eine Seepolizei- 
Übertretung mit Geldbuße von 5 bis 100 fl., und wenn 
dieselbe den Vermögensumständen oder dem Nahrungs- 
betriebe des zu Verurteilenden oder seiner Familie zum 
empfindlichen Abbruche gereichen würde, mit Arreststrafe 
von je emem Tage für fünf Gulden zu ahnden. 

§ 163. Als besondere Arten dieser Seepolizei-Über- 
tretungen sind anzusehen: Jede Handlung, wodurch man 
sich der gesetzlichen SSanitäts- Amtshandlung zu entziehen 
sucht, welcher jedes Schiff und jede zur See ankommende 
Person und Sache zu unterziehen ist, oder wodurch man 
vor deren Beendigung mit Personen oder Sachen von freier 
Gemeinschaft in Berührung (Kontakt) tritt; die wirklich 
vollführte heimliche Landung eines Fahrzeuges von unver- 
dächtiger Provenienz an erlaubten Punkten; 

die versuchte*) oder vollführte Landung eines Fahrzeuges 
von unverdächtiger Provenienz an nicht erlaubten Punkten ; 

die selbstverschuldete Unregelmäßigkeit oder selbst- 
verschuldeter Abgang der Sanitätsfede; 

der Mißbrauch der Sanitätsfede bei unverdächtigenSchiffen 
(insofeme sich nicht die Absicht des Betruges herausstellt) ; 

die Verschweigung des zur See stattgehabten Verkehres 
mit Schiffen, Personen und Sachen, oder der auf der 
Fahrt berührten Zwischenhäfen; dann die Verheimlichung 
vor dem Sanitätsamte eines vom Meere an das Ufer ge- 
schwemmten Gegenstandes, insofeme jene Schiffe, Personen, 
Sachen und Zwischenhäfen sowie diese Gegenstände nicht 
etwa verdächtiger Natur sind; 

die eigenmächtige Vermischung von Personen eines 
unverdächtigen Fahrzeuges, welches sich zwar beim Sani- 
tätsamte gemeldet, aber noch nicht die freie Pratica er- 
halten hat, mit Leuten der Küste; 

die vorsätzliche, doch ohne Absicht einer Kontumazver- 
letzung geschehene Kontaminierung einer in freier Gemein- 
schaft stehenden Person durch einen Kontumazisten, wenn 
dieser selbst den Wiederaustritt der kontaminierten Person 
hindert, und unverweilt die Anzeige beim Sanitätsamte macht 

1) Im RG.B. Druckfehler: „verursachte". 
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§ 164. Das Verfahren hinsichtlich dieser Übertretungen 
steht den durch die kaiserl. Verordnung v. 15. Mai 1851 
(R.G.B. Nr. 165) dazu berufenen Sanitätsbehörden zu. In 
zweiter Instanz entscheidet die Zentrai-Seebehörde. Gegen 
das in zweiter Instanz erfolgte Erkenntnis hat keine weitere 
Berufung im Rechtswege statt. Über Rekurse im Gnaden- 
wege hat nur das Ministerium zu entscheiden . . . 

§ 167. Eigenmächtige Landung von Personen oder 
Sachen bei drohender Gefahr, Strandung, Schiffbruch usw. 
bleibt straflos, wenn bis zur Herbeikunft der Sanitätsbe- 
diensteten jeder Verkehr mit Leuten der Küste vermieden 
worden ist ; ebensowenig gestaltet sich eine eigenmächtige 
Vermischung zwischen freien Personen und Kontumazisten 
verschiedenen Grades zur strafbaren Sanitätsübertretung, 
wenn sie in der guten Absicht schleuniger Hilfeleistung, 
oder aus gebieterischer Notwendigkeit in augenblicklicher 
dringender Gefahr stattgefunden hat, und wenn die Ver- 
mischten selbst sich sogleich jedes weiteren Verkehres mit 
Personen von freier Gemeinschaft enthalten, und dem 
Sanitätsamte zur Veranlassung der geeigneten Kontumaz- 
vorkehrungen die unverweilte Anzeige machen. 

Anhang 7. Waffengesetze. 

A. Für Nordtirol u. Vorarlberg gelten ältere, durch 
Statth. Kundm. v. 20. Juni 1866, L.G.B. Nr. 62 republizierte 
Verordnungen, „welche die Verfertigung, den Verkauf und 
das Tragen von heimlich leicht zu verbergenden mörderischen 
Waffen verbieten". Das Verfahren gegen die Übertreter dieses 
Verbotes steht nach der Vdg. v. 15. März 1856, R.G.B. Nr. 35, 
(s. u zu B.) und der oben zitierten Kundmachung den poli- 
tischen Behörden zu. 

B. Für Südtirol gilt das im folgenden abgedruckte 
Patent v. 18. Jan. 1818 (tirol. Prov. Ges. Sg., Bd. 5, S. 725); 
und zwar nach Maßgabe der Verordnung der Ministerien 
desinnern und der Justiz und der obersten Poli- 
zeibehörde vom 15. März 1856, R.G.B. Nr. 35, wirksam für 
Tirol und Vorarlberg und für das lombardisch-venetianische 
Königreich, über die Kompetenz zur Untersuchung und Be- 
strafung der Übertretungen der, in diesen Kronländern hin- 
sichtlich des Besitzes und Tragens verbotener Waffen und des 
Verkehres mit denselben, bestehenden Gesetze: 

Über die entstandene Frage: „welche Behörden in Tirol 
und Vorarlberg und im lombardisch-venetjanischen König- 
reiche zur Untersuchung und Bestrafung der Übertretungen der 
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in diesen Kronländem hinsichtlich des Besitzes und Tragens 
verbotener Waffen bestehenden Gesetze kompetent seien ?** 
finden die Ministerien des Innern nnd der Justiz und die 
oberste Polizeibehörde zu bestimmen, daß im lombardisch- 
venetianischen Königreiche und in Süd-Tirol die in den 
§§ 1 und 2 des allerhöchsten Patentes vom 18. Januar 1818 
bezeichneten strafbaren Handlungen, im lombardisch-vene- 
tianischen Königreiche aber infolge der Verordnung vom 
21. April 1854, Nr. 98 des R.G.B1., auch das im § 9 des 
gedachten allerhöchsten Patentes erwähnte unerlaubte 
Tragen und der unerlaubte Besitz von Feuerwaffen, sowie der 
unerlaubte Verkehr mit Waffen, Waffenbestandteilen und 
Munitionsgegenstanden jeder Art, und das Einschmuggeln 
von derlei Gegenstanden als Vergehen zur Zuständigkeit 
der Gerichtshöfe gehören. 

Dagegen sind in den übrigen Teilen von Tirol und in 
Vorarlberg die Übertretungen aller daselbst hinsichtlich der 
Einführung, Fabrikation, desVerkaufes, Besitzes und Tragens 
von Waffen bestehenden Vorschriften, sowie in Süd-Tirol 
und im lombardisch-venetianischen Königreiche, alle oben 
nicht als Vergehen erklärten strafbaren Handlungen dieser 
Art den Bestimmungen der Verordnung vom 3. April 1855, 
Nr. 61 des R.G.BL, gemäß, von den politischen Behörden 
zu untersuchen und zu bestrafen. 

Das kaiserl. Patent v. 18. Jan. 1818 lautet: 

1. Dolche, Stilete, Taschen- oder mit festen Heft ver- 
sehene Messer; Messer mit oder ohne Feder, deren Klinge 
an der Spitze nicht gerundet ist; in Stöcken verborgene 
Stoßdegen und Stilete; jede Gattung von Feuergewehre, und 
besonders kurze, mit breiten, trompetenförmigen Rohr und 
festen oder gelenksamen Schaft versehene Flinten, Tromboni 
und Pistoni genannt; kurze Pistolen oder Teraerole, sowie 
Windbüchsen, und alle mit Luft geladene Gewehre ; endlich 
jedes verborgene und meuchelmörderische Werkzeug, mit 
welchem schwere Verwundungen beigebracht werden 
können, was es immer für eine Benennung oder Gestalt haben 
mag, zu führen oder zu tragen ist allen und jedem verboten. 

2. Ebenso ist die Einführung und die Fabrizierung, 
der Verkauf, und überhaupt der Besitz eben bemerkter 
Waffen und Werkzeuge untersagt 

3. Die Künstler, Handwerksleute und anderö, welchen 
das eine oder das andere der in dem Verbote begriffenen 
Werkzeuge zur Ausübung ihres Gewerbes unentbehrlich 
sein sollte, sind solche nur während der wirklichen Aus- 
übung ihres Gewerbes zu tragen befugt 
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Den Landkutschem und Fuhrleuten ist es erlaubt, auf 
ihren Reisen die sogenannten Passakorde, jedoch mit der 
Bedingnis mitzunehmen, daß sie dieselben in einem ver- 
schlossenen Schrank ihrer Kutschen oder Wägen halten, 
und nur zu dem nötigen Gebrauch herausnehmen dürfen. 

4. Die politische Behörde ist befugt, die Einführung, 
die Fabrizierung und den Verkauf der gespitzten Messer 
und anderer zum Betrieb der Künste und der Gewerbe, 
oder zum häuslichen Gebrauch nötigen Werkzeuge, jedoch 
mit der gehörigen Würdigung der moralischen Eigen- 
schaften, der die Erlaubnis solche einzuführen, zu fabri- 
zieren oder zu verkaufen nachsuchenden Individuen, und 
mit der Umsicht, daß jeder Mißbrauch davon abgehalten 
werde, zu bewilligen. 

5. Nur den ausländischen Reisenden ist es erlaubt, auf 
Reisen zu Pferd Pistolen am Sattel, und auf Reisen in 
Kutschen Feuergewehre zu ihrer Verteidigung bei sich 
zu haben. 

6. Mit Ausnahme dieser Fälle ist es verboten, Feuer- 
gewehre und Pistolen ohne Erlaubnis der k. k. Delega- 
tionen zu tragen; und die Erlaubnis kann nur solchen In- 
dividuen erteilt werden, welche in dem Gebiete der königl. 
Delegationen mit einem Grundbesitze oder einem Gewerbe 
ansässig sind, und sich über ihre gute Aufführung mittelst 
eines Zeugnisses der Lokalbehörde und zweier Grundeigen- 
tümer des Ortes, in welchem sie ansässig sind, auszuweisen 
vermögen. 

Diese Bewilligungen werden unentgeltlich und auf drei 
bis sechs Jahre giltig erteilt. Nach Verlauf dieser Zeit 
können sie unter den nämlichen Vorsichten erneuert werden. 

In der Regel sind nur jene Pistolen zu erlauben, welche 
wenigstens sechs mailändische Unzen lang sind. Sollte in 
Rücksicht besonderer und ausgewiesener Umstände die 
Bewilligung kürzere Pistolen oder Terzerole zu tragen er- 
teilt werden, so muß dieses in der Bewilligung deutlich 
ausgedrückt werden. 

Unsere königl. Delegationen haben übrigens nur mit 
vieler Umsicht und Zurückhaltung von diesem Befugnisse 
Gebrauch zu machen. 

7. Die Strafe der Übertretung des 1. und 2. Art des 
gegenwärtigen Verbotes, mit Ausnahme der gewöhnlichen 
Feuergewehre, in deren Hinsicht besondere Strafen werden 
festgesetzt werden, ist Arrest oder strenger Arrest auf eine 
Dauer zwischen drei Monaten und drei Jahre, vereint in 
jedem Falle mit der Konfiskation der verbotenen Waffen. 

Die Art des Arrestes in diesen beiden Fällen wird in 
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den §§11 und 12 des Strafgesetzbuches 11. Teil bestimmt. 
Sowohl der erste als der zweite Grad des Arrestes kann 
durch Fasten und Arbeit, und zwar letzterer durch schwere 
oder öffentliche Arbeit verschärft werden. 

Wenn aber der zu Bestrafende von unbescholtenem 
Kufe ist, kann anstatt des Arrestes des ersten Gradce 
Hausarrest nach § 25 des Strafgesetzbuches II. Teil ver- 
hängt werden. 

Den hier zitierten §J des St.G.B. v^ 1803 entsprechen 
die §§ 244, 245, 262 des St.G. v. 1852. Die Strafe der 
öffentlichen Arbeit wurde allgemein aufgehoben durch 
Art. I d. Pat v. 17. Jan. 1850, R.G.H. Nr. 24. 

8. Bei der Bestimmung des Grades des Arrestes und 
der Dauer der Strafe sind die beschwerenden und die 
Milderungs-Umstände zu berücksichtigen. 

Sowohl die einen als die anderen gehen hervor: 

a) Aus den persönlichen Eigenschaften. 

Wenn der Täter noch in einem der Minderjährigkeit 
nahen Alter, wenn er eines untadelhaftcn Wandels, wenn 
er zur Übertretung verführt worden ist, kann die Dauer 
der Strafe, jedoch inner den vom Gesetze vorgeschriebenen 
Grenzen abgekürzt werden; aber verdächtige müßige, von 
der Polizeibehörde als Vagabunde anerkannte Individuen 
sind immer mit dem Arreste zweiten Grades, und mit einer 
längeren Dauer, die nach Befinden des Richters bis zur 
höchsten von drei Jahren kann erstreckt werden, zu belegen. 

b) Aus der Eigenschaft der Waffe oder des Werk- 
zeuges. 

Je gefährlicher und verborgener die Waffe oder des 
Werkzeug ist, desto schärfer ist derjenige zu bestrafen, 
bei welchem die Waffe oder das Werkzeug vorgefunden 
worden ist. Mit dem Arreste zweiten Grades, von längerer 
Dauer, ist derjenige zu bestrafen, bei welchem Stilete, 
Dolche, Stoßdegen, in Stöcken verborgene Klingen, kurze 
Pistole oder lerzerole und gelenksame Pistoni vorge- 
funden werden. 

c) Aus den Umständen der Zeit und des Ortes, 

in welchem jemand das Gesetz überschritten hat, kann 
erhoben werden, ob die Übertretung mit böser Absicht 
schehen sei. 

Wird der Täter bei Nacht, oder in einem verdächtigen 
Ort betreten , so ist die Strafe immer der Arrest zweiten 
Grades, und wenn diese beiden Umstände zusammentreffen, 
muß die Strafe nach Befinden des Richters auch bis auf 
drei Jahre verlängert werden. 

d) Aus der wiederholten Betretung, 
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welche jedesmal mit dem Arreste zweiten Grades und 
mit verlängerter Dauer zu bestrafen ist 

9. Wer ohne erhaltene Bewilligung gewohnliche Feuer- 
gewehre trägt, unterliegt dem Arreste zwischen einem und 
sechs Monate, welcher nach Umstanden auch verschäi*ft 
werden kann. • 

10. Bei der Bestimmung der Strafe, und Beurteilung 
der Erschwerungs- oder Milderungsumstande sind die Vor- 
schriften der Art 7 und 8 genau zu befolgen. 

Gemäß dem Hofd. v. 11. Apr. 1834, J.G.S. Nr. 2651 ver- 
jähren die nach diesem Patente strafbaren Handlungen in drei 
Monaten. 

Die zu dem Patente später erflossenen Erläuterungen 
s. in der M a n z 'sehen Ausgabe. 

C. Kaiserliches Patent vom 24. Okt. 1852, 
R.G.B. Nr. 223, 

giltig vom 1. Jänner 1853 für alle Eronländer mit 
Ausnahme der gefürsteten Grafschaft Tirol mit 
Vorarlberg, betreffend die Bestimmungen über die Er- 
zeugung, den Verkehr und den Besitz von Waffen und 
Munitionsgegenständen, dann das Waffentragen. 

Erster Abschnitt. 

Von der Erzeugung von Waffen, von Munitionsgegen- 
ständen^ und dem Verkehre mit denselben, 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Patentes beziehen sich 
teils auf solche Waffen und Munitionsgegenstände, rück- 
sichtlich welcher die Erzeugung, der Besitz und Gebrauch, 
wie auch der Verkehr damit in der Regel verboten ist, 
teils auf solche, welche unter den nachfolgenden Beschrän- 
kungen erzeugt und in Verkehr gesetzt, besessen und ge- 
braucht werden dürfen. 

g 2. Als verbotene Waffen werden erklärt: 

Dolche, Stilete und hohlgeschliffene stiletartige Messer, 
dreischneidige Degen, Trombone, Terzerole unter dem 
Maße von 7 Wiener Zollen, mit Inbegriff des Schaftes und 
Laufes, Windbüchsen jeder Art, Hand- und Glasgranaten, 
Petarden und Brandraketen, endlich alle verborgenen, zu 
tückischen Anfällen geeigneten Waffen, was immer für 
einer Art, wie z. B. Stockflinten, Degenstocke u. dgl. 

Zu den verbotenen Waffen sind auch alle jene Werk- 
zeuge zu rechnen, deren ursprüngliche und natürliche Form 
absichtlich verändert erscheint, um damit schwerer ver- 
wunden zu können, sowie im allgemeinen jedes versteckte. 
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zu tückischen Anfallen geeignete Werkzeug, welches seinerBe- 
schaffenheit nach,weder zur Ausübung einer Kunst oder eines 
Gewerbes, noch zum häuslichen Gebrauche bestimmt ist 

Die 7 Wiener Zoll wurden in 18 Zentimeter umgewandelt 
(Vdg. V. 4. Dez. 1875, R.G.B. Nr. 148). Über die Art der 
Messung bestimmt die Vdg. v. 19. März 1866, II.G.B. Nr. 35: 
„daß bei solchen Waffen, bei welchen sich der Schaft nicht 
in einer geraden Linie mit dem übrigen Teile der Waffe be- 
findet, zur Ermittlung der Normallänge nicht die vom äußer- 
sten Ende des Schaftes bis zum anderen Ende der Waffe ge- 
zogene Diagonale, sondern die vom äußersten Ende des 
Schaftes in paralleler Linie mit dem Laufe der Waffe gezogene 
Linie bis zu dem Punkte zn messen sei, wo sie von einer 
vom anderen Ende der Waffe gezogenen senkrechten Linie 
durchschnitten wird". 

In bezug auf Revolver, welche früher den Terzerolen 
gleichgestellt wurden, bestimmt der Erlaß des Min. d. Inn. 
V. 18. Dez. 1897, Z. 12657 (mitgeteilt im Just.Min. Vdgs.Bl. 
V. 1897, S. 451): „daß künftighin Revolver unter dem Maße 
von 18 Zentimetern den Terzerolen gleicher Länge nicht mehr 
schlechthin gleichzustellen, und daher auch nicht allgemein 
als verbotene Waffen zu behandeln sind". Das gleiche gilt 
für Flobertpistolen (Erl. d. Min. d. Inn. v. 31. Okt. 1902, 
Z. 43713, mitgeteilt im Just.Min. V.Bl. 1902. S. 307). 

Als verboten erklärt wurden Kanonen durch Vdg. v. 
20. Aug. 1857, R.G.B. Nr. 159. 

Dagegen werden Hirschgenicker, Jagd-, Waid-, Kreuz- 
und Käsemesser nicht als verbotene Waffen betrachtet (Erl. 
d. obersten Polizeibeh. v. 2. Nov. 1854, Z. 5933, mitgeteilt bei 
Geller und Manz). 

§ 3. Als verbotene Munition werden die Sehießbaum- 
woUe und ähnliche explodierende Stoffe erklärt 

§ 4. Außer den, zur Anfertigung und zum Verkaufe 
von Waffen oder Munitionsgegenstanden befugten Gewerbs- 
und Handelsleuten, ist in der Kegel niemand berechtiget, 
Waffen oder Munition von was immer für einer Art, auch ' 
nicht zum eigenen Gebrauche zu verfertigen, oder gewerbe- 
mäßig zu veräußern. 

Verbotene Waffen und Munitionsgegenstande dürfen 
aber selbst solche berechtigte Gewerbs- und Handelsleute 
(§ 11) nur dann verfertigen und veräußern, wenn sie hiezu 
eme besondere Bewilligung erhalten haben. 

Die Bestimmung des § 4 bezieht sich auch auf Kapseln 
(Zündhütchen) zu den Munitionsgegenständen (Vdg. v. 20. Aug. 
1857, Nr. 159 R.G.B.), sowie auf leere Patronenhülsen mit 
Kapseln (Vdg. v. 22. Aug. 1866, Nr. 100 R.G B ). 
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§ 5. Diese Bewilligung ist bei der politischen Landes- 
behörde anzusuchen, welche dieselbe nur ausnahmsweise, 
aus rucksichtswürdigen Gründen, nach Vernehmung der 
landesfürstlichen Sicherheitsbehörde zu erteilen hat, wobei 
die Gattung und der Umfang der Erzeugung, dann des 
Verkehres, genau zu bestimmen ist 

§ 6. Die Erzeugung von erlaubten und selbst von 
verbotenen Munitionsgegenstanden, kann ausnahmsweise in 
den chemischen Laboratorien der öffentlichen Lehranstalten, 
jedoch auch dort nur in den zu wissenschaftlichen Zwecken 
erforderlichen Quantitäten stattfinden. 

Ebenso ist jedem zum Tragen eines Feuergewehres 
Berechtigten gestattet, sich die Bleiladung selbst zu bereiten. 

§ 7. Die zur Erzeugung und zum Verkehre mit Waffen 
oder Munitionsgegenständen berechtigten Gewerbs- und 
Handelsleute dürßn diese Geschäfte nur in ihren Werk- 
stätten und Verschleißlokalitäten betreiben. Sie werden 
demnach durch jede, außer diesen Orten, oder sonst heim- 
lich betriebene Erzeugung oder Veräußerung von Waffen 
oder Munitionsgegenstanden, wie auch durch jede Verheim- 
lichung ihrer derartigen Vorräte, welche gegenüber der sie 
zur Angabe derselben auffordernden Behörde stattfindet, 
straffällig. 

Zweiter Abschnitt. 
Vo7i dem Besitze von Waffen und Munitionsgegenständen, 

§ 8. Der Besitz verbotener Waffen oder Munition ist 
in der Regel nur demjenigen gestattet, welcher eine be- 
sondere schriftliche Bewilligung dazu erhalten hat. 

§ 9. Die Bewilligung zum Besitze einer verbotenen 
Waffe oder Munition ist unter Nachweisung rücksichts- 
würdi^er Gründe, aus welchen die verbotene Waffe oder 
Munition benötiget wird, bei der politischen Landesbehördc 
anzusuchen. 

Die angesuchto Bewilligung ist, wenn kein Anstand 
dagegen obwaltet, nach Vernehmung der landesfürstiichen 
Sicherheitsbehörde schriftlich zu erteilen, und derselben, 
wenn es verlangt wird, noch eine besondere Bewilligung 
zum Ankaufe für den betreffenden Gewerbsmann bei- 
zufügen. 

„Die Bewilligung, eine verbotene Waffe zu besitzen, schließt, 
wie sich aus dem § 14 ergibt, die Bewilligung, dieselbe zu 
tragen, nicht in sich. Ausnahmsweise kann aber auch diese 

letztere Bewilligung erteilt werden" (Vdg. v. 20. Aug. 

1857, Nr. 159 R.aB.), 
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§ 10. Insbesondere kann eine derlei Bewilligung an 
befugte Waffenhändler, zum Kaufe und Vorkaufe, und an 
einzelne Personen zum Besitze, auch dann erteilt werden, 
wenn es sich um alte oder außer Gebrauch stehende ver- 
botene Waffen handelt, welche nur einen historischen 
oder Kunstwert, oder einen Wert der besonderen Vorliebe 
haben. 

§ 11. Die an Gewerbs- und Handelsleute erteilte Be- 
willigung, verbotene Waffen und Munition verfertigen oder 
veräußern zu dürfen, schließt auch die Bewilligung in sich, 
solche Gegenstände zu besitzen, gleichwie durch die den 
chemischen Laboratorien und öffentlichen Lehranstalten er- 
teilte Befugnis, der rechtmäßige Besitz der dort erwähnten 
Munitionsgegenstände gewährt ist Ebenso bedürfen die- 
jenigen, welche zur Ausübung eines Gewerbes oder Ge- 
schäftes berechtiget sind, wobei sie solche Werkzeuge, 
welche die Beschaffenheit verbotener Waffen haben, oder 
verbotene Munition benötigen, zum Besitze dieser Gegen- 
stände keiner besonderen Bewilligung. Dieselben sind 
jedoch stets nur in den hiezu, bestimmten Gewerbsräumen 
zu verwahren. 

Der Besitz der in Rede stehenden Waffen und Munition 
darf jedoch nur in einer solchen Anzahl und Menge ge- 
stattet werden, oder stattfinden, welche den Verhältnissen 
des Besitzers angemessen ist, und jeden gegründeten Ver- 
dacht eines Mißbrauches ausschließt. 

Die mit der Bewilligung zum Verkaufe verbotener 
Waffen und Munition versehenen Gewerbs- und Handels- 
leute haben über diesen Verkauf ein Vormerkbuch zu 
führen, in welchem die Personen, an welche, der Zeitpunkt, 
wann, solche Waffen und Munition verkauft wurden, dann 
die Erlaubnis, gegen deren Vorzeigung der Verkauf nur 
stattfinden darf, genau zu verzeichnen sind. 

§ 12. Der Besitz anderer als der im § 2 als verboten 
bezeichneten Waffen und Muuitionsgegenstände ist zwar 
Personen, denen derselbe nicht vom Gesetze oder von der 
Behörde ausdrücklich untersagt ist, gestattet, jedoch darf 
auch erlaubte Waffen und Munitionsgegenstände niemand 
in einer un verhältnismäßigen, gegriindeten Verdacht eines 
Mißbrauches erregenden Menge besitzen. Wer eine seinen 
persönlichen Bedarf überschreitende Menge solcher Waffen 
und Munitionsgegenstände besitzt, hat hierüber der poli- 
tischen Landesstelle die Anzeige zu erstatten, von welcher 
das Geeignete diesfalls zu veranlassen sein wird. 

Der Besitz von Militärmunition ist nur denjenigen ge- 
stattet, welche entweder ihr Dienst dazu berechtiget, oder 
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welche eine ausnahmsweise besondere Ennächtigung zum 
Besitze solcher Munitionsgegenstände erhalten haben. 

Vgl. hiezu die Vdg. v. 20. Aug. 1857. R G.B. Nr. 159. 

§ 13. Gewerbs- und Handelsleute machen sich noch 
insbesondere einer strafbaren Handlung schuldig: 

a) wenn sie verbotene Waffen oder Munition an je- 
manden, ohne von ihm beigebrachte Ankaufsbe- 
willigung, welche sie aufzuwären haben (§ 9), ver- 
äußern; 

b) wenn sie über derlei verbotene Gegenstände , die 
ihnen, ohne ausgewiesene Bewilligung zu solchem 
Besitze, zur Veräußerung, Versendung oder zu was 
immer füi- einem sonstigen Zwecke überbracht oder 
zugesendet werden, nicht sogleich an die Orts-Sicher- 
heitsbehörde die Anzeige erstatten, und die ver- 
botenen Waffen und Munitionsgegenstände, wenn 
es tunlich ist, bis zur erfolgten weiteren Verfügung 
zurückbehalten. 

Dritter Abschnitt. 

Vom Waffentragen, 

§ 14. Das Befugnis oder die Bewilligung, Waffen zu 
besitzen, schließt das Befugnis und die Bewilligung, 
Waffen zu tragen, nicht in sich. 

Bücksichtlich des k. k. Militärs wird das Befugnis, 
Waffen zu besitzen und zu tragen, durch die Militär- 
vorschriften bestimmt. 

Für andere Personen ist zum Waffentragen in der 
Kegel eine besondere Bewilligung erforderlich. 

Militärindividuen — mit- Ausnahme der Mannschaft vom 
Feldwebel undWachtmeister abwärts — sind hinsichtlich des Be- 
sitzes und Tragens von Privatwaflfen keiner Beschränkung unter- 
worfen. Waffensendungenan dieselben genießen gewisse Erleichte- 
rungen. Pensionierte und nicht s^live OMziere bedürfen, 
wenn sie nicht in Uniform erscheinen, eines Waffenpasses, 
den die Zivilbehörden ausstellen. Vdg. v. 2. April 1853, 
R.G.B. Nr. 63; Vdg. v. 20. Ang 1857, R.G.B. Nr. 159; 
ferner die Vdg. des Min. f. Landesvert. v. 15. Juli 1873 u. 
des Reichskriegsm. v. 23. Juni 1873, abgedruckt in der M^nz- 
sehen Ausg. des Militärstr. G. 1901, S. 479). 

§ 15. Ausnahmsweise sind zum Waffentragen ohne 
Einholung einer besonderen Bewilligung befu^: 

a) alle diejenigen, welche vermöge ihres Dienstes oder 
Charakters das Recht oder die Pflicht haben, Waffen 
zu tragen, jedoch nur jene Waffen, welche zur vor- 
LQffler, Strafreoht. L 19 
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schriftsmäßigen Ausrüstung oder zur Amtskleidung 
gehören ; 

b) diejenigen, deren Gewerbs- oder Geschäftsbetrieb 
deii Gebrauch der Waffen oder ihnen gleichge- 
haitenen Werkzeuge auch außer dem Hause nötig 
macht, jedoch nur während der Zeit des wirklichen 
Gewerbs- oder Geschäftsbetriebes; 

c) diejenigen Zivilpersonen, bei welchen in einzelnen 
Kronländem Waffen, nach dem bisher bestehenden 
Herkommen, ein Zugehör der daselbst üblichen 
Landestracht bilden, insofeme ihnen dieses Befugnis 
nicht in einzehien Fällen entzogen wird, und nur 
bezüglich der zur Landestracht gehörigen Waffen; 

d) die Privatdienerschaft, zu deren Uniform oder Livree 
Waffen üblich sind, insofeme den einzelnen Indivi- 
duen das Befugnis, Waffen zu tragen, nicht entzogen 
wird, und nur als Zugehör der Uniform oder Livrfee; 

e) ausländische Reisende, welche zur Uniform oder 
Landestracht Waffen tragen , sowie ihre Diener, in 
Bezug auf dieLivr6e unter den obigen Beschränkungen 
fa), c) und d); endlich 

f) die Schützen eines ordentlich organisierten, mit Be- 
willigung der Behörden bestehenden Schießstandes, 
insofeme nicht Einzelnen das Waffenrecht entzogen 

^ wird, beim Besuche des Schießetandes. 

Über die Berechtigungen der Montanbeamten, Forstbe- 
amten, des Jagd-, Forst- u. Feldschutzpersonals s. die Manz- 
sehe Ausgabe. 

§ 16. Wer das Befugnis besitzt, Waffen zu tragen, 
ist auch berechtiget, seine Waffen und seine Munitionsgegen- 
stände durch seine Dienerschaft an bestimmte Orte bringen 
zu lassen. 

§ 17. Jederaaann , welcher nicht einen der in den 
§§15 und 16 angeführten Ausnahmsfälle für sich geltend 
machen kann, erhält das Befugnis, Waffen zu tragen, nur 
mittelst der Erteilung eines Waffenpasses, welcher nur an 
unbedenkliche Personen ausgefertiget werden darf. 

§ 18. Die Ei-folgung eines Waffenpasses ist bei den 
Behörden, welche hiezu in jedem Kronlande nachträglich 
werden bezeichnet werden, anzusuchen. 

§ 19. Die Waffenpässe sind nach einem vorzuschreiben- 
den Formulare auszufertigen. Sie gelten nur für jene 
Waffenstücke, jene Personen, jenen Zweck und jene Zeit, 
auf welche sie lauten, und müssen nach Ablauf der letzteren 
wieder emeuert werden. Die Waffenpässe dienen zur 
Legitimation auch außerhalb jenes Verwaltungsbezirkes, 
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für welchen sie ausgestellt wurden. Überträgt aber der 
Waffonbesitzer mit einem noch giltigen Waffenpasse seinen 
Wohnsitz in einen anderen Verwaltungsbezirk, so hat er 
binnen sechs Wochen nach der stat^efundenen Über- 
siedlung den Waffenpaß von der zur Ausfertigung des 
Waffenpasses kompetenten Behörde des neuen Bezirkes 
bei sonstiger Ungiltigkeit vidieren zu lassen. 

§ 20. Die Waffenpässe sind auf drei Jahre, oder auch 
zu bestimmten Zwecken (z. B. auf Reisen) für kürzere Zeit 
auszustellen. 

§ 21. Für den Waffenpaß wird außer der Stempelge- 
bühr von 30 (dreißig) Kreuzern, keine andere Gebühr ent- 
richtet. 

Derzeit beträgt die Stempelgebühr zwei Kronen. — 

§ 22. Wenn ein Waffenpaß in Verlust gerät, so kann 
die Partei um Ausfertigung eines Duplikates einschreiten. 

§ 23. Ausländischen Reisenden, welche mit gesetz- 
mäßigen G^leitsurkunden versehen sind, ist gestattet, die 
zur ihrem persönlichen Schutze erforderlichen, oder auch 
die zu ihrer Uniform, Landestracht oder zur Livree ihrer 
Dienerschaft gehörigen Waffen, nebst dazu bestimmter 
Munition, mit sich zu führen, welche aber, insofeme sie 
nicht ohnehin schon auf der Geleitsurkunde angemerkt er- 
scheinen, auf eben dieser bei dem Eintritte des Reisenden 
in die österreichische Grenze, von der k. k. Sicherheits- 
behörde ersichtiich zu machen sind. 

„Die k. k. diplomatischen Missionen, sowie die mit der 
Paßpolizei betrauten Konsularbehörden im Auslande werden 
ermächtigt, Reisenden, welche sich nach den k. k. Staaten 
begeben und Waffen, sowie Munitionsgegenstände zu ihrem 
eigenen Bedarf mit sich führen, Waffen- und Munitionsgeleit- 
soheine auszustellen, oder die Mitnahme solcher Waffen und 
Munition auf der Reiseurkunde im Sinne des § 23 . . . zu be- 
scheinigen, und sind diese Bescheinigungen ordnungsmäßig aus- 
gestellten Waffenpässen gleich zuachten'^ (Vdg. v. 7. Febr. 
1866, R.G.B. Nr. 21.) 

§ 24. Wer zum Waffentragen eines Waffenpasses be- 
darf, hat denselben, wenn er Waffen trägt, bei sich zu führen, 
um sich erforderlichenfalles damit ausweisen zu können. 

§ 25. Wird jemand bei gesetzwidrigem Waffentragen 
betreten, oder besitzt er zwar einen Waffenpaß, vermag 
er aber denselben nicht vorzuweisen, so ist ihm in einem 
und dem anderen Falle die Waffe sogleich abzunehmen, 
und er zu deren unweigerlichen Abgabe verpflichtet. 

§ 26. Die Überlassung des Waffenpasses an einen 
anderen ist verboten. 

19* 
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§ 27. Wer einen fremden Waffenpaß an sich bringt, 
oder sich dessen falschlich bedient, macht sich, insofeme 
hierin nicht ein Mittel zur Verübung einer schwerer be- 
drohten strafbaren Handlung liegt, einer Verletzung dieses 
Gesetzes schuldig. 

Vierter Abschnitt. 
Strafbestimmungen. 

§ 28. Wer sich bei Übertretung dieses Gesetzes einer 
der in den §§ 335, 336 lit. f), 372, 431 und 445 des all- 
gemeinen Strafgesetzes bezeichneten strafbaren Handlung 
schuldig macht, ist nach den Bestimmungen des letzteren 
zu behandeln. 

§ 29. Jede unbefugte Verfertigung von, wenn auch 
nicht verbotenen oder durch ihre Beschaffenheit verdäch- 
tigen Waffen, sowie von Munitionsgegenstanden, ist mit 
Arrest von 1 bis 14 Tagen, jeder unbefugte Handel mit 
Waffen und Munitionsgegenständen aber, worunter auch die 
Kommissions- und Speditions-Geschäfte mit denselben be- 
griffen sind, mit Arrest von 3 Tagen bis zu einem Monate, 
nebst dem Verfalle der vorgefundenen Gegenstände zu be- 
strafen. 

§ 30. Wer Waffen oder Munition unbefugterweise in 
einer unverhältnismäßigen, gegründeten Verdacht eines 
Mißbrauches erregenden Menge erzeugt, bestellt, bezieht oder 
veräußert, ist, insoferne er sich hierdurch nicht einer 
schwerer verpönten strafbaren Handlung schuldig macht, 
nebst dem Verfalle der vorgefundenen Gegenstände mit 
Arrest von drei Monaten bis zu einem Jahre zu be- 
strafen. 

§ 31. Bei der unbefugten Erzeugung von Pulver oder 
bei dem unbefugten Verkehre damit, ist außer den obigen 
Strafen auch noch, sofern eine GefäJls-Übertretung verübt 
oder versucht wurde, wegen der letzteren auf diejenig^i 
Strafen von der kompetenten Behörde zu erkennen, welche 
in den hierüber bestenenden Vorschriften insbesondere ver- 
hängt sind. 

Es „hat hierüber vorerst die zuständige Strafbehörde ihr 
Amt zu handehi". (§ 13 d. Vdg. v. 31. März 1853, ILG.R 
Nr. 91.) 

§ 32. Der unbefu^ Besitz von Waffen und Munitions- 
gegenständen ist mit einer Geldstrafe von 10 bis 100 fl., oder 
mit Arrest von drei Tagen bis zu einem Monate, nebst 
dem Verfalle der vorgefundenen Waff^ und Munition zu 
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bestrafen. Bei eintretenden erschwerenden Umständen kann 
auf eine Geldstrafe bis 500 fl. oder auf Arrest bis zu drei 
Monaten erkannt werden. 

§ 33. Wenn jemand zwar erlaubte Waffen und Muni- 
tionsgegenstände, aber in einer un verhältnismäßigen, ge- 

f rundeten Verdacht eines Mißbrauches erregenden Menge 
esitzt, ohne die Anordnung des § 12 beobachtet zu haben^ 
so ist derselbe, insofeme hierbei nicht eine schwerer ver- 
pönte strafbare Handlung eintiitt, nebst dem Verfalle der 
vorgefundenen Gegenstande mit Arrest von drei Monaten 
bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

§34. Wenn Gewerbs- oder.. Handelsleute die, in den 
§§7, 11 und 13 bezeichneten Übertretungen begehen, so 
sind sie nach den, in den §§ 28 bis 3a enthaltenen Be- 
stimmungen zu bestrafen. 

Bei besonders erheblichen Erschwerungs- Umständen 
kann denselben auch ihr Gewerbs- und Handelsbefugnis 
entzogen werden. 

§ 35. Gewerbs- und Handelsleute, die das im § 11 
vorgeschriebene Vormerkbuch zu führen unterlassen, sind 
das erstemal mit einer Geldstrafe von 10 bis 50 fl., das 
zweitemal bis 100 fl. zu belegen. Bei fernerer Wieder- 
holung ist der Verlust des Gewerbes zu verhängen. 

§ 36. Wer unbefu^ und ohne erwiesener Notwendig- 
keit zur Abwendung einer drohenden Gefahr Waffen trägt, 
wird, nebst dem Verfalle der unbefugt getragenen Waffe, 
mit einer Strafe von 5 bis 15 fl. oder Arrest von einem 
bis zu drei Tagen belegt 

„Als ein im § 36 des Waffengesetzes vorgesehener Not- 
fall ist namentlich anzusehen, wenn von Seite der politischen 
Behörde zur Erlegung reißender Tiere Treibjagden oder sonst 
aus Sicherheitsrücksichten Streifungen oder JPatrouillen unter 
Mitwirkung von Privatpersonen angeordnet werden." (§10 
d. Vdg. v. 29. Jan. 1853, R.G.B. Nr. 16.) 

§ 37. Treten aber dabei (§ 36) erschwerende Umstände 
ein, so ist die Strafe mit zehn bis dreihundert Gulden, oder mit 
Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten auszusprechen. 
Als .ein solcher erschwerender Umstand ist insbesondere 
die Überlassung des Waffenpasses an einen anderen, oder 
die Anwendung eines, für eme andere Person ausgestellten 
Waffenpasses, zu behandeln. 

§ 38. Insoweit die Überlassung eines Waffenpasses an 
einen anderen nicht als ein erschwerender Umstand bei 
der Bestrafung des. unbefugten Waffentragens zu behan- 
deln ist, soll diese Überlassung sowohl an demjenigen, der 
seinen Waffenpaß an einen anderen überlassen hat, als 
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auch au jeuem, der solcheu au sich gebracht hat, mit eiuer 
Strafe vou 10 bis 100 fl. geahndet werden. 

^39. Fällt jemandem nichts weiter zur Last, als daß 
er sich gegen die Vorschrift des § 24 mit dem erforder- 
lichen Waffenpasse bei seiner Betretung nicht auszuweisen 
vermochte, so ist ihm, wenn er diesen nachtraglich bei- 
brin^ oder im Falle des Verlustes darzutun vermag, daß 
er emen noch in Wirksamkeit stehenden WaffenpaJß be- 
sessen habe, die abgenommene Waffe (§ 25) gegen Erlag 
eines, von der für die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit bestellten Behörde ohne Zulassung einer Be- 
rufung auszusprechenden Strafbetrages von einem bis fünf 
Gulden wieder zurückzustellen. 

Diese Strafe findet jedoch in einem erwiesenen Not- 
falle (§ 36) keine Anwendung. 

§ 40. In den Fällen, in denen es sich lediglich um die 
Anwendung der §§36 und 39 des gegenwärtigen G^etzes, 
rücksichtlich des Waffentragens handelt, und in denen 
weder erschwerende Umstände eintreten, noch die Außer- 
achtlassung der Vorschriften über das Waffentragen mit 
einer anderen, den Gerichten zur Entscheidung zugewiesenen 
strafbai'en Handlung im Zusammenhange steht, haben die 
politischen Bezirksbehörden das Verfahren zu pflegen und 
die gesetzliche Strafe zu verhängen. 

In allen anderen Fällen steht das Verfahren und das 
Straf erkenntnis über die, dem gegenwärtigen Patente zu- 
widerlaufenden Handlungen oder Unterlassungen, den zur 
Anwendung des allgemeinen Strafgesetzes bestellten Ge- 
richtsbehörden zu. 

Fünfter Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen, 

§ 41. Jedem, der wegen einer Übertretung gegen dieses 
Patent straffällig wird, kann das Befugnis zum Besitze 
oder zum Tragen von Waffen entzogen werden. 

§ 42. Wenn die öffentliche Sicherheit es fordert, so 
können über Anordnung des Statthalters die in Anwen- 
dung dieses Patentes zugestandenen Befugnisse zum Be- 
sitze oder zum Tragen von Waffen zeitweilig, örtlich oder 
auch in bezug auf einzelne Individuen, nach Maßgabe der 
erkannten Notwendigkeit, Beschränkungen unterworfen 
oder ganz eingestellt werden. 

§ 43. Wenn eine zu verhängende Geldstrafe den Ver- 
mögensumständen oder dem Nahrungsbetriebe des zu 
Verurteilenden, oder seiner Familie zum empfindlichen Ab- 
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brache gereichen würde, so ist sie in eine verhältnismäßige 
Arreststrafe in der Art umzuwandeln, daß für je fünf 
Gulden auf einen Tag erkannt wird. 

§ 44. Die in diesem Patente verhängten Geldstrafen 
sind zum Besten der Armen an das Armen-Institut des 
Ortes, wo die Übertretung begangen wurde, abzuführen. 

§ 45. Wenn jemand wegen des Besitzes oder des 
Tragens verbotener Waffen oder Munitionsgegenstände zur 
Verantwortung gezogen wird, hat die Behörde stets zu 
erheben, woher diese Gegenstände kommen, um nach Um- 
ständen auch deren Erzeuger und Verbreiter zur Strafe 
ziehen zu können. 

§ 46. Für verfallen erkannte Waffen sind , wenn sie 
nicht zu militärischen Zwecken, oder für öffentliche Waffen- 
sammlungen verwendet werden können, entweder als 
solche, oder im Falle sie schon unbrauchbar sind, oder 
wegen ihrer Gefährlichkeit unbrauchbar gemacht werden 
müssen, als Brucheisen und anderweitiges MateriaJe zu ver- 
äußern. 

Ebenso sind verfallene Munitionsgegenstände, wenn 
sie nicht zu Kriegszwecken verwendet werden können, 
oder vertilgt werden müssen, zu veräußern, und der in 
einem und dem anderen Falle erzielte Erlös ist gleich 
den Geldstrafen (§ 44) zu verwenden. 

Betreffend die Behandlung verfallener Handfeuerwaffen 
8. d. Vdg. V. 3. Nov. 1899, Just.M.V.Bl. Nr. 46. 

§ 47. Der Verfall der Waffen und Munitionsgegen- 
stände kann nur aus sehr rücksichtswürdigen Gründen in 
eine Geldstrafe verwandelt werden, wie z. B., wenn der 
Schuldige derlei Gegenstände dringend zu seinem Schutze 
oder Geschäfte benotiget, und sich nicht leicht andere zu 
verschaffen imstande ist, oder wenn sich die verfallenen 
Gegenstände nicht mehr vorfinden. 

Die Geldstrafe ist in derlei Fällen mit billiger Be- 
rücksichtigung des Wertes der verfallenen Gegenstände, 
von zwei Gulden bis fünfhundert Gulden Konventions- 
Münze zu bemessen. 

Vgl. die Bern, zu Art. VII Kundm. Fat. d. St.G. o. S. 40. 

§ 48. Die Sicherheitsbehörden , die Gendarmerie und 
überhaupt alle zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit bestellten Organe, sowohl in den Städten, als 
auf dem flachen Lande, sind insbesondere verpflichtet, die 
genaue Befolgung dieser Besimmungen zu überwachen, 
und die ihnen bekannt werdenden strafbaren Handlungen 
der kompetenten Behörde anzuzeigen. 
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§ 49. Der Statthalter wird in jedem Kronlande einen 
angemessenen Zeitraum festsetzen, innerhalb dessen jeder- 
mann in bezuff anf die in diesem Patente getroffenen An- 
ordnungen sich zu benehmen hat. 

Das Detail der Ausführungsyerordnungen s. bei Manz 
und Geller. 



Anhang 8. Vereinsrecht.*) 

Gesetz v. 15. Novbr. 1867, R.G.B. Nr. 134 
über das Vereinsrecht. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Reichs- 
rates finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

Erster Abschnitt. 
Von den Vereinen überhaupt 

§ 1. Vereine sind nach Maßgabe der Bestim- 
mungen dieses Gesetzes gestattet. 

Vgl. St.G. § 285 flf. 

§ 2. Vereine und Gesellschaften, welche auf 
Gewinn berechnet sind, dann alle Vereine für Bank-, 
Kredit- und Versicherungsgeschäfte, sowie Renten- 
anstalten, Sparkassen und Pfandleihanstalten sind 
von der Wirksamkeit dieses Gesetzes ausgenommen 
und unterliegen den besonderen, hierauf bezüglichen 
Gesetzen. 

§ 3. Das gegenwärtige Gesetz findet ferner keine 
Anwendung: 

a) auf geistliche Orden und Kongregationen, dann 
Religionsgenossenschaften überhaupt, welche 
nach den für dieselben bestehenden Gesetzen 
und Vorschriften zu beurteilen sind; 

b) auf die in Gemäßheit der Gewerbsgesetze er- 
richteten Genossenschaften und Unterstützungs- 
kassen der Gewerbetreibenden; 

1) Eine treffliche Ausgabe der Vereins- und Versamm- 
lungsgesetze von Tezner ist in der Manzschen „Separataus- 
gabe" Bd. 7 erschienen 
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c) auf die Dach den Berggesetzen gebildeten Ge- 
werkschaften und Bruderladen. 
§ 4. Die beabsichtigte Bildung eines, den Vor- 
schnften dieses Gresetzes unterliegenden Vereines ist, 
bevor derselbe in Wirksamkeit tritt, von den Unter- 
nehmern der politischen Landesstelle schriftlich unter 
Vorlage der Statuten anzuzeigen. 

Aus den Statuten muß zu entnehmen sein: 

a) der Zweck des Vereines, die Mittel hiezu und 
die Art ihrer Aufbringung; 

b) die Art der Bildung und Erneuerung des 
Vereines; 

c) der Sitz des Vereines; 

d) die Rechte und Pflichten der Vereinsglieder; 

e) die Organe der Vereinsleitung; 

t) die Erfordernisse giltiger Beschlußfassungen, 

Ausfertigungen und Bekanntmachungen; 
g) die Art der Schlichtung von Streitigkeiten aus 

dem Vereinsverhältnisse; 
h) die Vertretung des Vereines nach außen; 

i) die Bestimmungen über dessen Auflösung. 

§ 5. Die Statuten sind in fünf Exemplaren vor- 
zul^n. 

über die erstattete Anzeige ist auf Verlangen 
sofort eine Bestätigung zu erteilen. In die bei der 
Landesstelle erliegenden Statuten ist jedermann Ein- 
sicht und von denselben Abschrift zu nehmen ge- 
stattet. 

§ 6. Wenn der Verein nach seinem Zwecke oder 
nach seiner Einrichtung gesetz- oder rechtswidrig 
oder staatsgefährlich ist, kann die Landesstelle dessen 
Bildung untersagen. 

Diese üntersagung muß binnen vier Wochen 
nach Überreichung der Anzeige (§§ 4 und 5) schrift- 
lich und unter Angabe der Gründe erfolgen. 

Wirkung der Üntersagung: St.Q. § 297 f. 

§ 7. Erfolgt binnen dieser Frist keine ünter- 
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sagung oder erklärt die Landesstelle schon früher, 
daß sie den Verein nicht untersage , so kann der 
Verein seine Tätigkeit beginnen. 

§ 8. Gegen eine durch die Landesstelle erfolgte 
Untersagung kann binnen 60 Tagen die Berufung 
an das Ministerium des Linem ergriffen werden. 

§ 9. Die Landesstelle hat auf Verlangen des 
Vereines demselben, wenn keine Untersagung er- 
folgt oder solche im Berufungswege wieder ange- 
hoben worden ist, seinen Bestand nach Inhalt der 
vorgelegten Statuten zu bescheinigen, und es beweiset 
diese Bescheinigung die rechtliche Existenz des Ver- 
eines für den öffentlichen und bürgerlichen Ver- 
kehr. 

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 4 bis 9 dieses 
Gesetzes gelten mit der im § 11 erwähnten Aus- 
nahme auch für die Vornahme von Statutenände- 
rungen, sowie für die Errichtung von Zweigvereinen 
(Filialen) und für die Bildung von Verbänden 
mehrerer Vereine unter sich, insoferne solche über- 
haupt gesetzlich gestattet sind (§ 33). 

§ 11. Hinsichtlich solcher Vereine, deren Wirk- 
samkeit sich durch Zweigvereine auf mehrere Länder 
erstreckt, sowie bezüglich der Verbände von Vereinen, 
welche mehreren Ländern angehören, ist zu den in 
den §§ 4 bis 10 vorgesehenen Amtshandlungen das 
Ministerium des Innern berufen, an welches auch 
die bezüglichen Anzeigen zu richten sind. 

§ 12. Der Vereinsvorstand hat seine Mitglieder 
unter Angabe ihres Wohnortes und unter besonderer 
Bezeichnung derjenigen, welche den Verein nach 
außen vertreten, binnen drei Tagen nach ihrer Be- 
stellung der Behörde anzuzeigen. 

Diese Anzeige ist an Orten, wo sich eine eigene 
landesfürstliche Sicherheitsbehörde befindet, an diese, 
an anderen Orten an die politische Bezirksbehörde 
zu richten. 
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Bei Vereinen, welche in Zweigvereine (Filialen) 
gegliedert sind, ist diese Anzeige von jedem Zweig- 
vereine besonders zu erstatten. 

§ 13. Wenn ein Verein über seine Wirksamkeit 
Rechenschafts- oder Geschäftsberichte oder andere 
derartige Nachweise an seine Mitglieder verteilt, so 
sind dieselben der im § 12 bezeichneten Behörde in 
3 Exemplaren zu überreichen; die Behörde kann 
hiezu den Verein mit Ordnungsstrafen bis zu zehn 
Gulden verhalten. 

§ 14. Jeder Verein kann seine Versammlungen 
öfientlich halten. Jedoch können Personen, welche 
nicht Mitglieder des Vereines oder geladene Gäste 
sind, an der Verhandlung nicht teilnehmen. 

Weder Mitglieder noch Zuhörer dürfen bei 
Vereinsversammlungen bewaffnet erscheinen und hat 
der Vorsitzende der Versammlung darüber zu wachen. 

§ 16. Von jeder Vereinsversammlung ist wenigstens 
24 Stunden vorher, unter Angabe des Ortes und der 
Zeit ihrer Abhaltung, und, wenn sie öffentlich sein 
soll, auch hievon der im § 12 bezeichneten Behörde 
durch den Vorstand die Anzeige zu erstatten. 

§ 16. Diese, sowie die in den §§12 und 13 er- 
wähnten Anzeigen und Vorlagen genießen die Stempel- 
freiheit 

§ 17. Für die Wahrung des Gesetzes und für 
die Aufrechthaltung der Ordnung in einer Vereins- 
versammlung hat zunächst der Vorsitzende Sorge zu 
tragen. 

Er hat gesetzwidrigen Äußerungen oder Hand- 
lungen sofort entgegenzutreten, und wenn seinen 
Anordnungen keine Folge geleistet wird, die Ver- 
sammlung zu schließen. 

§ 18. Der Behörde steht es frei, zu jeder Vereins- 
versammlung einen Abgeordneten zu entsenden. 
Diesem ist ein angemessener Platz in der Versamm- 
lung nach seiner Wahl einzuräumen und auf Ver- 
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langen Auskunft über die Person der Antragsteller 
und Bedner zu geben. 

Derselbe ist auch berechtigt, die Aufnahme eines 
Protokolls über die Gegenstande der Verhandlung 
und über die gefaßten Beschlüsse zu verlangen. 

Die Entsendung des Abgeordneten steht in der 
Regel der im § 12 bezeichneten Behörde zu, kann 
jedoch von der Landesstelle ihrer eigenen Ver- 
fügung vorbehalten werden. 

Jn die Protokolle über Vereins Versammlungen 
kann die Regierung jederzeit Einsicht nehmen. 

§ 19. Diese Bestimmungen über die Anzeige der 
Vereinsversammlung (§ 15) und über die Absendung 
eines Regierungsabgeordneten (§ 18) haben keine An- 
wendung auf Sitzungen des Vorstandes und der 
etwa bestellten Kontrollsorgane. 

§ 20. Von keinem Vereine dürfen Beschlüsse 
gefaßt oder Erlässe ausgefertigt werden, welche dem 
Strafgesetze zuwiderlaufen, oder wodurch nach In- 
halt oder Form der Verein in einem Zweige der Ge- 
setzgebung oder Exekutivgewalt sich eine Autorität 
anmaßt. 

§ 21. Wenn eine Vereinsversammlung gegen die 
Vorschriften dieses Gesetzes veranstaltet wird, so ist 
dieselbe von der Behörde zu untersagen und nach 
Umständen zu schließen. 

Desgleichen ist eine, wenngleich gesetzmäßig ein- 
berufene Versammlung von Regierungsabgeordneten, 
oder, falls kein solcher entsendet würde, von der Be- 
hörde zu schließen, wenn sich in der Versammlung 
gesetzwidrige Vorgänge ereignen, wenn Gegenstände 
in Verhandlung genommen werden, welche außerhalb 
des statutenmäßigen Wirkungskreises des Vereines 
liegen, oder wenn die Versammlung einen, die öffent- 
liche Ordnung bedrohenden Charakter annimmt 

§ 22. Sobald eine Vereinsversammlung als ge- 
schlossen erklärt ist, sind die Anwesenden verpflichtet. 
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den Versammlungsort sogleich zu verlassen und aus- 
einander zu gehen. 

Im Falle der Nichtbeobachtung der Anordnung 
kann die Entfernung durch Anwendung von Zwangs- 
mitteln in Vollzug gesetzt werden. 

§ 23. Petitionen oder Adressen, die von Vereinen 
ausgehen, dürfen von nicht mehr als zehn Personen 
überbracht werden. 

§ 24. Jeder Verein kann aufgelöst werden, wenn 
von ihm Beschlüsse gefaßt oder Erlässe ausgefertigt 
werden, welche den Bestimmungen des § 20 dieses 
Gesetzes zuwiderlaufen, wenn er seinen statuten- 
mäßigen Wirkungskreis überschreitet oder überhaupt 
den Bedingungen seines rechtlichen Bestandes nicht 
mehr entspricht. 

Wirkung der Auflösung: § 297 f. St. G. 

§ 25. Das Erkenntnis über die Auflösung steht 
in der Regel der Landesstelle, in den Fällen des 
§ 11 aber dem Ministerium des Innern zu, an welches 
auch gegen ein Auflösungserkenntnis der Landes- 
stelle binnen 60 Tagen die Berufung ergriffen werden 
kann. 

Die XJnterbehörden (§ 28) sind jedoch berechtigt, 
die Tätigkeit eines Vereines, bei welchem die im § 24 
erwähnten Auflösutigsgründe eintreten, bis zur end- 
gültigen Entscheidung über die Auflösung einzu- 
stellen. 

§ 26. Die freiwillige Auflösung eines Vereines 
ist der Landesstelle von dem abtretenden Vereinsvor- 
stande allsogleich anzuzeigen und von diesem in dem 
amtlichen Blatte zu veröffentlichen. 

§ 27. Jede behördlich verfügte Auflösung eines 
Vereines wird durch die amtliche Zeitung veröffent- 
licht Auch sind in diesem Falle bezüglich des 
Vereinsvermögens von den Behörden die angemessenen 
gesetzmäßigen Vorkehrungen einzuleiten. 

S 28. Unter der in diesem Gesetze erwähnten 
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Behörde ist, wo keine ausdrückliche Bestimmung ge- 
troffen ist, in der Regel die politische Bezirksbe- 
hörde, an Orten aber, wo sich eine eigene landes- 
fürstliche Sicherheitsbehörde befindet, diese letztere 
zu verstehen. 

Bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit kann jedoch auch jede andere Be- 
hörde, welche für deren Aufrechterhaltung zu sorgen 
hat, eine Vereinsversammlung, welche gegen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes einberufen oder abgehalten 
wird, untersagen oder schließen, oder die Tätigkeit 
eines Vereines, welcher sich ohne Erfüllung der ge- 
setzlichen Bedingungen gebildet hat, oder bei welchem 
die im § 24 bezeichneten Auflösungsgründe eintreten, 
einstellen. Hievon ist die kompetente Behörde immer 
sogleich in Kenntnis zu setzen. 

Zweiter Abschnitt. 

Von den politischen Vereinen, 

§ 29. Für politische Vereine haben außer den 
allgemeinen Anordnungen des ersten Abschnittes die 
nachfolgenden besonderen Bestimmungen zu gelten. 

§ 30. Ausländer, Frauenspersonen und Minder- 
jährige dürfen als Mitglieder politischer Vereine nicht 
aufgenommen werden. 

§ 31. Der Vorstand ist aus wenigstens fünf 
und höchstens zehn Mitgliedern zu bilden. 

§ 32. Politische Vereine sind verpflichtet, der im 
§ 12 genannten Behörde ihre Mitglieder binnen drei 
Tagen nach dem Beginne der Vereinstätigkeit und 
beziehungsweise nach jeder Aufnahme eines neuen 
Mitgliedes anzuzeigen und alljährlich einen Ausweis 
über die Zahl ihrer Mitglieder vorzulegen. 

Diese Vorlagen sind stempelfrel 

Vgl. § 299 St.G. 

§ 33. Politischen Vereinen ist untersagt, Zweig- 
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vereine (Filialen) zu gründen, Verbände unter sich 
zu bilden, oder sonst mit anderen Vereinen, sei es 
durch schriftlichen Verkehr, sei es durch Abgeordnete, 
in Verbindung zu treten. 

Desgleichen darf kein Vorstandsmitglied dem Vor- 
stände eines anderen politischen Vereines angehören. 

§ 34 Das Tragen von Vereinsabzeichen ist unter- 
sagt. 

§ 35. Wenn ein nicht politischer Verein seine Tätig- 
keit auf politische Angelegenheiten ausdehnen will, 
bat er sich den für die Bildung eines politischen Ver- 
eines geltenden Anordnungen dieses Gesetzes zu unter- 
ziehen. 

Ob ein Verein als ein politischer zu betrachten 
sei, ist von der Landesstelle und in den Fällen des 
§ 11, sowie in Rekursfällen, vom Ministerium des 
Innern zu beurteilen. 

Dritter Absohnitt. 
Straf- und Schlußhestimmungen. 

§ 36. Verletzungen dieses Gesetzes sind, insoferne 
darauf das allgemeine Strafgesetz keine Anwendung 
findet, von den Gerichten als Übertretungen mit Arrest 
bis zur Dauer von sechs Wochen oder mit Geldstrafen 
bis zu zweihundert Gulden zu ahnden. 

§ 37. Im Falle eines Krieges oder innerer Un- 
ruhen können die Bestimmungen dieses Gesetzes von 
der Regierung zeitweilig und örtlich, ganz oder teil- 
weise außer Wirksamkeit gesetzt werden. 

Vgl. § 6, Ht. a d. Ges. v. 5. Mai 1869, o. S. 18. 

§ 38. Bezüglich der Vereine, auf welche dieses 
Gresetz Anwendung findet, treten das Vereinsgesetz 
vom 26. November 1852, Reichsgesetzblatt Nr. 253, 
und alle anderen, mit dem gegenwärtigen Gesetze im 
Widerspruch stehenden Gesetze und Verordnungen 
außer Wirksamkeit, 
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Anhang 9. Ver sammlungsrecht J) 

Gesetz vom 15. November 1867, R.G.B. Nr. 135 
über das Versammlungsrecht. 

Mit Zustimmung beider Häuser Meines Reichsrates 
finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

§ 1. Versammlungen sind nach Maßgabe der Be- 
stimmungen dieses Gesetzes gestattet. 

§ 2. Wer eine Volksversammlung oder überhaupt 
eine allgemein zugängliche Versammlung ohne Be- 
schränkung auf geladene Gäste veranstalten will, muß 
dies wenigstens drei Tage vor der beabsichtigten Ab- 
haltung unter Angabe des Zweckes, des Ortes und 
der Zeit der Versammlung der Behörde (§ 16) schrift- 
lich anzeigen. 

Die Behörde hat über die Anzeige sofort eine Be- 
scheinigung zu erteilen. 

§ 3. Zur Abhaltung von Versammlungen unter 
freiem Himmel ist die vorausgehende Genehmigung 
der Behörde (§ 16) erforderlich. 

Das Ansuchen um die Genehmigung liegt den- 
jenigen ob, welche die Versammlung veranstalten, und 
es ist sowohl in demselben als in der Genehmigung 
der Zweck, der Ort und die Zeit der Versammlung 
zu bezeichnen. 

Dasselbe gilt für öffentliche Aufzüge, bei welchen 
auch der beabsichtigte Weg anzugeben ist 

Wird die Grenehmigung verweigert, so hat dies 
schriftlich unter Angabe der Gründe zu geschehen. 

§ 4. Versammlungen der Wähler zu Wahlbe- 
sprechungen, dann zu Besprechungen mit den ge- 
wählten Abgeordneten sind von den Bestimmungen 
dieses G^etzes ausgenommen, wenn sie zur Zeit d^ 
ausgeschriebenen Wahlen und nicht unter freiem 
Himmel vorgenommen werden. 



1) Vgl. die oben S 296 erwähnte Ausgabe von Tezner. 
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§ 6. Ferner sind öffentliche Belustigungen, Hoch- 
zeitszüge, volksgebräuchliche Feste oder Aufzüge, 
Leichenbegängnisse, Prozessionen, Wallfahrten und 
sonstige Versammlungen oder Aufzüge zur Ausübung 
eines gesetzlich gestatteten Kultus, wenn sie in der 
hergebrachten Ajrt stattfinden, von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes ausgenommen. 

§6. Versammlungen, deren Zweck den Straf- 
gesetzen zuwiderläuft oder deren Abhaltung die öffent- 
liche Sicherheit oder das öffentliche Wohl gefährdet, 
sind von der Behörde zu untersagen. 

§ 7. Während der Reichsrat oder ein Landtag 
versammelt ist, darf an dem Orte ihres Sitzes und 
in einem Umkreise von fünf Meilen keine Versammlung 
unter freiem Himmel gestattet werden. 

Die Distanz ist jetzt 38 Kilometer (M.Vdg. v. 7. Juli 1876, 
R.aB. Nr. 101). 

§ 8. Ausländer dürfen weder als Unternehmer, 
noch als Ordner oder Leiter einer Versammlung zur 
Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten auftreten. 

§ 9. An den in den §§ 2 und 3 erwähnten Ver- 
sammlungen dürfen Bewaffnete nicht teilnehmen. 

§ 10. Adressen oder Petitionen, welche von Ver- 
sammlungen ausgehen, dürfen von nicht mehr als 
zehn Personen überbracht werden. 

§ 11. Für die Wahrung des Gesetzes und für 
die Aufrechthaltung der Ordnung in einer Ver- 
sammlung haben zunächst der Leiter und die Ordner 
derselben Sorge zu tragen. 

Sie haben gesetzwidrigen Äußerungen oder Hand- 
lungen sofort entgegenzutreten, und wenn ihren An- 
ordnungen keine Folge geleistet wird, ist die Ver- 
sammlung durch deren Leiter aufzulösen. 

§ 12. Der Behörde steht es frei, zu einer jeden 
Versammlung der in den §§ 2 und 3 erwähnten Art 
einen, nach Umständen auch mehrere, Abgeordnete zu 
entsenden, welchen ein angemessener Platz in der 

Löffler, Strafreoht L 20 
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Versammlung nach ihrer Wahl eingeräumt, und auf 
Verlangen Auskunft über die Person der AntJ*ag8teller 
und Redner gegeben werden muß. 

§ 13. Wenn eine Versammlung gegen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes veranstaltet wird, so ist die- 
selbe von der Behörde (§§ 16 und 17) zu untersagen 
und nach Umständen aufzulösen. 

Desgleichen ist die Auflösung einer, wenngleich 
gesetzmäßig veranstalteten Versammlung vom Re- 
gierungsabgeordneten, oder, falls kein solcher entsendet 
würde, von der Behörde zu verfügen, wenn sich in 
derselben gesetzwidrige Vorgänge ereignen oder wenn 
dieselbe einen die öffentliche Ordnung bedrohenden 
Charakter annimmt. 

§ 14. Sobald eine Versammlung als aufgelöst er- 
klärt ist, sind alle Anwesenden verpflichtet, den Ver- 
sammlungsort sogleich zu verlassen und auseinander- 
zugehen. 

Im Falle des Ungehorsams kann die Auflösung 
durch Anwendung von Zwangsmitteln in Vollzug 
gesetzt werden. 

§ 16. Die Anordnungen der §§ 13 und 14 gelten 
auch für öffentliche Aufzüge. 

§ 16. Unter der in diesem Gesetze erwähnten 
Behörde ist in der Regel zu verstehen: 

a) an Orten, wo sich eine landesfürstliche Sicher- 
heitsbehörde befindet, diese Behörde, 

b) am Sitze der politischen Landesstelle, wenn sich 
daselbst keine landesfürstliche Sicherheitsbehörde 
befindet^ die Landesstelle; 

c) an allen anderen Orten die politische Bezirks- 
behörde. 

§ 17. Bei dringender Gefahr für die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit ist jedoch auch jede andere 
Behörde, welche für deren Aufrechthaltung zu sorgen 
hat, berechtigt, eine Versammlung, welche gegen die 
Vorschriften dieses Gesetzes veranstaltet oder abge- 
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halten wird, zu untersagen oder aufzulösen, wovon 
die nach § 16 kompetente Behörde immer sogleich zu 
verständigen ist 

§ 18. Gegen alle Verfügungen der Unterbehörden 
kann an die Landesstelle und gegen jede Verfügung 
der letzteren an das Ministerium des Innern die Be- 
rufung binnen acht Tagen ergriffen werden, 

§ 19. Verletzungen dieses Gresetzes sind, insoferne 
das allgemeine Strafgesetz darauf keine Anwendung 
findet, von den Gerichten als Übertretungen mit Arrest 
bis zu sechs Wochen oder mit Geldstrafen bis zu 
200 fl. zu ahnden. 

§ 20. Im Falle eines Krieges oder innerer Un- 
ruhen können die Bestimmungen dieses Gesetzes von 
der Regierung zeitweilig und örtlich außer Wirksam- 
keit gesetzt werden. 

Vgl. § 6 lit. b d. Ges. v. 5. Mai 1869, o. S. 18. 

Anhang 10. Brief- und Schriftengeheiinnis. 

A. Gesetz vom 6. April 1870, R.GJB. Nr. 42, 
zum Schutze des Brief- und Schriften- 
geheimnisses. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Die absichtliche Verletzung des Geheimnisses 
der Briefe und anderer unter Siegel gehaltener Schriften 
durch widerrechtliche Eröffnung oder Unterschlagung 
derselben fat, insoferne diese Verletzung nicht unter eine 
strengere Bestimmung des allgemeinen Strafgesetzes 
fällt, als Übertretung zu ahnden. Diese Übertretung 
ist, wenn sie von einem Beamten oder Diener oder 
einer anderen im öffentlichen Dienste bestellten Person 
in Ausübung des Amtes oder Dienstes verübt wurde, 
mit Arrest bis zu sechs Monaten, außerdem aber mit 
Greldstrafe bis zu 500 fl. österr. Währung oder mit 
Arrest bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

20* 
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Im letzten Falle findet die strafgerichtlicheVerfolgung 
nur auf Begehren des in seinem Rechte Verletzten statt. 

§ 2. Die amtliche Beschlagnahme oder Eröffnung 
von Briefen oder von anderen unter Siegel gehaltenen 
Schriften darf außer den Fällen der Hausdurchsuchung 
und der Verhaftung nur auf Grund eines von dem Richter 
erlassenen Befehles stattfinden. Der Befehl ist den Betei- 
ligten unter Angabe der Gründe ohne Verzug zuzustellen. 

§ 3. Die gegen die Bestimmungen des § 2 dieses 
Gesetzes vorgenommene Beschlagnahme oder Eröffnung 
ist als Übertretung mit Arrest bis zu drei Monaten 
zu bestrafen. 

§ 4. Durch die auf Grund des Gesetzes vom 

5. Mai 1869, R.G.Bl.Nr. 66, ausgesprochene Suspension 
des Artikels 10 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
zember 1867, RG.B1. Nr. 142, treten die §§ 2 und 3 
des gegenwärtigen Gesetzes für die Dauer dieser Sus- 
pension außer Wirksamkeit. 

§ 5. Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
über die Beschlagnahme und Eröffnung von Briefen 
der Beschuldigten, sowie die Vorschriften der Brief- 
postordnung inbetreff der Behandlung unbestellbarer 
Briefe und die Bestimmungen der Konkursordnung 
in Beziehung auf die Vorsichten bei Eröffnung des 
Konkurses bleiben durch dieses Gesetz unberührt. 

Vgl. St.P.O. §§146flf.; Konk. Odg. § 89. Die Bestim- 
mungen der Briefpostordnung v. 6. Nov. 1878 über das Ver- 
fahren mit unbestellbaren Briefen, femer des Fin.M. E. v. 

6. Nov. 1874 Z. 29258 über die Behandlung von Briefen mit 
zollpflichtigen Gegenständen s. in der Manz'schen Ausgabe. 

B. Gesetz vom 26. Mai 1879, R.G.B. Nr. 79, be- 
treffend dieAnwendung des §5 des Gesetzes 
vom 6. April 1870 (R.G.B1. Nr. 42) zum Schutze 
des Brief- und Schriftengeheimnisses auf 

Fälle der Desinfizierung von Briefen. 

Zur Beseitigung von Zweifeln über die Anwendung 
des § 5 des Gesetzes vom 6. April 1870 (R.G.Bl. 
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Nr. 42) zum Schutze des Brief- und Schriftengeheim- 
nisses auf Fälle der Desinfizierung von Briefen finde 
Ich mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Die Bestimmung des § 5 des Gesetzes vom 
6. April 1870 (R.G.B1. Nr. 42) zum Schutze des 
Brief- und Schriften geheimnisses — wonach solche Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung, der Brief Postord- 
nung und der Konkursordnung, welche aus gebiete- 
rischen Rücksichten des öffentlichen Wohles von dem 
Verbote der Eröffnung von Briefen Ausnahmen fest- 
stellen, durch das erwähnte Gesetz zum Schutze des Brief- 
und Schriftengeheimnisses nicht berührt werden und 
somit in Wirksamkeit zu bleiben haben — erstreckt sich 
auch auf solche gesetzliche Bestimmungen, durch welche 
bei drohender Einschleppung ansteckender Krankheiten 
die amtliche Eröffnung von Briefen zum ausschließ- 
lichen Zwecke ihrer Desinfizierung angeordnet wird. 

Anhang 11. Das Koalitionsgesetz. 

Gesetz vom 7. April 1870, R.G.B. Nr. 43, wo- 
durch unter Auihebung der §§479, 480 u. 481 
des allgemeinen Strafgesetzes in betreff 
der Verabredungen von Arbeitgebern oder 
Arbeitnehmern zur Erzwingung von Arbeits- 
bedingungen, und von Gewerbsleuten zur 
Erhöhung des Preises einer Ware zum 
Nachteiledes Publikums besondereBestim- 
mungen erlassen werden. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates 
finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

§ 1. Die Bestimmungen der §§ 479, 480 und 481 
des allgemeinen Strafgesetzes vom 27. Mai 1852, 
R.G.B1. Nr. 117, treten außer Wirksamkeit. 

§ 2. Verabredungen von Arbeitgebern (Grewerbs- 
leuten, Dienstgebern, Leitern von Fabriks-, Bergbau*, 
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Hüttenwerks-, landwirtschaftlichen oder anderen Ar- 
beitsuntemehmungen), welche bezwecken, mittelst Ein- 
stellung des Betriebes oder Entlassung von Arbeitern 
diesen eine Lohnverringerung oder überhaupt ungün- 
stigere Arbeitsbedingungen aufzuerlegen ; — sowie Ver- 
abredungen von Arbeitnehmern (Gesellen, Gehilfen, 
Bediensteten, oder sonstigen Arbeitern um Lohn), welche 
bezwecken, mittelst gemeinschaftlicher Einstellung der 
Arbeit von den Arbeitgebern höheren Lohn oder über- 
haupt günstigere Arbeitsbedingungen zu erzwingen ; — 
endlich alle Vereinbarungen zur Unterstützung der- 
jenigen, welche bei den erwähnten Verabredungen aus- 
harren, oder zur Benachteiligung derjenigen, welche 
sich davon lossagten, haben keine rechtliche Wirkung. 

§ 3. Wer, um das Zustandekommen, die Ver- 
breitung oder die zwangsweise Durchführung einer 
der in dem § 2 bezeichneten Verabredungen zu be- 
wirken, Arbeitgeber oder Arbeitnehmer an der Aus- 
führung ihres freien Entschlusses, Arbeit zu geben 
oder zu nehmen, durch Mittel der Einschüchterung 
oder Gewalt hindert oder zu hindern versucht, ist, so- 
fern seine Handlung nicht unter eine strengere Be- 
stimmung des Strafgesetzes fällt, einer Übertretung 
schuldig und von dem Gerichte mit Arrest von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

Vgl. § 98 St.G. 

§ 4. Die in den §§2 und 3 enthaltenen Be- 
stimmungen finden auch auf Verabredungen von Ge- 
werbsleuten zu dem Zwecke, um den Preis einer Ware 
zum Nachteile des Publikums zu erhöhen, Anwendung. 

Anhang 12. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften. 

Gesetz vom 9. April 1873, RG.B. Nr. 70. 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Gesetzes haben 
Anwendung zu finden auf Vereine von nicht ge- 
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schlossener Mitgliederzahl, welche die Förderung des 
Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittelst 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes oder mittelst 
Kreditgewährung bezwecken (Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften), wie auf 

Vorschuß- und Kreditvereine, 

Rohstoff- und Magazinvereine, 

Produktivgenossenschaften, 

Konsumvereine und 

Wohnungsgenossenschaften u. dgl. 

§ 14. Am Sitze der Genossenschaft und einer 
jeden Zweigniederlassung derselben ist ein Register zu 
führen, in welches der Vor- und Zuname und Stand 
eines jeden Genossenschafters, der Tag seines Ein- 
trittes in die Genossenschaft und seines Ausscheidens 
aus derselben, die Anzahl der einem jeden gehörigen 
Geschäftsanteile, sowie die Kündigung eines oder 
mehrerer Geschäftsanteile einzutragen ist. 

Die Einsicht dieses Registers, sowie des Genossen- 
schaftsvertrages und seiner allfälligen Abänderungen 
muß jedermann gestattet werden. 

§ 35. Der Vorstand ist verpflichtet, jedem Ge- 
nossenschafter auf Verlangen eine Abschrift (Abdruck) 
des Genossen Schafts Vertrages mit den allfälligen 
Änderungen und Ergänzungen desselben, dann eine 
Abschrift der genehmigten Rechnungsabschlüsse und 
Bilanzen gegen Ersatz der Kosten zu erfolgen und 
diese Schriftstücke auf Begehren mit seiner Unter- 
schrift zu versehen. 

Der Vorstand hat außerdem eine Abschrift (einen 
Abdruck) des Genossenschafts Vertrages, sowie jede 
Änderung desselben binnen acht Tagen nach er- 
folgter Registrierung, und eine Abschrift der ge- 
nehmigten Rechnungsabschlüsse und Bilanzen binnen 
acht Tagen nach erfolgter Genehmigung der Landes- 
stelle im Wege der politischen Bezirksbehörde vorzu- 
legen. Die Mitglieder des Vorstandes sbd hiezu 
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von den politischen Behörden, nötigenfalls mittelst 
Geldstrafen bis zu 100 fl., zu verhalten, 

§ 88. Wenn eine Genossenschaft ihre Tätigkeit 
oder ihre Verhandlungen auf andere als die im § 1 
dieses Gesetzes bezeichneten Gegenstande ausdehnt, 
sind die beteiligten Genossenschaft-er, insoferne sie nach 
dem allgemeinen Strafgesetze nicht einer strengeren 
Behandlung unterliegen, eines Vergehens schuldig 
und mit Geld bis zu 300 fl. zu bestrafen. 

§ 89. Mitglieder des Vorstandes und des *Auf- 
sichtsrates, ferner Liquidatoren und sonstige Beauf- 
tragte der Genossenschaft, welche in den General- 
yersammlungsprotokollen , in den Rechnungsab- 
schlüssen, Bilanzen und Geschäftsberichten, in dem 
Register der Mitglieder (§ 14), sowie in den, durch 
§ 35 angeordneten Mitteilungen wissentlich falsche 
Angabe machen oder bestätigen, sind, insoferne sie nach 
den allgemeinen Strafgesetzen nicht einer strengeren 
Behandlung unterliegen, eines Vergehens schuldig 
und mit Arrest bis zu drei Monaten zu bestrafen. 



Anhang 13. Vagabundengesetze. 

A. Gesetz vom 10. Mai 1873, R.G.B. Nr. 108, 
womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen 
wider Arbeitsscheue und Landstreicher er- 
lassen werden. 

§§ 1 u. 2. [Aufgehoben durch § 9 des Gesetzes 
vom 25. Mai 1885, R.G.Bl. Nr. 89, unten sub B.] 

§ 3. Die Ausstellung von Zeugnissen über Un- 
glücksfälle oder Armut, welche bestimmt sind, zum 
Betteln im Herumziehen von Ort zu Ort gebraucht 
zu werden, ist untersagt. 

Die Übertretung dieses Verbotes ist mit Geldstrafe 
von 10 — 100 fl. zu ahnden. 

Vgl. § 7 d. Ges. V. 1885, R.G.B. Nr. 89, unten sub B. 
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§ 4. Personen, welche wegen Verfälschung öffent- 
licher Kreditspapiere, wegen Münzverfälschung oder 
wegen strafbarer Handlungen wider fremdes Eigentum 
zu einer mehr als sechsmonatlichen oder wiederholt zu 
kürzeren Freiheitsstrafen, oder welche als Landstreicher 
verurteilt worden sind und für die Sicherheit des 
Eigentums gefährlich erscheinen, können mit den im 
§ 9 dieses Gesetzes bezeichneten Wirkungen unter 
Polizeiaufsicht gestellt werden. 

S. hiezu auch § 11 des Sprengstoffges. Anbg. 20. 

§ 5. Wenn die Voraussetzungen des § 4 ein- 
treten, hat das in der Hauptsa'che erkennende Straf- 
gericht im Urteile die Zulässigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufsicht auszusprechen. 

Pur die Berufung gegen die bezügliche Entscheidung 
gelten dieselben Vorschriften, welche für die Berufung 
gegen das in der Hauptsache ergehende Urteil An- 
wendung finden. 

Nicht übersehen, daß dieses Gesetz noch die St.P.O. v. 
1853 bezieht! S. u. § 8. Vgl. § 7 d. Ges. v. 24. Mai 1885, 
R.G.B. Nr. 89, unten sub B. 

§ 6. Hinsichtlich derjenigen Personen, bei welchen 
zur Zeit, der beginnenden Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes die im § 4 vorgezeichneten Voraus- 
setzungen bereits vorhanden sind, hat das Strafgericht 
die Zulässigkeit ihrer Stellung unter Polizeiaufsicht 
auszusprechen, wenn sie neuerdings wegen einer der 
im § 4 bezeichneten strafbaren Handlungen, oder 
wenn sie wegen der Übertretung des Betteins, oder 
in Gemäßheit des § 2 des gegenwärtigen Gesetzes 
wegen Arbeitsscheu verurteilt werden. 

§ 7. Den politischen Behörden erster Instanz und 
den in einzelnen Städten befindlichen 1. f. Polizei- 
behörden kommt es zu, die vom Strafgerichte für zu- 
lässig erkannte Stellung unter Polizeiaufsicht zu ver- 
igen. 
Wo neben 1. f. Polizeibehörden Geschäfte der 
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Sicherheitspolizei den Gemeinden insbesondere über- 
tragen werden, steht diese Verhängung der Kommunal- 
behörde zu. 

Die Gemeinde vorstände sind verpflichtet, zu der 
Beaufsichtigung mitzuwirken und die bezüglichen An- 
ordnungen der politischen Behörde zu vollziehen. 

§ 8. Mit der Stellung unter Polizeiaufsicht kann 
die politische Behörde (§ 7) außer den Fällen des 
§ 4 auch gegen diejenigen aus dem Straforte aus- 
tretenden Verurteilten vorgehen, rücksichtlich deren 
das erkennende Gericht noch vor Beginn der Wirk- 
samkeit des gegenwärtigen Gesetzes die Bestimmung 
des zweiten Absatzes des § 317 Strafprozeßordnung 
zur Anwendung gebracht hat. 

Diese ÜbergaDgsbestimmuDg bezog sich auf die St.P.O. 
V. 1853. 

§ 9. Die Stellung unter Polizeiaufsicht darf nicht 
über drei Jahre, vom Tage der Entlassung aus der 
Strafe angefangen, ausgedehnt werden. 

Durch dieselbe darf derjenige, über welchen sie 
verfügt wird, in seiner persönlichen Freiheit nur in- 
soweit beschränkt werden, als es die nachfolgenden 
Bestimmungen gestatten: 

a) Es kann ihm von der die Polizeiaufsicht ver- 
hängenden Behörde (§ 7) der Aufenthalt in ein- 
zelnen Gebieten oder Orten gänzlich untersagt 
oder auch ein bestimmter Ort zum Aufenthalte 
angewiesen und zur Pflicht gemacht werden, 
diesen oder einen von ihm selbst gewählten 
Aufenthaltsort nicht ohne Erlaubnis zu ver- 
lassen. Doch darf ihm der Aufenthalt in seiner 
Zuständigkeitsgemeinde niemals untersagt werden. 

b) Er ist verpflichtet, jeden Wechsel seiner Woh- 
nung noch an demselben Tage der Sicherhdts- 
behörde anzuzeigen, auf jedesmalige Aufforderung 
vor derselben zu erscheinen und über seine Be- 
schäftigung, seinen Unterhalt oder Erwerb, so- 
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wie über seinen Verkehr mit anderen Personen 
Auskünfte zu geben. 

c) Die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Ver- 
pflichtung auferlegen, sich in bestimmten Fristen 
bei ihr persönlich zu melden, sie kann ihm 
untersagen, an bestimmten Versammlungen teil 
zu nehmen, gewisse Räumlichkeiten zu besuchen 
und zur Nachtzeit und zur Zeit eines außerordent- 
lichen Zusammenströmens von Menschen ohne 
zwingenden Grund seine Wohnung zu verlassen. 

d) Es darf bei ihm zum Zwecke der polizeilichen Auf- 
sicht jederzeit eine Haus- oder Personsdurch- 
suchung vorgenommen werden. 

Die in diesem Paragraphe bezeichneten Maßnahmen 
sind jedoch nur insoweit, als sie durch die Umstände 
geboten erscheinen, und stets mit tunlichster Schonung 
des Rufes und Erwerbes der zu überwachenden Person 
in Anwendung zu bringen, und wenn ihre Notwen- 
digkeit entfällt, sofort aufzuheben. 

§ 10. [Aufgehoben durch § 9 d. Ges. v. 24. Mai 
1885, R.B.G. Nr. 89 unten sub B.J 

Vgl. § 6 des zit. Ges. 

§ 11. Wird eine unter Polizeiaufsicht stehende 
Person wegen einer neuen strafbaren Handlung der 
im § 4 bezeichneten Art verurteilt, so kann die Polizei- 
aufsicht über dieselbe auf drei Jahre, vom Tage der 
Entlassung aus der letzten Strafe angefangen, ver- 
längert werden. 

§§ 12 u. 13. (Aufgehoben durch § 9 d. Ges. v. 
V. 24. Mai 1885, R.G.B. Nr. 89 unten sub B.] 

§ 14. Der gerichtliche Ausspruch über die Zu- 
lässigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt 
begründet zugleich die Zulässigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufsicht 

§§ 15—19. (Aufgehoben durch § 9 d. Ges. v. 
24. Mai 1885, Nr. 89, R.G.B. unten sub B, und § 18 
d. Ges. V. 24. Mai 1885, Nr. 90 R.G.B. unten sub C] 
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§ 20. [Als Strafgericht im Sinne dieses Gesetzes 
ist auch jede der im zweiten Absätze des § 12 be- 
zeichneten landesfürstlichen Polizeibehörden zu ver- 
stehen, insolange diese Behörden die Strafgerichtsbar- 
keit über die betreffenden Übertretungen auszuüben 
haben.] 

Dieser § wurde nicht formell aufgehoben, ist aber gegen- 
standslos geworden. 

§ 21. [Aufgehoben durch § 18 d. Ges. v. 24. Mai 
1885, Nr. 90 R.G.B., unten sub C] 

B. Gesetz vom 24. Mai 1885, R.G.B. Nr. 89, 
womit strafrechtliche Bestimmungen in 
betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in 
Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalten 
getroffen werden. 

(Sog. Vagabundengesetz.) 

§ 1. Wer geschäfts- und arbeitslos umherzieht 
und nicht nachzuweisen vermag, daß er die Mittel 
zu seinem Unterhalte besitze oder redlich zu erwerben 
suche, ist als Landstreicher zu bestrafen. Die Strafe 
ist strenger Arrest von ein bis zu drei Monaten; 
auch kann auf eine oder mehrere der im § 253 des 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) be- 
zeichneten Verschärfungen der Strafe erkannt werden. 

§ 2. Wegen Betteins ist zu bestrafen : 

1. Wer an öffentlichen Orten oder von Haus zu 
Haus bettelt oder aus Arbeitsscheu die öffentliche 
Mildtätigkeit in Anspruch nimmt. 

2. Wer Unmündige zum Betteln verleitet, aus- 
schickt oder anderen überläßt. 

Die Strafe ist strenger Arrest von acht Tagen 
bis zu drei Monaten. 

§ 3. Arbeitsfähige Personen, welche kein Ein- 
kommen und keinen erlaubten Erwerb haben und die 
Sicherheit der Person oder des Eigentumes gefährden, 
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können von der Sicherheitsbehörde angewiesen werden, 
innerhalb einer ihnen bestimmten Frist nachzuweisen, 
daß sie sich auf erlaubte Weise ernähren« Kommen 
sie diesem Auftrage aus Arbeitsscheu nicht nach, so 
sind sie mit strengem Arrest von acht Tagen bis zu 
drei Monaten zu bestrafen ; auch kann auf eine oder 
mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 
1852 unter a) bis e) bezeichneten Verschärfungen 
der Strafe erkannt werden. 

§ 4. Jede Gemeinde, in deren Gebiete eine arbeits- 
fähige Person sich befindet oder betreten wird, welche 
weder die Mittel zu ihrem Unterhalte noch einen 
erlaubten Erwerb hat, ist berechtigt, derselben eine 
ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit gegen Ent- 
lohnung oder Naturalverpflegung zuzuweisen. Wenn 
diese Person sich .weigert, die ihr zugewiesene Arbeit 
zu leisten, so ist sie mit strengem Arrest von acht 
Tagen bis zu einem Monat zu bestrafen. 

Die von der Landesgesetzgebung geregelten Natural- 
verpflegungsstationen verlangen von den aufgenommenen 
Personen auf Grund dieses Paragraphen die Leistung ange- 
messener Arbeit. Vgl. die Manz'sche Ausgabe. 

§ 5. Die Bestrafung der Frauenspersonen, welche 
mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, ist 
der Sicherheitsbehörde überlassen. 

Wenn solche Frauenspersonen 

1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizei- 
lichen Bestrafung fortsetzen, oder 

2. insoferne polizeiliche Anordnungen bestehen, 
hiebei denselben zuwider handeln, oder 

3. ihr unzüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl sie 
wußten, daß sie mit einer venerischen Krankheit be- 
haftet sind, oder 

4. durch die Ofientlichkeit ein auffallendes Ärgernis 
veranlassen, oder 

5. jugendliche Personen verführen, so sind sie 
mit strengem Arreste, und zwar, in den unter Ziffer 
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1 und 2 bezeichneten Fällen in der Dauer von acht 
Tagen bis zu drei Monaten, in den unter Ziffer 3, 4 
und 5 angeführten Fällen aber in der Dauer von 
einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Personen beiderlei Geschlechtes, welche außer den 
Fällen des § 512 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 
aus der gewerbsmäßigen Unzucht anderer ihren Unter- 
halt suchen, sind mit strengem Arreste von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt die strafge- 
richtliche Verfolgung auf Begehren der Sicherheits- 
behörde ein. 

§ 6. Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und 
den ihm in Gemäßheit des § 9, lit. a) bis c) i) des 
Gesetzes vom 10. Mai 1873 (R.G.B1. Nr. 108), auf- 
erlegten Beschränkungen und Verpflichtungen zu- 
wider handelt, wird mit strengem Arrest von acht 
Tagen bis zu drei Monaten bestraft; auch kann auf 
eine oder mehrere der im § 253 des Strafgesetzes 
vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Ver- 
schärfungen der Strafe erkannt werden. 

Das zit. Ges. s. o. sub A. 

§ 7. Die Untersuchung und Bestrafung der in 
den §§ 1 bis 6 dieses Gesetzes bezeichneten Über- 
tretungen, sowie die Untersuchung und Bestrafung 
der Übertretung des § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 
1873 (R.G.B1. Nr. 108) findet durch die Gerichte 
statt. 

Das Gericht kann im Falle der Verurteilung im 
Urteile die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt aussprechen. 

Bezüglich des Ausspruches auf Zulässigkeit der 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt kann die 
Berufung zu Gunsten des Angeklagten ergriffen werden, 
wenn auf die Zulässigkeit der Anhaltung erkannt 



1) Im R.G.B. heißt es irrig: lit. a) bis e). 
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wurde und zum Nachteile des Augeklagten, wenn 
auf dieselbe nicht erkannt wurde. 

§ 8. Die Abgabe in eine Besserungsanstalt kann 
von dem Strafgerichte auch bei Unmündigen für zu- 
lässig erkannt werden, welche sich einer strafbaren 
Handlung schuldig machen, die nach den Be- 
stimmungen des Strafgesetzes nur wegen Unmündig- 
keit des Täters nicht als Verbrechen zugerechnet, 
sondern als Übertretung bestraft wird (§§ 2, lit. d) 
237 und 269 bis 272 des Strafgesetzes). 

In Fällen , in welchen nach § 273 des Strafge- 
setzes der Sicfaerheitsbehörde die Ahndung und Vor- 
kehrung wegen einer von einem Unmündigen be- 
gangenen strafbaren Handlung überlassen ist, kann 
die Abgabe des Unmündigen in eine Besserungsan- 
stalt verfügt werden, wenn derselbe gänzlich verwahr- 
lost und ein anderes Mittel zur Erzielung einer 
^ordentlichen Erziehung und Beaufsichtigung desselben 
nicht ausfindig zu machen ist 

Über den ganzen Komplex der Fragen betreffend die Vor- 
aussetzungen der Anhaltung jugendlicher Personen in Besse- 
rungsanstalten und das dabei einzuhaltende Verfahren hat das 
JustMin. in einer Vdg. v. 7. Mai 1903 (Vdgs.Bl. ^'r. 14) „seine 
Ansicht bekannt gegeben", und dieselbe in einem Erlasse y. 
31. Okt. 1903 Z. 21076 (daselbst S. 256) gegen erhobene Ein- 
würfe vertreten. Diese Belehrungen können hier, da sie nicht 
Bechtsquelle sind, nicht ihren Platz finden; dem Praktiker 
sind sie ohnehin leicht zugänglich. Vgl. auch die Vdg. v. 
30. Jan. 1903, daselbst S. 37. 

§ 9. Die §§ 509, 510, 511, 517, 518, 519, 520, 
521 des allgemeinen Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 
(R.G.B1. Nr. 117) sowie die §§ 1, 2, 10, 12, 13 und 
18 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 (R.G.B1. Nr. 108), 
womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider Ar- 
beitsscheue und Landstreicher erlassen wurden, sind 
aufgehoben. 

§ 10. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind 
meme Minister des Innern und der Justiz beauf- 
tragt« 
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a Gesetz vom 24. Mai 1885, R.G.B. Nr. 90, 
betreffend die Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten. 

§ 1. In den im Eeichsrate vertretenen König- 
reichen und Landern ist für eine den Anforderungen 
der öfientlichen Sicherheit entsprechende Anzahl von 
Zwangsarbeitsanstalten vorzusehen. 

Die Vorsorge für diese Anstalten ist Sache des 
Landes. Es können auch mehrere Länder sich zur 
Errichtung einer gemeinschaftlichen Zwangsarbeitsan- 
stalt vereinigen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, 
zu bestimmen, ob solche Anstalten auch von Be- 
zirken oder von Gemeinden zu errichten sind. 

§ 2. Zu den Kosten der Errichtung solcher An- 
stalten wird der Staat nach Maßgabe ihrer Not- 
wendigkeit und Zweckmäßigkeit einen Beitrag leisten. 

§ 3. Die nicht nach § 2 bedeckten Kosten der 
Errichtung, sowie die Kosten für die Erhaltung und 
Verwaltung der Zwangsarbeitsanstalten und für die 
Verpflegung der Zwänglinge sind, insoweit sie nicht 
von der Landesgesetzgebung den Bezirken oder Gre- 
meinden, welche solche Anstalten errichten, über- 
wiesen werden, von dem Lande aufzubringen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, zu 
bestimmen, ob und inwieweit die Verpflegskosten, so- 
ferne dieselben nicht von den Verpflegten oder von 
den zur Erhaltung derselben verpflichteten Personen 
hereingebracht werden können, von den Bezirken 
oder Gemeinden zu ersetzen sind. 

Als Verpflegskosten sind anzusehen die Auslagen 
für Kost, Lagerstätte, Beheizung, Licht, die etwa 
nötige Beischaffung, sowie die Reinigung der Wäsche 
und Kleidung, die Krankheits- und allfälligen Ent- 
bindungskosten. 

§ 4. Die Aufnahme in die Zwangsarbeitsan- 
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stalten findet ohne Rücksicht auf die Heimatzu- 
standigkeit der Aufzunehmenden statt. 

Für die dem Lande nicht an gehörigen Zwäng- 
linge hat jenes Land, welchem der Zwängling nach 
seiner Zuständigkeit angehört, nach der mit Zustim- 
mung der politischen Landesbehörde für den Verpflegs- 
tag festgesetzten Gebühr den Ersatz der Verpflegskosten 
zu leisten ; doch steht dem ersatzpflichtigen Lande zu, 
den Zwängling in eine im eigenen Lande befindliche 
Zwangsarbeitsanstalt auf seine Kosten zu übernehmen. 

Dem Lande, welches die Verpflegskosten ersetzt, 
bleibt es unbenommen, den geleisteten Ersatz nach 
Maßgabe der Bestimmung des zweiten Absatzes des 
§ 3 hereinzubringen. 

§ 5. So lange für ein Land Zwangsarbeitsan- 
stalten nicht bestehen, oder wenn die bestehenden 
dem vorhandenen Bedarfe nicht genügen, können die 
in eine Zwangsarbeitsanstalt abzugebenden Personen 
auf Kosten des Landes ihrer Heimatsgemeinde in 
die Anst-alt eines anderen Landes überstellt werden. 
Insoferne diese Überstellung nicht in eine Anstalt 
des Heimatslandes des Anzuhaltenden erfolgen soll, 
kann dieselbe nur mit Zustimmung der betreffenden 
Landesvertretung stattfinden. 

§6. Zur Aufnahme in eine Zwangsarbeitsanstalt 
sind jene Personen geeignet, gegen welche von einem 
Gerichte auf Grund der bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen die Zulässigkeit der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen worden ist. 

In eine Zwangsarbeitsanstalt dürfen nicht aufge- 
nommmen werden: 

1. Personen, welche selbst nicht zu leichteren 
Arbeiten verwendbar sind. 

2. Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige). 

3. Personen, welche mit ansteckenden Übeln oder 
Krankheiten behaftet sind, insolange sie nicht genesen 
sind. 

LOffler, Strsfrooht I. 21 
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4. Schwangere und säugende Personen. 

Inwieferne Personen, welche das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht überschritten haben, in Zwangs- 
arbeits-, beziehungsweise Besserungsanstalten aufge- 
nommen werden dürfen, wird in den §§ 13, 14 und 
16 bestimmt. 

§ 7. Den politischen Landesbehörden kommt es 
zu, die vom Strafgerichte für zulässig erkannte An- 
haltung in der Zwangsarbeitsanstalt zu verhängen 
und in Vollzug setzen zu lassen. 

Über die Verhängung der Anhaltung entscheidet 
eine bei der politischen Landesbehörde unter Zuziehung 
wenigstens eines Vertreters des Landesausschusses als 
stimmführenden Mitgliedes zu bildende Kommission. 

Wenn Anstalten für Bezirke oder Gemeinden be- 
stehen, ist die politische Landesbehörde berechtigt, zur 
Fällung der Erkenntnisse über die Verhängung der 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt eine ihr 
untergeordnete politische Bezirksbehörde zu delegieren, 
bei welcher in diesem Falle eine gemischte Kommission 
unter Zuziehung wenigstens eines autonomen Organes 
in ähnlicher Weise zu bilden ist. 

Die näheren Bestimmungen über die Zusammen- 
setzung und die Befugnisse der bei der politischen 
Landesbehörde und bei den politischen Bezirksbe- 
hörden zu bildenden Kommissionen werden im Ver- 
ordnungswege festgesetzt. 

Vgl. u. § 10. 

§ 8. Insoweit in einem Lande für die Aufnahme 
von Personen in Zwangsarbeitsanstalten Vorsorge ge- 
troffen ist, kann eine Person, rücksichtlich welcher 
vom Gerichte die Zulässigkeit der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen worden ist, bis 
zum Ablaufe von vier Wochen nach Beendigung der 
Strafzeit bei dem Gerichte in Verwahrung gehalten 
werden, wenn nicht die politische Landesbehörde die 
Enthaftung verfügt. 
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Über die Verhängung der Abgabe in die Zwangs- 
arbeitsanstalt ist ohne Verzug, jedenfalls aber vor 
Ablauf von vier Wochen zu entscheiden. 

§ 9. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsan- 
stalt darf ununterbrochen nicht länger als drei Jahre 
dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der Ange- 
haltene vor Ablauf dieser Zeit zu entlassen. 

"Ober den Zeitpunkt der Entlassung entscheidet die 
im § 7 bezeichnete Kommission. 

Wird der Angehaltene vor Ablauf von zwei 
Jahren entlassen und zeigt es sich aus dessen Ver- 
halten, daß seine Besserung nicht eingetreten ist, so 
kann die im § 7 bezeichnete Kommission erkennen, 
daß derselbe in der Zwangsarbeitsanstalt noch während 
der ganzen Zeit angehalten werde, welche bei seiner 
Entlassung von dem Zeiträume von drei Jahren noch 
nicht abgelaufen war. 

§ 10. Gegen Erkenntnisse der bei der politischen 
Landesbehörde eingesetzten Kommission (§ 7) findet 
eine Berufung nicht statt. 

Dieselbe Kommission entscheidet über Berufungen 
gegen die Erkenntnisse der bei den politischen Be- 
zirksbehörden eingesetzten Kommissionen. 

§ 11. Die Disziplinargewalt in den Zwangsar- 
beitsanstalten ist nach den bestehenden Vorschriften 
zu handhaben. 

Die Statuten und Hausordnungen der Zwangs- 
arbeitsanstalten bedürfen der Genehmigung der Staats- 
verwaltung. 

Die Statuten haben insbesondere die näheren Be- 
stimmungen über die Art und Weise der Beschäf- 
tigung der Zwänglinge und über deren Klassifizierung 
sowie darüber zu enthalten, unter welchen Vorsichten 
die Zwänglinge außerhalb der Anstalt zu Arbeiten 
verwendet werden dürfen, 

21* 
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§ 12. Die Be8timmungen über die Ernennung 
der Vorsteher und des übrigen Personales der Zwangs- 
arbeitsanstalten bleiben der Landesgesetzgebung vor- 
behalten. 

Wenn sich mehrere Länder zur Errichtung einer 
gemeinschaftlichen Zwangsarbeitsanstalt vereinigt 
haben (§ 1), steht das Ernennungsrecht dem Landes- 
ausschusse jenes Landes zu, in welchem die Anstalt 
ihren 8itz hat. 

Die Ernennung der Vorsteher bedarf in allen 
Fällen der Genehmigung der Staatsverwaltung. 

§ 13. Für Personen, welche das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht überschritten haben, sind, in- 
soferne bei denselben die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt eintreffen, 
besondere Besserungsanstalten zu errichten. 

Diese Anstalten sind derart einzurichten, daß in 
denselben für die moralische und religiöse Erziehung 
der Korrigenden, sowie für die Unterweisung in einer 
ihren Fähigkeiten entsprechenden und ihrem künf- 
tigen Fortkommen dienlichen Beschäftigung vorgesorgt 
wird. 

§ 14. Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht überschritten haben, dürfen, wenn die ge- 
setzlichen Voraussetzungen der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanstalt bei ihnen eintreffen, nur in 
Besserungsanstalten für jugendliche Korrigenden (§ 13) 
abgegeben werden. 

Die Anhaltung in einer Besserungsanstalt hat so 
lange zu dauern, als es der Zweck der Anhaltung 
erheischt, darf jedoch über das zwanzigste Lebens- 
jahr nicht ausgedehnt werden. 

Insolange die Errichtung von besonderen Besse- 
rungsanstalten nicht bewirkt ist, können Personen, 
welche das achtzehnte Lebensjahr nicht überschritten 
haben, an besondere, für die Aufnahme jugendlicher 
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Korrigenden ausschließlich bestimmte Abteilungen der 
Zwangsarbeitsanstalten abgegeben werden. 

Mit Genehmigung der Staatsverwaltung können 
solche Korrigenden, insolange besondere Besserungs- 
anstalten (§ 13) nicht bestehen, auch in Privat- 
besserungsanstalten für jugendliche Personen abge- 
geben werden. 

§ 15. Die in diesem Gesetze rücksichtlich der 
Zwangsarbeitsanstalten enthaltenen Bestimmungen 
finden, insoweit nicht in den §§13, 14 und 16 be- 
sondere Anordnungen enthalten sind, auch auf die 
Besserungsanstalten für jugendliche Personen An- 
wendung. 

§ 16. Außer den gesetzlich bestimmten Fällen 
darf niemand in eine Zwangsarbeits- oder Besserungs- 
anstalt abgegeben werden. 

Durch diese Bestimmung ist jedoch nicht aus- 
geschlossen, daß auf Antrag der gesetzlichen Vertreter 
und mit Zustimmung der Pflegschaftsbehörde jugend- 
liche Personen auch außer den in dem Gesetze be- 
zeichneten Fällen in eine Besserungsanstalt für jugend- 
liche Korrigenden abgegeben werden. 

§ 17. Die oberste polizeiliche Aufsicht und Über- 
wachung der Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten 
bleibt der Staatsverwaltung vorbehalten. 

Dieselbe wird zunächst von der politischen Landes- 
behörde, beziehungsweise bei Bezirks- oder Gemeinde- 
anstalten von den politischen Bezirksbehörden am 
Sitze der Anstalten geübt. 

§ 18. Die §§ 15, 16, 17, 19 und 21 des Ge- 
setzes vom 10. Mai 1873 (R.G.Bl. Nr. 108), womit 
polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue 
und Landstreicher erlassen wurden, sind aufgehoben. 

§ 19. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind die 
Minister des Innern und der Justiz beauftragt. 

Dieselben haben auch rücksichtlich des König- 
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reiches Galizien und Lodomerien mit dem Großher- 
zogtume Krakau und des Herzogtums Bukowina die 
erforderlichen Ausführungsverordnungen zu erlassen, 
welche mit Rücksicht auf die gebotene Möglichkeit 
der Abgabe von Verurteilten in Zwangsarbeits- und 
Besserungsanstalten den Zeitpunkt bestimmen werden, 
von welchem an die Strafgerichte die Abgabe an 
solche Anstalten für zulässig zu erklären haben. 

D.Verordnung des Ministeriums des Innern 
vom 26. Juli 1885, R.G.B. Nr. 106, mit welcher 
Bestimmungen zur Durchführung des Ge- 
setzes vom 24. Mai 1885, R.GB. Nr. 90, be- 
treffend die Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten, erlassen werden. 

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 
(R.G.Bl. Nr. 90), betreffend die Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten, wird verordnet: 

I. Die nach § 7 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 
(R.G.Bl. Nr. 90) bei den politischen Landesbehörden zu 
bildenden Kommissionen werden bei den Statthaltereien in 
Wien, Linz, Graz, Innsbruck, Triest, Zara, Prag und Brunn, 
femer bei den Landesregierungen in Salzburg, Klagenfurt, 
Laibach und Troppau und bei der Statthaltereiabteilung in 
Trient errichtet. 

II. Bei den genannten Statthaltereien und Landes- 
regierungen haben diese Kommissionen unter dem Vorsitze 
des Landeschefs oder seines Stellvertreters aus einem Refe- 
renten der politischen Landesbehörde und einem Vertreter 
des Landesausschusses zu bestehen. — In Triest und Inns- 
bruck ist der Kommission als stimmführendes Mitglied le- 
weilig der Vertreter des Landesausschusses jenes Landes 
beizuziehen, in welchem sich das Gericht befindet, das auf 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeita- 
oder Besserungsanstalt erkannt hat. 

Bei der Statthaltereiabteilung in Trient hat die Kom- 
mission aus dem Hof rate oder seinem Stellvertreter als 
Vorsitzenden, dann aus einem Beamten der Statthalterei- 
abteilung und einem vom Tiroler Landesausschusse zu be- 
nennenden Vertreter als stimmführenden Mitgliedern zu 
bestehen. 
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III. Den Dach Maßgabe der vorstehenden Bestim- 
mungen gebildeten Kommissionen steht außer den in den 
§§ 7, 9 und 10 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 (R.G.B1. 
Nr. 90) bezeichneten Befugnissen im Grunde des § 15 des- 
selben Gesetzes auch das Recht zu, die analogen Ent- 
scheidungen bezüglich der in öffentliche Besserungs- 
anstalten abzugebenden oder in denselben angehaltenen 
jugendlichen Korrigenden zu fällen. 

Die Kompetenz der Kommissionen erstreckt sich ohne 
Rücksicht auf die Heimatzuständigkeit auf alle Individuen, 
bezüglich welcher ein im Lande befindliches Gericht die 
Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits- oder 
Besserungsansalt ausgesprochen hat. 

Über die Verhängung der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeits- oder Besserungsanstalt ist sofort an den Landes- 
ausschuß jenes Landes Mitteilung zu machen, welchem der 
Anzuhaltende nach seiner Zuständigkeit angehört. 

IV. Die Verfügung der Enthaftung einer im Grunde 
des § 8, Alinea l bei dem Gerichte nach Beendigung der 
Strafzeit in Verwahrung gehaltenen Person steht jener 
Landesbehörde zu, deren Landeskommission zur Ver- 
hängung der Anhaltung dieser Person in einer Zwangs- 
arbeits- oder Besserungsanstalt berufen ist. 

V. Das in den §§ 11 Alinea 2, 12 Alinea 3 und 14 
Alinea 4 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 (R.G.Bl. Nr. 90) 
der Staatsverwaltung vorbehaltene Recht der Genehmigung 
der Statuten und Hausordnungen , sowie der Ernennung 
der Vorsteher der Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten, 
dann der Bewilligung zur Abgabe jugendlicher Personen 
in Privatbesserungsanstalten wird zunächst von jener poli- 
tischen Landesbehörde ausgeübt, in deren Gebiete die An- 
stalt liegt. 

Die Erlassung näherer Bestimmungen über die Zu- 
sammensetzung und die Befugnisse der nach § 7 Alinea 4 
des Gesetzes vom 24. Mai 1885 (R.G.B1. Nr. 90) bei den 
politischen Bezirksbehörden zu bildenden Kommissionen 
wird dem Zeitpunkte vorbehalten, in welchem die Voraus- 
setzungen für die Einsetzung solcher Kommissionen vor- 
handen sein werden. 

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung 
und die Befugnisse der bei den Landesbehörden in Lem- 
berg und Czemowitz zu bildenden Kommissionen werden 
gleichzeitig mit den im ^ 19 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 
{R.G.B1. Nr. 90) vorbehaltenen Ausführungsverordnungen 
erlassen werden. 

Diese Verordnung tritt sofort in Wirksamkeit 
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Anhang 14. Das galizische Trunkenheitsgesetz. 

Gesetz vom 19. Juli 1877, R.G.B. Nr. 67, wo- 
mit Bestimmungen zur Hintanhaltung der 
Trunkenheit getroffen werden. 

(Wirksam für die Königreiche Galizien und Lodo- 

merien samt dem Großherzogtume Krakau und für 

das Herzogtum Bukowina). 

Mit ZustimmuDg der beiden Häuser des Reichsrates 
finde Ich anzuordnen, wie fol^: 

§ 1. Wer sich in Gast- oder Schankräumlichkeiten, auf 
der Straße oder an .sonstigen öffentlichen Orten im Zu- 
stande offenbarer, Ärgernis erregender Trunkenheit be- 
findet, oder wer an solchen Orten einen anderen absicht- 
lich in den Zustand der Trunkenheit versetzt, wird mit 
Arrest bis zu einem Monat oder an Geld bis zu 50 Gul- 
den bestraft. 

Dieselbe Strafe trifft Inhaber von Gast- oder Schank- 
räumlichkeiten oder deren Beauftragte, welche an Gäste, 
die betrunken sind, oder außer dem Falle des Bedürfnisses 
an offenbar Unmündige, die nicht in Begleitung älterer 
Personen erscheinen, geistige Getränke verabreichen oder 
verabreichen lassen. 

§ 2. Forderungen an Gäste für die Verabreichung 
geistiger Getränke in Gast- oder Schankräumlichkeiten sind 
nicht klagbar, wenn der Kreditnehmer zurzeit der Verab- 
reichung eine frühere Schuld gleicher Art an denselben 
Gläubiger noch nicht bezahlt hat. 

Solche Forderungen eignen sich auch nicht zur Kom- 
pensation mit anderen Forderungen des Kreditnehmers. 

§ 3. Pfand- und Bürgschafts vertrage, welche zur Be- 
festigung von Forderungen abgeschlossen werden, denen 
im vorhergehenden Paragraphe das Klagerecht entzogen 
ist, sind ungiltig. 

§ 4. Auf I? orderungen an in Gasthäusern beherbergte 
Fremde finden die Bestimmungen der §§ 2 und 3 des 
gegenwärtigen Gesetzes keine Anwendung. 

§ 5. Wer die Bestimmung der §§ 2 und 3 dieses Ge- 
setzes durch ein Scheingeschäft oder dadurch zu umgehen 
sucht, daß er sich eine Urkunde, insbesondere eine Wechsel- 
erklärung ausstellen läßt, wird mit Arrest von einer Woche 
bis zu zwei Monaten oder an Geld bis zu 200 Gulden 
bestraft 
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§ 6. Wer während eines Jahres dreimal wegen Trunken- 
heit gestraft wird, dem kann von der politischen Bezirks- 
behörde bis zur Dauer eines Jahres der Besuch der Gast- 
oder Schankräumlichkeiten seines Wohnsitzes und der 
nächsten Umgebung untersagt werden. 

Die Übertretung dieses Verbotes wird mit Arrest bis 
zu einem Monate oder an Geld bis zu 50 Gulden bestraft. 

§ 7. Inhabern von Gast- oder Schankräumlichkeiten, 
bei denen sich vorausgegangene wiederholte Abstraf ungen 
wegen .der im zweiten Absätze des § 1 und § 5 bezeich- 
neten Übertretungen als fruchtlos erwiesen haben, kann 
die Berechtigung zum Betriebe eines Gast- oder Schank- 
geschäftes von der politischen Bezirksbehörde für eine be- 
stimmte Zeit oder auf immer entzogen werden. 

§ 8. Der Wortlaut dieses Gesetzes ist in ortsüblicher 
Weise in den Gemeinden des Landes zu veröffentlichen. 

Dieser Wortlaut ist in allen Gast- oder Schankräum- 
lichkeiten an einer in die Augen fallenden, jedermann 
zugänglichen Stelle in den landesüblichen Sprachen anzu- 
schlagen und in leserlichem Stande zu erhalten. Die Über- 
tretung dieser Vorschrift ist an dem Inhaber der Räum- 
lichkeit an Geld bis zu 50 Gulden zu bestrafen. 

§ 9. Die Untersuchung und Bestrafung der Über- 
tretungen dieses Gesetzes kommt den Bezirksgerichten zu. 



Anhang 15. Delikte in bezug auf den 
Geldverkehr, 

Gesetz vom 27. Juni 1878/ R.G.B. Nr. 66, be- 
treffend die Errichtung und das Privi- 
legium der österr.-ungar. Bank. 

Art. 2. „Der österreichisch-ungarischen Bank wird 
auf die Zeit vom 1. Juli 1878 bis 31. Dezember 1887 
das in den beifolgenden, einen integrierenden Be- 
standteil dieses Gesetzes bildenden Statuten enthaltene 
Privilegium verliehen." 

Art. 94. des Statutes: „Die Verfälschung (Nach- 
machung oder Abänderung) der von der österreichisch- 
ungarischen Bank ausgefertigten Noten, Aktien, 
Schuldverschreibungen und Pfandbriefe oder der da- 
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zu gehörigen Koupons und Talons wird in beiden 
Teilen des Reiches als Verbrechen der Verfälschung 
öffentlicher Kreditspapiere, die Nachmachung oder 
Verfälschung aller sonstigen von der Bank ausge- 
stellten Urkunden aber gleich der Nachmachung oder 
Verfälschung öffentlicher Urkunden nach den Be- 
stimmungen der Strafgesetze bestraft." 

Das Privilegium der öst.-ung. Bank wurde verlängert 
durch Ges. v. 21. Mai 1887 R.G.B. Nr. 51, kaiserl. Vdg. v. 
30. Dez. 1897 R.G.B. Nr. 308, kaiserl. Vdg. v. 30. Dez. 1898 
R.G.B. Nr. 239, und zuletzt durch die kaiserliche Verordnung 
(sog. Notverordnung) v. 21. Sept. 1899, R.G.B Nr. 176, „betr. 
das wirtschaftliche Verhältnis zu den Ländern der ungar. 
Krone . . . die Einführung der Kronenwährung als Landes- 
währung, die Verlängerung des Privilegiums der österr.-ungar. 
Bank" usw. Die Verlängerung des Privilegiums der Bank er- 
folgte bis 31. Dez. 1910, der Art. 94 des Statutes blieb 
unverändert (Vierter Teil, erstes Kapitel, Art. L); die 
letztgenannte kaiserl. Vdg. bestimmt weiters: 

Dritter Teü. 

Einführung der Kronenwährung als Landeswährung, 

A. Die Einführung der allgemein obliga- 
torischen Rechnung in der Kronenwährung. 

§ 1. Die mit dem Gesetze vom 2. August 1892, 
R.G.Bl. Nr. 126, festgestellte Kronen Währung tritt vom 
1. Jänner 1900 angefangen als ausschließliche ge- 
setzliche Landeswährung an die Stelle der bisherigen 
österreichischen Währung. 

§ 5. Die in bestehenden Gesetzen oder Vor- 
schriften enthaltenen, auf österreichische Währung 
sich beziehenden Bestimmungen sind vom 1. Jänner 
1900 an nach dem im Gesetze vom 2. August 1892, 
RGBl. Nr. 126, aufgestellten Wertverhältnisse, nach 
welchem ein Gulden österreichischer Währung gleich 
zwei Kronen und ein Kreuzer österreichischer Wäh- 
rung gleich zwei Hellern zu rechnen ist, in der 
Kronen Währung zu verstehen" 
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(Die §§ 6 und 7 erklären die Kronenwährung obligatorisch 
für die Angabe von Geldbeträgen in Gesetzen, Verordnungen, 
Verfügungen und Aufträgen von öffentlichen Behörden und 
Ämtern, gerichtlichen, notariellen und sonstigen öffentlichen 
Urkunden und in Urteilen.) 

B. Die Ordnung des allgemeinen Münzverkehres. 

§ 12. „Der Finanzminister ist ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Handelsminister und dem Eisen- 
bahnminister allgemein oder für bestimmte Gebiets- 
teile zu untersagen, daß ausländische Münzen oder 
sonstige ausländische Zahlungsmittel in Zahlung oder 
an Zahlungsstatt gegeben oder genommen werden. 

Ein solches Verbot, sowie dessen Aufhebung 
muß im Reichsgesetzblatte kundgemacht werden. Das 
Verbot darf nicht vor Ablauf von vier Wochen nach 
seiner Kundmachung in Wirksamkeit treten. 

Die gewohnheitsmäßige oder gewerbsmäßige Über- 
tretung eines solchen Verbotes wird von den Ge- 
richten als Übertretung mit einer Geldstrafe bis zu 
200 Kronen oder mit Arrest bis zu einem Monate 
bestraft." 

Dieses Blankett hat der Finanzminister bisher noch nicht 
ausgefüllt. 

Vierter Teil. 

Verlängerung des Privilegiums der österr.-ungar, Bank . . . 

Art. VIII. „Wer unbefugt Banknoten oder andere 
auf den Inhaber lautende unverzinsliche Schuldver- 
schreibungen, welche im Verkehre als Geldzeichen 
verwendet werden könnten, ausgibt, macht sich, so- 
fern darin nicht eine im allgemeinen Strafgesetze mit 
strengerer Strafe bedrohte Handlung gelegen ist, 
eines Vergehens schuldig und wird mit einer Geld- 
strafe belegt, welche dem Zehnfachen der von ihm 
ausgegebenen Wertzeichen gleichkommt, mindestens 
aber 4000 Kronen beträgt. 

Zum Verfahren und zur ürteilsfällung über dieses 
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Vergehen ist in den im Reichsrate vertretenen König- 
reichen und Ländern ausschließlich das Landesgericht 
in Strafsachen in Wien berufen. 

Die Verfolgung findet nur statt, wenn die öster- 
reichisch-ungarische Bank um dieselbe ansucht. 

Im Falle der Uneinbringlichkeit ist die Geldstrafe 
in Arrest umzuwandeln, dessen Dauer jedoch ein Jahr 
nicht übersteigen darf." 

Ähnliche BestimmuDgen enthielt schon der Art. 4 des 
oben zit. Ges. vom 21. Mai 1887, R.G.R. Nr. 51. 

Anhang 16. Tierseuchengesetze, i) 

A. Das allgemeine Tierseuchengesetz. 

Gesetz vom 29. Febr. 1880, R.G.B. Nr. 35, be- 
treffend dieAbwehr und Tilgung anstecken- 
der Tierkrankheiten. 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Gesetzes betreffen den 
Schutz des inländischen Viehstandes gegen Viehseuchen 
überhaupt, und insbesondere die Abwehr und Tilgung der 
nachbenannten Tierkrankheiten : 

a) der Maul- und Klauenseuche der Rinder, Schafe, 
Ziegen und Schweine; 

b) des Milzbrandes (Anthrax) der landwirtschaftlichen 
Haustiere; 

c) der Lungenseuche der Rinder; 

d) der Rotz- (Wurm-) Krankheit der Pferde, Esel und 
Maultiere; 

e) der Pocken- oder Blatternseuche der Schafe; 

f) der Beschäl- (Chancre-) Seuche der Zuchtpferde und 
des Bläschenausschlages an den Geschlechtsteilen der 
Pferde und Rinder; 

g) der Räude (Krätze) der Pferde und Schafe; 

h) der Wutkrankheit der Hunde und übrigen Haustiere. 
Die besonderen Anordnungen rücksichtlich der Ab- 
wehr und Tilgung der Rinderpest sind in dem Gesetze 
V. 29. Febr. 1880 (R.G.Bl. Nr. 37) enthalten. 

1) Die zahlreichen, für den Praktiker in Betracht kom- 
menden Vorschriften s. im XX. Bande der Manz'schen Taschen- 
ausgabe ; vgl. die Manz'sche Ausg. des Strafges. I, S. 475 ff., 
und die Geller sehe Ausgabe des St.Q. r 
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Bei dem Ausbruche anderer als der vorbenannten an- 
steckenden Tierkrankheiten bleibt es dem Ministerium des 
Innern im Einverstandnisse mit dem Handels- und mit dem 
Ackerbauministerium vorbehalten, mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen dieses Gesetzes die erforderlichen Maßregeln 
zu treffen. 

In betreff der Lungenseuche der Rinder s. das Spezial- 
gesetz V. 17. Aug. 1892, ß.G.B. Nr. 142, und die dazu er- 
gangenen Verordnungen. 

Von der im letzten Alinea des § 1 eingeräumten Macht 
haben die beteiligten Ministerien Gebrauch gemacht 1. durch 
die Vdg. V. 10. April 1885, R.G.B. Nr 54, betreffend die Ab- 
wehr und Tilgung des Rauschbrandes der Rinder und des 
Rotlaufes der Schweine; 2. durch die Vdgn. v. 29. März 
1903, R.G.B. Nr. 73, u. v. 17. Febr. 1904, R.G.B. Nr. 20, 
betr. die Abwehr und Tilgung der Geflügelcholera. 

Weiters erfloß eine kaiserl. Vdg. v. 2. Mai 1899, R.G.B. 
Nr. 81 (Durchführungsverordnung daselbst Nr. 82), abgeändert 
durch kaiserl. Vdg. v. 15. Sept. 1900, R.G.B. Nr 154 (Durch- 
führungsverordnung Nr. 155), betreffend die Abwehr und 
Tilgung der Schweinepest (Schweineseuche). 

Vgl. die Vdg v. 15. Mai 1893, R.G.B. Nr. 83, betr. die 
Ausfuhr von Schweinen aus Galizien und der Bukowina. 

Achter Abschnitt. 

Bestimmungen in betreff der Strafen und Berufungen, 
. In betreff der Strafen. 

Der Text der §§44 und 45 beruht auf der No 
velle vom 24. Mai 1882, R.G.B. Nr. 51. 

§ 44. Wer es unterfaßt, eine ihm nach diesem Gesetze 
oder nach den auf Grund desselben erlassenen Anordnungen 
obliegende Anzeige zu erstatten, macht sich einer Über- 
tretung schuldig und ist mit Arrest bis zu zwei Monaten 
oder an Geld bis zu 300 fl. zu bestrafen. 

Ein Gemeindevorsteher (Gutsgebietsvorsteher), oder wer 
sonst immer in Vertretung desselben die ihm obliegende 
Anzeige eines verdächtigen Krankheitsfalles verabsäumt 
oder bei Ausstellung von Viehpässen oder Ursprungsbe- 
scheinigungen, wenn auch nur aus Fahrlässigkeit, die Un- 
wahrheit bezeugt, macht sich einer Übertretung schuldig 
und ist an Geld bis zu 300 fl. zu bestrafen; bei erschweren- 
den Umständen kann auf Arrest bis zu zwei Monaten er- 
kannt werden. 

§ 45. Wer den sonstigen in diesem Gesetze enthaltenen 
oder auf Grund desselben erlass^en Anordnungen zu- 
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widerhandelt, macht sich einer Übertretung schuldig und 
ist mit Arrest bis zu sechs Monaten oder an Geld bis zu 
500 fl. zu bestrafen. 

Die Zuwiderhandlung ist aber als ein Vergehen zu 
bestrafen : 

1. in den Fällen, in welchen nach dem Gesetze {§ 46) 
auf den Verfall von Tieren oder tierischen Rohprodukten 
zu erkennen ist; 

2. wenn Vieh von der Seuche ergriffen worden ist; 

3. wenn eine körperliche Beschädigung oder der Tod 
eines Menschen verursacht worden ist. 

Die Strafe ist Arrest bis zu zwei Jahren oder Geld- 
strafe bis zu 2000 fl.; im Falle der Tod eines Menschen 
erfolgte, strenger Arrest von einem Monat bis zu drei 
Jahren. 

Vergleiche §32 des Lebensmitteiges. An hg. 28. 

Der §11 derkai8erl.Vdg.v.2.Mail899,R.G.B.Nr. 81, (betr. 
die Schweinepest, s.o.) bestimmt: „Übertretungen dieser Verord- 
nung oder auf Grund derselben erlassener Anordnungen, welche 
nicht unter die Strafbestimmungen des allgemeinen Tierseuchen- 
gesetzes vom 29. Febr. 1880, B..G.B. Nr. 35, beziehungsweise unter 
jene des Gesetzes vom 24. Mai 1882, R.G.B. Nr. 51, fallen, sind 
von der politischen Behörde erster Instanz, beziehungsweise rück- 
sichtlich der Seeprovenienzen der Seesanitätsbehörde erster 
Instanz mit in den Staatsschatz fließenden Geldstrafen nicht 
unter 5 fl. und nicht über 100 fl., oder mit Arrest nicht unter 
24 Stunden und nicht über 20 Tage zu ahnden. 

Wird jedoch durch ein derartiges Zuwiderhandeln gegen 
Bestimmungen dieser Verordnung oder der auf Grund der- 
selben erlassenen Anordnungen eine der im Art. I, § 45, des 
Gesetzes vom 24. Mai 1882, R.G.B. Nr. 51, aufgeführten 
schweren Folgen herbeigeführt, so ist die Zuwiderhandlung 
als Vergehen nach dieser Gesetzesstelle zu bestrafen." 

Verfall von Tieren und Rohprodukten. 

^ 46. Tiere und tierische Rohprodukte , mit welchen 
das im § 5 bezeichnete Einfuhrverbot umgangen wurde, 
sind durch die Strafbehörde als verfallen zu erklären. 

Auf den Verfall kann auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft auch dann erkannt werden, wenn eine Verurteilung 
nicht stattfindet oder die Verfolgung einer bestimmten 
Person nicht eingeleitet wird. 

Wenn das Erkenntnis über den Verfall nicht mit dem 
Urteile wider den Beschuldigten verbunden werden kann, 
so hat hierüber die Ratskammer des Gerichtshofes erster 
Instanz einen besonderen Beschluß zu fassen, gegen deren 
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EntscheiduDg den Beteiligten die Beschwerde an das Ober- 
landesgericht, für welche die Bestimmungen des § 114 der 
Strafprozeßordnung maßgebend sind, offen steht Die Be- 
schlußfassung über den Verfall steht dem Gerichtshofe, 
in dessen Sprengel die Gegenstände betreten worden sind, zu, 
sofern nicht bereits ein anderes Gericht zuvorgekommen ist 

Die politische Behörde hat die erforderlichen Vorkeh- 
rungen wegen der Unterbringung und Erhaltung der dem 
Venalle unterliegenden Gegenstände, insoweit nicht deren 
Vernichtung auf Grund der bestehenden Vorschriften ein- 
zutreten hat, zu treffen, und ist berechtigt, auch wenn 
über den Verfall noch nicht erkannt worden ist, dieselben 
mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft im öffentlichen 
Versteigerungswege zu veräußern, wenn dies aus öffent- 
lichen Kücksichten geboten erscheint oder die Erhaltung 
mit unverhältnismäßig großen Kosten verbunden ist 

§ 47. Die Geldstrafen einschließlich des reinen Erlöses 
für die in Verfall erkläiten Tiere und Gegenstände fließen 
in den Staatsschatz. 

§ 48. Das Verfahren und die ürteilsfällung steht hin- 
sichtlich der im § 44 bezeichneten strafbaren Handlungen 
der politischen Bezirksbehörde, beziehungsweise rücksicht- 
lich der Seeprovenienzen der Seesanitätsbehörde erster In- 
stanz, hinsichtlich der im § 45 bezeichneten strafbaren 
Handlungen den Gerichten zu. 

§ 49. Mit der Strafe ist auch der Ersatz des Schadens 
im Erkenntnisse aufzuerlegen, wenn nicht die Notwendig- 
keit weiterer Ausführung eine Verweisung des Entschä- 
digungsanspruches vor die Zivilgerichte als unerläßlich er- 
scheinen läßt 

Wird der Schadenersatz in dem Strafurteile einer poli- 
tischen oder Seesanitätsbehörde zu- oder aberkannt, so 
steht demjenigen, welcher sich mit- diesem Ausspruche 
nicht zufriedenstellt, frei, zur Geltendmachung seiner An- 
sprüche den ordentlichen Rechtsweg zu ergreifen. 

In betreff der Berufungen. 

§ 50. Berufungen gegen Anordnungen der politischen 
Behörden, welche auf Grund dieses Gesetzes oder der zur 
Durchführung desselben gegebenen Vorschriften getroffen 
werden, kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu. 

Eine Ausnahme hievon findet nur statt, insoweit es 
sich um Vollstreckung von Straferkenntnissen handelt, oder 
wenn der Vollzug der Anordnung, die der Gegenstand der 
Berufung ist, nach Beurteilung der vollziehenden Behörde 
ohne ede Gefahr verschoben werden kann. 
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Neunter Abschnitt. 

SchluPhestimmungen. 

§ 51. Die §§ 387, 400 bis 402 des allgemeinen Strafge- 
setzes vom 27. Mai 1852 (R.G.BI. Nr. 117), ferner die Vor- 
schriften über das Verfahren bei Tierseuchen v. 6. Dezember 
1859, Z. 32 592, treten mit dem Beginne der Wirksamkeit 
dieses Gesetzes außer Kraft 

B. Das Rinderpestgesetz. 

Gesetz vom 29. Febr. 1880, RG.B. Nr. 37, be- 
treffend die Abwehr und Tilgung der 
Rinderpest. 

Die gegenwärtige Textierung der Strafbestimmang dieses 
Gesetzes (§§ 38, 39) beruht auf Art. II. der Novelle v. 24. Mai 
1882, R.G.B. Nr. 51: 

§ 38. Die Bestimmungen des § 44 des Gesetzes, be- 
treffend die Abwehr und Tilgung ansteckender Tierkrank- 
heiten, haben auch rücksichtlich dieses Gesetzes zu gelten. 

Wer jedoch eine Anzeige, deren Unterlassung den 
Verfall von Tieren zur Folge haben kann, unterläßt; femer 
wer den Anordnungen rücksichtlich der Beibringung von 
Viehpässen in dem im § 9 bezeichneten Grenzgebiete oder 
wer den sonstigen rücksichtlich der Abwehr und Tilgung 
der Rinderpest in diesem Gesetze enthaltenen besonderen 
Bestimmungen oder den auf Grund derselben erlassenen 
Anordnungen zuwiderhandelt, macht sich eines Vergehens 
schuldig, welches mit der im § 45 des Gesetzes, betreffend 
die Abwehr und Tilgung ansteckender Tierkrankheiten, 
angedrohten Strafe mit Bedachtnahm e auf die mit der 
Verletzung der Rinderpestvorschriften verbundene größere 
Gefahr zu ahnden ist. 

Tiere und tierische Rohprodukte, mit welchen ein Ver- 
bot der Ein- oder Durchfuhr über die Reichs- oder eine 
Landesgrenze übertreten wird, die bestimmten Einbruch- 
stationen umgangen werden oder ein aufgestellter Kordon 
durchbrochen worden ist, sind durch die Strafbehörde als 
verfallen zu erklären. 

Rindvieh , das in dem im § 9 bezeichneten Grenzge- 
giete betroffen wird, kann als verfallen erklärt werden, 
wenn es durch einen vorschriftmäßigen Viehpaß nicht ge- 
deckt ist, oder wenn die vorschriftmäßige Anzeige behufs 
der Eintragung in den Viehkataster und der Anbring^ong 
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des im Verordnungswege zu bestimmenden Brandzeichens 
unterlassen wurde. Der Verfall muß jedoch ausgesprochen 
werden, wenn die Annahme nicht ausgeschlossen ist, daß 
das Vieh eingeschmuggelt worden ist. 

Die Bestimmungen des vorangehenden Absatzes haben 
auch zu gelten, wenn derlei aus dem Grenzgebiete kommen- 
des Vieh außerhalb des Grenzgebietes betroffen wird. 

Vergleiche §32 des Lebensmittelgesetzes, An- 
hang 28. 

§ 39. Das Verfahren und die Urteilsfällung steht in 
Ansehung der im ei-sten Absätze des § 38 bezeichneten 
strafbaren Handlungen der politischen Bezirksbehörde, be- 
ziehungsweise, wenn es sich um Seeprovenienzen handelt, 
der Seesanitätsbehörde erster Instanz, in Ansehung der 
übrigen strafbaren Handlungen dem Gerichte zu. 

Im übrigen haben die Bestimmungen der §§ 46, 47, 
49 und 50 des Gesetzes, betreffend die Abwehr und Tilgung 
ansteckender Tierkrankheiten zu gelten. 

C. Gesetz vom 19. Juli 1879, R.G.B. Nr. 108, be- 
treffend die Verpflichtung der Desinfektion 
bei Viehtransporten auf Eisenbahnen und 
Schiffen. 

§ 12. Wer die ihm bezüglich der Anordnung, Über- 
wachung oder Ausführung einer Desinfektion obliegenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt, wird nach den Bestimmungen 
des Rinderpestgesetzes bestraft. 

Die Geldstrafen fließen in den Staatsschatz. 



Anhang 17. Das Wuchergesetz. 

Gesetz vom 28. Mai 1881, R.G.B. Nr. 47, be- 

treffend Abhilfe wider unredliche Vorgänge 

bei Kreditgeschäften. 

§ 1. Wer bei Gewährung oder Verlängerung von 
Kredit, den Leichtsinn oder die ihm bekannte Not- 
lage, Verstandegsch wache , Unerfahrenheit oder Ge- 
mütsaufregung des Kreditnehmers dadurch ausbeutet, 
daß er sich oder einem Dritten Vermögensvorteile ver- 
sprechen oder gewähren läßt, welche durch ihre Maß- 
losigkeit das wirtschaftliche Verderben des Kredit- 

Löffler, Straf recht. I. 22 
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nehmers herbeizuführen oder zu befördern geeignet 
sind, macht sich eines Vergehens schuldig und wird 
mit strengem Arreste in der Dauer von einem bis zu 
drei Monaten und mit Geld von 100 fl. bis zu 500 fl. 
bestraft. 

Derselben strafbaren Handlung macht sich schuldig 
und unterliegt derselben Strafe, wer eine Forderung 
erwirbt und dieselbe weiter veräußert oder geltend 
macht, von der er weiß, daß sie auf die vorstehend 
angegebene Art entstanden ist. 

§ 2. Wenn zur Verdeckung eines im § 1 be- 
zeichneten Geschäftes ein Scheinvertrag geschlossen, 
eine Urkunde, welche unwahre Umstände enthält, er- 
richtet, oder über eine noch nicht bestehende Forderung 
ein gerichtliches Erkenntnis (Urteil, Zahlungsbefehl, 
Mandat), ein gerichtlicher Vergleich oder schiedsge- 
richtlicher Spruch erwirkt wurde; oder 

wenn sich der Kreditgeber die Erfüllung der aus 
einem im § 1 bezeichneten Geschäfte eingegangenen 
Verpflichtung unter Verpfändung der Ehre, eidlich 
oder unter ähnlicher Beteuerung versprechen ließ, so 
ist auf strengen Arrest von drei bis zu sechs Mo- 
naten und auf eine Geldstrafe von 500 bis zu 
1000 fl. zu erkennen. Auch kann auf Abschaffung 
erkannt werden. 

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher in Kennt- 
nis dieser Umstände eine Forderung unter den im 
§ 1 angegebenen Voraussetzungen erwirbt und weiter 
veräußert oder geltend macht. 

§ 3. Bei wiederholter Verurteilung ist auf strengen 
Arrest von drei Monaten bis zu einem Jahre, und 
auf eine Geldstrafe von 500 fl. bis zu 2000 fl. zu 
erkennen. Auch kann auf Abschaffung erkannt 
werden. 

§ 4. Wenn Geschäfte der im § 1 bezeichneten 
Art gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betrieben werden, 
so ist auf strengen Arrest von sechs Monaten bis 
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zu zwei Jahren, und auf eine Geldstrafe von lOOOfl. bis 
zu 3000 fl., sowie auf Abschaffung zu erkennen. 

§ 6. Im Falle der Uneinbringlichkeit einer ver- 
hängten Geldstrafe ist statt derselben auf Arrest in 
der Art zu erkennen, daß je 10 fl. durch einen Tag 
Arrest ersetzt werden. 

§6. Die mit der Verurteilung wegen der Über- 
tretung des Betruges nach den Gesetzen eintretenden 
Folgen treten auch bei der Verurteilung wegen des 
im § 1 bezeichneten Vergehens ein. 

§ 7. Die Strafbarkeit erlischt, wenn der Täter, 
bevor der öffentliche Ankläger oder das Strafgericht 
von der Tat Kenntnis erlangt, den gesetzwidrigen 
Vorgang behebt und dem Kreditnehmer das bezogene 
Übermaß samt gesetzlichen Zinsen vom Tage des Be- 
zuges an zurückerstattet 

§ 8. Der Straf richter hat das Geschäft, wegen 
dessen die Verurteilung erfolgt, als nichtig zu er- 
klären, und wenn die Ergebnisse des Strafverfahrens 
ausreichen, zu erkennen, daß das von dem Kredit- 
geber und Kreditnehmer gegenseitig Geleistete samt 
gesetzlichen Zinsen vom Tage der Leistung an zu- 
rückzuerstatten ist. 

Ergibt sich aus der Berechnung der gegenseitig 
zurückzuerstattenden Beträge ein Mehranspruch für 
den Kreditgeber, so haftet hiefür die für die vertrags- 
mäßige Forderung erworbene Sicherstellung. 

Reichen die Ergebnisse des Strafverfahrens zur 
Fällung des Erkenntnisses über die Rechtsfolgen der 
Vernichtung des Geschäftes nicht aus, so erfolgt unt^r 
Aufrechthaltung der erworbenen Sicherstellung die 
Verweisung auf den Zivilrechtsweg, welcher in diesem 
Falle sowohl dem Privatbeteiligten, als dem Ange- 
klagten offen steht. 

§ 9. Im Falle der Verweisung auf den Zivil- 
rechtsweg, sowie wenn der Privatbeteiligte auf Grund 
des § 372 der Strafprozeßordnung den Zivilrechts' 
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weg betritt, hat der Zivilrichter über die Rechtsfolgen 
der Vernichtung des Geschäftes gleichfalls nach den 
im § 8 festgestellten Grundsätzen zu entscheiden. 

§ 10. Wenn aus einem andern Grunde als wegen 
mangelnden Tatbestandes oder wegen Unzulänglich- 
keit der Verdachtsgründe eine strafgerichtliche Ver- 
folgung nicht stattfinden kann oder die Verurteilung 
nicht erfolgte, so hat der Zivilrichter, wenn im Ver- 
fahren in Streitsachen das Vorhandensein der Voraus- 
setzungen des § 1 festgestellt ist , das Geschäft als 
nichtig zu erklären und in betreff der Entscheidung 
über die Rechtsfolgen nach den im § 8 festgestellten 
Grundsätzen vorzugehen. 

§ 11. Auf Ersuchen des Strafgerichtes, bei welchem 
eine Straf Verhandlung wegen einer im § 1 erwähnten 
strafbaren Handlung anhängig ist, hat der Zivilrichter 
jederzeit mit dem die fragliche Forderung betreffenden 
Verfahren innezuhalten. 

Diese Vorschrift wurde ausdrücklich aufrechterhalten 
durch Art. XI Z. 3 des Einf .Ges. zur Zivilproz.Odg. 

In den Fällen des § 10, sowie in allen Fällen, 
in welchen der Zivilrichter den Tatbestand einer im 
§ 1 bezeichneten strafbaren Handlung zu erkennen 
glaubt und deshalb die Strafanzeige erstattet, hat er 
selbst zu entscheiden, inwieweit mit der zwangsweisen 
Eintreibung der Forderung innezuhalten, oder ob die 
Exekution bis zur Sicberstellung zu bewilligen sei. 

Vgl. Art. XXVII Z. 4 des Einf.Ges. zur Exekut.Odg. 

§ 12. Bei Entscheidungen, welche der Zivilrichter 
nach den §§ 9, 10 und 11 zu fällen hat, ist derselbe 
an gesetzliche Beweisregeln nicht gebunden; er hat 
nach seiner freien, auf Grund der gewissenhaften 
Prüfung der vorgebrachten Beweismittel gewonnenen 
Überzeugung zu entscheiden. 

§ 13. Die Bestimmungen der §§ 10, 11 und 12 
finden auch auf Forderungen Anwendung, welche vor 
dem Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes ent- 
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standen und vor diesem Zeitpunkte weder getilgt, 
noch durch richterlichen Spruch zuerkannt oder durch 
gerichtlichen Vergleich festgestellt sind. 

§ 14. Auf Handelsgeschäfte, bei welchen sowohl 
der Kreditgeber, als der Kreditnehmer ein Kaufmann 
ist, (Artikel 4, 5 und 6 des Handelsgesetzbuches vom 
17. Dezember 1862, [RGBL Nr. 1] vom Jahre 1863), 
finden die Bestimmungen der vorstehenden Paragraphe 
keine Anwendung. 

§ 15. Wer sich von einem Minderjährigen oder 
von einer Person, für welche die Nichteinhaltung einer 
unter Ehrenwort übernommenen Verpflichtung die 
Strafe des Verlustes ihrer Dienstesstellung zur Folge 
haben kann, die Erfüllung der Verpflichtung aus 
einem Kreditgeschäfte unter Verpfändung der Ehre, 
eidlich oder unter ähnlichen Beteuerungen versprechen 
läßt, macht sich einer Übertretung schuldig und wird 
mit Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten bestraft. 

Dieselbe Strafe trifflb denjenigen, welcher eine For- 
derung, von der er weiß, daß sie auf die angegebene 
Weise entstanden ist, erwirbt und dieselbe weiter ver- 
äußert oder geltend macht. 

Bei wiederholter Verurteilung, oder wenn Ge- 
schäfte dieser Art gewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
betrieben werden, kann auf strengen Arrest und zu- 
dem auf Abschaffung erkannt werden. 

Die Untersuchung und Bestrafung dieser Über- 
tretung steht dem Bezirksgerichte zu. 

§ 16. In den Königreichen Galizien, Lodomerien, 
dem Großherzogtume Krakau und dem Herzogtume 
Bukowina tritt dieses Gesetz an die Stelle des in 
diesen Ländern geltenden Gesetzes vom 19. Juli 1877 
(R.G.B1. Nr. 66) in Wirksamkeit. 

Dieses letztere bleibt jedoch in diesen Ländern 
rücksichtlich der Kreditgeschäfte, welche vor Beginn 
der Wirksamkeit des neuen Gesetzes abgeschlossen 
worden sind, in Anwendung. 



Digitized by LjOOQiC 



342 in. Anhangr. Norell^ und Nebengresetze. 

Anhang 18. Exekutionsvereitelung. 

Gesetz vom 25. Mai 1883, RG.B. Nr. 78, über 
strafrechtliche Bestimmungen gegen Ver- 
eitelung von Zwangsvollstreckungen. 

§ 1. Wer in der Absicht, bei einer ihm drohen- 
den oder bereits im Zuge befindlichen Zwangsvoll- 
streckung die Befriedigung seines Gläubigers ganz 
oder zum Teile zu vereiteln, bewegliche oder unbeweg- 
liche Sachen beschädigt, zerstört oder wertlos macht, 
Vermögensstücke beiseite schafft oder sich derselben 
entäußert, Schulden oder Rechtsgeschäfte erdichtet, 
ist, insoferne sich darin nicht eine schwerer verpönte 
strafbare Handlung darstellt, in dem Falle, wenn der 
dadurch zugefügte Schade mehr als fünfzig Gulden 
beträgt, eines Vergehens, anderen Falls aber einer Über- 
tretung schuldig. 

§ 2. Die Strafe des Vergehens ist Arrest von 
einem Monate bis zu einem Jahre und bei erschweren- 
den Umständen strenger Arrest von sechs Monaten 
bis zu zwei Jahren ; jene der Übertretung aber Arrest 
bis zu sechs Monaten. 

Mit der Verurteilung wegen einer der im § 1 be- 
zeichneten strafbaren Handlungen sind auch die bei 
Verurteilung wegen der Übertretung des Betruges nach 
den Gesetzen eintretenden nachteiligen Folgen ver- 
bunden. 

§ 3. Wer, außer dem im § 1 vorgesehenen Falle, 
Sachen, welche von einer Behörde oder in deren Auf- 
trag sequestriert, gepfändet oder in Beschlag genom- 
men wurden, der behördlichen Verfügung entzieht, 
begeht eine Übertretung und ist mit Arrest bis zu 
sechs Monaten zu bestrafen. 

§ 4. Die Bestimmung des zweiten Absatzes des 
§ 183 des allgemeinen Strafgesetzes tritt außer 
Kraft. 
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§ 6. Das Verfahren und die Urteilsfällung in 
Betreff der in diesem Gresetze bestimmten Über- 
tretungen steht den Bezirksgerichten zu. 

§ 6. Die vorstehenden Bestimmungen finden auf 
solche Handlungen, welche vor der Wirksamkeit 
dieses Gesetzes vorgenommen wurden, nur insoweit 
Anwendung, als dieselben nach den bisherigen Ge- 
setzen einer strengeren Behandlung unterliegen würden. 



Anhang 19. Das Gewerbeinspektorengesetz. 
Gesetz vom 17. Juni 1883, R.G.B. Nr. 117. 

§ 14. Die Gewerbeinspektoren haben, während 
ihrer Amtsführung, den Charakter von Staatsbeamten 
und unterliegen den für Staatsbeamte im allgemeinen 
bestehenden Dienstesvorschriften. 

§ 16. Die Gewerbeinspektoren sind, durch ihren 
Amtseid, zur Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis 
gelangten Geschäfts- und Betriebs Verhältnisse zu ver- 
pflichten, namentlich haben sie, über die ihnen von 
den Gewerbeunternehmern als geheim bezeichneten 
technischen Einrichtungen, Verfahrungsweisen und 
etwaigen Eigentümlichkeiten des Betriebes das strengste 
Geheimnis zu bewahren. 

Wer solche als geheim bezeichnete Einrichtungen, 
Verfahrungsweisen und sonstige Eigentümlichkeiten, 
während der Dauer seiner Bestellung als Gewerbe- 
inspektor oder nach dem Austritte aus diesem Dienst- 
verhältnisse, unbefugt einem anderen mitteilt oder 
veröffehtlicht, oder dieselben zu seinem Vorteile ver- 
wertet, macht sich, insoferne nicht die strengeren Bestim- 
mungen des allgemeinen Strafgesetzes zur Anwendung 
kommen, eines Vergehens schuldig und wird mit 
Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

Die Anwendung der Disziplinarvorschriften ist durch 
diese Bestimmung nicht ausgeschlossen. 
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Anhang 20. Das Sprengstoffgesetz. 

A. Gesetz vom 27. Mai 1885, R.G.B. Nr. 134, 
betreffend Anordnungen gegen den gemein- 
gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen 
und die gemeingefährliche Gebarung mit 
denselben. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Sprengstoffe herzustellen, in Verkehr zu 
setzen, zu besitzen, dieselben in das Geltungsgebiet 
dieses Gesetzes einzuführen, ist nur mit behördlicher 
Bewilligung zulässig. 

Die näheren Anordnungen in betreff der Erteilung 
der behördlichen Bewilligung und die sicherheitspolizei- 
lichen Bestimmungen in Ansehung der Sprengstoffe 
überhaupt bleiben, soweit es sich nicht um die Ab- 
änderung bestehender Gesetze handelt, dem Verord- 
nungswege überlassen. 

In demselben Wege sind jene Sprengstoffe zu 
bezeichnen, auf welche die Bestimmung des ersten 
Absatzes nicht anzuwenden ist. 

Auf die Militärverwaltung und auf die einen Gegen- 
stand des Staatsmonopols bildenden Sprengstoffe findet 
die Bestimmung des ersten Absatzes keine Anwendung. 
Rücksichtlich der letzteren gelten die diesbezüglichen 
besonderen Vorschriften. 

§ 2. Wer der Vorschrift des § 1 zuwider, ohne 
behördliche Bewilligung Sprengstoffe herstellt, in Ver- 
kehr setzt, in das Geltungsgebiet dieses Gesetzes ein- 
führt oder besitzt, macht sich einer Übertretung schul- 
dig und wird mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu 
sechs Monaten, womit Geldstrafe von 10 bis 300 fl, 
verbunden werden kann, bestraft. 

Einer Übertretung macht sich auch derjenige schul- 
dig und verfällt gleicher Strafe, wer den gehörig kund- 
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gemachten sicherheitspolizeilichen Bestimmungen in 
betreflf solcher Sprengstoffe, auf welche § 1, Absatz 1, 
Anwendung findet, zuwiderhandelt. 

Die Untersuchung und Aburteilung steht den Ge- 
richten zu. 

§ 3. Die im § 2 bezeichneten Handlungen be- 
gründen ein Vergehen, wenn Umstände vorliegen, 
welche eine Gefahr für das Eigentum, die Gesund- 
heit oder das Leben eines anderen herbeizuführen 
geeignet sind. 

Die Strafe ist strenger Arrest von drei Monaten 
bis zu drei Jahren, womit Geldstrafe von 100 fl. bis 
1000 fl. verbunden werden kann. 

Vgl. § 336 lit. f St.G. 

§ 4. Wer vorsätzlich durch Anwendung von 
Sprengstoffen als Sprengmittel Gefahr für das Eigen- 
tum, die Gesundheit oder das Leben eines anderen 
herbeiführt, begeht ein Verbrechen und wird mit 
schwerem Kerker von fünf bis zu zehn Jahren, wenn 
aber eine körperliche Verletzung oder eine Beschä- 
digung des Eigentums in größerer Ausdehnung ent- 
standen ist, mit schwerem Kerker von zehn bis zu 
zwanzig Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung der Tod eines Menschen 
verursacht worden, so ist auf lebenslänglichen schweren 
Kerker zu erkennen. Hat der Täter diesen Erfolg 
voraussehen können, so soll derselbe mit dem Tode 
bestraft werden. 

§ 5. Wenn mehrere die Ausführung einer nach 
§ 4 zu ahndenden strafbaren Handlung verabredet 
oder sich zur fortgesetzten Begehung derartiger, wenn 
auch im einzelnen noch nicht bestimmter Handlungen 
verbunden haben, so machen sich dieselben, selbst 
dann, wenn eine zur wirklichen Ausübung des im 
§ 4 bezeichneten Verbrechens führende Handlung 
nicht unternommen worden ist, eines Verbrechens 



Digitized by LjOOQiC 



346 m. Anhang. NoTellen und Nebengresetze. 

schuldig und werden mit schwerem Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren bestraft 

§ 6. Wer Sprengstoffe oder Bestandteile derselben, 
oder Vorrichtungen zu deren Verwendung herstellt, 
anschafft, bestellt oder in seinem Besitze hat, in der 
Absicht, um durch Anwendung derselben (§ 4) Ge- 
fahr für das Eigentum, die Gesundheit oder das Leben 
eines anderen entweder selbst herbeizuführen oder 
andere Personen zur Begehung dieses Verbrechens 
in stand zu setzen , ferner wer Sprengstoffe, wissend, 
daß dieselben zur Begehung dieses Verbrechens be- 
stimmt sind, an andere Personen überläßt, macht sich 
eines Verbrechens schuldig und wird mit schwerem 
Kerker von fünf bis zu zehn Jahren bestraft. 

§ 7. In den Fällen des § 2, Absatz 1, dann der 
§§ 3 bis 6 und wenn im Falle des § 2, Absatz 2, 
Sprengstoffe unter falscher Deklaration zum Trans- 
porte gebracht werden, ist auf den Verfall der Spreng- 
stoffe, beziehungsweise der Bestandteile und Vorrich- 
tungen, dann der zur Herstellung derselben gebrauch- 
ten oder bestimmten Gegenstände zu erkennen, ohne 
Unterschied, ob dieselben dem Verurteilten gehören 
oder nicht. 

§ 8. Wer öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Dar- 
stellungen oder Schriften zur Begehung einer in den 
§§ 4 und 5 bezeichneten strafbaren Handlungen, oder 
zur Teilnahme an denselben auffordert, oder diese 
Handlungen anpreist oder zu rechtfertigen versucht, 
oder wer überhaupt Anleitungen zur Begehung der 
obenbezeichneten Handlungen erteilt, macht sich eines 
Verbrechens schuldig und wird mit schwerem Kerker 
von fünf bis zu zehn Jahren bestraft 

§ 9. Wer von dem Vorhaben eines im § 4 vor- 
gesehenen Verbrechens oder von einer im § 5 vor- 
gesehenen Verabredung oder Verbindung, oder von 
dem Tatbestande eines im § 6 festgestellten Ver- 
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brechens zu einer Zeit, in welcher die Verhütung der 
Gefahr (§ 4) möglich ist, in glaubhafter Weise Kennt- 
nis erhält und es vorsätzlich unterläßt, der Behörde 
die Anzeige zu erstatten, insofern er diese Anzeige 
machen konnte, ohne sich, seine Angehörigen (§216 
a. St.G.B.) oder diejenigen Personen, die untet seinem 
gesetzlichen Schutze stehen, einer Gefahr auszusetzen, 
macht sich, wenn eine Grefahr für das Eigentum, die 
Gesundheit oder das Leben eines anderen herbeige- 
führt worden ist (§ 4), eines Verbrechens schuldig. 
Die Strafe ist Kerker von sechs Monaten bis auf ein 
Jahr, und wenn im Falle des § 4 der Tod eines 
Menschen eingetreten ist, schwerer Kerker von einem 
bis zu fünf Jahren. 

§ 10. Die Strafbarkeit der in den §§ 4, 5 und 
6 vorgesehenen Verbrechen erlischt, wenn der Schul- 
dige aus eigenem Antriebe und nicht wegen einge- 
tretener Entdeckung oder anderer Hindernisse von 
dem Unternehmen zurücktritt und jeder aus seiner 
Tätigkeit oder der seiner Genossen etwa entstandene 
Nachteil durch ihn selbst oder infolge einer von ihm 
rechtzeitig an die Behörde erstatteten Anzeige voll- 
ständig beseitiget wird. 

§ 11. Bei den auf Grund der §§ 3, 4, 5, 6 und 
8 dieses Gesetzes erfolgten Verurteilungen kann auf 
Abschaffung (§ 240 lit. f, g, h des a.StG.B.) und 
auf Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht er- 
kannt werden. 

§ 12. In denjenigen Fällen, für welche das all- 
gemeine Strafgesetz strengere Strafen als das gegen- 
wärtige Gesetz festsetzt, haben die strengeren Straf- 
bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes in An- 
wendung zu kommen. 

§ 13. Die Hauptverhandlung über die Anklagen 
wegen der in den §§ 4, 5, 6 und 8 bezeichneten 
Verbrechen gehört vor das Geschwornengericht. 
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B.Verordnung des Ministeriums des Innern 
im Einvernehmen mit dem Handelsmini- 
sterium und dem Justizministerium vom 
4. Aug. 1885, R.G.B. Nr. 135, mit welcher auf 
Grund des Gesetzes vom 27. Mai 1885, R.G.B. 
Nr. 134, Anordnungen in betreff der Spreng- 
stoffe erlassen werden. 

Das Ministerium des Innern findet im Einvernehmen 
mit dem Handelsministerium und dem Justizministerium 
in Durchführung des § 1 des Gesetzes vom 27. Mai 1885 
(R.G.Bl. Nr. 134), betreffend Anordnungen gegen den ge- 
meingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen und die ge- 
meingefährliche Gebarung mit denselben, folgendes zu ver- 
ordnen : 

§ 1. Die bezüglich der Sprengstoffe erlassenen und 
in Geltung bestehenden Verorcüiungen , insbesondere die 
Ministerialverordnunffen vom 2. Juli 1877 (R.G.B1. Nr. 68) 
und vom 22. September 1883 (R.Q.B1. Nr. 156), betreffend 
gewerbliche und sicherheitspolizeiliche Bestimmungen für 
die Erzeugung von Sprengmitteln und den Verkehr mit 
denselben, bleiben in Kraft, soweit nicht die Straf bestim- 
mungen des § 120 der bezogenen Verordnung vom 
2. Juli 1877 durch die Bestimmungen des Gesetzes vom 
27. Mai 1885 (R.G.B1. Nr. 134) abgeändert worden sind. 

Desgleichen bleiben die in Ansehung des Transportes 
explodierbarer Artikel auf Eisenbahnen erlassene Handels- 
ministerial Verordnung vom 1. Juli 1880 (R.G.Bl Nr. 79), 
sowie die zu derselben erschienenen Nachträge, nämlich 
die Verordnungen vom 15. September 1881 (RG.Bl.Nr. 101), 
vom 15. Juni 1882 (R.G.B1. Nr. 70) und vom 1. Februar 
1884 (R.G.B1. Nr. 20) in Wirksamkeit 

Diese Bestimmuugen sind teilweise außer Kraft gesetzt 
durch das Eisenbahnbetriebsreglement v. 10. Dez. 1892, R.G.B. 
Nr. 207, die Min. Vdg. v. 1. Aug. 1893, R.G.B. N. 126, und 
das internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfracht- 
verkehr V. 14. Okt. 1890, R.G.B. für 1892 Nr. 186, sowie 
durch nachträgliche Vereinbarungen (z. B. mit Deutschland 
R.G.B. Nr. 97 ex 1902). Näheres in den Ausgaben von Manz 
und Geller zu § 336 lit. f. St.G. und zu § 2 Sprengst.-Ges. 

§ 2. Die nach § 1 , Absatz 1 des Gesetzes vom 
27. Mai 1885 (R.G.Bl. Nr. 134) erforderliche behördliche 
Bewilligung, Sprengstoffe, d. i. solche Stoffe, welche durch 
ihre explosive Wirkung eine Zerstörung oder Beschädigung 
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von Personen oder Objekten herbeiführen können, herzu- 
stellen, in Verkehr zu setzen, zu besitzen oder in das Ge- 
biet der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Län- 
der einzuführen, ist, insofeme dieselbe nicht der zur 
Erteilung der bezüglichen Konzession berufenen Gewerbs- 
behörde zusteht, von der politischen Landesbehörde zu 
erteilen. 

Diese Bewilligung darf nur an vertrauenswürdige Per- 
sonen und unter Umständen erteilt werden, welche die 
Gefahr eines Mißbrauches ausschließen, und kann wider- 
rufen werden, wenn die Voraussetzungen, unter welchen 
dieselbe erteilt wurde, nicht mehr vorhanden sind. 

Bei gewerbsbehördlichen Bewilligungen ist von der 
Gewerbsbehörde in Gemäßheit des § 141 der Gewerbe- 
ordnung vom 20. Dezember 1859 (R.G.Bl. Nr. 227) in Orten, 
wo eine eigene landesfürstliche Polizeibehörde besteht, 
dieselbe vor der Erteilung der Bewilligung zu vernehmen. 

Die Bewilligungen zum Besitze von unter die Mini- 
sterialverordnungen vom 2. Juli 1877 (RG.Bl. Nr. 68) und 
22 September 1883 (R.G.Bl. Nr. 156) fallenden Spreng- 
stoffen und zum Transporte derselben werden durch die 
in diesen Verordnungen und namentlich in der Verordnung 
vom 22. September 1883 vorgeschriebenen Dokumente 
(Bezugsbücher, Bezugsscheine, Geleitscheine) erteilt. 

In den Besitz von Sprengstoffen gelangende Erben 
haben ohne Aufschub um die erforderliche behördliche Be- 
willigung anzusuchen. 

Wird die Bewilligung nicht erteilt, so haben sie den 
von der Behörde aus Sicherheitsrücksichten erlassenen An- 
ordnungen nachzukommen. 

§ 3. Von der Bestimmung des § 1, Absatzes 1 des 
Gesetzes vom 27. Mai 1885 (R.G.Bl. Nr. 134) werden auf 
Grund des Absatzes 3 desselben Paragraphen ausgenommen: 

1. Zur Entzündung bei Kleingewehren dienende 
Sprengstoffe, welche in den. für diesen Zweck bestimmten 
Zündvorrichtungen verarbeitet sind (Zündhütchen, Zünd- 
spiegel, Zündpillen, Zündvorrichtungen für Pati*onenhülsen)i 

2. fertige Patronen für Kleingewehre, insofern es sich 
bei diesen unter 1 und 2 bezeichneten Objekten nicht um 
die gewerbsbehördliche Bewilligung zur Erzeugung und 
zum Verkaufe oder um die nach der Ministerialverordnung 
vom 11. Februar 1860 (R.G.B1. Nr. 39) erforderlichen Ge- 
leitscheine bei Transporten handelt; 

3. Eisenbahnsignale, insoweit es sich um den Besitz 
der Eisenbahnunteniehmungen handelt ; 

4. gewerbsmäßig erzeugte Lustfeuerwerksartikel, inso- 
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fem es sich nicht um die behördliche Bewilligung zur ge- 
werblichen Erzeugung und zum gewerblichen Verkaufe 
nach § 15, Absatz 11 der Gewerbeordnung (R.G.B1. Nr. 39 
ex 1883) handelt; 

5. Kollodiumwolle und Pikrinsäure und ihre Verbin- 
dungen rücksichtlich des Bezuges für gewerbliche Zwecke 
mit Ausschluß der sprengtechnischen Verwendung, dann 
insbesondere die Kollodiumwolle auch rücksichtlich des 
Bezuges und der Erzeugung für arzneiliche Zwecke; 

6. die Ei-zeugung von Sprengstoffen, welche ausschließ- 
lich zum Betriebe von Maschinen verwendet werden, in- 
sofeme die Verwendung unmittelbar der Erzeugung nach- 
folgt (Knallgemenge für den Betrieb von Gas- und Petro- 
leummotoren). 

Anhang 21. Unterseekabel. 

Gesetz vom 30. März 1888, R.G.B. Nr. 41, wo- 
mit strafgesetzliche Bestimmungen in be- 
treff der Sicherung der Unterseekabel ge- 
troffen werden. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Keichsrates finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

Art. I. In Ausführung des Art 12 des internationalen 
Übereinkommens vom 14. März 1884 (R.G.B1. Nr. 40)*) 
über die Sicherung der durch Unterseekabel hergestellten 
telegraphischen Verbindungen, werden rücksichtlich der 
Unterseekabel, die auf den Staatsgebieten, Kolonien oder 
den Besitzungen eines oder mehrerer Staaten landen, wel- 
che als dem erwähnten Übereinkommen beigetreten anzu- 
sehen sind, nachstehende Bestimmungen getroffen: 

§ 1. Einer Übertretung macht sich schuldig: 

1. der Schiffer eines Schiffes, welches mit der Legung 
oder Ausbesserung eines Unterseekabels beschäftigt ist, wenn 
er die Regeln über die Signale nicht beobachtet, welche zur 
Verhinderung eines Zusammenstoßes angenommen sind; 

2. der Schiffer oder Führer eines Fahrzeuges, welcher 
die im ersten Absätze bezeichneten Signale wahrnimmt 
oder wahrzunehmen in der Lage ist, und sich entweder 
nicht zurückzieht oder nicht mindestens eine Seemeile weit 
von dem Schiffe, welches mit der Legung oder Ausbesserung 
des Unterseekabels beschäftigt ist, entfernt hält; 

3. der Schiffer oder Führer eines Fahrzeuges, welcher 

1) Gemeint ist R.G.B. ex 1888 Nr. 40 
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die Bojen wahrnimmt oder wahrzunehmen in der Lage ist, 
die bestimmt sind, die La^e der Unterseekabel zu bezeich- 
nen und sich von der Linie dieser Bojen nicht mindestens 
eine Viertelseemeile entfernt hält 

Die Übertretung ist an Geld bis zu 150 fl. zu bestrafen. 

§ 2. Einer Übertretung macht sich schuldig: 

1. der Schiffer oder Führer eines Fahrzeuges, welcher, 
außer im Falle der Not, in einer geringeren Entfernung 
als der einer Viertelseemeile von einem Unterseekabel, dessen 
Lage er aus der Linie der Bojen oder in anderer Weise 
erkennen konnte, Anker geworfen hat, oder sein Fahrzeug 
an eine Boje, welche bestimmt ist, die Lage des Untersee- 
kabels anzuzeigen, befestigt hat; 

2. der Führer eines Fischerfahrzeuges, welcher sein 
Geräte oder seine Netze von dem Schiffe, welches mit der 
Legung oder Ausbesserung eines Unterseekabels besch^- 
tigt ist, nicht mindestens eine Seemeile entfernt hält. 

Diese Bestimmung findet jedoch nur mit der Ein- 
schränkung Anwendung, daß den Fischerfahrzeugen, wel- 
che ein Telegraphenschiff, das die angenommenen Zeichen 
trä^, bemerken oder zu bemerken in der Lage sind, die 
nötige, jedoch 24 Stunden nicht übersteigende Frist zuge- 
standen ist, um ihre Beschäftipung zu beendigen und sich 
nach der gegebenen Verständigung zu richten. 

3. Der Führer eines Fischerfahrzeuges, welcher sein 
Geräte und seine Netze von der Linie der Bojen, welche 
bestimmt sind, die Lage der Unterseekabel anzuzeigen, 
nicht mindestens eine Viertelseemeile entfernt hält. 

Die Übertretung ist mit Arrest bis zu einem Monate 
oder an Geld bis zu 200 fl. zu bestrafen. 

§ 3. Wer aus Fahrläösigkeit, femer wer in den Fällen 
der §§ 1 und 2 ein Unterseekabel zerreißt oder in einer 
Weise beschädigt, welche die gänzliche oder teilweise 
Unterbrechung oder Störung der telegraphischen Verbin- 
dung zur Folge haben kann, macht sich einer Übertretung 
schuldig und wird mit Arrest bis zu zwei Monaten oder 
an Geld bis zu 300 fl. bestraft. 

§ 4. Wer vorsätzlich ein Unterseekabel zerreißt oder 
in einer Weise beschädigt, welche die gänzliche oder teil- 
weise Unterbrechung oder Störung der telegraphischen 
Verbindung zur Folge haben kann, macht sich eines Ver- 
brechens schuldig und wird mit Kerker von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 5. Die Bestimmung der §§ 3 und 4 findet keine 
Anwendung, wenn für die Täter die dringende Nötigung 
vorlag, das Unterseekabel zu zerreißen oder zu beschädigen, 
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um ihr Leben oder die Sicherheit ihres Fahrzeuges zu 
schützen, ferner, wenn die Zerstörung oder Beschädigung 
aus Anlaß der Ausbesserung eines Kabels zufälliger- oder 
notwendigerweise ungeachtet der zur Hintanhaltung der 
Zei-störung oder Beschädigung angewendeten erforderlichen 
Vorsichtsmaßregeln herbeigeführt woi*den ist. 

§ 6. Einer Übertretung macht sich schuldig, wer die 
Vorzeigung der die Nationalität des Fahrzeuges nach- 
weisenden amtlichen Dokumente zum Behufe der im Ar- 
tikel 10*) des im Artikel I dieses Gesetzes angeführten 
Vertrages vorgesehenen Aufnahme der Protokolle verweigert 

Die Übertretung ist mit Arrest bis zu 14 Tagen oder 
an Geld bis zu 100 fl. zu bestrafen. 

§ 7. Die Bestimmungen der §§ 68 bis 72, 81, 82, 312, 
313 dos allgemeinen Strafgesetzes vom 27. Mai 1852, R.G.B1. 
Nr. 117, finden Anwendung, wenn die darin bezeichneten 
Handlungen gegen die im Artikel 10 des im Artikel I dieses 
Gesetzes angeführten Vertrages genannten und zum Ein- 
schreiten befugten Personen in Ausübung der in diesem 
Artikel 10 vorgesehenen Amtshandlung begangen werden. 

§ 8. Das Verfahren und die Urteilsfällung rücksicht- 
lich der in diesem Gesetze bezeichneten strafbaren Hand- 
lungen steht den Gerichten zu. 



1) Die bezogenen Stellen dieses Artikels lauten: „Wenn 
die Offiziere, welche die Kriegsschiffe oder die von einem der 
hohen vertragschließenden Teile diesfalls speziell beorderten 
Fahrzeuge befehligen, Grund zur Annahme haben, daß eine 
Übertretung gegen die durch den gegenwärtigen Vertrag vor- 
gesehenen Maßnahmen durch ein anderes als ein Kriegsschiff be- 
gangen worden sei, so können sie vom Kapitän oder vom Schiffs- 
patron die Vorzeigung der die Nationalität des betreffenden 
Fahrzeuges nachweisenden amtlichen Dokumente begehren. 
Diese Vorzeigung ist auf den präsentierten Dokumenten so- 
fort kurz anzumerken. 

Überdies können seitens der erwähnten Offiziere, ohne 
Rücksicht auf die Nationalität des beschuldigten Fahrzeuges, 
Protokolle aufgenommen werden. Diese Protokolle sind nach 
jenen Formen und in jener Sprache abzufassen, welche in 
dem Lande, welchem der sie aufnehmende Offizier angehört, 
üblich sind ; dieselben können in dem Lande, wo man sich auf 
sie beruft, und nach Maßgabe der Gesetzgebung dieses Landes 
als Beweismittel dienen. Die Beschuldigten und die Zeugen haben 
das Recht, in ihrer eigenen Sprache alle jene Aufklärungen bei- 
zufügen oder beifügen zu lassen, welche sie für zweckmäßig 
halten; diese Erklärungen müssen gehörig unterfertigt sein." 



Digitized by LjOOQiC 



Anhangr 22. Terletznngren der Wehrpflicht. 353 

§ 9. Bezüglich der unter der Militärgerichtsbarkeit 
steheDden Personen steht das Verfahren und das Strafer- 
kenntnis den zuständigen Militärbehörden nach den Militär- 
strafvorschrifton zu. 

§ 10. Die Bestrafung auf Grund dieses Gesetzes tritt 
ohne Rücksicht auf die Staatsbürgerschaft des Täters und 
auf den Begehungsort ein, insoferne die Auslieferung des 
Täters nicht stattfindet. 

Eine etwa im Auslande erlittene Strafe ist hiebei in 
Rücksicht zu nehmen. 

§11. Die Gerichtsbarkeit über die auf offener See 
oder in fremden Territorialge wässern begangenen strafbaren 
Handlungen steht dem Gerichte des Heimatshafens des 
österreichischen Fahrzeuges, auf welchem die Tat begangen 
worden ist, oder dem Gerichte des österreichischen Hafens, 
in welchen das Fahrzeug zuerst einläuft, oder dem Gerichte 
der Betretung des Täters zu. 

Die Gerichtsbarkeit über die in den österreichischen 
Territorialgewässem begangenen strafbaren Handlungen 
steht nebst dem im ersten Absätze bezeichneten Gericnte 
auch dem Gerichte des Tatortes zu. 

Art IL Die Regierung hat im Wege der Verordnung 
diejenigen Staaten zu bezeichnen, welche als dem Über- 
einkommen vom 14. März 1884 beigetreten anzusehen sind. 
(Artikel I.) 

Vgl. die Vdg. V. 24. April 1888, R.G.U. Nr. 42, u. v. 
6. Jan. 1889, R.G.B. Nr. 1. 

Art. HI. Mit der Bestimmung des Zeitpunktes, in 
welchem dieses Gesetz in Wirksamkeit tritt und mit dem Voll- 
zuge desselben ist Mein Justizminister beauftragt. 

Mit J.M.Vdg. V. 24. April 1888, R.G.B. Nr. 43, wurde 
der 1. Mai 1888 als der Zeitpunkt des Beginnes der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes bestimmt. 



Anhang 22. Verletzungen der Wehrpflicht. 

A. Gesetz vom 11. April 1889, R.G.B. Nr. 41, be- 
treffend die Einführung eines neuen Wehr- 
gesetzes. 

Artikel H. 
Wehrgeaetz, 
§ 35. Jeder Stellungspflichtige der zur nächsten 
Stellung berufenen Altersklassen (§ 38) hat sich im 

Lnfflor, strafrecht. T. 23 
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Monate November des vorangehenden Jahres bei 
dem Gemeindevorstande seines Heitnats- oder stan- 
digen Aufenthaltsortes zur Verzeichnung schriftlich 
oder mündlich zu melden. 

Wer diese Meldung, ohne hievon durch ein für 
ihn unüberwindliches Hindernis abgehalten worden 
zu sein, unterläßt, verfällt einer Geldstrafe von 5 bis 
zu 100 Gulden. 

§ 44. Ein Stellungspflichtiger, welcher zur Stellung 
oder zur Überprüfung (§ 39, erster Absatz) nicht 
rechtzeitig erscheint und sein Versäumnis nicht hin- 
reichend rechtfertigt, wird an Geld von 10 bis zu 
200 Gulden bestraft. 

Wer jedoch in der Absicht, sich der Stellungs- 
pflicht zu entziehen, von der Stellung oder Über- 
prüfung ausbleibt, wird als Stell ungsflüchtling be- 
handelt. Der Stellungsflüchtling wird bei der be- 
treflenden Stellung außer der Altersklasse und Los- 
reihe gestellt und hat, wenn er nachträglich freiwillig 
erschienen ist, ein Jahr, im Gegen falle zwei Jahre 
über die gesetzliche Liniendienstpflicht, beziehungs- 
weise nach Maßgabe seiner körperlichen Eignung über 
die Präsenzdienstzeit in der Landwehr präsent zu 
dienen, wodurch auch eine entsprechende Verlängerung 
der Gesamtdienstpflicht eintritt. Wird er aber, wenn- 
gleich nur zeitlich, als dienstuntauglich erkannt, oder 
als „Mindertauglicher'*, oder auf Grund der §§ 31, 
33 und 34 in die Ersatzreserve eingeteilt, so ist er 
im Falle des freiwilligen Erscheinens mit Arrest von 
drei Tagen bis zu einem Monate und an Geld von 
15 bis zu 150 Gulden, wenn er jedoch nicht frei- 
willig erschienen ist, mit Arrest von sechs Tagen bis 
zu zwei Monaten und an Geld von 30 bis 300 Gulden 
zu bestrafen. 

Ist der Stellungsflüchtling bis zum Ende des 
Jahres, in welchem er das 36. Lebensjahr vollstreckt, 
vor der Stellungs-, beziehungsweise Überprüf ungs- 
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kommission nicht erschienen, so ist er mit Arrest 
von fünfzehn Tagen bis zu zwei Monaten und an 
Geld von 50 bis 300 Gulden zu bestrafen. 

Mitschuldige an der im ersten Absätze bezeichneten 
Übertretung werden an Geld von 10 bis zu 200 Gulden, 
Mitschuldige an den im zweiten und dritten Absätze 
bezeichneten Übertretungen mit Arrest von drei Tagen 
bis zu zwei Monaten und an G^ld von 15 bis zu 
300 Gulden bestraft. 

§45. Wer in der Absicht, sich der Stellungs- 
pflicht zu entziehen, das Gebiet der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie verläßt, oder während der Stellung 
sich außerhalb der Grenzen der Monarchie aufhält, 
macht sich eines Vergehens schuldig, und wird mit 
btrengem Arrest von einem Monate bis zu einem Jahre 
und an Greld von 100 bis zu 1000 Gulden bestraft. 
Außer dieser Strafe wird ein solcher Stellungsflücht- 
ling bei der betreffenden Stellung außer der Alters- 
klasse und Losreihe gestellt und bezüglich der Ab- 
leistung und Verlängerung der Dienstpflicht nach 
§ 44 behandelt 

Vgl. Art. 5 des Staatsgrundges. ü. d. allg. Rechte, o. S. 8. 

§ 46. Dort, wo sich die Wehrpflichtigen in 
größerer Anzahl der Wehrpflicht durch Stellungs- 
flucht entziehen, können die zur Abhilfe geeigneten 
außerordentlichen Maßregeln vom Landesverteidigungs- 
minister im Verordnungswege gegen Rechtfertigung 
vor dem nächsten Reichsrate getroffen werden. 

§ 47. Wer eich listiger Umtriebe bedient, um 
sich oder einen anderen der gesetzlichen Wehrpflicht 
zu entziehen, macht sich eines Vergehens schuldig 
und wird — insofern nicht die strengeren Bestim- 
mungen des allgemeinen Strafgesetzes zur Anwendung 
kommen — mit strengem Arrest von einem Monate 
bis zu einem Jahre und an Geld von 150 bis zu 
2000 Gulden bestraft. 

Außer dieser Strafe wird der Schuldige, zu dessen 

33* 
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Gunsten die strafbare Handlung begangen wurde, 
für die betreffende Stellung außer der Altersklasse 
und Losreihe und bezüglich der Ableistung und Ver- 
längerung der Dienstpflicht nach § 44 behandelt 

§ 48. Wer sich listiger Umtriebe bedient, um für 
sich oder für einen anderen eine in den §§ 25 bis 
einschließlich 84 dieses Gesetzes bestimmte, ihm nicht 
zukommende Begünstigung zu erlangen, macht sich 
eines Vergehens schuldig und wird — insofern nicht 
die strengeren Bestimmungen des allgemeinen Straf- 
gesetzes zur Anwendung kommen — mit strengem 
Arrest von einem Monate bis zu sechs Monaten und 
an Geld von 100 bis zu 1000 Gulden bestraft. 

Außer dieser Strafe wird der Schuldige, zu dessen 
Gunsten die strafbare Handlung begangen wurde, für 
die betreffende Stellung außer der Altersklasse und 
Losreihe behandelt. 

§ 49. Wer durch Selbstbeschädigung oder in 
anderer Weise sich in einen Zustand versetzt, welcher 
ihn zur Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht ganz 
oder teilweise untauglich machen soll, oder sich durch 
einen anderen in einen solchen Zustand versetzen 
läßt, ferner wer einen anderen in einen solchen Zu- 
stand versetzt, macht sich eines Vergehens schuldig 
und wird mit strengem Arrest von sechs Monaten 
bis zu drei Jahren und an Geld von 300 bis zu 
2000 Gulden bestraft. 

Auf denjenigen, welcher einem anderen eine 
schwere Beschädigung zugefügt hat, finden die allen- 
falls strengeren Bestimmungen des allgemeinen Straf- 
gesetzes über das Verbrechen der schweren körper- 
lichen Beschädigung Anwendung. 

Außer dieser Strafe wird der Beschädigte in sämt- 
lichen Stellungspflichtigen Altersklassen außer der 
Altersklasse und Losreihe gestellt und hat — insofern 
er zu irgend einer wenn auch untergeordneten Dienst- 
leistung im Heere (Kriegsmarine) oder in der Land- 
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wehr noch geeignet ist — zwei Jahre über die ge- 
setzliche Liniendienstpflicht» beziehungsweise über die 
Präsenzdienstzeit in der Landwehr präsent zu dienen, 
wodurch auch eine entsprechende Verlängerung der 
Gesamtdienstpflicht eintritt. 

Bekruten und Ersatzreservisten, welche sich einer 
solchen Selbstbeschädigung vor ihrer Einreihung 
schuldig machen, werden der Behandlung nach der 
Altersklasse und Losreihe verlustig und verfallen 
allen vorangeführten Strafbestimmungen. 

§ 65. Die Behandlung außer der Altersklasse und 
Losreihe und die hiemit verbundenen Bestimmungen 
über die Erfüllung der Wehrpflicht treten in den 
Fällen der §§ 45, 47, 48 und 49 als unmittelbare 
Rechtsfolge der Aburteilung ein. Überdies verlieren 
die Wehrpflichtigen, welche nach den §§ 44, 45, 47, 
48 und 49 außer der Altersklasse und Losreihe be- 
handelt werden, als Rechtsfolge der Aburteilung den 
Anspruch auf die in den §§ 25, 26, 27, 28, 29, 30 
und 32 enthaltenen Begünstigungen. 

§ 66. Die auf Grund dieses Gresetzes eingehobenen 
Strafgelder fließen dem Armenfonde der Heimatsge- 
meinde des betreffenden Stellungs- oder Wehrpflich- 
tigen, wenn jene jedoch nicht zu ermitteln sein sollte, 
dem Militärtaxfonde zu. 

Letztere Strafgelder sind in die gesetzliche Bei- 
tragsquote zum Militärtaxfonde einzurechnen. 

Alle nach diesem Gesetze verhängten Geldstrafen 
sind im Falle der Uneinbringlichkeit in Arreststrafen 
umzuwandeln, wobei für je 5 Gulden ein Tag Arrest 
zu bemessen ist. Bei den kumulativen Strafen darf 
jedoch durch die Umwandlung der Geldstrafe die an- 
gedrohte Freiheitsstrafe nicht um mehr als die Hälfte 
überschritten werden. 

§ 67. Die Verjährungszeit der in den §§ 35, 44, 
50 und 61, zweiter Absatz, Punkt b enthaltenen 
Übertretungen wird auf drei Monate, die Verjährungs- 
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zeit der in den §§ 45, 47, 48 und 49 enthaltenen 
Vergehen auf ein Jahr festgesetzt. 

Die Verjährung der strafbaren Handlungen be- 
ginnt: 

1. In den Fällen der §§ 44, zweiter und dritter 
Absatz, 45 und 49 mit dem Ende des Jahres, in 
welchem der Wehrpflichtige das 36. Lebensjahr voll- 
streckt hat, oder mit dem Erscheinen des Wehrpflich- 
tigen vor der Stellungs- (Überprüf ungs- iKommission, 
für die übrigen schuldigen Personen auch mit dem 
früher eingetretenen Tode des Wehrpflichtigen; 

2. im Falle des § 50 mit dem Ablaufe der Zeit, 
für welche die Eingehung der Ehe verboten ist, oder 
mit der früher eingetretenen Auflösung des Ehe- 
bandes. 

Bezüglich der in den §§35, 44, erster Absatz, 
47, 48 und 61, zweiter Absatz, Punkt b bezeichneten 
strafbaren Handlungen gelten über den Beginn der 
Verjährung die Bestimmungen des allgemeinen Straf- 



68. Das Strafverfahren wegen der in den 
§§ 35, 44, 50 und 61 dieses Gesetzes bezeichneten 
Übertretungen steht, insofern dasselbe nicht den 
Militärbehörden zukommt, den politischen Behörden, 
und zwar im Falle des § 35 den politischen Behörden 
des Aufenthaltsortes, in den übrigen Fällen den poli- 
tischen Behörden der Heimatsgemeinde zu. 

Wegen der in den §§ 45, 47, 48 und 49 ent- 
haltenen Vergehen steht das Strafverfahren den 
ordentlichen Gerichten zu 

Vgl. den Just.Mm.Erl. v. 27. Sept. 1889, Vdg8.BI. Nr. 49, 
über den von den Gerichten einzuhaltenden Vorgang. 

§ 69. österreichische Staatsbürger sind wegen der 
in den §§ 35, 44, 50 und 61, zweiter Absatz, Punkt b 
bezeichneten Übertretungen auch dann zu bestrafen, 
wenn sie diese Übertretungen außerhalb der im 
Beichsrate vertretenen Königreiche und Länder be- 
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gangen haben. Auf solche Fälle finden die Be- 
stimmungen des § 235 des allgemeinen Strafgesetzes 
analoge Anwendung, und steht sodann das Strafver- 
fahren auch rücksichtlich der Übertretung des § 35 
dieses Gesetzes der politischen Behörde der Heimats- 
gemeinde zu. 

Die Bestimmungen der §§35, 44, 5ö und 61, 
zweiter Absatz, Punkt b des gegenwärtigen Gesetzes 
finden auch Anwendung auf die in den im Reichs- 
rate vertretenen Königreichen und Ländern sich auf- 
haltenden ungarischen Staatsbürger, gleichviel ob sie 
diese Übertretungen in dem diesseitigen Staatsgebiete 
oder außerhalb desselben begangen haben. In solchen 
Fällen sind zur Durchführung des Strafverfahrens 
die politischen Behörden des Aufenthaltsortes berufen. 

Gleiche Bestimmungen, wie im ersten und zweiten 
Absätze dieses Paragraphen haben auch rücksichtlich 
der auf Grund des § 62, zweiter Absatz, zu ahndenden 
Übertretungen platzzugreifen. 

Vgl. den Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten y. 
20. Sept. 1870, oben zu § 36 St.G. 

§ 70. Die Strafbestimmungen der §§ 44, letzter 
Absatz, 45, 47 und 48 finden auch auf die unter 
der Militärgerichtsbarkeit stehenden Personen An- 
wendung« 

Die Strafbestimmungen des § 49 finden auf die 
unter der Militärgerichtsbarkeit stehenden Personen 
in dem Falle Anwendung, wenn sie die in diesen 
Paragraphen bezeichnete strafbare Handlung an einem 
noch nicht assentierten, oder an einem uneingereihten 
Rekruten oder Ersatzreservisten verüben oder dabei 
als Mitschuldige mitwirken. 

Artikel III. 
übergangsbeaUmmungen, 

Punkt S. Die in diesem Gesetze enthaltenen 
Btrafbestimmungen finden auf die vor dem Beginne 
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der Wirksamkeit dieses Gesetzes begangenen» noch 
nicht abgeurteilten strafbaren Handlungen nur inso- 
fern Anwendung, als dieselben durch das gegen- 
wärtige Gresetz keiner strengeren Behandlung, als 
nach dem früher bestandenen Gesetze unterliegen. 

B. Gesetz vom 28. Juni 1890, R.G.B. Nr. 137, 

über die Bestrafung der Nichtbefolgung 

eines Militäreinberufungsbefehles und der 

Verleitung hiezu. 

§ 1. Eines Militärverbrechens macht sich schuldig, 
wer, durch den Soldateneid verpflichtet, dem Einbe- 
rufungsbefehle nicht Folge leistet, wenn das Ver- 
säumnis schuldbar ist und über 8 Tage dauert, in 
nachstehenden Fällen: 

1. wenn der Einberufungsbefehl zur Ableistung 
des Präsenzdienstes (der aktiven Dienstleistung in der 
Landwehr) vom zuständigen Kommando erlassen 
worden ist; 

2. wenn die Einberufung auf Befehl Seiner 
Majestät des Kaisers zur teilweisen oder vollen Er- 
gänzung des Heeres, der Kriegsmarine oder der Land- 
wehr auf den Kriegsstand erfolgte; 

3. wenn im Mobilisierungsfalle der Einberufungs- 
befehl an die uneingereihten Rekruten oder die un- 
eingereihten Ersatzreservisten erlassen wurde; 

4. wenn der Einberufungsbefehl im Mobilisierungs- 
falle an zu einer militärischen Dienstleistung ver- 
pflichtete Offiziere des Ruhestandes oder im Verhält- 
nisse außer Dienst ergangen ist 

Dieses Verbrechen ist mit Kerker von drei Mo- 
naten bis zu einem Jahre, bei angeordneter Mobili- 
sierung oder während des Krieges aber mit Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 2. Eines Militärvergehens macht sich schuldig, 
wer, durch den Soldateneid verpflichtet» dem Einbe- 
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rufungsbefehle schuldbar nicht Folge lebtet, in nach- 
stehenden Fällen: 

1. wenn der Einberufungsbefehl unter den im 
§ 1 angeführten Bedingungen erlassen worden ist und 
das schuldbare Versäumnis nicht über acht Tage 
dauert; 

2. wenn der Einberufungsbefehl zum Zwecke der 
militärischen Ausbildung, der periodischen Waffen- 
(Dienst-) Übung erlassen wurde; 

3. wenn der Einberufungsbefehl behufs aus- 
nahmsweiser aktiver Dienstleistung an die Reserve 
oder Ersatzreserve, in Gemäßheit des Gesetzes vom 
31. Mai 1888 (R.G.B1. Nr. 77} erlassen wurde. 

Dieses Vergehen ist mit Arrest von einem bis zu 
drei Monaten zu bestrafen. 

§ 3. Militär- (Landwehr-) Personen, welche durch 
den Soldateneid nicht verpflichtet sind, machen sich 
durch Nichtbefolgung des Einberufungsbefehles, wenn 
sie im Kriegs- oder Mobiiisierungsfalle statthat und 
das schuldbare Versäumnis über acht Tage dauert, 
eines Verbrechens schuldig. 

In allen anderen Fällen aber begründet das 
schuldbare Versäumnis ein Vergehen. 

Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren ; das Vergehen wird mit 
Arrest von einem bis zu drei Monaten bestraft. 

§ 4. Wer, durch das Landsturmgesetz verpflichtet, 
nach erlassener Aufbietung der Einberufung nicht 
Folge leistet, macht sich durch das schuldbare Ver- 
säumnis eines Vergehens und wenn das schuldbare 
Versäumnis über acht Tage dauert, eines Verbrechens 
scbuldig. 

Die Strafe des Vergehens ist Arrest von einem 
bis zu drei Monaten, die Strafe des Verbrechens 
Kerker von sechs Monaten bis zu zwei Jahren. 

§ 5. Das strafgerichtliche Verfahren wegen der 
in den §§1, 2, 3 und 4 bezeichneten strafbaren 
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Handlungen steht den Militär- (Landwehr-) Ge- 
richten zu. 

§ 6. Wer zu einem in diesem Gresetze bezeichneten 
Verbrechen oder Vergehen , wenn auch ohne Erfolg, 
verleitet, begeht je nach der Eigenschaft des Vei^ 
leiters und der Handlung, zu welcher verleitet wurde, 
ein Verbrechen oder Vergehen, beziehungsweise ein 
Militarverbrechen oder Militarvergehen und ist mit 
der in diesem Gesetze für den Täter angedrohten 
Strafe von dem zuständigen Zivil- oder Militär- 
(Landwehr-)Gerichte zu bestrafen 

Die Bestimmung des § 7 des Gesetzes vom 
20. Mai 1869 (R.G.BI. Nr. 78) betreffend den- Wir- 
kungskreis der Militärgerichte, findet auf diese straf- 
bare Handlung Anwendung. 

Vgl. § 222 St.G. 

§ 7. Die Strafbestimmungen dieses Gesetzes sind 
nur dann anzuwenden, wenn die Nichtbefolgung des 
Einberufungsbefehles oder die Verleitung hiezu nicht 
eine schwerer zu bestrafende Handlung bildet. 



Anhang 23. Markenschutzgesetze. 

A. Gesetz vom 6. Januar 1890, R.G.B. Nr. 19. 
betreffend den Markenschutz. 

L Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen, 

§ 1. Unter Marken werden in diesem Gesetze die be- 
sonderen Zeichen verstanden, welche dazu dienen, die zum 
Handelsverkehre bestimmten Erzeugnisse und Waren von 
anderen gleichartigen Erzeugnissen und Waren zu imter- 
schciden (Sinnbilder, Chiffreu, Vignetten u. dg!.). 

§ 2. Wer sich das Alleinrecht zum Gebrauche einer 
Marke sichern will, muß die Registrierung derselben nach 
den Bestimmungen des folgenden Abschnittes erwirken. 

§ 3. Von der Registrierung ausgeschlossen, daher zur 
Erwerbung eines Alleinrechtes nicht geeignet, sind solche 
Warenzeichen, welche: 



Digitized by LjOOQIC 



Anhangr 2S. Markensehutzgresetze. 363 

1. ausschließlich Bildnisse des Kaisers oder von Mit- 
gliedern des kaiserlichen Hanses enthalten; 

2. bloß in Staats- oder anderen öffentlichen Wappen, 
Zahlen, Buchstaben oder Worten besteben; 

Vgl. aber § 1 der Novelle, unten sub B. 

3. zur Bezeichnung von beBtimmten Warengattungen 
im Verkehre allgemein^ gebräuchlich sind; 

4. unsittliche und Ärgernis erregende, oder sonst gegen 
die öffentliche Ordnung verstoßende Darstellungen, Auf- 
schriften oder solche Angaben enthalten, welche den tat- 
sächlichen geschäftlichen Verhältnissen oder der Wahrheit 
nicht entsprechen und zur Täuschung des konsumierenden 
Publikums geeignet sind. 

§ 4. Solche Marken, bei welchen Bildnisse des Kaisers 
oder von Mitgliedern des kaiserlichen Hauses, eine Aus- 
zeichnung, der kaiserliche Adler, oder ein öffentliches 
Wappen einen Bestandteil derselben bilden, dürfen nur 
dann registriert werden, wenn im Sinne der bestehenden 
Vorschriften das Recht zur Benützung dieser besonderen 
Zeichen vorher nachgewiesen ist. 

§ 5. Durch die Registrierung einer Marke, welche auch 
Worte oder Buchstaben enthält, wird niemand gehindert, 
seinen Namen, beziehungsweise seine Firma, sei es auch 
in abgekürzter Form, zur Kennzeichnung seiner Waren zu 
gebrauchen. 

§ 6. Die Benützung der registrierten Marke ist in der 
Regel fakulaltiv; doch kann der Handelsminister hinsicht- 
lich bestimmter Warengattungen anordnen, daß Waren 
solcher Gattung nicht in den Verkehr gesetzt werden dürfen, 
bevor dieselben mit einer im Sinne dieses Gesetzes regi- 
strierten Marke in der im Verordnungswege zu bestimmen- 
den Weise versehen sind. 

Vgl. die Verordnung des Handelsministeriums v. 15. Juli 
1895, ß.G.B. Nr. 120, betreffend die obligatorische Führung 
von Marken auf Sensen, Sicheln und Strohmessern. 

§ 7. Das Alleinrecht an einer Marke schließt nicht aus, 
daß ein anderer Unternehmer dieselbe Marke zur Bezeich- 
nung anderer Warengattungen in Gebrauch nehme. 

Im Zweifel bezüglich der Gleichartigkeit dieser Waren- 
gattnngen entscheidet der Handelsminister nach Einver- 
nehmung der Handels- und Gewerbekammer (§ 13). 

§ 8. Die Anmeldung mehrerer Marken auf den Namen 
eines Markenschutzwerbers, auch wenn sie für dieselbe 
Warengattnng bestimmt sind, ist nach Maßgabe der Vor- 
schriften dieses Gesetz gestattet 
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§ 9. Bas Markenrecht klebt an dem unternehmen, 
für welches die Marke bestimmt ist, erlischt mit demselben 
und übergeht im Falle des Besitzwechsels an den neuen 
Besitzer. 

In dem letzteren Falle hat jedoch, außer wenn das 
Unternehmen durch die Witwe oder einen minder- 
jährigen Erben des Markeninhab^ers , oder für Rechnung 
einer Verlassenschafts- oder Konkursmassa fortgeführt wird, 
der neue Besitzer binnen drei Monaten nach erfolgter Er- 
werbung des Besitzes die Marke auf seinen Namen um- 
schreiben zu lassen, widrigenfalls das Markenrecht erlischt 

§ 10. Niemand darf ohne Einwilligung des Beteiligten 
von dem Namen, der Firma, dem Wappen oder der ge- 
schäftlichen Benennung des Etablissements eines anderen 
Produzenten oder Kaufmannes zur Bezeichnung von Waren 
oder Erzeugnissen Gebrauch machen. 

§ 11. Alles was in diesem Gesetze von der Bezeich- 
nung von Waren gesagt ist, gilt auch für die auf der Ver- 
packung, den Gefäßen, Umhüllungen u. dgl. angebrachten 
Bezeichnungen. 

§ 12. An den bestehenden Vorschriften in betreff der 
für gewisse Waren angeordneten besonderen Bezeichnungen, 
insbesondere den Punzierungsvorschriften, wird durch das 
gegenwärtige Gesetz nichts geändert 

IL Abschnitt. 

Registrierung j Umschreibung und Löschung der Marken, 
1. Registrierung. 

§ 13. Die Marke, • für welche jemand sich das aus- 
schließliche Gebrauchsrecht sichern will, muß in vier Exem- 
plaren bei der Handels- und Gewerbekammer, in deren 
Bezirke die betreffende Unternehmung liegt, übergeben 
werden. 

Ein Exemplar wird dem von der Handels- und Ge- 
werbekaramer zu führenden Markenregister beigelegt; ein 
Exemplar wird der Partei, mit der im folgenden Para- 
graphen bestimmten Bestätigung versehen, zurückgestellt 

Zwei Exemplare sind dem Handelsminister voraulegen. 

Zugleich hat der Schutzwerber anzugeben, für welche 
Warengattungen seine Marke bestimmt ist 

Außerdem ist bei der Handels- und Gewerbekammer 
je ein Klischee (Bildstock) der Marke zu überreichen, 
welches nach gemachtem Gebrauche dem Schutzwerber zu- 
rückgestellt wird. 
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Bei Marken für Materialien, wie: Metall, Ton, Glas 
u. dgl. sind Probestücke der letzteren mit eingedrückten 
(aufgeprägten) Markenbildem in wenigstens drei Exem- 
plaren beizulegen. 

§ 14. Auf jedem Exemplare der deponierten Marken hat 
das von der Handels- und Gewerbekammer bestimmte Organ 

a) die fortlaufende Nummer des Registers, 

b) den Tag und die Stunde der Einreichung, 

c) den Namen und die Firma, auf welche die Marke 
registriert wurde, 

d) die Bezeichnung der Unternehmung und der Waren, 
für welche sie bestimmt ist, anzumerken. 

Diese Anmerkung ist mit Beisetzung des Amtssiegels 
zu unterschreiben. 

Die Markenregister haben die in den Punkten a) bis 
d) aufgeführten Angaben zu enthalten und müssen bei den 
Handels- und Gewerbekammem zur Einsicht aufliegen. 

§ 15. Die Registrierung einer jeden Marke unterliegt 
einer Taxe von fünf Gulden, welche in die Kasse der 
Handels- und Gewerbekammer fließt, bei der die Regist- 
rierung erfolgt ist. 

§ 16. Die Registrierung der Marken ist von zehn zu 
zehn Jahren, vom Tage der Registrierung an gerechnet, 
gegen neuerliche Entrichtung der Taxe zu erneuern, 
widrigenfalls das Markenrecht als erloschen zu betrachten ist. 

§ 17. Beim Handelsministerium ist ein Zentralmarken- 
register zu führen, in welches die bei den Handels- and 
Gewerbekammem registrierten Marken nach der Reihen- 
folge ihres Einlangens einzutragen sind. 

In das Zentralmarkenregister sind dieselben Angaben 
aufzunehmen, welche die bei den Handels- und Gewerbe- 
kammem zu führenden Register enthalten (§ 14). 

Das Zentralmarkenregister, sowie die über dessen In- 
halt anzulegenden alphabetisch geordneten und stets in 
Stand zu haltenden Kataloge sind in den betreffenden 
Amtslokalitäten zur Einsichtnahme offenzuhalten. 

Das Gleiche gilt von den Probestücken (§ 13). 

Nach erfolgter Eintragung der Marken in das Zentral- 
markenregister sind Abdrücke derselben unter Benützung 
der beigebrachten Klischees (§ 13) zu veröffentlichen. 

§ 18. Der Handelsminister verständigt, eventuell nach 
Einvernehmung von Fachmännem, den Markenschutzwerber, 
wenn eine mit der neu angemeldeten identische oder ähn- 
liche Marke für dieselbe Warengattung bereits besteht, 
damit der Bewerber nach seinem Ermessen die Anmeldung 
aufrechterhalten, modifizieren oder zurückziehen könne. 
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Von der erfolgten VeretändiKiing des Markenachutz- 
werbere wird gleichzeitig der Besitzer der bereits früher 
registrierten bezüglichen Marke in Kenntnis gesetzt 

§ 19. Das Alleinrecht zum Gebrauche der Marke seitens 
des Hinterlegers beginnt mit dem Tage and der Stunde 
der Einreichung der Marke bei der Handels- und Gewerbe- 
kammer und wird hienach die Priorität des Anspruches 
beurteilt, wenn die gleiche Marke von mehreren Schutz- 
Werbern bei der nämlichen oder verschiedenen Handels- 
und Gewerbekammem hinterlegt worden sein sollte. 

2. Umschreibung. 

§ 20. Zur Umschreibung des Markenrechtes im Sinne 
des § 9 hat der Bewerber den Beweis der Erwerbung der 
betreffenden Unternehmung beizubringen. 

Die Umschreibung unterliegt der gleichen Taxe wie 
die erste Registrierung (§ 15) und ist dieselbe sowohl auf 
der für die Partei bestimmten Bestätigung (§ 13, Absatz 2), 
als im Register der Handels- und Gewerbekaramer (5 14) 
und dem Zentralmarkenregister (§ 17) anzumerken und zu 
veröffentlichen (§ 17 Schlußabsatz). 

3. Loschung. 

§ 21. Die Löschung erfolgt: 

a) über Ansuchen des Markenberechtigten ; 

b) wenn die Registrierung entgegen den Vorschriften 
des § 16 nicht rechtzeitig erneuert worden ist; 

c) wenn die Umschreibung nicht rechtzeitig erfolgt ist 
(§§y und 20); 

d) wenn nach Erkenntnis dos Handelsministers die 
Marke nach §§ 3 und 4 nicht hätte registriert werden 
sollen; 

e) infolge eines im Streite über den Bestand des Marken- 
rechtes erflossenen Erkenntnisses des Handelsmi- 
nisters (§ 30). 

Vgl. die Novelle sub B. 

§ 22. Die Löschung ist sowohl an der Marke (§ 14) 
als im Register der Handels- und Gewerbekammer (§ 14) 
und dem Zentralmarkenregister anzumerken und zu ver- 
öffentlichen (§ 17). 

ni. Absohnitt. 

Eingriffe in das Markenrecht 

§ 28. Wer Waren, die mit einer Marke unbefugt be- 
zeichnet sind, bezüglich welcher einem anderen das aus- 
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schheßliche Gebrauchsrecht zusteht, wissentlich in Verkehr 
setzt oder feilhält, femer, wer zu diesem Zwecke wissent- 
lich eine Marke nachmacht, macht sich eines Vergehens 
schuldig und wird an Geld von 500 fl. bis 2000 fl. oder 
mit Arrest von drei Monaten bis zu einem Jahre, womit 
Geldstrafe bis 2000 fl. verbunden werden kann , bestraft. 
Die gleichzeitige Anwendung der strengeren Bestim- 
mungen des allgemeinen Strafgesetzbuches, insbesondere 
derjenigen über das Verbrechen des Betruges (§ 197 u. ff.) 
ist hiedurch nicht ausgeschlossen. 

§ 24. Die Bestimmung des § 23 gelangt auch gegen 
denjenigen zur Anwendung, welcher Waren, die mit dem 
Namen, der Firma, dem Wappen oder der geschäftlichen 
Benennung des Etablissements eines Produzenten oder 
Kaufmannes unbefugjt bezeichnet sind, wissentlich in Ver- 
kehr setzt oder feilhält, femer gegen denjenigen, welcher 
zu diesem Zwecke wissentlich die erwähnten Bezeichnungen 
anf erti srt 

§ 25. Die Strafbarkeit der in den §§ 23 und 24 be- 
zeichneten Handlungen wird dadurch nicht ausgeschlossen, 
daß die Marke, der Name, die Firma, das Wappen oder 
die geschäftliche Benennung des Etablissements mit so ge- 
ringen Abänderangen oder in so undeutlicher Weise wieder- 
gegeben sind, daß der Unterschied von dem gewöhnlichen 
Käufer der betreffenden Waren nur durch Anwendung 
besonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen werden könnte. 
§ 26. Zum Verfahren und zur Urteilsfällung über die 
in den §§ 23 und 24 bezeichneten Vergehen sind die ordent- 
lichen Gerichte berafen. 

Die Verfolgung findet nur auf Verlangen des Verletzten 
statt. 

§ 27. Auf Verlangen des Verletzten ist auszusprechen, 
daß die zu der Nachahmung oder unbefugten Bezeichnung 
ausschließlich oder vorzugsweise dienlichen Werkzeuge und 
Vorrichtungen für diesen Zweck unbrauchbar gemacht, die 
etwa vorhandenen Vorräte von nachgemachten Marken und 
unbefugt angefertigten Bezeichnungen vernichtet und die 
unbefugt aiigcbrachten Marken und Bezeichnungen von im 
Besitze des Verurteilten befindUchen Waren, beziehungs- 
weise von der Verpackung auch dann beseitigt werden, 
wenn dies die Vemichtung der Waren zur Folge hätte. 

Dem Verletzten ist femer die Befugnis zuzusprechen, 
die Vemrteilung des Schuldigen auf Kosten dieses letzteren 
öffentlich bekannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung, 
sowie die Frist zu derselben ist unter Bedachtnahme auf 
die Anträge des Verletzten in dem Urteile zu bestimmen. 



Digitized by LjOOQiC 



368 m. Anhangr. Norellen nnd Nebengrosetze. 

An Stelle der dem Verletzten nach dem Privatrechte 
gebührenden Entschädigung kann auf Verlangen desselben 
neben der Strafe auch auf eine an den Verletzten zu ent- 
richtende, von dem Strafgerichte nach freiem, durch die 
Würdigung aller Umstände geleiteten Ermessen zu be- 
stimmende Geldbuße bis zu dem Betrage von 5000 fl. er- 
kannt werden. Die zur Zahlung einer Greldbuße Verur- 
teilten haften als Solidarschuldner. Die Bestimmungen 
dieses Paragraphen finden auch dann Anwendung, wenn 
die Bestrafung nach einer strengeren Bestimmung des all- 
gemeinen Strafgesetzbuches erfolgt. 

§ 28. Der Verletzte ist berechtigt, noch vor der Fällung 
des Straferkenntnisses die Beschlagnahme oder sonstige 
Verwahruug der im § 27, Absatz 1, bezeichneten Gegen- 
stände, sowie die erforderlichen Maßnahmen zu dem Zwecke 
zu begehren, damit eine Wiederholung der strafbaren 
Handlung verhindert werde. 

Über dieses Begehren hat das Strafgericht sofort zu 
entscheiden und hieibt demselben auch überlassen, die be- 
gehrte Beschlagnahme und beziehungsweise Verwahrung, 
sowie die sonst begehrten Maßnahmen nur gegen eine von 
dem Verletzten zu erlegende Kaution zu bewilligen. 

§ 29. Verlangt der Verletzte wegen eines der in den 
§§ 23 und 24 bezeichneten Vergehen die Zuerkennung einer 
Entschädigung bei dem Zivilrichter, so hat dieser sowohl 
über das Vorhandensein, als auch über die Hohe des 
Schadens nach freiem, durch die Würdigung aller Umstände 
geleiteten Ermessen zu entscheiden. 

§ 30. Über die Frage, ob jemand das ausschließliche 
Gebrauchsrecht, an einer Marke zustehe, sowie über die 
Priorität und Übertragung dieses Rechtes, femer über die 
Frage, ob eine registrierte Marke von einem Dritten für 
eine andere Gattung von Waren benützt werden könne 
(§7), erkennt der Handelsminister. 

Ergibt sich in einem der im § 23 bezeichneten F&lle 
im Lauf des Strafverfahrens, daß die Entscheidung von 
einer Vorfrage abhängt, über welche nach dem ersten Ab- 
sätze der Handelsminister zu erkennen berufen ist, so hat 
das Strafgericht unter Mitteilung der erforderlichen Belege 
an den genannten Minister das Ersuchen wegen vorheriger 
Entscheidung dieser Frage zu richten und das Eintreffen 
derselben abzuwarten. 

§ 81. Übertretungen der auf Grund des § 6 erlassenen 
Vorschriften werden von der politischen Behörde nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Gewerbeordnung bestraft, wobei 
stets auf den Verfall der betreffenden Waren zu erkennen ist 
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IV. Abschnitt 

Marken von außer österreichischen Unternehmungen. 

§ 34. HiBsichtlich des Schutzes von Marken , sowie 
der Namen, Firmen, Wappen oder geschäftlichen Benen- 
nungen der Etablissements ausländischer Unternehmungen 
sind die mit den betreffenden Staaten geschlossenen Ver- 
träge oder Konventionen maßgebend. 

Unter welchen Bedingungen die in den Ländern der 
königlich ungarischen Krone registrierten Marken, sowie 
auch die Namen, die Firmen, die Wappen oder die geschäft- 
lichen Benennungen der Etablissements dortseitiger Pro- 
duzenten oder Kaufleute des in diesem Gesetze gesicherten 
Schutzes teilhaftig werden, ist nach den Bestimmungen des 
Zoll- und Handelsbündnissos zu beurteilen. 

Die bezüglichen Verordnungen, Konventionen usw. sind 
angeführt in der Manz'schen Ausgabe. 

V. Abschnitt 

Schlußbestimmungen. 

§ 33. Jene Marken, welche auf Grund der bisherigen 
Vorschriften registriert wurden und bezüglich deren seit 
der Registrierung bis zum Inslebentreten dieses Gesetzes 
die im § 16 desselben zur Neuregistrierung festgesetzte 
Frist von zehn Jahren noch nicht verstrichen ist, genießen 
bis zum Ablaufe der zehn Jahre den nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Gesetzes geltend zu machenden Schutz 
ohne neuerliche Registrierung. 

Dagegen werden jene Marken, welche beim Insleben- 
treten dieses Gesetzes seit mehr als zehn Jahren registriert 
sind, nach Ablauf von drei Monaten, vom Tage der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes an gerechnet, aus den Registern 
zu streichen sein, wenn die Eigentümer der betreffenden 
Marken dieselben binnen dieser Frist nicht zur Neuregistrie- 
rung gebracht haben. 

Die beim Inslebentreten dieses Gesetzes bereits an- 
hängigen Verhandlungen sind bei jenen Behörden, welche 
bisher hiezu kompetent waren und auf Grund der bis- 
herigen Vorschriften zu Ende zu führen. 

§ 34. Das vorstehende Markenschutzgesetz hat nach 
Ablauf von drei Monaten vom Tage der Kundmachung in 
Wirksamkeit zu treten. 

Mit dem bezeiohneten Zeitpunkte erlischt die Wirk- 
samkeit des Gesetzes vom 7. Dez. 1858 (RG.Bl. Nr. 230). 
LöffUr, Strafrecht. I. 24 
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B. Gesetz vom 30. Juli 1895, R.G:B. Nr. 108, 
womit das Gesetz vom 6. Januar 1890 (R.G.B. 
Nr. 19), betreffend den Markenschutz, er- 
gänzt, beziehungsweise abgeändert wird. 

Mit Zuatimmung beider Häuser des Reichsrates finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Die Vorschrift des § 3, Punkt 2 des Ges. v. 6. Jänner 
1890, R.G.B1. Nr. 19, kraft welcher die bloß in Worten be- 
stehenden Warenzeichen von der Registrierung ausge- 
schlossen sind, findet nur auf solche Worte Anwendung, 
welche ausschließlich Angaben über Ort, Zeit oder Art 
der Herstellung, über die Beschaffenheit, über die Be- 
stimmung, über Preis-, Mengen- oder Gewichtsverhältnisse 
der Ware enthalten. 

§ 2. Das Alleinrecht zum Gebrauche einer vorschrifts- 
mäßig hinterlegten Wortmarke erstreckt sich nicht bloß 
auf den Gebrauch dieser Marke in ihrer hinterlegten Bild- 
form, sondern auch auf den Gebranch in solchen Ausfüh- 
rungsformen, durch welche das geschützte Wort oder die 
geschützten Worte in anderen Scnriftzeichen, Farben oder 
Größen zur Gänze oder teilweise wiedergegeben werden. 

§ 3. Auf Grund des § 21, lit e des Ges. v. 6. Jänner 
1890, R.G.B1. Nr. 19, kann die Löschung einer Marke audi 
deshalb erfolgen, weil dieselbe einer für die gleiche Waren- 
gattung früher registrierten, noch zu Recht bestehenden 
Marke derart ähnlich ist, daß die Unterschiede von dem ge- 
wöhnlichen Käufer der betreffenden Ware nur durch 
Anwendung besonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen 
werdj^n könnten. 

Über das Begehren des Besitzers der älteren Marke 
auf Löschung entscheidet der Handelsminister nach An- 
hörung des Besitzers der angefochtenen Marke und erfor- 
derlichenfalls nach Einvernehmung von Sachverständigen. 

8 4. Außer in den im § 21 des Ges. v. 6. Jänner 1890, 
RG.Bl. Nr. 19, vorgesehenen Fällen kann die Löschung 
einer Marke von demjenigen begehrt werden, welcher 
nachweist, daß das von ihm für die gleiche Warengattunj^ 

Geführte, nicht registrierte Warenzeichen bereits zur Zeit 
er Registrierung (Ter angefochtenen, mit seinem nicht regis- 
trierten Warenzeichen gleichen oder verwechslungsfähigen 
Marke in den beteiligten Yerkehrskreisen als Kennzeichen 
der Ware seines Unternehmens gegolten hat 

Die Löschungsklage ist auch gegen die Rechtsnach- 
folger im Besitze der angefochtenen Marke zulässig; sie 
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hat jedoch dann nicht statt, wenn der Besitzer der re- 

fistnerten Marke seinerseits nachweist, daß die Registrierung 
er Marke mit Zustimmung des Klägers stattgefunden, oder 
daß das Unternehmen, für weiches die Marke registriert 
wurde, das angemeldete Warenzeichen ebenso lange oder 
noch langer als der Kläger unregistriert geführt hat 

Die Klage auf Löschung einer solchen Marke muß 
längstens binnen zwei Jahren nach der Registrierung der 
M^^e bei dem Handelsministerium eingebracht werden. 

Das Erkenntnis auf Löschung wirkt auf den Zeitpunkt 
der Einreichung der gelöschten Marke zurück. 

^ 5. Wer weder in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern, noch in den Ländern der un- 
garischen Krone oder in Bosnien und der Herzegovina 
seinen Wohnsitz oder eine Niederlassung hat, kann Kechte 
aus dem Gesetze v. 6. Jänner 1890, R.G.B1. Nr. 19, sowie aus 
dem vorliegenden Gesetze nur dann geltend machen, wenn 
er innerhalb der genannten Gebiete einen entsprechend 
bevollmächtigten Vertreter bestellt. 

Der Name und Wohnort dieses Vertreters, sowie jede 
hinsichtlich der Vertretung eintretende Veränderung, kann 
unter Vorlage der für ihn ausgestellten Vollmacht behufs 
Eintragung in das Markenregister bei der Registrierungs- 
stelle angemeldet werden. 

Ist ein Vertreter nicht ordnungsmäßig angemeldet, so 
kann über ein auf Löschung der Marke gerichtetes Be- 
gehren auch ohne Anhörung ihres Besitzers erkannt werden. 

g 6. In Streitigkeiten über den Bestand eines Marken- 
rechtes hat der Handelsminister nach freiem Ermessen zu 
bestimmen, zu welchem Anteile und Betrage die Kosten 
des Verfahrens und der Rechtsvertretung den Beteiligten 
zur Last fallen. 

Der rechtskräftige Ausspruch über die Kosten genießt 
gerichtliche ExekutionsfähigKeit. Um die Exekution ist 
bei dem zuständigen Gerichte anzusuchen. 

Die Rechtskraft des Ausspruches über die Kosten ist 
über Ansuchen eines Beteiligten durch das Handelsministe- 
rium auf dem Erkenntnisse zu bestätigen. 

§ 7. Marken, welche auf Grund des § 21 a, b oder c 
des Ges. v. 6. Jänner 1890,R.G.Bl.Nr.l9, gelöscht sind, sowie 
Marken, die mit den gelöschten Marken verwechslungsfähig 
ähnlich sind, dürfen für die Waren, für welche sie re^st- 
riert wurden, oder für gleichartige Waren zugunsten eines 
anderen als des letzten Besitzers oder seines Rechtsnach- 
folgers erst nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Tage 

24* 
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der Loschung im Register der Handels- und Gewerbekammer 
von neuem reffistriert werden. 

In den Fallen der Loschung einer Marke im Sinne der 
Bestimmungen des § 4 dieses Gesetzes ist der Kläger be- 
rechtigt, die gelöschte Marke bereits nach Rechtskmt des 
Löschungserkenntnisses für sich registrieren zu lasseu. 

§ 8. Die §§ 1 bis 4 und 6 bis 9 dieses Gesetzes treten 
mit dem auf die Kundmachung folgenden Tage , § 5 je- 
doch erst sechs Monate nach dieser Kundmachung in Wirk- 
samkeit. 

Die Bestimmungen des § 4 finden nur gegenüber jenen 
Marken Anwendung, welche erst nach dem Zeltpunkte der 
Kundmachung dieses Gesetzes zur Registrierung gelangen, 
ebenso findet die Anordnung des § 6 nur auf diejenigen 
Streitigkeiten Anwendung, welche erst nach diesem Zeit- 
punkte anhängig gemacht werden. 



Anhang 24. Das Urheberrecht. 

A. Gesetz vom 26. Dezbr. 1895, R.GB. Nr. 197, 
betreffend das Urheberrecht an Werken 
der Literatur, Kunst und Photographie. 

L Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen, 

§ 1. Unter dem Schutze dieses Gesetzes stehen die 
Werke der Literatur, Kunst und Photographie, welche im 
Inlande erschienen sind; femer solche, deren Urheber 
österreichische Staatsbürger sind, mag das Werk im In- 
oder Auslande oder gar nicht erschienen sein. 

§ 2. Auf Werke von Ausländem, wenn sie im Deut- 
schen Reiche erschienen sind, und auf nicht erschienene 
Werke von deutschen Staatsangehörigen findet dieses Ge- 
setz, dafeme die Gegenseitigkeit gewährleistet ist, mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Sdiutz nicht länger dauert, 
als im Deutschen Reiche selbst 

Für andere Werke besteht der Schutz nach Inhalt der 
Staatsvertrage. 

Vgl. die Angabe der Verträge in der MaDz'schen Aus- 
gabe; mit dem Deutschen Reiche: Yertr. v. 30. Dez. 1899, 
R.G.B. ex 1901 Nr. 50. 

§ 3. Das Urheberrecht bezieht sich auf das Werk als 
Ganzes und auf die Teile desselben. 
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§ 4. Als Werke der Literatur oder Kunst im Sinne 
dieses Gesetzes sind anzusejien: 

1. Bücher, Broschüren. Zeitschriften, Brief Sammlungen 
und alle sonstigen Schriftwerke aus dem Bereiche der 
Literatur; 

2. dramatische, dramatisch -musikalische und choreo- 
graphische Werke (Bühnenwerke); 

3. literarischen Zwecken dienende Zeichnungen, Ab- 
hildungen, Pläne, Karten, plastische Darstellungen und 
Skizzen dieser Art, wenn sie ihrer Bestimmung nach nicht 
als Kunstwerke zu betrachten sind; 

4. Vorträge zum Zwecke der Erbauung, Belehrung 
oder Unterhaltung: 

5. Werke der Tonkunst mit oder ohne Text; 

6. Werke der bildenden Künste, als: Gemälde, Zeich- 
nungen, Pläne und Entwürfe für architektonische Arbeiten, 
dann Stiche, Holzschnitte und alle übrigen Erzeugnisse 
der graphischen Kunst; Werke der Bildhauerei, der Gra- 
veur- und Medailleurkunst und andere plastische Kunst- 
werke. Die Werke der Baukunst sind jedoch ausgenommen. 

Als Werke der Photographie im Sinne dieses Gesetzes 
sind alle Erzeugnisse anzusehen, bei deren Herstellung ein 
photographischer Prozeß als notwendiges Hilfsmittel be- 
nützt worden ist. 

§ 5. Gesetze, Verordnungen und öffentliche Akten- 
stücke, femer Reden und Vorträge, welche bei Verhand- 
lungen oder Versammlungen in öffentlichen Angelegenheiten 
gehalten wurden, sind von dem Schutze des Urheberrechtes 
ausgeschlossen. 

Dasselbe gilt von geschäftlichen Ankündigungen, von 
Eiklärungen und Gebrauchsanweisungen, welche Erzeug- 
nissen der Industine zur Belehrung der Abnehmer beige- 
geben werden, und von Erzeugnissen der Presse, welche 
lediglich den Bedürfnissen des häuslichen Lebens zu dienen 
bestimmt sind. 

Ebenso sind die an Erzeugnissen der Industrie recht- 
mässig angebrachten Nachbildungen von Werken der bil- 
denden KOiiste gegen weitere Nachbildung an solchen Er- 
zeugnissen durch das gegenwärtige Gesetz nicht geschützt 
J6. Als erschienen gilt ein Werk an dem Tage, an 
em es rechtmäßig herausgegeben, das ist mit Willen 
des Berechtigten zur Verbreitung gelangt ist. 

Ein musikalisches und ein Bühnenwerk gilt schon an 
dem Tage als erschienen, an welchem es zuerst rechtmäßig 
öffentiicn aufgeführt wurde ; ein Werk der bildenden Künste 
oder der Photographie schon an dem Tage, an welchem 
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das Werk selbst oder eine Nachbildung oder Vervielfältigung 
zuerst rechtmäßig öffentlich ausgestellt wurde. 

Der Ort des Erscheinens wird gleichfalls nach den 
vorstehenden Bestimmungen beurteilt. Werke, welche 
gleichzeitig im Geltungsgebiete des gegenwärtigen Gesetzes 
und außerhalb desselben erschienen sind, gelten als inner- 
halb dieses Gebietes erschienen. 

f7. An den von mehreren ffemeinsam hergestellten 
en steht das Urheberrecht allen Miturhebern gemein- 
schaftlich und ungeteilt zu. Sie können nur einverständ- 
lich über das Werk (insbesondere durch Herausgabe, Nach- 
bildung, Aufführung) verfügen : jeder für sich ist aber be- 
fugt, Eingriffe in das gemeinsame Recht gerichtlich zu 
verfolgen. 

Hinsichtlich der Übertragung des jedem zustehenden 
ürheberrechtsanteiles gilt § 15 und § 16 Absatz 1. 

§8. An Werken aber, welche aus unterscheidbaren 
Beiträgen verschiedener Mitarbeiter gebildet, gleichwohl 
ein einheitliches Ganzes darstellen, besteht ein doppeltes 
Urheberrecht: am Ganzen kommt es dem Herausgeber, an 
den Einzelbeiträ^en den Urhebern derselben zu. 

Diese sind jedoch bei Veranstaltung von Einzelaus- 
gaben zur Angabe des Werkes, in welchem der Beitrag 
erschienen ist, verpflichtet. 

S 9. Über Beiträge, welche unter dem Schutze des 
Urheberrechtes stehen, und in periodischen Werken, als: 
Zeitschriften, Taschenbüchern, Kalendern erschienen sind, 
darf der Urheber, falls nichts anderes verabredet ist, ohne 
Einwilligung des Herausgebers, und wenn ein solcher nicht 
angegeben ist, des Verlegers erst nach Ablauf von zwei 
Jahren nach dem Erscheinen anderweitig verfügen. 

§ 10. Als Urheber eines erschienenen Werkes gilt bis 
zum Gegenbeweise derjenige, dessen wahrer Name bei dem 
Erscheinen als der des Urhebers angegeben worden ist 

Ist das Werk durch Verbreitung von Vervielfältigungen 
oder Nachbildungen erschienen, so muß die Angabe des 
Namens auf dem Titelblatte, unter der Zueignung oder 
der Vorrede oder am Schlüsse des Werkes, bei Werken, 
welche durch Beiträge mehrerer Mitarbeiter gebildet sind, 
an der Spitze oder am Schlüsse jedes Beiüages erfolgt 
sein. Bei Werken der bildenden Künste, sowie oei photo- 
graphischen Werken genügt die Namensangabe aui dem 
Werke selbst oder auf dem Karton, auf welchem dasselbe 
befestigt ist. 

Hat das Erscheinen des Werkes durch öffentliche Auf- 
führung stattgefunden, so muß die Angabe des Namens 
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bei der Ankündi^ng der ersten Aufführang geschehen 
sein. 

Ist das Werk durch öffentliche Ausstellung erschienen, 
so muß die Namensangabe sich auf dem Werke selbst oder 
auf dem Karton, auf welchem es befestigt ist, befinden. 

§ 11. Werke, welche nicht unter Angabe des wahren 
Namens des Urhebers erschienen sind, gelten als anonyme 
oder Pseudonyme Werke. Bei diesen ist der Herausgeber, 
und wenn ein solcher nicht angegeben ist, der Verleger 
berechtigt, die dem Urheber zustehenden Rechte wanr- 
zunehmen. 

§ 12. Bei gewerbsmäßig hergestellten Photographien 
stehen die Rechte des Urhebers dem Inhaber des Ge- 
werbes zu. 

J\ 13. Bei Portrats , welche gegen Entgelt bestellt 
en, sie mögen Werke der bildenden Künste oder der 
Photographie sein, stehen die Rechte des Urhebers dem 
Besteller zu. • 

Bei Photographieportrats ist die Ausübung des Ur- 
heberrechtes in allen Fällen an die Zustimmung der dar- 
gestellten Person oder ihrer Erben 'gebunden; ausgenommen 
sind Photographieportrats zu amtlichen Zwecken. 

§ 14. Das Urneberrecht kann , insolange es dem Ur- 
heber oder seinen Erben zusteht, durch Exekutions- oder 
Sicherstellungsmaßregeln nicht getroffen werden. 

Dagegen sind solche Maßregeln auch gegen den Ur- 
heber und seine Erben zulässig in bezug auf vorhandene 
Vervielfältigungen und Nachbildungen eines bereits ver- 
öffentlichten Werkes, auf zum Verkauf fertiggestellte Werke 
der bildenden Kunst, und auf alle kraft des Urheberrechtes 
erworbenen vermögensrechtlichen Ansprüche. 

§ 15. Das Urheberrecht geht auf die Erben über; ein 
Hcimfallsrecht findet daran nicht statt 

8 16. Der Urheber oder sein Erbe kann die Ausübung: 
des Urheberrechtes beschi-änkt oder unbeschränkt durch 
Vertrag oder durch Verfügung von Todes wegen anderen 
überlassen. 

Auch hmsichtlich eines bestimmten erst zu schaffenden 
Werkes kann im voraus giltig verfügt werden. 

Ein Vertrag aber, durch welchen jemand die Urheber- 
rechte an seinen künftigen Werken überhaupt oder an einer 
ganzen Gattung derselben zu übertragen verspricht, ist 
kraft dieses Gesetzes jederzeit kündbar. Das Kündignngs- 
recht, auf welches nicht verzichtet werden kann, steht 
beiden Teilen zu; die Kündigungsfrist beträgt ein Jahr, 
es wäre denn eine kürzere vereinbart 
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§ 17. Wird das Eigentum an einem Werke der Literatur 
oder Tonkunst einem anderen unentgeltlich überlassen, so 
ist darin ohne besondere Verabredung die Übertragung 
des Urheberrechtes nicht enthalten. Die entgeltliche tJber- 
lassung aber ^It als Übertragung des Urheberrechtes, so- 
fern aus den Umständen nicnt das Gegenteil hervorgeht. 

g 18. Wird das Eigentum eines Werkes der bildenden 
Künste oder der Photographie entgeltlich oder unentgelt- 
lich einem anderen überlassen, so ist darin ohne besondere 
Verabi-edung die Übertragung des Nachbildungs- oder Ver- 
vielfältigungsrechtes nicht enthalten. 

Aber mit der Übertragung des Vervielfältigungsmittels 
(Form, Platte, Holzstock) gilt auch das Vervielfältigungs- 
recht als übertragen. 

§ 19. Der Eigentümer des Werkes ist nicht ver- 
pflichtet, dasselbe zur Ausübung der dem Urheber zu- 
stehenden Eechte herauszugeben. 

§ 20. Hat ein Urheber sein Werk zum Zwecke der 
Herausgabe oder öffentlichen Aufführung einem anderen 
überlassen, und ist innerhalb dreier Jahre die Herausgabe 
oder Aufführung ohne Willen und ohne Verschulden des 
Urhebers unterblieben, so tritt dieser in sein urspiningliches 
Recht zur Verfügung über das Werk wieder ein. Es steht 
ihm alsdann frei, entweder nach Inhalt des Vertrages die 
Erfüllung, beziehungsweise den Schadenersatz zu begehren, 
oder — ohne Verpflichtung zum Rückersatzo des bereits 
empfangenen Entgeltes — über sein Werk anderweitig zu 
venügen. 

Durch Verträge kann im voraus weder diesem Rück- 
fall des Verfügungsrechtes entsagt, noch die Frist ver- 
längert werden. 

Die Bestimmungen des ersten Absatzes kommen auch 
dann zur Anwendung, wenn die Neuausgabe eines ver- 
griffenen Werkes der Literatur oder Tonkunst ohne Willen 
und ohne Verschulden des Urhebers durch drei Jahre 
unterblieben ist, sofeme nicht beim Abschlüsse des Vcr- 
lagsvertrages die Veranstaltung einer Neuausgabe aus- 
geschlossen wurde. 

§ 21. Wer unbefugt, das ist ohne Zustimmung des 
Urhebers, seines Rechtsnachfolgers (§§15-18) oder des zur 
Wahrnehmung der Rechte des Urhebers Berechtigten (§ 11), 
eine durch das gegenwärtige Gesetz dem Urheber aus- 
schließlich vorbehaltene Verfügung über das Werk trifft, 
begeht einen Eingriff und wird nach Maßgabe der be- 
stehenden allgemeinen und der in diesem Gesetze enthal- 
tenen besonderen Bestimmungen verantwortlich. 
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§ 22. Wird ohne eine in der Sache liegende Not- 
wendigkeit einem Werke die Bezeichnung, namentlich der 
Titel, oder die äußere Erscheinung eines früher erschienenen 
Werkes gegeben, und ist dies zu einer Irreführung des 
Publikums über die Identität der Werke geeignet, so steht 
dem Urheber des früher erschienenen Werkes ein Anspruch 
auf Entschädigung zu. 

Dasselbe gilt, wenn die Bezeichnung oder äußere Er- 
scheinung des früher erschienenen Werkes mit so geringen 
oder so undeutlichen Abänderungen wiedergegeben wurde, 
daß der Unterschied von dem Publikum nur bei besonderer 
Aufmerksamkeit wahrgenommen werden kann. 

Handelt es sich insbesondere um ein fortlaufendes oder 
periodisches Werk, so kann überdies das Verbot des Weiter- 
gebrauches der irreführenden Bezeichnung oder äußeren 
Erscheinung bei dem Strafgerichte (§ 54) begehrt werden. 

n. Abschnitt. 

Inhalt des ürheben-echtes, 
a) Bei Werken der Literatur. 

§ 23. Das Urheberrecht an Werken der Literatur um- 
faßt das ausschließliche Recht, das Werk zu veröffentlichen, 
zu vervielfältigen, zu vertreiben und zu übersetzen. 

Bei Bühnenwerken tritt hinzu das ausschließliche Recht 
zur öffentlichen Aufführung. ^ 

Bei Vorträgen, insolange sie noch nicht rechtmäßig 
herausgegeben sind, begreift das Urheberrecht auch das 
ausschlieBliche Recht d.^r öffentlichen Abhaltung. 

An rechtmäßigen Übersetzungen besteht das Urheber- 
recht wie an Ori^nalwerken. 

§ 24. Als Eingriff in das Urheberrecht (Nachdruck) 
ist insbesondere anzusehen: 

1. die Veröffentlichung eines noch nicht erschienenen 
Werkes: 

2. die Herausgabe einer Briefsammlung ohne Zustim- 
mung des Urhebera der Briefe oder seiner Erben; 

3. die Herausgabe eines Auszuges oder einer Bearbei- 
tung, welche nur das fremde Werk oder dessen Bestand- 
teile wiedergibt, ohne die Eigenschaft eines Originalwerkes 
zu besitzen; 

4. der neue Abdruck von Werken, welchen der Ur- 
heber oder der Verleger dem Verlagsvertrage zuwider ver- 
anstaltet; 

5. die Anfertigung einer grösseren Anzahl von Exem- 
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plaren eines Werkes seitens des Verlegers, als demselben 
gestattet ist 

§ 25. Als Nachdruck ist nicht anzusehen: 

1. das wörtliche Anführen einzelner Stellen oder 
kleinerer Teile eines erschienenen Werkes; 

2. die Aufnahme einzelner erschienener Werke oder 
einzelner Skizzen und Zeichnungen aus einem solchen Werke 
in einem durch den Zweck gerechtfertigten Umfange in 
ein größeres Ganzes, sofern dieses sich nach seinem Haupt- 
inhalte als ein selbständiges wissensdiaftUdies Werk dar- 
stellt, femer in Sammlungen, welche aus Werken mehrerer 
Urheber zum Kirchen-, Schul- oder Unterricbtsgebrauche 
oder zu einem literarischen oder künstlerischen Zwecke 
veranstaltet werden. Es darf jedoch das entlehnte Stück 
den Umfang eines Druckbogens des Werkes, welchem es 
entnommen ist, nicht überscnreiten. Der Entiehner ist ver- 
pflichtet, den Urheber oder die benützte Quelle anzugeben; 

3. die bloße Inhaltsangabo eines erschienenen Werkes 
oder öffentlich gehaltenen Vortrages; 

4. die Herstellung einzelner Vervielfältigungen, wenn 
deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird; 

6. der Abdruck des zu einem Ton werke gehörenden, 
bereits früher veröffentlichten Textes, wenn er. in Ver- 
bindung mit dem Tonwerke oder nur zum Behufe der Be- 
nützung bei der Aufführung des Tonwerkes mit Andeutung 
dieser Bestimmung erfolgt. Ausgenommen sind Texte zu 
Oratorien, Opern, Operetten und Singspielen. 

§ 26. Durch den Abdiuck einzelner Artikel , Tele- 
gramme und Tagesneuigkeiten aus öffentlichen Blättern 
wird ein Eingriff nicht begangen. 

An belletristischen, wissenschaftlichen und fachlichen 
Artikeln jedoch besteht auch nach ihrem Erscheinen in 
einem öffentlichen Blatte das Urheberrecht, wenn an ihrer 
Spitze die Untersagung des Nachdruckes ausgesprochen ist 

Auf wissenschaftliche und {Fachzeitschriften finden die 
vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung. 

§ 27. Die behufs Aufnahme in die Tagesblätter ge- 
sammelten und vervielfältigten Mitteilungen und Notizen 
werden so lange geschützt, bis ihre Veröffentlichung durch 
eines der hiezu befugten Blätter erfolgt ist. 

§ 28. Das ausscnließliche Recht zur Herausgabe einer 
Übersetzung eines rechtmäßig erschienenen Werkes steht 
dem Urheber in der Regel nur dann zu, wenn er sich dieses 
Recht hinsichtlich aller oder gewisser Sprachen ausdrück- 
lich vorbehalten hat 

Der Vorbehalt muß auf dem Titelblatte, in der Vor- 
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rede oder an der Spitze aller Exemplare des Werkes er- 
sichtlich sein; er wird nach Ablauf von drei Jahren von 
der Herausgabe des Werkes hinsichtlich jener Sprachen 
wirkungslos, in welchen die vorbehaltene Übersetzung nicht 
vollständig herausgegeben ist. 

Bei Werken, welche in Abteilungen erscheinen, wird 
jede Abteilung im Sinne dieses Paragraphen als ein be- 
sonderes Werk angesehen. 

§ 29. Ohne einen Vorbehalt hat der Urheber das aus- 
schließliche Recht zur Herausgabe von Übersetzungen: 

1. insolange das Werk noch nicht rechtmäßig heraus- 
gegeben ist; 

2. wenn das Werk zuerst in einer toten^Sprache recht- 
mäßig herausgegeben ist, hinsichtlich der Übersetzung in 
lebende Sprachen; 

3. wenn das Werk gleichzeitig in verschiedenen Sprachen 
rechtmäßig herausgegeben ist, hinsichthch der Übersetzung 
in eine dieser Sprachen. 

§ 30. Die öffentliche Aufführung eines Bühnenwerkes 
enthält einen Eingriff in das Urheberrecht, auch wenn ein 
Vorbehalt des Rechtes zur öffentlichen Aufführung bei 
dem Erscheinen des Werkes nicht ausgesprochen war ; ferner 
wenn eine rechtswidrige Bearbeitung oder Übersetzung 
aufgeführt wird. 

b) Bei Werken der Tonkunst. 

§ 31. Das Urheberrecht an Werken der Tonkunst 
umfaßt das ausschließliche Recht, das Werk zu veröffent- 
lichen, zu vervielfältigen, zu vertreiben und öffentlich auf- 
zuführen. 

§ 32. Als Eingriff in das Urheberrecht ist insbesondere 
anzusehen : 

1. die Herausgabe von Auszügen, Potpourris und 
Arrangements ; 

2 die Veranstaltung unrechtmäßiger Aufführungen, 
nach Maßgabe der §§ 34, 35. 

Die Bestimmungen des § 24 finden auf Tonwerke sinn- 
gemäße Anwendung. 

§ 33. Als Eingriff in das Urheberrecht ist nicht an- 
zusehen : 

1. Die Herausgabe von Variationen, Transskriptionen, 
Phantasien, Etüden und Orchestrierungen, sofern sie als 
eigentümliche Werke der Tonkunst sich darstellen; 

2. das Anführen einzelner Stellen eines erschienenen 
Ton Werkes; 

3. die Aufnahme einzelner erschienener Kompositionen 
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in einem durch den Zweck gerechtfertigten ümfimge in 
ein nach seinem Hauptinhalte selbständiges wissenschaft- 
liches Werk; femer in Sammlangen von Werken verschie- 
dener Tondichter zur Benützung in Schulen, ausgenommen 
die Sammlungen für Musikschulen. Es besteht jedoch die 
Verpflichtung, den Uriieber oder die benützte Quelle an- 
zugeben ; 

4. die Herstellung einzelner Vervielfältigungen, wenn 
deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird 

§ 34. Das ausschließliche Recht, ein Bühnenwerk 
öffentlich aufzuführen, steht dem Urheber unbedingt zu. 

Bei anderen Tonwerken steht dieses Recht dem Ur- 
heber unbedingt nur insolange zu, als das Werk nicht 
rechtmäßig herausgegeben ist, nach diesem Zeitpunkte aber 
nur insoweit, als er sich bei der Herausgabe des Werkes 
das Aufführungsrecht ausdrücklich vorbehalt^i hat Der 
Vorbehalt muß in allen ausgegebenen Exemplaren auf 
dem Titelblatt oder an der Spitze des Werkes ersicht- 
lich sein. 

§ 35. Das Aufführungsrecht erstreckt sich auch auf 
alle dem Urheber zur Herausgabe vorbehaltenen Bearbei- 
tungen eines Tonwerkes, welche von dem Urheber vor- 
genommen oder veranlaßt worden, und falls die Bearbei- 
tung rechtmäßig herausgegeben wurde, mit dem Vorbehalte 
des Aufführungsrechtes erschienen sind. 

Bearbeitungen, welche nicht vom Urheber vorgenommen 
oder veranlaßt worden sind, können, wenn das Tonwerk 
oder eine rechtmäßige Bearbeitung desselben erschienen 
ist, frei aufgeführt werden. 

§ 36. Anfertigung und öffentlicher Gebrauch von In- 
strumenten zur mechanischen Wiedergabe von Tonwerken 
bildet keinen Eingriff in das musikalische Urheberrecht 

c) Bei Werken der bildenden Künste. 

§87. Das Urheberrecht an Werken, der bildenden 
Künste umfaßt das ausschließliche Recht, das Werk zu 
veröffentlichen, nachzubilden und Nachbildungen zu ver- 
treiben. 

Der Urheber eines Werkes, welches durch rechtmäßige 
Nachbildung eines Werkes der bildenden Künste entstanden 
ist, hat daran das Urheberrecht wie an einem Original- 
werke, sofern die Nachbildung mittelst eines anderen als 
des vom Urheber des Originalwerkes angewendeten Kunst- 
verfahrens hergestellt wurde. Die Nachbildung der recht- 
mäßigen Nachbildung bedarf jedoch auch der Genehmigung 
des Urhebers des Originalwerkes. 
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f 88. Als Eingriff in das Urheberrecht ist insbesondere 
anzusehen die Nachbildung eines Originalwerkes, auch 
wenn sie: 

1. Durch ein anderes als das vom Urheber angewendete 
Verfahren erfolgt; 

2. nicht unmittelbar nach dem Originalwerke, sondern 
mittelbar nach einer Nachbildung desselben hergestellt wird ; 

B. wenn sie an einem Werke der Baukunst oder der 
Industrie angebracht wird. 

Die Bestimmungen des § 24 finden auf Werke der bil- 
denden Künste sinngemäß Anwendung. 

§ 39. Als Eingriff in das Urheberrecht ist nicht an- 
zusehen: 

1. Die Hervorbringung eines neuen Werkes unter freier 
Benützung eines Werkes der bildenden Künste; 

2 die Herstellung einzelner Nachbildungen, wenn deren 

fewerbsmäßiger Vertrieb nicht beabsichtigt wird, also ins- 
esondere von ohne solche Absicht angefertigten Einzel- 
kopien eines Werkes der bildenden Künste. Es ist jedoch 
verboten, die Nachbildung mit dem Namen oder der Sig- 
natur des Urhebers des Original werkes zu bezeichnen; 

3. die Nachbildung eines Werkes der malenden oder 
graphischen Kunst durch die plastische Kunst oder um- 
gekehrt; 

4. die Nachbildung von Werken der bildenden Künste, 
welche an dem öffentlichen Verkehr dienenden Orten 
bleibend sich befinden, ausgenommen die Nachbildung von 
Werken der Plastik durch die Plastik; 

5. die Aufnahme von Nachbildungen einzelner erschie- 
nener Werke der bildenden Künste bloß zur Erläuterung 
des Textes in ein Schriftwerk, wenn das letztere als die 
Hauptsache erscheint Es besteht jedoch die Verpflichtung, 
den Urheber des Originales oder die benützte Quelle an- 
zugeben. 

d) Bei Werken der Photographie. 

§ 40. Das Urheberrecht an Werken der Photographie 
umfaßt das ausschließliche Recht, das Werk zu veröffent- 
lichen, auf photographischem Wege (§ 4) zu vervielfältigen 
und Vervielfältigungen zu vertreiben. 

An erschienenen Werken der Photographie, ausge- 
nommen Porträts, besteht das ürheben*echt nur dann, wenn 
auf jeder rechtmäßigen Vervielfältigung oder auf dem Karton, 
auf welchem dieselbe befestigt ist, ersichtlich gemacht ist: 

1. Der Name, beziehungsweise die Firma, femer der 
Wohnort des Urhebers oder des Verlegers; 
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2. das Kalenderjahr, in welchem das Werk erschie- 
nen ist. 

§ 41. Als Eingriff in das Urheberrecht ist nicht an- 
zusehen: 

1. Die Herstellung einzelner Vervielfältigungen, wenn 
deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird; 

2. die Aufnahme von Vervielfältigungen einzelner er- 
schienener Photographien bloß zur Erläuterung des Textes 
in ein Schriftwerk, wenn das letztere als die Hauptsache 
erscheint Es besteht jedoch die Verpflichtung, den Ur- 
heber des Originales oder die benützte Quelle anzu- 
geben. 

§ 42. Die vorstehenden Bestimmungen finden hinsicht- 
lich solcher Werke der Photographie keine Anwendung, 
welche als Vervielfältigungen oder Nachbildungen von nocn 
geschützten Werken der Literatur oder Kunst oder als Be- 
standteile noch geschützter literarischer Werke nach den 
hiefür geltenden Bestimmungen zu behandeln sind. 

IIL Abschnitt. 

Dauer des Urheberrechtes, 

§ 43. Das Urheberrecht an Werken der Literatur und 
Kunst endigt in der Regel dreißig Jahre nach dem Tode 
des Urhebers. 

Bei nachgelassenen Werken, welche innerhalb der 
letzten fünf Jahre der Schutzfrist erschienen sind, endigt 
das Urheberrecht fünf Jahre nach dem Erscheinen. 

Bei einem von mehreren gemeinsam hergestellten Werke 
(§ 7) endigt das Urheberrecht dreißig Jahi-o nach dem Tode 
jenes Miturhebers, welcher die übrigen überlebt hat Er- 
lischt das Recht eines Miturhebei-s früher, so geht sein Ur- 
heberrechtsanteil auf die übrigen Miturheber über. 

§ 44. Das Urheberrecht an Werken der Literatur und 
Kunst, welche anonym oder pseudonym erschienen sind, 
endigt dreißig Jahre nach dem Erschemen des Werkes. 

Der Urheber und mit dessen Zustimmung auch sein 
Rechtsnachfolger ist jedoch befugt, innerhalb dieser Frist 
den wahren Namen des Urhebers zur Eintragung in ein 
von dem Handelsministerium zu führendes öffentliches Ur- 
heberregister anzumelden; dies bewirkt die Bemessung der 
Schutzfrist nach § 43. 

Die Eintragungen erfolgen ohne Prüfung der Berech- 
tigung des Anmeldenden und der Richtigkeit der ange- 
meldeten Tatsachen; sie werden öffentlich kundgemacht. 

Für jede Eintragung ist eine Gebühr an den Staats- 
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schätz zu entrichten, deren Höhe durch Verordnung be- 
stimmt wird. 

Das nähere über diese Eintragungen bestimmt die Vdg. 
V. 29. Dez 1895, R.Q.B. Nr. 198. 

§ 45. Bei Werken , welche aus unterscheidbaren Bei- 
trägen verschiedener Mitarbeiter bestehen, bemessen sich 
die für die einzekien Beiti-age geltenden Schutzfristen nach 
den §§ 43 und 44. 

§46. Bei Werken, welche von Behörden, Korpora- 
tionen, Unterrichtsanstalten und Öffentlichen Instituten, von 
Vereinen und Gesellschaften herausgegeben sind, endigt 
das Urheberrecht des Herausgebers (§ 8) di-eißig Jahre nach 
dem Erscheinen. 

§ 47. Das ausschließliche Recht zur Herausgabe von 
Übersetzungen endigt fünf Jahre „nach der rechtmäßigen 
Herausgabe der vorbehaltenen Übersetzung (§ 28); im 
Falle des § 29, Z. 3, fünf Jahre nach der Herausgabe des 
Originales. 

§ 48. Das Urheberrecht an Werken der Photographie 
endigt zehn Jahre nach dem Entstehen der unmittelbar 
nach dem Originale hergestellten Matrize. 

Ist das Werk innerhalb dieser Frist erschienen, so 
endigt das Urheberrecht zehn Jahre nach dem Erscheinen. 

§ 49. Bei Werken , die in mehreren Abteilungen er- 
scheinen, wird die Schutzfrist von dem Erscheinen einer 
jeden Abteilunp^ an berechnet. 

Wenn sie jedoch eine einzige Aufgabe behandeln und 
mithin als in sich zusammenhängend zu betrachten sind, 
richtet sich die Dauer der Schutzfrist nach dem Erscheinen 
der letzten Abteilung. 

Ist aber zwischen dem Erscheinen einzelner aufeinander 
folgender Abteilungen ein Zeitraum von mehr als drei 
Jahren verflossen, so sind die vorher und die nachher er- 
schienenen Abteilungen als gesonderte Werke zu behandeln. 

§ 50. Bei Berechnung der gesetzlichen Schutz- und 
Vorbehaltsfristen, insbesondere der Fristen der §§9, 43 
bis 49, ist das Kalenderjahr, in welchem das für den Be- 
ginn der Frist maßgebende Ereignis eingetreten ist, nicht 
mitzuzählen. 

IV. Absclinitt. 
Schutz des Urheberrechtes, 

S 61. Wer wissentlich einen Eingriff (§ 21) in ein 
Urheberrecht begeht, oder wissentlich Erzeugnisse eines 
solchen Eingriffes entgeltlich verbreitet, macht sich eines 
Vergehens schuldig und wird an Geld von 100 fl. bis 



Digitized by LjOOQiC 



384 in. Anhang. yoTellen und ^ebengresetze. 

2000 fl. oder mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten 
bestraft 

§ 52. Einer Übertretung macht sich schuldig: 

1. Wer entgegen der ihm durch dieses Gesetz aufer- 
legten Verpflichtung es unterläßt, den Urheber oder die 
Quelle einer Entlehnung anzugeben; 

2. wer die Einzelkopie eines Werkes der bildenden 
Kunst mit dem Namen oder der Signatur des Urhebers 
des Originales bezeichnet; 

8. wer über ein Photographieportrat ohne Zustimmung 
der dargestellten Person oder ihrer Erben eine unter das 
Urheberrecht fallende Verfügung trifft; 

4. wer die Bezeichnung, den Titel oder die äußere 
Erscheinung eines Werkes, nachdem das gerichtliche Ver- 
bot erfolgt war, weiter verwendet. 

Die Strafe ist mit Geld von 5 bis 100 fl. zu bemessen. 

§53. Wer in der Absicht, zu tauschen, ein fremdes 
Werk mit seinem eigenen Namen oder ein eigenes Werk 
mit dem Namen eines anderen versieht, um dasselbe in 
Verkehr zu setzen, oder wer wissentlich ein solches Werk 
in Verkehr setzt, macht sich , auch wenn kein Eingriff in 
ein Urheberrecht vorliegt, eines Vergehens schuldig, inso- 
fern nicht strengere Bestimmungen des Strafgesetzes ein- 
greifen. 

Dieses Vergehens macht sich auch schuldig, wer in 
gleicher Absicht eine falsche Anmeldung zum öffentlichen 
ürheberregister vornimmt. 

Die Strafe des Vergehens ist 100 fl. bis 2000 fl. an 
Geld oder Arrest von einem bis zu sechs Monaten. 

§ 54. Zum Verfahren über die in § 52 bezeichneten 
Übertretungen sind die in Preßsachen zustandigen Gerichte 
berufen. 

Das im § 22, Absatz 3 vorgesehene Verbot ist bei dem 
Bezirksgerichte in Preßsachen zu begehren. 

§ 55. Die Verfolgung der in den §§ 51 und 52 be- 
zeichneten strafbaren Handlungen findet nur auf Verlangen 
des Verletzten statt. 

§ 56. Bei der Verurteilung wegen des Vergehens nach 
S 51 ist auf Verlangen des Verletzten auf den Verfall der 
Dei wem immer vorhandenen zum Vertriebe bestimmten 
Vervielfältigungen und Nachbildungen und auf Zerlegung 
des Drucksatzes zu erkennen ; ferner ist auszusprechen, daß 
die zur widerrechtlichen Vervielfältigung oder Nachbildung 
ausschließlich bestimmten Vorrichtungen (Abdrücke, Ab- 

füsse. Platten, Steine und Formen) für diesen Zweck un- 
raucnbar zu machen sind. Im Falle einer unbefugten 
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Aufführung kann auch auf den Verfall der Manuskripte, 
Textbücher, Partituren und Rollen erkannt werden. 

Dasselbe kann bei der Verurteilung wegen Namens- 
verfälschung (§ 53) von Amtswegen verfügt werden. 

Ist nur ein Teil des Werkes als widerrechtliche Ver- 
vielfältigung oder Nachbildung anzusehen, so beschränken 
sich die bezeichneten Maßregeln auf diesen Teil. 

§ 57. Bei der Veruiteilung wegen Vergehens nach 
§ 51 hat das Strafgericht auf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auch auf Entschädigung zu erkennen, so- 
weit die Ergebnisse des Strafverfahrens eine verläßliche 
Beurteilung der privatrechtlichen Ansprüche ermöglichen. 
Die Entscnädigung umfaßt nicht bloß die eigentliche 
Schadloshaltung und den Ersatz des entgangenen Gewinnes, 
sondern es soll überdies nach freiem, durch die Würdigung 
aller Umstände geleitetem Ermessen des Gerichtes dem 
Verletzten für erlittene Kränkungen oder anderweitige 
persönliche Nachteile eine angemessene Geldsumme zuge- 
sprochen werden. 

Gegen den Ausspruch über den Entschädigungsan- 
spruch steht beiden Teilen die Berufung zu. 

§ 58. Dem Verletzten ist auch (ue Befugnis zuzu- 
sprechen, die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen 
öffentlich bekannt zu machen. Die Art der Bekannt- 
machung und die Frist dazu ist unter Bedachtnahme auf 
die Anträge des Verletzten in dem Urteile zu bestimmen. 

§ 59. Der Verletzte ist berechtigt, noch vor der Fällung 
des Straf erkenntnisses wegen des Vergehens nach § 51 die 
Beschlagnahme oder Verwahrung der im § 56 bezeichneten 
Gegenstände, sowie die erforderlichen Maßnahmen zu dem 
Zwecke zu begehren, damit die Begehung oder Wieder- 
holung der strafbaren Handlung verhindert werde. 

Über dieses Begehren hat das Strafgericht sofort zu 
entscheiden; es bleibt ihm überlassen, die begehrten Maß- 
nahmen nur gegen Kaution zu bewilligen. 

§§60. Unabhängig von der Einleitung eines straf- 
ericnüichen Verfahrens steht dem Urheber das Recht zu, 
eim Zivihichter Entschädigung im Sinne des § 57 von 
jedermann zu begehren, dem ein schuldbarer Eingriff (§ 21) 
zur Last fällt, und ebenso von allen Personen, welche in 
schuldbarer Weise unrechtmäßige Vervielfältigungen oder 
Nadibüdungen seines Werkes entgeltlich verbreiten. 

§ 61. Er ist femer befugt, beim Zivilrichter auf An- 
erkennung seines Urheberrechtes, sowie auf Unterlassung 
eines jeden Eingriffes zu klagen, und selbst wenn den Be- 
klagten kein Verschulden trifft, von ihm die Herausgabe 
Löffler, Strafrecht. I. 25 
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der erfolgten Bereicherung zu fordern; auch m diesem 
Falle kann er verlangen, daß auf die im § 56 bezeichneten 
Maßnahmen erkannt werde. 

§ 62. Werden Ersatzansprüche auf Grund dieses Ge- 
setzes vor dem Zivilrichter erhoben, so hat dieser sowohl 
über das Vorhandensein als auch über die Höhe des Scha- 
dens, desgleichen über den Bestand und die Höhe einer 
Bereicherung nach freiem, durch die Würdigung aller Um- 
stände geleitetem Ermessen zu entscheiden. 

§ 68. Die Regierung ist ermächtigt, Sachverständigen- 
kollegien zu bilden, welche auf Verlangen der Gerichte 
Gutachten in Sachen des Urheberrechtes abzugeben ver- 
pflichtet sind. 

Die Zusammensetzung der Sachverständigenkolle^en 
und deren Greschäftsordnung ist im Verordnungswege zu 
regeln. 

Siehe die unten sub B folgende Vdg. v. 31. Juli 1896. 

V. Abschnitt. 

Scklußbeatimmungen, 

§64. Die den Gebranch der Presse regelnden, dann 
die hinsichtlich der Preßerzeugnisse, sowie betreffs der 
öffentlichen Aufführung, der Ausstellung und des Feil- 
bietens von Werken bestehenden allgemeinen Gesetze und 
Vorschriften bleiben aufrecht 

§ 65. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage 
seiner Kundmachung in Wirksamkeit Es findet auch auf 
die vor Beginn seiner Wirksamkeit erschienenen Werke 
Anwendung; jedoch bleiben für solche Werke die bis- 
herigen Schutzfristen, insoweit sie länger sind, aufrecht 

Ebenso bleiben die bisherigen kürzeren Schntefristen 
für das ausschließliche Recht der Aufführung eines Bühnen- 
werkes ausnahmsweise maßgebend in dem Verhältnisse des 
Urhebers zu solchen Bühnen, welchen er vor der Wirksam- 
keit dieses Gesetzes das Aufführungsrecht sxd die ganze 
Schutzdauer entgeltlich überlassen hatte. 

§ 66. Die bei Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes 
vorhandenen Vervielfältigungen und Nachbildungen, deren 
Herstellung bisher nicht verboten war, können auch ferner- 
hin verbreitet werden. 

Desgleichen können die in diesem Zeitpunkte vorhan- 
denen Vorrichtungen zur Vervielfältigung oder Nachbildung 
(Abdrücke, Abgüsse, Platten, Steine und Formen), wenn 
deren Herstellung bisher nicht verboten war, zu besagtem 
Zwecke noch während eines Zeitraumes von vier Jahren, 
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vom Beginne der Wirksamkeit des gegenwmtigen Gesetzes 
an, benützt werden. 

Die Verbreitung solcher Vervielfältigungen oder Nach- 
bildungen und die fernere Benützung der bezeichneten 
Vorrichtungen ist aber nur dann gestattet, wenn diese 
Gegenstande infolge eines von der beteiligten Partei binnen 
drei Monaten nach Beginn der Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes gestellten Ansuchens durch die politische 
Bezirksbehörde des Ortes, wo sie sich befinden, in ein 
Inventar aufgenommen und mit einem besonderen Stempel 
versehen worden sind. 

Das nähere über diese Inventarisierung und Stempelung 
bestumnt die Vdg. v. 29. Dez. 1895, R.G.B. Nr. 198. 

§ 67. Die vor Beginn der Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes rechtmäßig zur Aufführung gebrachten 
musikalischen und Bühnenwerke können aucn femer frei 
aufgeführt werden. 

§ 68. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein 
Justizminister im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten 
Ministerien beauftragt 

B. Verordnung des Justizministeriums im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Kultus und Unterricht vom 31. Juli 1896, 
R.6.B. Nr. 151, über die im Gesetze vom 
26. Dezember 1895 (R.G.B. Nr. 197), betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Literatur, 
Kunst und Photographie, vorgesehenen 
Sachverständigen -Kollegien. 

Auf Grund der §§ 68 und 63 des Gesetzes vom 
26. Dezember 1895 (R.G.B. Nr. 197), betreffend das Ur- 
heberrecht an Werken der Literatur, Kunst und Photo- 
CTaphie, wird im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Kuftus und Unterricht mit Wirksamkeit vom Kundmachungs- 
tage an verordnet, wie folgt: 

§ 1. Es werden Sachverständigen-Kollegien für den 
Bereich der Literatur, der Tonkunst, der bildenden Künste 
und der Photographie gebildet, welche die Aufgabe haben, 
in Sachen des Urheberrechtes an Werken des betreffenden 
Bereiches über zweifelhafte oder streitige Fragen tech- 
nischer Natur, welche für eine richterliche Entscheidung 
von Bedeutung sind, auf Verlangen der Gerichte Gut- 
achten abzugeben. 

25* 
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5 2. Sachverständigen-Kollegien werden errichtet: 

für den Bereich der Literatur: in Wien, Prag, Lemberg 
und Triest; 

für den Bereich der Tonkunst: in Wien, Prag und 
Lemberg; 

für den Bereich der bildenden Künste: in Wien, Prag 
und Krakau; 

für den Bereich der Photographie: in Wien. 

Die Bildung von Sachverständigen-Kollegen an an- 
deren Orten ist für den Bedarfsfall vorbehalten. 

§3. Jedes Sachverstandigen -Kollegium besteht aus 
einem Vorsitzenden und sechs bis zehn Mitgliedern. 

§ 4. Die Ernennung des Vorsitzenden und der Mit- 
glieder erfolgt durch das Ministerium für Kultus und Unter- 
richt, welchem auch die Bezeichnung des mit der Stell- 
vertretung des Vorsitzenden betrauten Mitgliedes zusteht, 
auf die Dauer von sechs Jahren. 

Der Voi-sitzende und die Mitglieder haben nach ihrer 
Ernennung bei dem Landesgerichte am Sitze des Sachver- 
ständigen-Kollegiums den Sachverständigeneid zu leisten. 

§ 5. Zur Abgabe eines Gutachtens sind die Sachver- 
ständigen-Kollegien nur dann verpflichtet, wenn das er- 
suchende Gericht: 

1. die zu begutachtenden Fragen einzeln aufgeführt und 

2. die zu vergleichenden Gegenstände, sowie die zur 
Abgabe des Gutachtens erforderhchen gerichtlichen Akten 
dem Sachverständigen-Kollegium zugesendet hat. 

§ 6. Vor der Beschlußfassung des Sachverständigen- 
Kollegiums über ein abzugebendes Gutachten hat der Vor- 
sitzende zwei Berichterstatter zu bestellen, welchen es ob- 
liegt, ihre Anträge unabhängig von einander schriftlich 
auszuarbeiten. 

§ 7. Die Anträge der Berichterstatter gelangen in 
einer Sitzung zum Vortrage, zu der sämtliche Mi^lieder 
des Sachverständigen-Kollegiums unter Bezeichnung des 
Gegenstandes der Beratung vom Vorsitzenden einzuladen 
sind. 

Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit des Vor- 
sitzenden oder seines Stellvertreters und von mindestens 
vier Mitgliedern erforderlich. Die Beschlußfassung erfolgt 
durch Stimmenmehrheit, und wenn sich unter den Mit- 
gliedern Stimmengleichheit ergibt, durch die Stimme des 
Vorsitzenden. 

§ 8. Das Gutachten ist unter Angabe der Namen der 
an der Beschlußfassung Beteiligten von dem Vorsitzenden 
nach dem gefaßten Beschlüsse auszufertigen. Jedem in 
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der Minderheit gebliebenen Mitgliede steht es jedoch frei, 
zu verlangen, daß sein Votum dem Gutachten des Kolle- 
giums angeschlossen und mit diesem dem Gerichte mit- 
geteilt werde. 

§9. Das Sachverständigen-Kollegium ist befugt, für 
das Gutachten Gebühren anzusprechen. 

Hinsichtlich dieser Gebühren haben die für Sachverstän- 
digen-Gebühren geltenden Bestimmungen zur Anwendung 
zu kommen. 



Anhang 25. Delikte gegen das Personal- 
steuergesetz. 

Gesetz vom 25. Oktober 18961), R.G.B. Nr. 220, 
betreffend die direkten Personalsteuern. 

V. Hauptstiiok, 

betreffend Strafbesümmungen, 
Steuerhinterziehung. 

§ 239. Der Steuerhinterziehung macht sich derjenige 
schuldig, der wissentlich mit der Absicht, sich der gesetz- 
lichen Steuerleistung zu entziehen, in einer nach diesem 
Gesetze von ihm abzugebenden Steuererklärung, oder in 
einem Steuerbekenntnisse, oder bei Beantwortung einer 
von zuständiger Seite an ihn gerichteten Frage, oder zur 
Begründung eines Hechtsmittels, oder behufs Erlangung 
einer Steuerbefreiung unrichtige Angaben macht oder sich 
Verschweigungen zuschulden kommen läßt, welche ge- 
eignet sind, die Vorschreibung der ihm nach dem Gesetze 
obliegenden Steuer zu vereiteln oder die Vorschreibung 
einer geringeren als der gesetzlichen Steuer oder die Ge- 
währung einer ihm nicht gebührenden Steuerbefreiung zu 
veranlassen; femer der Machthaber, welcher die bezeich- 
neten straffälligen Handlungen und Unterlassungen in be- 
zug auf die Besteuerung des von ihm Vertretenen begeht 

§ 240. Derselben strafbaren Handlung macht sich 
schuldig, wer in einer von ihm auf Grund des § 201 ge- 
lieferten Anzeige über die Empfänger steuerpflichtiger 
Dienstbezüge wissentlich mit der Absicht, die Steuer zu 
verkürzen, unrichtige Angaben macht, oder sich Ver- 
schweigungen zuschulden kommen läßt, welche geeignet 

1) In Kraft seit 1. Jan. 1898: Art. XIV des Einf.Ges. 
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sind, die Vorschreibung der von diesen Bezügen gesetz- 
lich zu entrichtenden Steuern zu vereiteln oder die Vor- 
schreibung geringerer als der gesetzlichen Steuern zu ver- 
anlassen. 

§ 241. Die Steuerhinteraiehung wird mit einer Geld- 
strafe im Ausmaße des drei- bis neunfachen jenes Betrages, 
um welchen die Steuer verkürzt oder der Verkürzung aus- 
gesetzt wurde, bestraft. 

Wenn dieser Betrag nicht ziffermäßi^ genau festge- 
stellt werden kann, so ist sein wahrscheinliches Ausmaß 
der Bemessung der Geldstrafe zugrunde zu legen. 

An die Stelle dieser Strafen tritt eine Geldstrafe bis 50 fl., 
wenn aus den Umstanden zu entnehmen ist, daß die un- 
richtige Angabe zwar wissentlich, aber nicht in der Ab- 
sicht der Steuerhinterziehung erfolgte. 

In jedem Falle ist aiäer der Strafe der verkürzte 
Steuerbetrag nachzuzahlen. 

Wissentlich unwahre Angaben der Sachverstän- 
digen und Auskunftspersonen. 

§ 242. Wer als Sachverstandiger oder Auskunftsperson 
vor den Steuerbehörden, den Steuerkommissionen oder 
deren Vorsitzenden oder in einem zum Grebrauche vor 
diesen Behörden und Organen bestimmten Zeugnisse, in 
der Absicht eine Steuer- oder Strafbemessung zu vereiteln 
oder rechtswidrig herbeizuführen oder eine unrichtige Be- 
messung der Steuer oder Strafe zu veranlassen, wissentlich 
unwahre Angaben macht, begeht eine Übertretung uod 
wird mit Arrest von einem Tage bis zwei Monaten oder 
an Geld von 5fl. bis zu 300 fl. bestraft 

Wenn die unrichtige Angabe zwar wissentlich, aber 
nicht in der vorstehend bezeichneten Absicht erfolgte, ist 
auf eine Geldstrafe von 5 fl. bis 100 fl. zu erkennen. 

Steuerverheimlichung. 

§ 243. Der Steuerverheimlichung macht sich schuldig: 

1. Wer seine erwerbsteuerpflichtige Unternehmung oder 
Beschäftigung in der gesetzlicnen Frist weder der Steuer- 
noch der Gewerbebehörde zur Anzeige bringt; 

2. wer einen in den §§ 78 und 82 dieses Gesetzes ge- 
nannten Betrieb ohne Anzeige über jenen Bezirk oder 
jenen Zeitraum hinaus ausdehnt, für welchen er die Steuer 
entrichtet hat; 

3. wer zur Erstattung von Anzeigen über eine der 
Öffentlichen Rechnungslegung unterwoiiene Unternehmung 
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(§ 116) verpflichtet, das Entstehen einer solchen Unter- 
nehmung in der gesetzlichen Frist nicht anzeigt; 

4. wer einen gemäß §§ 138 und 139 zur Kentenstcuer 
einzubekennenden Bezug in der gesetzlichen Frist nicht 
einbekennt oder die im § 145 vorgesehene Anzeige in der 
gesetzlichen Frist nicht erstattet; 

5. wer, zur Einbringung eines Bekenntnisses verpflichtet 
(§§ 202, 204), sein der Personaleinkommensteuer, beziehungs- 
weise Besoldungssteuer unterliegendes Einkommen in der 
gesetzlichen Frist einzubekennen oder die im § 228 vor- 
gesehene Anzeige in der gesetzlichen Frist zu erstatten 
unteriäßt; 

6. wer zur Einbringung einer Anzeige über die Emp- 
fänger steuerpflichtiger Dienstbezüge verpflichtet (§ 201), 
dieselbe in der gesetzlichen Frist zu erstatten unterläßt; 

7. der Machthaber, welcher die in den vorstehenden 
Punkten 1 bis 6 bezeichneten strafl)aren Handlungen hin- 
sichtlich der Steuerobjekte des von ihm Vertretenen begeht 

§ 244. Die Steuerverheimlichung wird, abgesehen von 
der Nachzahlung der verküraten Steuer, wenn sie sich auf 
die allgemeine Erwerbsteuer bezieht (§ 243, Z. 1, 2), mit 
dem einfachen bis dreifachen, in allen anderen Fällen mit 
dem zwei- bis sechsfachen jenes Betrages, um welchen die 
Steuer veitürzt oder der Verkürzung ausgesetzt wurde, 
bestraft 

Wenn dieser Betrag nicht ziffermäßig genau ermittelt 
werden kann, ist sein wahrscheinliches Ausmaß der Be- 
messung der Strafe zugrunde zu legen. 

Wenn sich aus den Umständen entnehmen läßt, daß 
die Unterlassung nicht in der Absicht erfolgte, das Steuer- 
objekt zu verheimlichen, ist die Unterlassung als bloße 
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldstrafe bis zu 20 fl. zu 
belegen. 

Erlöschen der Strafbarkeit 

§ 245. Die Strafbarkeit der in den |§ 239 und 240 
bezeichneten Handlungen erlischt, wenn der Straffällige, 
bevor eine Anzeige erfolgt oder ihm die erste Vorladung 
behufs seiner Vernehmung als Beschuldigter zugestellt 
wurde, seine Angaben an aer zuständigen Stelle berichtigt 
oder vervollständigt 

Die Strafbarkeit der im § 243 bezeichneten strafbaren 
Handlungen erlischt, wenn der Steuerpflichtige die ihm 
obliegende Erklärung oder Anzeige oder das Bekenntnis 
überreicht, bevor er hiezu von der Behörde aufgefordert 
wurde. 
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Verletzung der Pflicht der Geheimhaltung; Miß- 
brauch der Steuerregister. 

§ 246. Die bei der Bemessung der Steuer beteiligten 
Beamten und sonstigen Funktionäre, sowie die Mitglieder 
der Kommissionen werden, wenn sie die zu ihrer Kennt- 
nis gelangenden Erwerbs-, Vermögens- und Einkommens- 
verhältnisse eines Steuerpflichtigen, insbesondere auch den 
Inhalt einer Steuererklärung, oder eines Bekenntnisses oder 
der darüber gepflogenen Verhandlung unbefugt offenbaren, 
wegen dieses Vergehens mit Arreststrafe bis zu drei Mo- 
naten oder Geldstrafe bis zu 1000 fl. bestraft. Staatsbe- 
amte unterliegen überdies der Behandlung nach den Dis- 
ziplinarvorschriften. 

Wer aus den in den §§58, 181 und 217 bezeichneten 
Registern und Auszügen zu entnehmende Umstände über 
den Erwerb oder das Einkommen eines Steuerpflichtigen, 
sei es allein, sei es in Verbindung mit anderen Umständen, 
welche auf die Bemessung der Steuer von Einfluß sind, 
in einer öffentlichen Versammlung oder in einer Druck- 
schrift zu gehässigen Angriffen gegen einen Steuerpflich- 
tigen, eine Steuerkommission oder ein Mitglied derselben 
mißbraucht, macht sich einer Übertretung, beziehungsweise 
bei Begehung des Deliktes durch eine Druckschrift, eines 
Vergehens schuldig jund ist mit Arrest bis zu sechs Monaten 
oder an Geld bis 1000 fl. zu bestrafen. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag der Regierung, 
des betreffenden Steuerpflichtigen oder eines Kommissions- 
mitgliedes statt. 

„Den Strafantrag im Namen der Regierung zu stellen 
werden die Finanzlandesbehörden ermächtigt". Erl. v. 24. April 
1897, R.G.B. Nr. 109, Art. 2, Nr. 4. 

Andere strafbare Handlungen. 

§ 247. Wer die in Gemäßheit des § 200 dieses Ge- 
setzes von ihm geforderte Auskunft über die Hausbe- 
wohner verweigert oder wissentlich unrichtig erteilt, wird 
mit einer Geldstrafe bis zu 200 fl. bestraft. 

§ 248. Wer den von einer Erwerbsteuer- oder Schätzungs- 
oder Berufungskommission beauftragten Personen den Ein- 
tritt in die Gewerberäume und die Besichtigung derselben, 
sowie der Betriebsanlagen und Vorräte verweigert, oder 
diese Amtshandlung zu verhindern sucht, macht sich, in- 
sofern die Handlungsweise nicht den Tatbestand einer 
nach dem allgemeinen Strafgesetze schwerer zu ahnden- 
den strafbaren Handlung begründet, einer Übertretißig 
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schuldig, und ist mit Arrest von einem bis zu vierzehn 
Tagen oder an Geld von 5 bis 100 fl. zu bestrafen. 

§ 249. Wer ohne einen Entschuldigungsgrund geltend 
zu machen, oder nachdem dieser verworfen ist, die Über- 
nahme der Funktion eines Mitgliedes einer nach diesem 
Gesetze aufzustellenden Kommission oder des Stellver- 
treters eines solchen Mitgliedes verweigert, ist mit einer 
Geldstrafe bis zu 100 fl. zu belegen. 

Kommissionsmitglieder und deren Stellvertreter, welche 
wiederholt und nacn vorgängiger Ermahnung ohne ge- 
nügenden Entschuldigungsgrund von den Kommissions- 
sitzungen fernbleiben, können mit Geldstrafen bis 25 fl. be- 
legt werden. 

Diese Strafen können wiederholt und solange ausge- 
sprochen werden, bis das betroffene Mitglied seiner Ver- 
pflichtung nachkommt oder derselben enthoben ist 

Ordnungsstrafen. 

§ 250. Die Steuerpflichtigen . Auskunftspersonen und 
Sachverstandigen, sowie die zur Erstattung von Anzeigen 
verpflichteten Personen, welche ohne genügenden Ent- 
schuldigungsgrund den auf Grund dieses Gesetzes von den 
Steuerbehörden, den Kommissionen oder deren Vorsitzen- 
den an sie gerichteten Auftragen und Aufforderungen 
keine Folge leisten, können, sofern diese Außerachtlassungen 
nicht eine in den §§ 239 bis 249 bezeichnete strafbare 
Handlung bilden, von den genannten Organen mit Ord- 
nungsstrafen bis 100 fl. bestraft werden. 

Der grleichen Strafe unterliegen die in diesem Gesetze 
speziell mit Ordnungsstrafen bedrohten Unterlassungen. 

Der Verhängung einer Ordnungsstrafe hat die Auf- 
forderung zur Vornahme der verlangten Handlung binnen 
einer angemessenen Frist unter ausdrücklicher Androhung 
der ihrem Betrage nach zu bestimmenden Ordnungsstrafe 
vorauszugehen. 

Verjährung. 

§ 251. Die Strafbarkeit der in den §§ 239, 240, 243 
nnd 247 bezeichneten Handlungen und Unterlassungen ist 
durch Verjährung erloschen, wenn der Straffällige inner- 
halb fünf Jahren nach Ablauf der Veranlagungsperiode, 
auf welche sich seine straffällige Handlung oder Unter- 
lassung bezieht, nicht zur Verantwortung gezogen worden ist. 

Die Verjährung wird durch eine neue straffällige Hand- 
lung oder Unterlassung der in den vorgenannten Para- 
graphen bezeichneten Art unterbrochen. In diesem Falle 
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beginnt auch in Ansehung des früheren Vergehens die 
Verjährungsfrist erst mit AWauf jener Veranlagungsperiode, 
auf welche sich das letzte Vergehen bezieht, neu zu laufen. 

§ 252. Zur Verjährung der erkannten Strafe wird ein 
Ablaut von fünf Jahren nach eingetretener Rechtdcraft 
des Erkenntnisses erfordeit. 

§ 528. Die Strafbarkeit der im § 249 bezeichneten und 
der im § 250 mit Ordnungsstrafen bedrohten Handlungen 
und Unterlassungen verjährt mit dem Ablauf von sechs 
Monaten vom Zeitpunkte ihrer Begehung, beziehungsweise 
vom letzten Zeitpunkte, in welchem die unterlassene Hand- 
lung noch rechtzeitig hätte vorgenommen werden können. 

Bereits zuerkannte Strafen der im ersten Absätze be- 
zeichneten Art verjähren mit dem Ablauf von sechs Mo- 
naten nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntnisses. 

§ 254. Inwiefeme die Verjährung durch Einleitung 
von Schritten zur Strafverfolgung unterbrochen wird, Ist 
nach Analogie der diesbezüglichen Bestimmungen des all- 
gemeinen Strafgesetzes zu beurteilen. 

§ 255. Hinsichtlich der Verjährung der in den §§ 242, 
246 und 248 bezeichneten strafbaren Handlungen haben die 
Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes Anwendung 
zu finden. 

Verfahren. 

§ 266. Das Verfahren hinsichtlich der in den §§ 242, 
246 und 248 bezeichneten strafbaren Handlungen oblieg den 
für Vergehen, beziehungsweise Übertretungen zuständigen 
ordentlichen Gerichten. 

Straferkenntnisse hinsichtlich der in den §§ 239, 240, 
243 und 247 bezeichneten strafbaren Handlungen sind von 
der rücksichtlich der betreffenden Steuergattung zustän- 
digen Steuerbehörde erster Instanz unter Angabe von 
Gründen zu fällen. 

Dieselbe Behörde hat die Nachtragssteuer zu bemessen. 

Straferkenntnisse hinsichtlich der im § 249 bezeichneten 
strafbaren Handlungen sind von der Steuerbehörde erster 
Instanz am Sitze der betreffenden Eommisson zu fällen. 

Die Verhängung von Ordnungsstrafen erfolgt von dem- 
jenigen Organe, welches dieselben angedroht hat 

§ 257. Wenn eine nach diesem Gesetze aufgestellte 
Kommission eine der in diesem Hauptstücke bezeichneten 
strafbaren Handlungen wahrnimmt, hat sie hievon die 
Steuerbehörde unter Mitteilung ihrer auf den betreffenden 
Besteuerungsfall bezüglichen Verhandlungen und Beschlüsse 
in Kenntnis zu setzen. 
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§ 258. Der Fällung des Straferkenntnisses durch eine 
Steuerbehörde hat — abgesehen von den im § 250 be- 
zeichneten Fällen und von den in diesem Gesetze speziell 
aufgezählten Ausnahmen — die wenigstens einmalige Ein- 
vernahme des Beschuldigten vorauszugehen, welchem alle 
der Steuerbehörde vorliegenden Verdachtsgründe vorzuhalten 
sind. Der Steuerpflichtige kann die Vorweisung der der 
Steuerbehörde vorliegenden Urkunden und die Konfron- 
tation mit den Zeugen, Auskunftspersonen und Sachver- 
ständigen verlangen; das letztere jedoch nur, insofern nicht 
deren neuerlicher Abhörung bei der Steuerbehörde eines 
der im § 252, Z. 1, der Strafprozeßordnung vom 23. Mai 
1873, R.G.B1. Nr. 119, bezeichneten Hindemisse un Wege 
steht 

Auch ist ihm gestattet, von den vorgewiesenen Ur- 
kunden Abschrift zu nehmen oder durch seine ausgewiesenen 
Vertreter nehmen zu lassen. Endlich steht ihm frei, die 
Gewährung einer 14 tagigen Frist zur mündlichen oder 
schriftlichen Einbringung seiner Verteidigung zu verlangen. 

Zur Begründung des Erkenntnisses darf nur auf solche 
Urkunden, Zeugen, Auskunftspersonen, Sachverständige 
und sonstige Beweismitel hingewiesen werden, bezüglich 
deren die Anordnungen der vorhergehenden Absätze dieses 
Paragraphen eingehalten worden sind. 

Über diese ihm zustehenden Befugnisse ist der Steuer- 
pflichtige zu belehren und ist die enolgte Belehrung im 
Verhandlungsprotokolle zu vermerken. 

Sofern die Aussagen von Zeugen und Auskunftsper- 
sonen oder das Gutachten von Sachverständigen nicht be- 
i*eit8 früher eidlich bekräftigt worden sein sollten, ist die 
Steuerbehörde befugt, die eidliche Abhörung derselben 
durch das zuständige Bezirksgericht des Wohnortes zu for- 
dern. Der Steuerpflichtige ist berechtigt, über bestimmte 
Fragen, welche für ihn von Wichtigkeit sind, die Einver- 
nahme von Sachverständigen und Auskunftspersonen in 
Vorschlag zu bringen und deren eidliche Vernehmung zu 
beantragen, worüber die Steuerbehörde zu entscheiden hat. 
Die näheren Bestimmungen sind im Verordnungswege zu 
treffen. 

In dem Falle, als die Steuerbehörde wegen einer im 
§ 243 bezeichneten Unterlassung lediglich eine Geldstrafe 
bis 20 fl. zu verhängen findet (§ 244, Absatz 3), kann die 
Strafe ohne vorhergegangenes Verfahren ausgesprochen 
werden. 

Sind in der Verhandlung vor einer Kommission dem 
Steuerpflichtigen Urkunden vorgewiesen oder Zeugen, Aus- 
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kunftspersonen und SachverstSndige in seiner Gegenwart 
vernommen worden, so brauchen diese Handlungen von 
der Steuerbehörde nicht wiederholt zu werden. 

§ 259. Leistet der Steuerpflichtige der im Strafver- 
fahren an ihn gerichteten Vorladung, in welcher der Zweck 
dei-selben ausdrücklich zu bezeichnen ist, keine Fol^e, so 
ist dieselbe unter der Androhung zu wiederholen, daß im 
Falle abermaligen nicht entschultSgten Ausbleibens mit der 
Fällung des Straf erkenntnisses auf Grund der der Behörde 
vorliegenden Behelfe vorgegangen worden würde. 

Bleibt auch diese Vorladung erfolglos, hat die Steuer- 
behörde mit der Fällung des Straferkenntnisses vorzugehen. 

In derselben Art ist zu verfahren, wenn der Steuer- 
pflichtige einer im Laufe des weiteren Verfahrens an ihn 
gerichteten Vorladung oder Aufforderung zur Erteilung 
von Auskünften nicht nachkommt 

§ 2Ö0. Gegen das Straf erkenntnis , sowie gegen die 
Bemessung der Nachtragssteuer ist der Rekurs an die 
Finanzlandesbehörde zulsbsig. 

Dieselbe hat über die Rekurse gegen die Straferkennt- 
nisse (mit Ausnahme jener gegen Ordnungsstrafen) in einem 
Spruchsenate von vier Mitgliedern, unter welchen sich min- 
destens zwei richterliche Beamte befinden müssen, ihre 
Entscheidung zu fällen. Gegen die Erkenntnisse der Finanz- 
landesbehörde steht der Partei die Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof offen. 

Die Vollstreckung der Straferkenntnisse ist bis zur 
endgiltigen Entscheidung im administrativen Verfahren auf- 
zuscnieben; jedoch kann die Steuerbehörde die Sicher- 
stellung des Strafbetrages in einem früheren Zeitpunkte 
verfügen. 

§ 261. Hinsichtlich der im Sinne der §§ 242, 246 und 

248 verhängten Geldstrafen gelten die Bestimmungen des 
allgemeinen Strafgesetzes. 

Ordnungsstrafen, die aus Anlaß einer Steuerangelegen- 
heit dem Steuerpflichtigen selbst auferlegt werden, fließen 
dem Armenfonde der Gemeinde zu, in welcher die Steuer 
vorzuschreiben ist Falls jedoch eine Teilung der Steuer 
stattzufinden hätte, oder die Ordnungsstrafe einer anderen 
Person auferlegt wird, fließt dieselbe dem Armenfonde 
jener Gemeinde zu, in welcher der Zahlungspflichtige seinen 
Wohnsitz oder Aufenthalt hat 

Letzteres gilt auch von den im Sinne der §§ 247 und 

249 verhängten Strafen. 

Die im Sinne der §§ 241 und 244 verhängten Geld- 
strafen fließen dem Staatsschatze zu. 
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Anhang 26. Auswanderungsgesohäffce. 

Gesetz vom 21. Jänner 1897, RG.B. Nr. 27, 
womit strafrechtliche Bestimmungen in be- 
zug auf das Betreiben der Auswanderungs- 
geschäfte erlassen werden. 

§ 1. Wer ohne behördliche Bewilligung Aus- 
wanderungsgeschäfte betreibt oder vermittelt, oder 
bei dem, wenn auch gestatteten Betriebe solcher Ge- 
schäfte den hiefür bestehenden Verordnungen zuwider 
handelt, macht sich einer Übertretung schuldig und 
wird mit Arest von acht Tagen bis zu sechs Monaten 
bestraft. 

Das Verfahren und die Urteilsfällung steht den 
Bezirksgerichten zu. 

§ 2. Wer andere unter Vorspiegelung falscher 
Tatsachen oder durch andere auf Täuschung be- 
rechnete Mittel zur Auswanderung verleitet, macht 
sich eines Vergehens schuldig und wird mit strengem 
Arrest von sechs Monaten bis zu zwei Jahren, womit 
Greldstrafe bis zu 2000 fl. verbunden werden kann, 
bestraft. 

Im Falle erschwerender Umstände ist auf strengen 
Arrest bis zu drei Jahren zu erkennen, womit Geld- 
strafe bis zu 4000 fl. verbunden werden kann. 

Vgl. Art 5 des Staatsgmndges. ü. d. allg. Rechte, o. S. 8. 

Anhang 27. Verletzungen des Patentgesetzes. 

Gesetz vom 11. Jänner 1897*), R.G.B. Nr. 30, 

betreffend den Schutz von Erfindungen 

(Patentgesetz). 

rv. Patenteingriffe und -Anmassungen. 

Eingriff. 

§Ö5. Einen Eingriff begeht, wer ohne Zustimmung 
des Patentinhabers 



1) In Wirksamkeit seit I.Jan. 1899 ; Ydg. y. 15. Sept. 1898, 
E.G.B. Nr. 156. 
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a) betriebsmäßig den Gegenstand der geschützten Erfin- 
dung herstellt, in Verkehr bringt, feilhält oder ge- 
braucht (§8); 

b) die geschützte Erfindung, welche er bereits zur Zeit 
ihrer Anmeldung im Inlande im ^ten Glauben in Be- 
nützung genommen oder hinsichtlich welcher er die zu 
solcher Benützung erforderlichen Veranstaltungen ge- 
troffen hat, nicht bloß für die Bedürfnisse seines eigenen 
Betriebes in eigenen oder fremden Werkstätten aus- 
nützt (§ 9). 

Einstellungsklagen. 

§96. Gegen jeden Eingriff hat der Verletzte eine 
Klage auf Anerkennung seines Patentrechtes, Unterlassung 
fernerer Eingriffshandlungen, Beseitigung der Eingriffs- 
gegenstände, Umgestaltung der Eingriffsmittel, f^tschä- 
digung oder Herausgabe der Bereicherung. 

Die Gerichtsbarkeit über diese Klagen steht den mit 
der Handelsgerichtsbarkeit betrauten Gerichtshöfen zu. 

Wissentlicher Eingriff. 

§97. Ist der Eingriff wissentlich begangen worden, 
so bUdet er ein Vergehen und ist von den zur Ausübung 
der Strafgerichtsbarkeit bei-ufenen Gerichtshöfen erster In- 
stanz an den Schuldigen mit Geld von 500 bis 2000 fl. 
oder mit Arrest von drei Monaten bis zu einem Jahre, 
womit Geldstrafe bis 2000 fl. verbunden werden kann, zu 
bestrafen. 

Die strafgerichtliche Verfolgung findet nur auf Ver- 
langen des Verletzten als Privatankläger statt. 

Die gleichzeitige Anwendung der strengeren Bestim- 
mungen des allgemeinen Strafgesetzbuches, insbesondere 
derjenigen über den Betrug, ist hiedurch nicht ausge- 
schlossen. 

Die Geldsti-afen fließen in den Staatsschatz. 

Bedeutung der Patentbeschreibung für den 
Eingriff. 

§ 98. Bei der Beurteilung des Eingriffes in ein Patent 
ist ausschließlich die dem Patente zu Grunde liegende Be- 
schreibung der Erfindung (§ 52) maßgebend, und es darf 
keine wie immer geartete nachträgliche, in dieser Beschrei- 
bung nicht enthaltene Darstellung des Patentgegenstandes 
berücksichtigt werden. 
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Militärgerichtsbarkeit. 

§ 99. Aktiv dienende Personen der bewaffneten Macht 
und der k. k. Gendarmerie unterliegen hinsichtlich aller 
nach diesem Gesetze zu beurteilenden Vergehen und Über- 
tretungen der Militär- Gerichtsbarkeit 

Verfall der Eingriffsgegenstände. 

§ 100. Bei der Verurteilung wegen des im § 97 be- 
zeichneten Vergehens ist auf Verlangen des Verletzten aus- 
zusprechen, daß die im Besitze des Schuldigen befindlichen 
Eingriffsgegenstande, wenn nicht anders für deren Außer- 
gebrauchsetzung bis zum Ablaufe der Patentdauer Sicher- 
heit geleistet wird, verfallen sind, und daß die zur Be- 
gehung des Eingriffes ausschließlich oder vorzugsweise 
dienlichen Werkzeuge, Vorrichtungen und anderen Hilfs- 
mittel, sofeme nicht auch bezüglich dieser in gleicher Hin- 
sicht Sicherheit geleistet wird, auf Kosten des Verurteilten 
für diesen Zweck unbrauchbar gemacht werden. 

Ist eine Loslösung der patentierten Bestandteile von 
den Eingriffsgegenständen ohne Zerstörung des Eingriffs- 
gegenstandes nicht durchführbar, so erstreckt sich der Ver- 
fall auf den gesamten, mit dem patentierten Bestandteile 
fest verbundenen Eingriffsgegenstand. Die für verfallen 
erklärten Gegenstände sind, wofeme nicht zwischen dem 
Verurteilten und dem Verletzten wegen deren Überlassung 
auf Abrechnung der dem letzteren etwa gebührenden Ent- 
schädigung ein Übereinkommen zu stände kommt, oder 
wofeme der Verletzte nicht gewillt ist, die für verfallen 
erklärten Gegenstände um den vom Gerichte zu bestim- 
menden Schätzungswert auf Abrechnung der ihm etwa 
gebührenden Entschädigung zu übernehmen, ihrer patent- 
verletzenden Form zu entkleiden, nötigenfalls aber zu ver- 
nichten. 

Der Vollzug eines solchen Ausspruches erfolg auf 
Kosten des Verletzers, erforderlichenfalls unter Zuziehung 
von Sachverständigen. 

§ 101. Ergibt das strafgerichtliche Verfahren, ohne zu 
einer Verurteilung des Bescnuldigten zu führen, daß der 
objektive Tatbestand eines Eingriffes erwiesen vorliegt, 
so ist auf Verlangen des Verletzten in dem freisprechenden 
Urteile der Verfall der Eingriffsgegenstände und die Un- 
brauchbarmachung der Hilfsmittel nach Maßgabe der Be- 
stimmungen des $ 100 auszusprechen. 

Der Vollzug eines solchen Ausspruches erfolgt erfor- 
derlich^alls unter Zuziehung von Sachverständigen. 
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Die Kosten des Vollzuges haben beide Teile zu gleichen 
Teilen zu tragen. 

Vom Verfall ausgenommene Eingriffs- 
gegenstände. 

§ 102. Die zur Erfüllung eines Vertrages mit der 
Kriegsverwaltung erzeugten Eingriffsgegenstände (§§ 100 
und 101) und vorbereiteten Herstellungsmittel dürfen, so- 
feme die Kriegsverwaltung innerhalb einer vom Richter 
zu bestimmenden Frist die Einbringung eines Enteignungs- 

fesuches nachzuweisen vermag (§ 15), weder verfallen er- 
lärt, noch unbrauchbar gemacht oder einer dahin gerich- 
teten sicherstellungsweisen Vorkehrung (§ 105) unterzogen 
werden. 

Der durch diese Eingriffsgegenstande dem Enteigneten 
zugefügte Schaden ist in die zu berechnende Gk^samtent- 
schädigung einzubeziehen. 

Entschädigung. 

§ 108. Bei der Verurteilung wegen des im § 97 be- 
zeichneten Vergehens hat das Strafgericht auf Verlangen 
des Verletzten neben der Strafe auch auf eine Entschädigung 
zu erkennen, so weit die Ergebnisse des Strafverfahrens 
eine verläßliche Beurteilung der privatrechtlichen Ansprüche 
ermöglichen. Die Entschädigung umfaßt nicht bloß die 
eigentliche Schadloshaltung und den Ereatz des entgangenen 
Gewinnes, sondern es soll überdies nach freiem, durch die 
Würdigung aller Umstände geleiteten Ermessen des Gre- 
richtes dem Verletzten für erlittene Kränkungen oder ander- 
weitige persönliche Nachteile eine angemessene Geldsumme 
zugesprochen werden. Gegen den Ausspruch über den 
Entschädigungsanspruch steht beiden Teilen die Berufung zu. 

Eine zuerkannte Entschädung schließt die Greltend- 
machung eines weitergehenden Entschädigungsanspruches 
vor dem Zivilrichter nicht aus. 

Veröffentlichung des Strafurteils. 

§ 104. Wird auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem 
Verletzten über dessen Begehren die Befugnis zuzusprechen, 
die Verurteilung des Schuldigen und, wenn nach Ermessen 
des Gerichtes ein gerechtfertigtes Interesse des Verletzten 
hiefür besteht, auch die Gründe des Strafurteils in einem 
oder mehreren öffentlichen Blättern, auf Kosten des Ver- 
urteilten bekannt zu machen. Das Höchstausmaß dieser 
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Kosten, die sonstigen Bedingungen der Bekanntmachung, 
sowie die Frist zu derselben sind unter Bedachtnahme auf 
die Antrage des Verletzten im Strafurteile zu bestimmen. 

Sicherstellungs weise Vorkehrungen. 

§ 106. Sind genugende Grunde vorhanden , um eine 
bestimmte Person des Vergehens des Eingriffes für ver- 
dächtig zu halten, und erscheint in objektiver Beziehung 
die Annahme eines Patenteingriffes auf Grund eines vor- 
genommenen gerichtlichen Augenscheines oder eines ein- 
geholten Sachverständigengutachtens gerechtfertigt, so ist 
in jeder Lage des Strafvenahrens und bei Gefahr im Ver- 
zuge selbst vor Einleitung desselben auf Verlangen des 
Verletzten im Wege der gerichtlichen Beschlagnahme, der 
gerichtlichen oder anderweitigen Verwahrung oder Obhut 
und sonstiger Maßnahmen das Geeignete vorzukehren, damit 
durch diese Sicherstellungsvorkehrungen Eingriffsgegen- 
Btande und Eingriffsmittel dem künftigen Verfalle oder der 
Umgestaltung im Sinne der §§ 100 und 101 nicht entzogen 
und Fortsetzungen und Wiederholungen der als strafbar 
verfolgten Handlung verhindert werden. 

über dieses Begehren hat das Strafgericht sofort zu 
entscheiden; es bleibt ihm überlassen, die begehrte Be- 
schlagnahme oder Verwahrung, sowie die sonst begehiten 
Maßnahmen unbedingt oder gegen eine von dem Verletzten 
zu erlegende Kaution zu bewilligen. Das Gericht ist be- 
fugt, jederzeit die Aufhebung dieser Sicherstellungsvor- 
kehrungen zu verfügen, und nat dies zu tun, wenn der 
Beschuldigte eine angemessene Sicherstellung leistet 

Sind sicherstellungsweise Vorkehrungen vor Einleitung 
des Strafverfahrens bewilligt worden, so hat der Sicher- 
stellungswerber binnen acht Tagen nach Vornahme der- 
selben die Strafverfolgung zu beantragen, widrigenfalls die 
sicherstellungsweisen Vorkehrungen über Antrag des Be- 
schuldigten aufzuheben sind. 

Vorläufiger Patentschutz. 

§ lOft. Die Einleitung des Strafverfahrens ist auch in 
dem Falle zulässig, wenn für die unbefugt benützte Er- 
findung zwar ein Patent noch nicht erteilt ist, aber für 
dieselbe nach § 57 die Wirkungen eines erteilten Patentes 
einstweilen eingetreten sind. 

Die Fällung des Urteiles sowie die im § 105 genannten 
Vorkehrungen können jedoch vor der Erteilung des Patentes 
nicht stattnnden. 

Löffler, Strafrecht. I. 26 



Digitized by LjOOQIC 



402 m. Anhang. KoTellen nnd Kebengresetze. 

Vorfragen. 

8 107. Ergibt sich im Laufe des Strafverfahrens, daß 
das Urteil von einer Vorfrage über die Giltigkeit oder 
Wirksamkeit des verletzten Patentes abhängt, so ist das 
Strafgericht berechtigt, auch über die Vorfrage zu ent- 
scheiden. Das Strafgericht kann aber, wenn die Vorfrage 
schon vor Beginn des Prozesses oder während desselben 
durch ausrei<Siend begiündeten Parteienantrag bei dem 
Patentamte anhängig gemacht wurde, das Urteil bis zum 
Eintreffen der rechtskräftigen Entscheidung über die Vor- 
frage aussetzen, welche Entscheidung sodann dem Urteile 
zu Grunde zu legen ist 

Das Strafgericht kann in Eingriffsprozessen, bei wel- 
chen es in die Lage kommt, über eine Vorfrage zu ent- 
scheiden, die Einvernehmung fachtechnischer Mitglieder 
des Patentamtes als Sachverständiger in der Hauptverhand- 
lung veranlassen. Mitglieder des Patentamtes, welche bei 
einer Entscheidung über den Bestand oder die Wirksam- 
keit des verletzten Patentes bereits mitgewirkt haben, sind 
von der Einvernehmung als Sachverständige ausgeschlossen. 

Die Wirkung der gerichtlichen Entscheidung über die 
Vorfrage bleibt nur auf den betreffenden Straffall beschränkt 

Urteile, in denen über eine Vorfrage erkannt wird, 
sind von den Gerichten dem Patentamte in beglaubigter 
Abschrift mitzuteilen. 

Haftung aus ungerechtfertigten sicherstellungs- 
weisen Vorkehrungen. 

§ ] 12. Die Erwirkung von gerichtlichen sicherst ellungs- 
weisen Vorkehrungen, welche nachträglich als ungerecht- 
fertigt erkannt werden, verpflichtet den Antragsteller zur 
Ausgleichung aller durch solche Vorkehrungen dritten Per- 
sonen ohne ihr Verschulden verursachten Nachteile. 

Der Zivilrichter hat über diese Entschädigungsansprüche, 
sofern sie vor Abschluß des Verfahrens über den Eingriff 
geltend gemacht werden, zugleich mit der Entscheidung 
in der Hauptsache zu erkennen. Bei Bestimmung des Ent- 
schädigungsbetrages ist auf die Vorschrift des § 273 des 
Gesetzes vom 1. August 1S95, R.G.B1. Nr. 113 (Zivilprozeß- 
ordnung) Bedacht zu nehmen. 

Patentanmaßung. 

§ 118. Eme Patentanmaßung begeht : 
1. wer Gegenstände oder deren Verpackung mit einer 
solchen Bezeicmiung versieht und in Verkehr setzt, welche 
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geeignet ist, den Irrtum zu erregen, daß die Gegenstände 
oder das Herstellungsverfahren durch ein Patent nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes geschützt seien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeschildern, 
auf Empfehlungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen 
eine Bezeichnung anwendet, welche geeimet ist, den Iir- 
tum zu erregen, daß die darin erwähnten Gegenstände oder 
das darin erwähnte Herstellungsverfahren durch ein Patent 
nach Maßgabe dieses Gesetzes geschützt seien. 

Die Patentanmaßung bildet eine Übertretung, welche 
von der politischen Behörde nach Maßgabe der Vorschriften 
der Gewerbeordnung zu bestrafen ist, und wobei stets 
auf den Verfall der betreffenden Kundgebungen und der 
mit der vorschriftswidrigen Bezeichnung versehenen Ver- 
packung, auf den Verfall der Gegenstände selbst aber nur 
dann zu erkennen ist, wenn die unter allen Umständen zu 
verfügende Beseitigung der angemaßten Bezeichnung nicht 
ohne Zerstörung des Wertes der Gegenstände oder doch 
nicht ohne eine diesem Werte annäherungsweise ent- 
sprechende Mühewaltung vollzogen werden könnte. War 
in diesen Fällen der Übertreter Inhaber eines bestandenen 
Patentes für jene Gegenstande, welche er als noch unter 
Patentschutz stehend ausgibt, so tritt die Strafbarkeit seines 
Vorgehens erst mit Ablauf eines Jahres nach Aufhören 
des Patentschutzes ein. 



Anhang 28. Lebensmittelgesetze. 

A. Gesetz vom 16 Jänner 1896, R.G.B. ex 1897 
Nr. 89, betreffend den Verkehr mit Lebens- 
mitteln und einigen Gebrauchsgegenständen. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichs- 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

Gegenstand des Gesetzes. 

§ 1. Der Verkehr mit Lebensmitteln (Nahrungs- 
und Genußmitteln), kosmetischen Mitteln, mit Spiel- 
waren, Tapeten, Bekleidungsgegenständen, Eß- oder 
Trinkgeschirren, sowie Geschirren und Geräten, die 
zum Kochen oder zur Aufbewahrung von Lebens- 
mitteln oder zur Verwendung bei denselben bestimmt 

26* 
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sind^ femer mit Wagen, Maßen und anderen Meß- 
werkzeugen, die zur Verwendung bei Lebensmitteln 
zu dienen haben, die Verwendung bestimmter Farben 
zur Zimmermalerei, endlich der Verkehr mit Petro- 
leum unterliegt den Bestimmungen dieses Gesetzes. 

Aufsicht 8 Organe. 

§ 2. Aufsichtsorgane, denen die in den §§ 3 bis 
5 bezeichneten Befugnisse zustehen, sind die Or- 
gane der politischen Behörden (beziehungsweise Ma- 
gistrate der Städte mit eigenem Statute), insbesondere 
die landesfürstlichen Bezirksärzte, sowie jene Organe 
der autonomen Körperschaften, welche hiezu durch 
die Landesgesetzgebung bestimmt sind. 

Die Regierung kann zur Handhabung ihres ge- 
setzlichen Wirkungskreises in Angelegenheit dieses 
Gesetzes nach Einholung des Gutachtens des be- 
treffenden JLÄndtages besondere landesfürstliche Auf- 
sichtsorgane bestellen. Dieselben unterstehen der po- 
litischen Landesbehörde. 

Der Landesgesetzgebung bleibt überlassen, zu be- 
stimmen, welche autonomen Körperschaften besondere 
und beeidete Organe für die Handhabung der Ge- 
sundheits- und Lebensmittelpolizei zu bestellen haben. 

Es sind nur solche Organe mit dem Aufsichts- 
dienste zu betrauen und zu beeiden, welche eine für 
denselben zureichende fachliche Befähigung nachge- 
wiesen haben. Die Regierung hat zu bestimmen, in 
welcher Weise der Nachweis der fachlichen Befähigung 
zu erbringen ist. 

Der gesetzliche Wirkungskreis der mit der Ver- 
waltung der Gesundheits- und Lebensmittelpolizei 
betrauten autonomen Körperschaften wird hiedurch 
nicht eingeschränkt. 

Befugnisse der Aufsichtsorgane. 
§ 3. Die im § 2, Absatz 1 und 2, bezeichneten 
Organe sind befugt, in den Räumlichkeiten, in welchen 
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Gegenstande der im § 1 bezeichneten Art feilgehalten 
werden, oder welche zur Aufbewahrung, Gewinnung 
oder Herstellung solcher zum Verkaufe bestimmten 
Gegenstände dienen, zum Zwecke der Handhabung 
dieses Gesetzes während der üblichen Geschäftsstunden 
oder während die Räumlichkeiten dem Verkehre ge- 
öffnet sind, Revisionen vorzunehmen. 

Sie sind ferner befugt, von den in den ange- 
gebenen Räumlichkeiten sich befindenden Gegenständen 
der im § 1 bezeichneten Art und den daselbst vorge- 
fundenen Substanzen, welche zur Herstellung dieser 
Gregenstände bestimmt sind, dann von Gegenständen 
der im § 1 bezeichneten Art, welche an öfientlichen 
Orten, auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Um- 
herziehen verkauft oder feilgehalten werden, nach 
ihrer Wahl Proben zum Zwecke der Untersuchung 
gegen Empfangsbescheinigung zu entnehmen. 

Die entnommene Probe ist in zwei Hälften zu 
teilen, deren jede mit dem amtlichen Siegel und über 
Verlangen der Partei auch mit deren Siegel versehen 
in zweckdienlichen Gefäßen zu bewahren ist. Über 
Verlangen der Partei ist ihr ein Teil der Probe, amtlich 
versiegelt, zurückzulassen. Die eine Hälfte dient als 
Material für die technische Untersuchung, die andere 
hat den Zweck, einerseits, wenn gegen die Identität 
der untersuchten Probe ein gegründeter Einspruch 
erhoben wird, eine Vergleichung zu ermöglichen, 
anderseits in den Fällen des § 27, um als Substrat 
zu einer Überprüfung verwendet zu werden. Diese 
Hälfte ist in amtlicher Verwahrung zu halten. 

Für die entnommene Probe ist auf Verlangen 
des Eigentümers eine von der politischen Behörde 
zu bestimmende Entschädigung in der Höhe des 
üblichen Kaufpreises vom Staate zu leisten. Die Ent- 
schädigung entfällt, wenn auf Grund dieser Probe 
vom Gerichte entweder eine bestimmte Person ver- 
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urteUt oder ^ auf den Verfall der betreffenden Ware 
(§ 20, Absatz 2) erkannt worden ist. 
Vgl. § 26, Abs. 2. 

Revision der Geschäfte. 

§ 4. Die Geschäfte, welche sich mit der Qe- 
winnung, Herstellung oder Verarbeitung oder mit dem 
Vertriebe von Lebensmitteln befassen, sind auch ohne 
besonderen Anlaß zeitweise einer Revision zu unter- 
ziehen. 

Bei Vornahme der Revisionen und Entnahme 
von Proben ist eine Störung des Greschäftsbetriebes 
und jedes Aufsehen so viel als tunlich zu ver- 
meiden. 

Verfahren mit den entnommenen Proben und mit 
ersichtlich verdorbenen Waren. 

§ 5. Die entnommene Probe ist in der Regel an 
jene Untersuchungsanstalt (§§ 24 und 25) zum Zwecke 
der technischen Untersuchung einzusenden, in deren 
Sprengel die Gemeinde gelegen ist, aus welcher die 
Probe entnommen worden ist 

Bei gesundheitsschädlichen Lebensmitteln ist, 
wenn Gefahr im Verzug ist, oder wenn die Waren 
einer so raschen Veränderung oder inneren Verderbnis 
unterliegen, daß dadurch eine einwandfreie Beur- 
teilung ihrer bei der Beschau vorhandenen Beschaffen- 
heit fi^glich wird, von der Entnahme von Proben 
Umgang zu nehmen und in Gegenwart von zwei 
Zeugen nach Aufnahme eines BefundsprotokoUes die 
Vernichtung der Ware anzuordnen. Die Vernichtung 
der Ware unterbleibt, wenn diese in genießbaren 
Zustand zurückversetzt oder anderweitig in einer die 
Gefährdung der Gesundheit zuverlässig ausschließenden 



1) AmtUch berichtigt (statt „und''): B.G.B. 1897, .8. 1454. 
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Art verwendet werden kann, vorausgesetzt, daß kein 
Mißbrauch zu besorgen ist. 

Die Regierung ist ermächtigt, im Verordnungs- 
wege die Art des Vorgehens der im § 2, Absatz 1 
und 2 bezeichneten Aufsichtsorgane bei der Revision 
und Entnahme von Proben festzusetzen, dann jene 
Untersuchungen zu bezeichnen, welche von allen im 
§ 2, Absatz 1 und 2 bezeichneten Organen oder nur 
von den beeideten, oder nur von gewissen Kategorien 
derselben vorgenommen werden dürften, sowie die da- 
bei anzuwendenden Methoden vorzuschreiben. 

Auch kann die Regierung bestimmen, über welche 
durch einfache Mittel auf ihre Qualität bestimmbaren 
Lebensmittel und über welche Beschaffenheit der- 
selben von allen im § 2, Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Organen, oder nur von den beeideten, oder nur von 
bestimmten Kategorien derselben auf Grund eigener 
Untersuchung Befunde und Outachten ausgestellt 
werden dürfen. Wird in den, in den Absätzen 3 
und 4 dieses Paragraphen gedachten Fällen von dem 
Aufsichtsorgane (§ 2, Absatz 1 und 2) ein Befund 
und Gutachten ausgestellt, so kann die sich hiedurch 
beschwert erachtende Partei die technische Unter- 
suchung oder eine Revision des Gutachtens durch 
eine Untersuchungsanstalt begehren und hat im 
ersteren Falle die Kosten der technischen Unter- 
suchung sofort zu erlegen und finden in Hinsicht 
auf einen allfälligen Rückersatz dieser Kosten die 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung Anwendung. 

Wurde in einem der Fälle, von denen die Absätze 
2, 3 und 4 handeln, von einem der im § 2, Ab- 
satz 1 und 2 bezeichneten Organe eine Beanständung 
erhoben, so ist unter Anschluß des Befundes und 
Gutachtens (Attestes) jenes Organes, welches die 
Amtshandlung gepflogen hat, die Anzeige an die 
Staatsanwaltschaft zu erstatten. 

Mit den beanständeten Waren sind die im öffent- 
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liehen Interesse notwendigen Vorkehrungen nach den 
bestehenden Vorschriften zu treffen. 

Ermächtigung der Regierung zurEriassung von 
Verboten. 

§ 6. Von den beteiligten Ministerien können zum 
Schutze der Gesundheit Vorschriften erlassen werden, 
welche verbieten oder beschränken; 

1. Bestimmte Arten der Herstellung, Gewinnung, 
Aufbewahrung und Verpackung von Lebensmitteln, 
die zum Verkaufe bestimmt sind; 

2. das Verkaufen und Feilhalten von Lebens- 
mitteln von einer gewissen Beschaffenheit: 

3. die Verwendung bestimmter Stoffe und Farben 
zur Herstellung, sowie eine gewisse Beschaffenheit 
von Spielwaren, Tapeten, Bekleidungsgegenstanden 
und kosmetischen Mitteln, dann von den im § 1 be- 
zeichneten Eß-, Trink- und anderen Geschirren und 
Geräten, ferners von Wagen, Maßen und anderen 
Meßwerkzeugen (§ 1), die Verwendung bestimmter 
Farben zur Zimmermalerei, sowie daa gewerbsmäßige 
Feilhalten, Verkaufen und Gebrauchen von Waren, 
deren Herstellung oder Beschaffenheit diesen Vor- 
schriften zuwider ist; 

4. das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten 
von Petroleum von einer bestimmten Beschaffenheit. 

Vgl. § 10 und die Note daselbst. 

§ 7. Von den beteiligten Ministerien kann das 
gewerbsmäßige Herstellen, Verkaufen und Feilhalten 
von Gegenständen, welche zur Nachmachung oder 
Fälschung von Lebensmitteln bestimmt sind, dann 
das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von 
Lebensmitteln unter einer der wirklichen Beschaffen- 
heit nicht entsprechenden Bezeichnung verboten oder 
beschränkt werden. 

Vgl. § 10 und die Note daselbst. 
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Anwendung bisher nicht verwendeter Stoffe 
bei Herstellung von Geschirren. 

§ 8. Stoffe, welche bisher nicht für die Herstellung 
von Geschirren zum Essen, Trinken, Kochen, zur 
Aufbewahrung von Lebensmitteln, dann von Geräten, 
Wagschalen, Maßen und anderen Meßwerkzeugen, 
die zur Verwendung bei Lebensmitteln bestimmt sind, 
in Anwendung stehen, dürfen nicht eher zur Her- 
stellung dieser Gegenstände verwendet werden, 
bevor nicht das Ministerium des Innern die Zu- 
lässigkeit der Verwendung ausgesprochen hat. 

Die Taxe für die vom Ministerium des Innern 
über Einschreiten von Parteien zu veranlassende 
Prüfung der im ersten Absätze gedachten Stoffe wird 
im Verordnungswege festgestellt. 

Strafb estimmun gen. 

§ 9. Wer den Vorschriften des § 3 zuwider, den 
Eintritt in die Räumlichkeiten, die Entnahme einer 
Probe oder die Revision verweigert, macht sich, inso- 
feme die Handlungsweise nicht den Tatbestand 
einer nach dem allgemeinen Strafgesetze schwerer zu 
ahndenden strafbaren Handlung begründet, einer 
Übertretung schuldig und ist mit Arrest von einem 
bis zu vierzehn Tagen oder an Geld von 5 fl. bis 
zu 100 fl. zu bestrafen. 

§10. Wer den, auf Grund der §§ 6 und 7 er- 
lassenen Verordnungen oder der Anordnung des § 8 
zuwiderhandelt, macht sich einer Übertretung schuldig 
und ist mit Arrest von drei Tagen bis zu drei Mo- 
naten, womit Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, oder an Gteld von 5 fl. bis zu 500 fl. 
zu bestrafen. 

Desgleichen macht sich einer Übertretung schuldig 
und ist nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes zu 
bestrafen, wer den bereits vor der Wirksamkeit dieses 
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Gesetzes erlassenen gesetzlichen oder den von der 
zuständigen obersten Verwaltungsbehörde erlassenen 
und allgemein kundgemachten Vorschriften, womit 
bisher schon Anordnungen oder Verbote im Sinne 
der §§ 6 und 7 dieses Gesetzes erlassen wurden^ zu- 
widerhandelt. 

Die Regierung hat die im zweiten Absätze er- 
wähnten, noch fortan in Geltung stehenden Vor- 
schriften und Verordnungen gleichzeitig mit dem 
gegenwärtigen Gesetze zu verlautbaren. 

Vgl. § 17. — Die hier vorgeschriebene Eepublikation er- 
folgte mit Vdg. V. 13. Okt. 1897; R.G.B. Nr. 234. Neue Ver- 
bote, bezw. Eegelungen, enthalten die Verordnungen v. 13. Okt. 
1897, Nr. 235—239; 20. April 1898, Nr. 52 (vgl. 6. Jänner 1900 
Nr. 5); 5. Sept. 1899, Nr. 182; 15. Dez. 1899, Nr. 246; 2. April 
1900, Nr. 69; 2. April 1901, Nr. 36; 26. März 1902, Nr. 66; 
23. April 1902, Nr. 81. Vgl. die Manz'sche Separatausgabe 
des Lebensmitteiges. (59. Band). 

§ 11. Einer Übertretung macht sich schuldig und 
ist mit Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten, 
womit auch Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, oder an Geld von 5 fl. bis zu 500 fl. 
zu bestrafen: 

1. Wer Lebensmittel zum Zwecke der Täuschung 
im Handel und Verkehr nachmacht oder verfälscht. 

2. Wer wissentlich Lebensmittel, welche nach- 
gemacht, verfälscht, verdorben, unreif sind, oder an 
ihrem Nährwerte eingebüßt haben, unter einer zur 
Täuschung geeigneten Form oder Bezeichnung feilhält. 

3. Wer Lebensmittel zum Zwecke der Täu- 
schung unter einer falschen Bezeichnung feilhält oder 
verkanft. 

4. Wer wissentlich Lebensmittel, welche nachge- 
macht, verfälscht, verdorben, unreif sind, oder an 
ihrem Nährwerte eingebüßt haben, verkauft, es wäre 
denn, daß der Käufer diesen Zustand kannte oder 
oflenbar erkennen mußte. 

Vgl. § 17. 
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§ 12. Wer die im § Ü unter Z. 2 und 4 be- 
zeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit begeht, 
oder wer fahrlässigerweise Lebensmittel feilhält, oder 
verkauft, welche zum Zwecke der Täuschung mit einer 
falschen Bezeichnung versehen sind, macht sich einer 
Übertretung schuldig und ist mit Arrest von drei 
Tagen bis zu vierzehn Tagen, womit auch Geldstrafe 
bis zu 100 fl. verbunden werden kann, oder an Geld 
von 5 fl. bis zu 300 fl. zu bestrafen. 

Vgl. § 17. 

§ 13. Als falsche Bezeichnung eines Lebensmittels 
ist nicht anzusehen, wenn dasselbe unter einer hin- 
sichtlich der Beschafienheit und Qualität der Ware 
allgemein üblichen Bezeichnung in den Verkehr ge- 
bracht wird, welche derselben nicht in einer auf 
Täuschung gerichteten Absicht beigelegt wird. 

Als Verfälschung eines Lebensmittels ist nicht 
anzusehen, wenn demselben irgend ein unschädlicher 
Stoff* beigemischt oder eine Mengung mit unschäd- 
lichen Mitteln vorgenommen wird, um das Lebens- 
mittel für längere Aufbewahrung oder zur Versendung 
haltbarer oder zum Verbrauche geeigneter zu machen, 
ohne daß durch diesen Vorgang das Gewicht oder 
Maß zum Zwecke der Täuschung gesteigert oder die 
geringere Qualität des Lebensmittels verdeckt wird. 

§ 14. Einer Übertretung macht sich schuldig und 
.ist mit Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten, 
womit auch Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, oder an Geld von 5 fl. bis zu 500 fl. 
zu bestrafen: 

1. Wer fahrlässigerweise Lebensmittel, welche zum 
Handel und Verkehr bestimmt sind, derart herstellt, 
oder derart konserviert, daß der Grenuß derselben die 
menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist 

2. Wer fahrlässigerweise Gegenstände, deren Ge- 
nuß die menschliche Gesundheit zu beschädigen ge- 
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eignet ist, als Lebensmittel feilhält, verkauft oder 
sonst in Verkehr bringt. 

Vgl. § 17. — Über „Bierhansel und Neigebier" s. d. 
Gutachten des obersten Sanitätsrates im Just.Min.-ydg8.Bl. y. 
1895, S. 88 u. V. 1901, S. 229. 

§ 15. Einer Übertretung macht sich schuldig und 
ist mit Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten, 
womit auch Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, oder an Geld von 5 fl. bis zu 500 fl. 
zu bestrafen: 

1. Wer fahrlässigerweise Koch-, Eß- oder Trink- 
geschirre oder Geschirre und Gerate, die zur Auf- 
bewahrung von Lebensmitteln oder zur Verwendung 
bei denselben bestimmt sind, dann Wagen und Maße, 
die zur Verwendung bei Lebensmitteln bestimmt sind, 
derart erzeugt oder zurichtet, daß der bestimmungs- 
gemäße oder vorauszusehende Grebrauch dieser Gegen- 
stände die menschliche Gesundheit zu beschädigen 
geeignet ist. 

2. Wer fahrlässigerweise die in Zahl 1 bezeich- 
neten Gegenstände, obwohl ihm die gesundheits- 
schädliche Beschaflenheit derselben bei Anwendung 
der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt sein konnte, 
verkauft oder feilhält. 

3. Wer fahrlässigerweise die in Zahl 1 bezeich- 
neten Gegenstände oder überhaupt Geschirre zum Gre- 
brauche mit Lebensmitteln, welche zum Verkehre be- 
stimmt sind, in gesundheitsschädlicher Weise, obwohl 
ihm dieselbe bei Anweijdung der schuldigen Auf- 
merksamkeit bekannt sein konnte, verwendet 

Vgl. § 17.^ 

§ 16. Einer Übertretung macht sich schuldig und 
ist mit Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten, 
womit auch Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, oder an Geld von 5 fl. bis zu 500 fl. 
zu bestrafen: 

1. Wer fahrlässigerweise kosmetische Mittel, Spiel- 
waren, Tapeten, Bekleidungsgegenstände derart er- 
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zeugt oder zurichtet, daß der bestimmungsgemäße oder 
vorauszusehende Gebrauch dieser Gegenstände die 
menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist 

2. Wer fahrlässigerweise die in Zahl 1 bezeich- 
neten Gegenstände, obwohl ihm die gesundheitsschäd- 
liche Beschaffenheit derselben bei Anwendung der 
schuldigen Aufmerksamkeit bekannt sein konnte, ver- 
kauft oder feilhält. 

Vgl. § 17. 

§ 17. Die Zuwiderhandlung gegen eine im Sinne 
des § 6 erlassene Anordnung oder gegen die An- 
ordnung des § 8, sowie die in den §§ 11, 12, 14, 15 
und 16 bezeichneten Handlungen begründen ein Ver- 
gehen, wenn hieraus eine schwere körperliche Be- 
schädigung oder der Tod eines Menschen erfolgt ist. 

Wegen des Vergehens ist der Schuldige im Falle 
des Eintrittes einer schweren körperlichen Beschä- 
digung mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten, 
womit auch Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, im Falle des Eintrittes des Todes je- 
doch mit strengem Arreste bis zu einem Jahre, wo- 
mit auch Geldstrafe bis zu 1000 fl. verbunden werden 
kann, zu bestrafen. 

§ 18. Eines Vergehens macht sich schuldig und 
ist mit strengem Arrest von einem bis zu sechs Mo- 
naten, womit Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, zu bestrafen: 

1. Wer wissentlich Lebensmittel, welche zum 
Handel und Verkehr bestimmt sind, derart herstellt» 
oder derart konserviert, daß der Genuß derselben die 
menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist. 

2. Wer wissentlich Gegenstände, deren Genuß 
die menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet 
ist, als Lebensmittel verkauft, feilhält oder sonst in 
Verkehr setzt 

3. Wer wissentlich Koch-, Eß-, Trink- oder andere 
im § 1 bezeichnete Geschirre, Geräte, dann Wagen 
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und Maße (§ 1), femer kosmetische Mittel, Spiel- 
waren, Tapeten, Bekleidungsgegenstande derart er- 
zeugt oder zurichtet^ daß der bestimmungsgemäße oder 
vorauszusehende Gebrauch derselben die menschliche 
Gesundheit zu beschädigen geeignet ist. 

4. Wer wissentlich Gegenstände der in Zahl 3 
bezeichneten Art verkauft, feilhält oder sonst in Ver- 
kehr setzt oder in gesundheitsschädlicher Weise zum 
Grebrauche für andere verwendet 

§ 19. Wurde durch eine der im § 18 angeführten 
strafbaren Handlungen eine schwere körperliche Be- 
schädigung oder der Tod eines Menschen herbeige- 
führt, so ist das Vergehen mit strengem Arreste von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, womit auch Geld- 
strafe bis zu 1000 fl. verbunden werden kann, zu 
bestrafen. 

Wurde eine der im § 18 angeführten Handlungen 
unter Umständen begangen, daß daraus eine Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen in 
größerer Ausdehnung entstehen kann, so ist die Tat 
als Verbrechen mit Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen, womit auch Geldstrafe bis zu 
5000 fl. verbunden werden kann. 

Stellt sich eine dieser strafbaren Handlungen 
(§§ 18 und 19) nach dem allgemeinen Strafgesetze 
als strenger strafbar dar, so tritt die Strafe des all- 
gemeinen Strafgesetzes ein. 

§ 20. Mit der Verurteilung wegen einer der in 
diesem Gesetze bezeichneten strafbaren Handlungen 
kann auch auf den Verfall der den Gegenstand der 
strafbaren Handlung bildenden Waren und Geräte, 
diese mögen dem Verurteilten gehören oder nicht, er- 
kannt werden und hat dies stets zu erfolgen, wenn 
diese Gegenstände als gesundheitsschädlich erkannt 
wurden. 

Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer be- 
stimmten Person nicht ausführbar, so kann auf den 
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Verfall selbständig erkannt werden. Gegen den Be- 
scblaß, welcher den Beteiligten bekannt zu geben ist, 
ist Beschwerde zulässig. Beim Gerichtshofe erster 
Instanz kommt die Beschlußfassung der Batskammer 
zu; für die Beschwerde sind die Bestimmungen des 
§ 114 der Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873, 
ß.G.Bl. Nr. 119, maßgebend. 

§ 21. Erfolgt eine Verurteilung nach diesem Ge- 
setze, so kann das Gericht bei Verbrechen und Ver- 
gehen schon bei der ersten, bei Übertretungen aber 
bei der zweiten Verurteilung auf die öffentliche Be- 
kanntmachung des Urteiles auf Kosten des Schuldigen 
erkennen. 

Ferner kann wegen Verbrechens oder Vergehens 
schon bei der ersten Verurteilung und wegen der 
Übertretungen der §§ 14, 15 und 16 mit der zweiten 
Verurteilung auch auf Verlust der Gewerbsberechti- 
gung für beständig oder auf eine bestimmte Zeit er- 
kannt werden. 

§ 22. Das Verfahren und die Urteilsfällung rück- 
sichtlich der in diesem Gresetze vorgesehenen Über- 
tretungen steht dem Bezirksgerichte zu. 

§ 23. Wurde von einem der im § 2, Absatz 1 und 
2 oder § 26, Absatz 2, bezeichneten Organe auf 
Grund der Bestimmungen der Absätze 2, 3 und 4 
des § 5 eine Beanständung erhoben, so kann der 
Richter in Übertretungsfällen, wenn die Anzeige auf 
eigener dienstlicher Wahrnehmung beruht, oder wenn 
die im § 30 dieses Gesetzes bezeichnete Beurkundung 
beigebracht wird, insoferne er Arrest von höchstens 
einer Woche oder eine Geldstrafe von höchstens 50 fl. 
zu verhängen findet, auf Antrag des mit den staats- 
anwaltschaftlichen Verrichtungen betrauten Beamten 
die verwirkte Strafe ohne vorausgegangenes Ver- 
fahren durch eine Strafverfügung festsetzen. Mit der 
Strafverfügung kann auch der Verfall der mit Be- 
schlag belegten Ware ausgesprochen werden. 
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Auf die Straf verfüguDg finden die Bestimmungen der 
§§ 461 und 462 der Stralprozeßordnung Anwendung. 

Bestellung staatlicher Untersuchungsanstalten. 

§ 24» Für die technische Untersuchung von Lebens- 
mitteln und der in den Rahmen dieses Gesetzes fal- 
lenden Gebrauchsgegenstande sind nach Bedarf staat- 
liche Untersuchungsanstalten zu bestellen und mit den 
erforderlichen Behelfen auszustatten. 

Die Regierung ist ermächtigt, mit Rücksicht auf 
die vorhandenen Einrichtungen und die verfügbaren 
Fachmänner den Wirkungskreis der staatlichen Unter- 
suchungsanstalten zu bestimmen, die Methoden für 
die Untersuchungen, sofern sie ein gleichartiges Vor- 
gehen behufs Erzielung einwurfsfreier Resultate er- 
heischen, vorzuschreiben, erforderliche Instruktionen 
betreffs des Betriebes und der inneren Gebarung dieser 
Anstalten zu erlassen, den Gebührentarif für die 
Untersuchungen festzustellen und sonstige erforder- 
liche Anordnungen zu treffen. 

Behufs Sicherung der hiezu unerläßlichen fach- 
wissenschaftlichen Informationen hat die Regierung 
sich eines aus den Vertretern der einschlägigen wissen- 
schaftlichen Disziplinen zusammengeset^n ständigen 
Beirates zu bedienen. Diesem Beirate obliegt es auch, 
die Erfordernisse über die wissenschaftliche und 
praktische Befähigung der an den Untersuchungs- 
anstalten zu bestellenden Fachmanns zu bezeichnen 
und über die Art, wie der Befähigungsnachweis zu 
liefern ist, Anträge zu stellen. 

Zur Heranbildung tüchtiger Organe der Gesund- 
heitspolizei sind Unterrichtskurse einzurichten. 

Von Gemeinden, Bezirken oder Ländern er- 
richtete Untersuchungsanstalten. 

§25. Von autonomen Körperschaften «richtete 
Anstalten für die technische Untersuchung von 
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Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen sind hin- 
sichtlich ihres Wirkungskreises den staatlichen gleich- 
zustellen und finden insbesondere rücksichtlich der 
von solchen Anstalten ausgestellten Befunde und Gut- 
achten die Bestimmungen des § 30 Anwendung, wenn 
das deren Errichtung und Leitung betreffende Statut 
den für die staatlichen Anstalten aufgestellten Normen 
entspricht und von der Regierung unter ausdrück- 
licher Anerkennung dieser Bestimmung genehmigt 
wurde. Im Falle, als sich bei einzelnen solchen An- 
stalten ergeben sollte, daß dieselben ihrem Zwecke 
nicht entsprechen, kann die Regierung diese Aner- 
kennung entziehen. 

Die Fachverständigen, welche mit der Ausstellung 
von Gutachten betraut sind, sind von der Regierung 
zu beeidigen. Sie haben sich bei der Ausführung 
von Untersuchungen der von der Regierung jeweilig 
festgesetzten Untersuchungsmethoden zu bedienen. 

Obliegenheiten und Rechte der Untersuchungs- 
anstalten. 

§ 26. Die staatlichen Untersuchungsanstalten sind 
verpflichtet^ sowohl über Anlangen der mit der Aufsicht 
über die Handhabung dieses Gesetzes betrauten Be- 
hörden und Organe (§ 2, Absatz 1 und 2) und der 
Gerichte, als auch über Ansuchen von Privatpersonen 
die technische Untersuchung der der Anstalt zur Unter- 
suchung Überbrachten Lebensmittel und in den Rahmen 
dieses Gesetzes fallenden Grebrauchsgegenstände inner- 
halb des der Untersuchungsanstalt eingeräumten 
Wirkungskreises vorzunehmen und hierüber Befund 
und Gutachten abzugeben. 

Die staatlichen und die im Sinne des § 25 
genehmigten Untersuchungsanstalten sind berechtigt, 
durch ihre eigenen Organe die den Aufsichtsorganen 
nach § 3 eingeräumten Befugnisse unter Zuziehung 
dieser Organe auszuüben, wenn es der Untersuchungs- 
L Off ler, strafrecht L 27 
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an stall im Laufe einer anhängigen technischen Unter- 
suchung notwendig erscheint, oder wenn sie von einer 
politischen Behörde oder einer Gemeinde zur Ent- 
nahme von Proben im Sprengel der politischen Be- 
hörde, beziehungsweise im Gemeindegebiete ange- 
gangen werden. 

Überprüfung des Befundes einer ünter- 
suchungsanstalt 

§ 27* Hat eine politische Behörde, aus deren Be- 
zirk eine der technischen Untersuchung unterzogene 
Probe entnommen wurde, oder ein Gericht gegen den 
Befund, insoferne mit demselben ausgesprochen wurde, 
daß sich bei Prüfung der Ware ein Anstand nicht 
ergeben habe, gegründete Bedenken, so hat die po- 
litische Behörde, beziehungsweise das Gericht, die Über- 
prüfung durch eine andere und zwar staatliche Unter- 
suchungsanstalt zu veranlassen. 

Anzeigepfiieht der Untersuchungsanstalt 

§ 28. In allen Fällen, in denen eine Unter- 
suchungsanstalt anläßlich der von ihr durchgeführten 
technischen Untersuchung eines Lebensmittels oder 
eines in den Kahmen dieses Gesetzes fallenden Ge- 
brauchsgegenstandes den Verdacht des Tatbestandes 
einer strafbaren Handlung schöpft, hat die Unter- 
suchungsanstalt an den Staatsanwalt des zuständigen 
Gerichtes, und wenn letzteres der Anstalt nicht be- 
kannt ist, an den Staatsanwalt des Gerichtes, in 
dessen Sprengel sich die Untersuchungsanstalt be- 
findet; die Anzeige zu erstatten. 

Kosten der technischen Untersuchung. 

§ 29. Wenn eine Privatperson bei einer staat- 
lichen Untersuchungsanstalt um die technische Unter- 
suchung eines in den Rahmen dieses Gesetzes fallenden 
Lebensmittels oder Gebrauchsgegenstandes ansucht, 
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80 hat sie die Kosten der teclmischen Untersuchung zu 
erlegen und kann deren Rückersatz dann ansprechen, 
wenn die durchgeführte technische Untersuchung den 
Anlaß zu einer rechtskräftigen Verurtheilung oder 
Verfallserklärung (§ 20, Absatz 2) gegeben hat 

Im übrigen gelten hinsichtlich der Kosten der tech- 
nischen Untersuchung die Bestimmungen der Straf- 
prozeßordnung bezüglich der Kosten des Strafver- 
fahrens. 

Die Kosten der technischen Untersuchung sind nach 
dem festgesetzten Gebührentarife (§ 24) zu berechnen. 

Die von einer Partei der Untersuchungsanstalt 
zu ersetzenden Kosten der technischen Untersuchung 
können auf dem politischen Exekutionswege einge- 
trieben werden. 

Zulässigkeit derFührung des Sachverständigen- 
beweises durch die Beurkundungen der Auf- 
sichtsorgane und üntersuchungsanstalten. 

§ 30. Die Untersuchungsanstalten (§§ 24 und 25) 
und, soweit es sich um Fälle des § 5, Absatz 2, 3 
und 4 handelt, die im § 2, Absatz 1 und 2, und § 26, 
Absatz 2, bezeichneten Organe sind hinsichtlich ihrer 
im Strafverfahren nach diesem Gesetze abzugebenden 
Beurkundungen, Befunde und Gutachten gleich den 
im Sinne des § 119 der Strafprozeßordnung bei dem 
Gerichte angestellten Sachverständigen zu betrachten. 

Gewerbsmäßig betriebene Untersuchung von 

Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen 

durch Private. 

§ 31. Privatpersonen, welche die technische Unter- 
suchung von Lebensmitteln und von Gebrauchsgegen- 
ständen der im § 1 erwähnten Art gegen Entgelt zu 
betreiben beabsichtigen, bedürfen hiezu einer besonderen 
Bewilligung des Ministeriums des Innern. Demselben 
ist vorbehalten, fallweise über die Zulassung von Be- 

27* 
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Werbern zu dem beabsichtigten Geschäftsbetriebe und 
dessen umfang zu entscheiden und die Bedingungen 
für die Ausübung desselben vorzuschreiben. 

Ausführungsbestimmungen. 

§ 32. Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach 
seiner Kundmachung in Kraft. 

Die Kandmachang erfolgte am 13. April 1897. 

Mit dem Zeitpunkte der Wirksamkeit dieses Ge- 
setzes treten die Bestimmungen der §§ 403 bis 408 
des allg. Strafgesetzes vom 27. Mai 1852, RG.Bl. 
Nr. 117, außer Kraft 

Die Bestimmungen des Gesetzes vom 29. Februar 
1880, R.G.B1. Nr. 35, betreffend die Abwehr und 
Tilgung ansteckender Tierkrankheiten, dann des Ge- 
setzes vom 29. Februar 1880, ß.G.Bl. Nr. 37, 
betreffend die Abwehr und Tilgung der Rinderpest, 
des Gesetzes vom 24. Mai 1882, R.G.Bl. Nr. 51, 
womit die strafrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes 
vom 29. Februar 1880, R.G.B1. Nr. 35, und des 
Gesetzes vom 29. Februar 1880, R.G.B1. Nr. 37, 
abgeändert wurden, ferner der Ministerialverordnung 
vom 10. April 1885, R.G.B1. Nr. 54, betreffend die 
Abwehr und Tilgung des Rauschbrandes der Rinder 
und des Rotlaufes der Schweine, des Gesetzes vom 
14. August 1886, R.G.B1. Nr. 171, betreffend die 
Abänderung des § 28 des Gesetzes vom 29. Februar 
1880, R.GB.1. Nr. 35, endlich des Gesetzes vom 
17. August 1892, R.G.B1. Nr. 142, betreffend 
die Abwehr und Tilgung der Lungenseuche der 
Rinder, bleiben unberührt. Es haben jedoch, in- 
soferne bestimmte Handlungen oder Unterlassungen 
sowohl nach den eben erwähnten Vorschriften als 
auch nach diesem Gesetze unter Strafe gestellt sind 
und dieses Gesetz strengere Strafbestimmungen ent- 
hält, die Strafbestimmungen dieses Gesetzes An- 
wendung zu finden. 
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§ 33. Der § 5 des Gesetzes vom 21. Juli 1880, 
ß.G^l. Nr. 120, betreffend die Erzeugung und den 
Verkauf weinähnlicher Getränke, wird aufgehoben. 

Auf die in den §§ 3 und 4 des erwähnten Ge- 
setzes bezeichneten strafbaren Handlungen ist dieses 
Gesetz zur Anwendung zu bringen. 

Das bezogene Gesetz folgt sub B. 

§ 34. Meine Minister des Innern und der Justiz 
haben dieses Gesetz im Einvernehmen mit den übrigen 
beteiligten Ministerien zu vollziehen. 

Zur Ausführung dieses Gesetzes erflossen mehrere Landes- 
gesetze (s. Manz'sche Ausgabe des Strafges. II. S. 198); ferner 
die Vdg. V. 3. April 1897, K.G.B. Nr. 90 , durch die behufs 
Sicherung fachwissenschaftlicher Information ein ständiger 
Beirat beim Ministerium des Innern bestellt wurde ; die Ydg. 
V. 13. Okt. 1897, R.G.B. Kr. 240, über die Organisierung der 
staatlichen Untersuchungsanstalten; und vom selben Datum, 
K.G.B. Nr. 241 , betreffend die Begelung des Studien- und 
Prüfungswesens für Lebensmittel ezperten. 

B. Gesetz vom 21. Juni 1880, R.G.B. Nr. 120, 

betreffend die Erzeugung und den Verkauf 

weinähnlicher Getränke. 

§ 1. Die Erzeugung weinähnlicher Getränke (ge- 
wöhnlich Kunstwein genannt), desgleichen die Er- 
zeugung von Getränken aus Traubensaft durch eine 
Versetzung oder Vermischung desselben mit anderen 
Stoffen, die nicht lediglich dazu dienen soll, die Be- 
schaffenheit des Weines zu verbessern oder ihn dauer- 
hafter zu machen, sondern dazu dient, die Menge des 
weinhaltigen Erzeugnisses zu vermehren, darf, wenn 
das Erzeugnis zum Verkaufe oder Ausschänke be- 
stimmt ist, nur als erwerb- und einkommensteuer- 
pflichtiges Gewerbe betrieben werden und unterliegt 
den Bestimmungen der Gewerbeordnung. 

Hievon ausgenommen ist die Erzeugung von Trester- 
wein und vin piccolo (vinetto) bei einer auf Eigenbau 
und eigener Mostfechsung beschränkten Einkellerung. 
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§2. Getränke, welche auf die im § 1, Abs. 1, 
bezeichneten Arten erzeugt worden sind, unterliegen 
wie bisher derselben Verzehrungssteuer wie Wein. 

§ 3. Die Verwendung von Stärkezucker zur Er- 
zeugung der im § 1 bezeichneten Getränke ist ver- 
boten. 

§ 4. Getränke, welche auf die im § 1 bezeichneten 
Arten erzeugt worden sind, dürfen unter einer für 
Wein üblichen Bezeichnung weder angekündigt, noch 
feilgeboten, verkauft oder ausgeschänkt werden. 

Auf die in §§ 3 und 4 bezeichneten strafbaren Hand- 
lungen ist das Lebensmittelgesetz zur Anwendung zu bringen ; 
s. oben, § 23 Lebensm.Qes. 

C. Margarinegesetz. 

a>Ge8etz vom 25. Oktober 1901, R.G.B. ex 1902 Nr. 26, 
betreffend den Verkehrmit Butter, Käse, Butter- 
schmalz, Schweineschmalz und deren Ersatz- 
mitteln. 

§ 1. Margarine, Margarinschmalz oder Margarinkäse 
im Sinne dieses Gesetzes sind jene der Milchbutter, dem 
Butterschmalze oder dem Käse ähnlichen Erzeugnisse, deren 
Fettgehalt nicht ausschließlich der Milch entstammt 

Oleomargarin (Marffarin) im Sinne dieses Gesetzes ist 
jenes Fettprodukt, welches durch Schmelzen des Rohtalges 
und Ausscheiden der festen stearinhältigen Teile gewonnen 
wird. 

Kunstspeisefett im Sinne dieses Gesetzes sind Jene dem 
Schweinescnmalze ähnlichen Erzeugnisse, deren Fettgehalt 
nicht ausschließlich aus Schweinefett besteht. 

Unverfälschte Fette bestimmter Tier- und Pflanzenarten 
sind nicht als Kunstspeisefette anzusehen. 

§ 2* Die im § 1 angeführten Erzeugnisse dürfen nur 
in der ihrer wirklichen Beschaffenheit entsprechenden Be- 
zeichnung in Verkehr gebracht werden. 

§ 8. Für den Verbrauch im Inlande dürfen nicht in 
Verkehr gebracht werden: 

1. VermischuDgen von Butter oder Butterschmalz mit 

Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz oder anderen 

Speisefetten. Die Verwendung von Milch oder Rahm bei 

. der gewerbsmäßigen Herstellung von Margarine oder Mar- 
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garinBchmalz ist zulässig, sofern nicht mehr als 100 Ge- 
wichtsteile Milch oder eine dementsprechende Menge Kahm 
auf 100 Gewichtsteile der nicht der Milch entstammenden 
Fette in Anwendung kommen. 

2. Margarine, Margarinschmalz, Oleomargarin oder Mar- 
garinkäse, deren Herstellung nicht den Vorschriften des 
§ 4 entspricht 

§ 4. Um die Erkennbarkeit von Margarine, Margarin- 
schmalz, Oleomargarin und Margarinkäse, welche für den 
Handel im Inlande bestimmt sind, zu erleichtem, ist diesen 
Erzeugnissen bei ihrer Herstellung ein entsprechender, die 
Farbe und sonstige Beschaffenheit derselben nicht schädi- 
gender Zusatz beizumischen. 

Oleomargarin, welches zur Weiterverarbeitung in in- 
ländischen Margarinfabriken bestimmt ist, unterliegt nicht 
dieser Vorschrift 

Die näheren Bestimmungen werden im Verordnungs- 
wege erlassen. 

§ 5. Wer Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz, 
Margarinkäse oder Kunstspeisefett gewerbsmäßig herstellen 
will, hat der Gewerbebehörde, und zwar gleichzeitig mit 
dem allenfalls erforderlichen Einschreiten um Genehmigung 
der Betriebsanlage die für die Herstellung, Aufbewahrung, 
Verpackung und Feilhaltung der Waren bestimmten Käume 
zu bezeichnen und die etwa bestellten Betriebsleiter und 
Aufsichtspersonen namhaft zu machen. 

Für bereits bestehende Betriebe ist eine entsprechende 
Anzeige binnen vier Wochen nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zu erstatten. 

Ein Wechsel in den der Anzeigepflicht unterliegenden 
Räumen oder Personen ist der Gewerbebehörde binnen 
drei Tagen anzuzeigen. 

Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz, Margarin- 
käse und Kunstspeisefett sind vom Hausierhandel aus- 
geschlossen. 

§ 6. Die Unternehmer von Betrieben, in denen Oleo- 
margarin, Margarine, Margarinschmalz, Margarinkäse oder 
Kunstspeisefett hergestellt wird, sowie die von ihnen be- 
stellten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen sind ver- 
pflichtet, den Auf Sichtsorganen (§ 13) auf Verlangen über 
das Herstellungsverfahren, den Umfang des Betriebes und 
über die zur Verwendung gelangenden Rohstoffe Aus- 
künfte zu erteilen. 

Die Aufsichtsorgane sind vorbehaltlich der dienstlichen 
Berichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten 
verpflichtet, über die ihnen in Ausübung ihrer Kontrolle 
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zur Kenntnis gelangenden Tatsachen nnd Einiichtungen 
Verschwiegenheit zu beobachten. 

§ 7. in Bäumen, wo Butter oder Butterschmalz zum 
Verkaufe hergestellt, aufbewahrt oder verpackt werden, ist 
die Herstellung. Aufbewahrung, Verpackung oder das Feil- 
halten von Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz oder 
Kunstspeisefett untersagt. Ebenso ist in Räumen, wo Käse 
zum Verkaufe hergestellt, aufbewahrt, verpackt oder feil- 
gehalten wird, die Herstellung, Aufbewahrung, Verpackung 
oder das Feilhalten von Margarinkäse verboten. 

VoD dieser Bestimmung ausgenommen ist das Aufbe- 
wahren und Feilhalten der für den Kleinhandel erforder- 
lichen Bedarfsmengen in öffentlichen Verkaufsstellen, sowie 
das Verpacken der daselbst im Kleinhandel zum Verkaufe 
gelangenden Waren. Jedoch müssen Oleomargarin, Mar- 
garine, Margarinschmalz, Margarinkäse und Kunstspeisefett 
innerhalb der Verkaufsräume in besonderen Vorratsgefäßen 
und an besonderen Lagerstellen, welche von den zur Auf- 
bewahrung von Butter, Butterschmalz oder Käse dienenden 
Lagerstellen getrennt sind, aufbewahrt werden. 

§ 8. Die Geschäftsräume und sonstigen Verkaufsstollen 
einschließlich der Marktstände, in welchen Maigarine, Mar- 
gariuschmalz, Oleomargarin, Margarinkäse oder Kunstspeise- 
fett feilgehalten werden, müssen an in die Augen fallender 
Stelle die deutliche, nicht verwischbare Inschrift: „Mar- 

farine", „Margarinschmalz'', „Oleomargarin'', „Margarin- 
äse" oder „Kunstspeisefett" tragen. 

§9. Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz und 
Kunstspeisefett sind im Inlande in Behältern (Kiste, Kübel, 
Faß, Dose usw.) in den Handel zu bringen, die durch einen 
auffälligen farbigen Streifen, auf welchem die Firma des 
Erzeugers und die Bezeichnung des Inhaltes in deutlicher, 
unverwischbarer Schrift angebracht ist, gekennzeichnet sind. 

Die mit den genannten Waren gefüllten Behälter sind, 
sofeme deren Gewicht drei Kilogramm übersteigt, bevor 
sie in Verkehr gebracht werden, mit einer behördlich regi- 
strirten Plombe zu versehen. 

Vgl. unten sub c). 

Im gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzelnverkaufe 
müssen Margarine und Margarinkäse in einer mit bestimmten 
farbigen Streifen versehenen Fapierumhüllung abgegeben 
werden. 

Die näheren Vorschriften über den Groß- und Klein- 
verkehr mit den im ersten Absätze bezeichneten Erzeug- 
nissen und über die Farbe der Umhüllungen werden im 
Verordnungswege erlassen. 
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§ 10. In öffentlichen Bekanntmachungen, Schlußbriefen, 
Rechnungen, Frachtbriefen und sonstigen im Handelsver- 
kehre üblichen Schriftstücken, welche sich auf Lieferung 
von Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz, Margarin- 
käse oder Kunstspeisefett beziehen, dürfen nur jene Waren- 
bezeichnungen verwendet werden, die diesem Gesetze und 
den auf Grund desselben erlassenen Verordnungen ent- 
sprechen. 

§ 11. Erzeuger von Oleomargarin, Margarine, Mar- 
garinschmalz oder Margarinkase, welche zum Export oder 
zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarinfabriken 
bestimmte Ware, abweichend von den in den §§ 3 und 4, 
Absatz 1, enthaltenen BestimmuDgen, herstellen, haben 
dies der Gewerbehörde nach Vorschrift des § 5 schriftlich 
anzuzeigen. 

Olemargarin, Margarine, Margariuschmalzund Margarin- 
käse, die für den Export oder zur Weiterverarbeitung in 
inländischen Margarinfabriken hergestellt wurden, sind in 
eigenen, von den übrigen Lagerräumen getrennten Räumen 
bis zur Versendung aufzubewahren, ßen nach § 13 er- 
wähnten Aufsich ts- und den denselben gleichgestellten Or- 
ganen sind über Verlangen an der Hand der Geschäfts- 
bücher, Bestellbriefe usw. Nachweise über die erfolgte 
Bestellung, beziehungsweise Absendung der betreffenden 
Menge zu liefern. 

Fabriken, in denen Oleomargarin, Margarin oder Mar- 
garinschmalz abweichend von den in den $§3 und 4, Absatz 1, 
enthaltenen Bestimm ungfen hergestellt wird, dürfen Butter 
oder Butterschmalz nicht feilhäten oder verkaufen. 

§ 12. Auf Erzeugnisse der im § 1 bezeichneten Art, 
welche nicht zum Genüsse für Menschen bestimmt sind, 
finden die vorstehenden Bestimmungen dieses Gesetzes 
keine Anwendung. 

§ 18. Die im § 2 des Gesetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.G.B1. Nr. 89 ex 1897, betreffend den Verkehr mit Lebens- 
mitteln und einigen Gebrauchsgegenständen bezeichneten 
Aufsichts- und die denselben gleichgestellten Organe sind 
befugt, in jene Räume, in welchen Butter, Butterschmalz, 
Käse, Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz, Margarin- 
käse oder Kunstspeisefett erzeugt, aufbewahrt, • verpackt 
oder feilgehalten werden, einzutreten, daselbst Revisionen 
vorzunehmen und Proben zu entnehmen. Dabei ist nach 
den Bestimmungen des Gesetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.G.B1. Nr. 89 ex 1897, vorzugehen. 

§ 14. Die Regierung ist ermächtigt, das gewerbsmäßige 
Verkaufen von Butter, deren Fettgehalt nicht eine bestimmte 



Digitized by LjOOQiC 



426 III. Anhaiif. N<>YeUeii nnd Nebeagesetze. 

Grenze errdcht oder deren Wasser- oder Salzgehalt eine 
bestimmte Grenze überschreitet, za verbieten. 
§ 15. Eine Übertretung begeht: 

1. wer den Vorschriften des § 13 zuwider den Eintritt 
in die Käumlichkeiten, die Entnahme einer Probe oder die 
Vornahme der Revision zuzulassen sich weigert; 

2. wer den Bestimmungen des § 6 zuwider die von 
ihm geforderte Auskunft verweigert oder wissentlich eine 
falsche Auskunft erteilt. 

Die Strafe ist Arrest von einem bis zu vierzehn Tagen 
oder Geld von 10 bis 200 K; im Falle der Täter innerhalb 
dreier Jahre von der Verbüßung einer Strafe wegen der 

fleichcn Übertretung rückfällig wird, Arrest von drei Tagen 
is zu drei Wochen, neben welchem auf Geldstrafe von 
50 bis 500 K erkannt werden kann. 

§ 16. Eine Übertretung begeht, wer zum Zwecke der 
Täuschung im Handel und Verkehr: 

1. eine der nach § 3, Z. 1, unzulässigen Mischungen 
heratellt; 

2. solche Mischungen verkauft, feilhält oder in Ver- 
kehr bringt; 

3. Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz, oder 
Margarinkäse ohne den nacn § 4 erforderlichen Zusatz her- 
stellt, verkauft, feilhält oder in Verkehr bringt; 

4. die im § 1 bezeichneten Lebensmittel unter einer 
falschen Bezeichnung verkauft, feilhält oder in Verkehr 
bringt; 

5. den Vorschriften des § 9 zuwider Oleomargarin, 
Margarine, Margarinschmalz und Kunstspeisefett ohne die 
dort vorgeschriebenen Kennzeichen oder Flomben verkauft, 
feilhält oder in Verkehr bringt. 

Die Strafe ist Arrest von einer Woche bis zu drei 
Monaten, womit Geldstrafe bis zu 1000 K verbunden werden 
kann oder an Geld von 10 bis 1000 K. Zugleich kann auf 
öffentliche Bekanntmachung des Urteiles im Amtsblatte und 
in einem anderen öffentlichen Blatte erkannt werden. 

Wird der Täter wegen dieser Übertretung innerhalb 
dreier Jahre rückfällig, so ist die Strafe Arrest von einer 
Woche bis zu drei Monaten, womit Geldstrafe von 1 bis 
1000 K verbunden werden kann. Zugleich ist auf öffent- 
liche Bekanntmachung des Urteiles im Amtsblatte und in 
einem anderen öffentlichen Blatte zu erkennen. 

§ 17. Eine Übertretung begeht: 

Wer in anderer Weise den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes oder den auf Grund der §§ 4, 9 und 14 erlassenen 
Verordnungen der B^erung zuwiderhandelt 
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Die Strafe ist Arrest von drei Tagen bis zu drei 
Monaten, womit Geldstrafe bis zu 1000 K verbunden werden 
kann oder Geldstrafe von 10 bis 1000 K. 

§ 18. Die Straf bestimmungen der §§15 bis einschließ- 
lich 17 dieses Gesetzes sind nur anwendbar, wenn die 
Handlung nicht den Tatbestand einer schwerer zu ahndenden 
strafbaren Handlung begründet 

Die Straf bestimmungen der §§9, 10 und 11 des Ge- 
setzes vom 16. Jänner 1896, R.G.B1. Nr. 89 ex 1897, be- 
treffend den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Ge- 
brauchsgegenständen sind auf Handlungen, die unter die 
Strafbestimmungen der §§15 bis 17 des gegenwärtigen 
Gesetzes fallen, nur dann anzuwenden, wenn diese Hand- 
lungen vor der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes 
begangen wurden. 

Im übrigen bleiben die Bestimmungen des Lebens- 
mittelgesetzes auch für die im gegenwärtigen Gesetze be- 
handelten Erzeugnisse anwendbar. 

Das Verfahren und die Urteilsfällung rücksichtlich der 
in dem gegenwärtigen Gesetze vorgesehenen Übertretungen 
steht den Bezirksgerichten zu. 

§ 19. Dieses Gesetz tritt drei Monate nach dem Tage 
der Kundmachung in Wirksamkeit. 

Die Kundmachang erfolgte am 2. Februar 1902. 

§ 20. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind Mein 
Minister des Innern, Mein Justizminister, Mein Handels- 
minister und Mein Ackerbauminister betraut. 

b) Verordnung der Ministerien des Innern, der 
Justiz, des Handels und des Ackerbaues vom 
1. Februar 1902, R.G.B. Nr. 27, mit welcher Durch- 
führungsbestimmungen zu dem Gesetze vom 
25. Oktober 1901, R.G.B. Nr. 26, betreffend den Ver- 
kehr mit Butter, Käse, Butt er seh malz, Schweine- 
schmalz und deren Ersatzmitteln erlassen 
werden. 

Auf Grund des Gesetzes vom 25. Oktober 1901, R.G.B1. 
Nr. 26, betreffend den Verkehr mit Butter, Käse, Butter- 
schmalz, Schweineschmalz und deren Ersatzmittel, wird 
verordnet, wie folgt: 

Art. I. (Zu § 4 des Gesetzes.) Den bei der Er- 
zeugung von Margarine, Margarinschmalz, Oleomar^arin und 
Mai'gannkäse, welche für den Handel im Inlande bestimmt 
sind, zur Verwendung kommenden Fetten und ölen ist 
Sesam öl zuzusetzen. 
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Dieser Zusatz hat auf je 100 Gewichtsteile der ange- 
wendeten Fette und öle bei Margarine und Margarin- 
schmalz, sowie bei Oleomargarin mindestens 10 Gewichts- 
teile, bei Margarinkäse mmdestens 5 Gewichtsteile zu 
betragen. 

Das Sesamöl ist während der Vermischung oder des 
Umschmelzens der Fette zuzusetzen. Das zuzusetzende 
Sesamöl muß folgende Keaktion zeigen: 

Wird ein Gemisch von • 5 Raumteilen Sesamöl mit 
99 ' 5 Raumteilen Baumwollsamenöl oder Erdnußöl mit 
100 Raum teilen rauchender Salzsäure vom spezifischen Ge- 
wichte 1 • 19 und einigen Tropfen einer zweiprozentigen 
alkoholischen Lösung von Furfurol geschüttelt, so muß die 
unter der ölschichte sich absetzende Salzsäure eine deut- 
liche rote oder bläulichrote Färbung annehmen. Das zur 
Reaktion dienende Furfurol soll farblos sein; äußerstenfalls 
darf dasselbe gelb gefärbt sein. 

Oleomargarin , welches zur Weiterverarbeitung in in- 
ländischen Margarinfabriken bestimmt ist und daher im 
Sinne des § 4, Absatz 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 1901, 
R.G.Bl. Nr. 26, einen Zusatz von Sesamöl nicht zu erhalten 
hat, darf nicht gefärbt werden. 

Art. IL (Zu §§5, 8 und 11 des Gesetzes.) Die 
zur Herstellung, Aufbewahrung und Verpackung von Oleo- 
margarin, Margarine, Margarinschmalz, Margannkäse und 
Kunstspeisefett bestimmten Räume müssen an in die Augen 
fallender Stelle eine deutlich leserliche, nicht verwischbare 
Inschrift tragen, aus welcher die Bestimmung der be- 
treffenden Räume zu entnehmen ist. 

Die Geschäftsräume und sonstigen Verkaufsstellen, ein- 
schließlich der Marktstände, in welchen die im ersten Ab- 
sätze angeführten Erzeugnisse feilgehalten werden, müssen 
die un §8 des Gesetzes vom 25. Oktober 1901, R.G.BI. 
Nr. 26, vorgeschriebene Inschrift tragen. 

Die Lagerräume, in welchen Oleomargarin, Margarine, 
Margarinschmalz, Margarinkäse, die für den Export oder 
zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarinfabriken 
hergestellt wurden, aufbewahrt werden, sind in der im 
ersten Absätze bezeichneten Art mit einer die Bestimmung 
der Ware kennzeichnenden Inschrift zu vereehen. 

Art in. (Zu § 9 des Gsetzes.) Hinsichtlich der 
äußeren Kennzeichnung von Oleomargarin, Margarine, Mar- 
garinkäse, Margarinschmalz und Kunstspeisefett haben 
folgende Bestimmungen Anwendung zu finden, und zwar: 

a) Die Behälter, in welchen Oleomargarin, Margarine, 
Margarinschmalz oder Kunstspeisefett im Inlande in 
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den Handel gebracht werden, müssen mit einem 
unverwischbaren, roten, bandförmigen Streifen bemalt 
sein, auf welchem mit deutlich leserlichen unver- 
wischbaren schwarzen Buchstaben die Unna des 
Erzeugers und die Bezeichnung des Inhaltes gekenn- 
zeichnet sind. 

Der rote Streifen ist parallel zur unteren Rand- 
fläche und mindestens 3 cm vom oberen Rande des 
Gefäßes entfernt anzubringen und muß ohne Unter- 
brechung um das ganze Gefäß gezogen sein. Der 
Streifen darf nicht auf den das Gefäß umgebenden 
Reifen oder Leisten angebracht werden. 

b) Der rote Streifen muß eine Höhe von mindestens 
10 cm, die zur Bezeichnung des Inhaltes (Oleomar- 
garin, Margarine, Margarinschmalz oder Kunstspeise- 
fett) verwendeten Buchstaben müssen eine Höhe von 
mindestens 3 cm haben. Die Länge des den Inhalt 
bezeichnenden Wortes hat mindestens das achtfache 
und nicht mehr als das zwölffache der Höhe der 
Buchstaben zu betragen. 

Die Höhe des roten Streifens, die Höhe der 
Buchstaben und die Länge des Bezeichnungswortes 
kann bei runden oder länglich runden Gefäßen (P^aß, 
Dose, Kübel u. dgl.), bei welchen der größte Dui-ch- 
messer des Deckels weniger als 40 cm, aber mehr 
als 10 cm mißt, auf die Hälfte ermäßigt werden. 
Das gleiche findet statt bei eckigen Gefäßen, deren 
längste Deckelkante weniger als 40 cm, aber mehr 
als 10 cm beträgt. Bei Gefäßen der vorbezeichneten 
Form, deren Deckel einen größten Durchmesser, be- 
ziehungsweise eine größte Deckelkante von 10 cm 
oder weniger hat, können die Höhe des Streifens und 
der Buchstaben, sowie die Län^e des den Inhalt be- 
zeichnenden Wortes auf ein Dnttel der vorgeschrie- 
benen Maße herabgesetzt werden. 

c) Die Firma des Erzeugers kann unterhalb oder neben 
der Inhaltsbezeichnung angebracht werden. Im 
ersteren Falle muß jedoch im roten Streifen zwischen 
der Inhaltsbezeichnung und der Firma ein minde- 
stens 1 cm breiter Raum frei bleiben, im letzteren 
Falle muß zwischen der Inhaltsbezeichnung und der 
Firma ein sechseckiger voller Stern, dessen Durch- 
messer mindestens die halbe Höhe der für die In- 
haltsbezeichnung verwendeten Buchstaben beträgt, 
in schwarzer unverwischbarer Farbe angebracht 
werden. 
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d) Die vorerwähnten Inschriften dürfen über den Rand 
des roten Streifens nicht hinausreichen, sind aber 
auf demselben mindestens zweimal, und zwar so an- 
zubringen, daß sie auf zwei gegenüberliegenden 
Seiten des Behälters zu stehen kommen. 

e) Hat der Behälter einen Deckel, so sind die In- 
schriften auch auf der oberen Seite desselben, bei 
Fässern auch auf beiden Böden ersichtlich zu machen. 
Auf den bezeichneten Stellen sind die Inschriften 
unmittelbar, somit ohne roten Streifen» in deutlich 
lesbaren, unverwischbaren schwarzen Buchstaben an- 
zubringen. 

f) Auf den Behältern, jedoch nicht innerhalb des roten 
Bandes, kann auch die Schutzmarke, das Waren- 
oder Fabrikszeichen des Erzeugers, sowie der Name, 
die Schutzmarke, das Warenzeichen des Verkäufers 
angebracht werden. Es dürfen aber hiezu keine 
solchen Bezeichnungen verwendet werden, welche 
zur Täuschung über den Inhalt der Behälter oder 
die Beschaffenheit der Ware Anlaß geben konnten 
(zum Beispiel „Süßrahm-Margarine**). 

g) Die an den gefüllten Behältern von mehr als 3 kg 
Gewicht angebrachten registrierten Plomben müssen 
mindestens 1 cm im Durchmesser haben und deut- 
lich erkennbar sein. 

h) Die im gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzel- 
verkaufe von Margarine und Margarinkäse zu ver- 
wendenden Papierumhüllungen müssen in der Mitte 
mit einem mindestens 2 cm breiten, geradlinigen, 
roten Streifen versehen sein, der die am weitesten 
voneinander entfernten Bänder ohne Unterbrechung 
verbindet. 

i) Der gewerbsmäßige Kleinhandel oder Einzelverkauf 
von Oleomargarin, Margarinschmalz und Kunst- 
speisefett dan nur entweder unmittelbar aus den 
vom Erzeuger in den Handel gebrachten Original- 
behältem oder aus Yorratsgef äßen erfolgen ; letztere 
müssen jedoch in der den Bestimmungen unter 
lit a) bis e), beziehungsweise f) entsprechenden 
Weise bezeichnet sein. 

k) Soll Margarine oder Margarinkäse im Groß- oder im 
Kleinverkehr in regelmäßigen Stücken verkauft oder 
feilgehalten werden, so müssen diese von Würfel- 
form sein. Auch muß den Würfeln die Inschrift 
„Margarine**, „Margai-inkäse** eingepreßt sein. 
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Art. IV. (Zu § 11 des Gesetzes.) Über die erzeugten 
Mengen, die Vorräte und die Ablieferungen von Oieomar- 
garin, Margarine, Margarinschmalz und Margarinkäse, die 
für den Export oder zur Weiterverarbeitung in inländi- 
schen Margarinfabriken hergestelUt wurden, sind von den 
Erzeugern besondere Auf Schreibungen zu führen, in welche 
den Aufsichtsorganen Einsicht zu gewähren ist. 

Art. V. Hinsichtiich jener der Milchbutter oder dem 
Butterschmalz oder dem Schweinefett ähnlichen Erzeug- 
nisse, welche ohne Verwendung von Milchfett, beziehunffs- 
weise von Schweinefett hergestellt werden, femer hinsicht- 
lich jener dem Oleomargarin ähnlichen Fettgemenge, welche 
durch Vermischung von tierischen oder pflanzlichen, festen 
oder halbweichen Fetten (z. B. Talg, Premier jus, Oleo- 
margarin, Cottonstearin u. dgl.) miteinander oder mit fetten 
Ölen hergestellt werden, Hnden die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 25. Oktober 1901, R.G.B1. Nr. 26, und dieser 
Verordnung sinngemäße Anwendung. 

Unverfälschte Fette bestimmter Tier- und Pflanzenarten 
dürfen nur in der ihrer wirklichen Beschaffenheit ent- 
sprechenden Bezeichnung in Verkehr gebracht werden. 

Art. VI. Diese Verordnung tritt drei Monate nach 
dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit 

Die Eundmaohung erfolgte am 2. Februar 1902. 

c) Verordnung des Handelsministeriums im Ein- 
vernehmen mit den Ministerien des Innern, der 
Justiz und des Ackerbaues vom 5. Juni 1902, 
R.G.B. Nr. 119, mit welcher Bestimmungen über 
die behördliche Registrierung von Plomben im 
Sinne des §9, Alinea 2 des Gesetzes vom 25. Ok- 
tober 1901, R.G.B. Nr. 26 ex 1902, betreffend denVer- 
kehr mit Butt er, Käse, Butterschmalz, Schweine- 
schmalz und deren Ersatzmitteln erlassen 
werden. 

Auf Grund des § 20 des Gesetzes vom 25. Oktober 
1901, R.G.B1. Nr. 26 ex 1902, betreffend den Verkehr mit 
Butter, Käse, Butterschmalz, Schweineschmalz und deren 
Ersatzmitteln, und zui* Durchführung der Bestimmung des 
§ 9, Absatz 2 dieses Gesetzes, wonach die mit Oleomar- 
garin, Margarine, Margarinschmalz und Kunstspeisefett 
gefüllten Behälter, deren Gewicht 3 kg übersteigt, bevor 
sie im Inlande in Verkehr gebracht werden, mit einer 
behördlich registrierten Plombe zu versehen sind, wird 
verordnet, wie folgt: 
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§ 1. Zum Zwecke der behördlichen Registrierung 
dieser Plomben wird im Handelsministerium eine Liste ge- 
führt und eine Sammlung der in die Liste eingetragenen 
Plomben angelegt. 

§ 2. Jeder Erzeuger von Oleomargarin, Margarine, 
Margarinschmalz und Kunstspeisefett hat für seinen ge- 
gesamten Betrieb eine Plombe beim Handelsministerium 
behufs behördlicher Registrierung schriftlich anzumelden. 

§ 3. Die Anmeldung hat zu enthalten : 

1. den Vor- und Zunamen, beziehungsweise die Firma 
des Erzeugers; 

2. den Standort und die genaue Bezeichnung des Be- 
triebes. 

Der vom Anmelder zu unterfertigenden Anmeldung 
sind drei Exemplare der Plombe, und zwar jedes einzelne 
in einem Umschlage, welcher die gleichen Angaben auf- 
weist, wie die Anmeldung, anzuschließen. 

§ 4. Die Eintragung der vom Handelsministerium als 
zulässig erkannten Plomben in die Liste erfolgt in der 
Reihenfolge des Einlangens der vorschriftsmäßigen schrift- 
lichen Anmeldungen beim Handelsministerium. 

Über die vollzogene Eintragung wird dem Anmelder 
eine Bestätigung unter Rückschluß eines Exemplares der 
Plombe ausgestellt. 

§ 5. Das Handelsministerium prüft jede angemeldete 
Plombe rücksichtlich deren Eignung zur Registrierung für 
den in Rede stehenden Zweck, insbesondere aber auch 
rücksichtiich deren Unterscheidbarkeit gegenüber den be- 
reits früher registrierten Plomben und entscheidet über die 
Zulässigkeit nach freiem Ermessen. 

§ 6. Die Eintragung einer Plombe in die Liste des 
Handelsministeriums gewährt kein Alleinrecht zu deren 
Gebrauche im Sinne des Gesetzes vom 6. Jänner 1890, 
R.G.B1. Nr. 19, betreffend den Markenschutz, beziehungs- 
weise des Gesetzes vom 30. Juni 1895, R.G.Bl. Nr. 108. 
Doch können auch bereits nach diesen letztzitierten Ge- 
setzen registrierte Marken, sofeme sie sich zum Gebrauche 
bei den Plomben, welcho den Gegemtand dieser Verord- 
nung bilden, eignen, als Plomben im Sinne des Gesetzes vom 
25. Oktober 1901, R.G.B1. Nr. 26 ex 1902, zur behördlichen 
Registrierung angemeldet werden. 

§ 7. Vorstehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirksamkeit 

D. 1. am 17. Juni 1902. 
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Anhang 29. Getreideterminhandel u. dgl. 

A. Gesetz vom 4. Jänner 1903, R.G.B. Nr. 10, 
mit welchem einige abändernde und er- 
gänzende Bestimmungen zu dem Gesetze 
vom 1. April 1875, R.G.B. Nr. 67, betreffend 
die Organisierung der Börsen, erlassen 
werden. 

Bestimmungen über das Verbot des Termin- 
handels in Getreide uud Mühlenfabrikaten. 

§ 10. Börsemaßige Termingeschäfte in Getreide 
und Mühlenfabrikaten sind verboten. 

§ 11. Den Borseleitungen ist die Feststellung 
von Geschäftsbedingungen für Börsetermingeschäfte in 
Getreide und Mühlenfabrikaten, sowie von Bestim- 
mungen über deren Abwicklung untersagt. 

Als Geschäftsbedingungen und Bestimmungen 
der vorbezeichneten Art sind jene anzusehen, welche 
bezwecken, den einzelnen Geschäften in Betreff der 
wesentlichen Merkmale einen tunlichst gleichen In- 
halt zu geben und die Übertragung solcher Geschäfte 
zu erleichtem, sowie deren Abwicklung in erheblichem 
Umfange durch Abrechnung und Differenzausgleich 
zu ermöglichen. 

Die in Gemäßheit des § 8, Absatz 1, zu er- 
lassenden Vorschriften dürfen daher insbesonders keine 
Bestunmung enthalten, durch welche im vorhinein und 
im allgemeinen für den Greschäftsabschluß eine ein- 
heitlich anzuwendende (Jetreidetype oder Mindest- 
schlußeinheit, oder ein bestimmter Ort als Erfüllungs- 
ort festgestellt wird, oder für die Geschäftsabwicklung 
bestimmte Termine festgesetzt oder Liquidationsein- 
richtungen getroffen werden. 

§ 12. Wenn an einer Börse oder außerhalb der- 
selben Geschäfte in Getreide und Mühlenfabrikaten 
auf Grund von tatsächlich in Übung stehenden Gre- 

LOffler, Strafreoht. I. 28 
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schäftsbedingungen und Abwicklungsbestimmungen 
der im § 11 bezeichneten Art abgeschlossen werden, 
oder wenn Gründe für die Annahme vorliegen, daß 
solche Greschäfte unter den im § 11 bezeichneten Be- 
dingungen und Bestimmungen abgeschlossen oder ab- 
gewickelt werden dürften, so haben die zuständigen 
Ministerien derartige Geschäfte im Verordnungswege 
zu verbieten. 

Die Börseleitung, die landwirtschaftliche Landes- 
korporation (§ 2) und die Handels- und Gewerbe- 
kammem des Landes sind berechtigt, unter Dar- 
stellung des Tatbestandes Anträge auf Erlassung 
eines derartigen Verbotes zu stellen. 

§ 13. Die Börseleitung ist verpflichtet, innerhalb 
ihres Wirkungskreises rechtzeitig Maßregeln gegen 
die Abschließung, Übertragung und Abwicklung von 
Termingeschäften in Getreide und Mühlenfabrikaten 
unter den im § 12 bezeichneten Voraussetzungen zu 
treffen. 

Bestimmungen über die Kursnotierung an land- 
wirtschaftlichen Börsen. 

§ 14. Kurse der auf Grund der Bestimmungen 
des § 12 verbotenen Geschäfte dürfen amtlich nicht 
notiert, durch ein Kursblatt durch mechanisch her- 
gestellte Vervielfältigung oder im Wege der Presse 
oder durch Auslegen, Aushängen oder Anschlagen an 
dem Publikum zugänglichen Orten nicht veröffentlicht 
werden. 

Zivilrechtliche Bestimmungen. 

§ 16. Ein nach § 12 verbotenes Geschäft ist 
rechtsunwirksam. 

Das Gleiche gilt von der Erteilung und Über- 
nahme von Aufträgen, sowie von der Vereinigung 
zum Abschlüsse oder zur Vermittlung von derlei ver- 
botenen Greschäften. 
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Die Bechtsunwirksamkeit erstreckt sich auch auf 
die bestellten Sicherheiten und die abgegebenen 
Schuldanerkenntnisse. Dasjenige, was vor, bei oder 
nach der Abwicklung des rechtsunwirksamen Ge- 
schäftes geleistet wurde, kann zurückgefordert werden. 

Der Anspruch auf Rückforderung kann nur inner- 
halb eines Zeitraumes von drei Jahren, vom Tage des 
Geschäftsabschlusses an gerechnet, geltend gemacht 
werden. 

Strafrechtliche Bestimmungen. 

§ 17. Wegen Vergehens wird mit strengem 
Arreste von drei Tagen bis drei Monaten, womit eine 
Geldstrafe von 500 bis 5000 K verbunden werden 
kann, bestraft, wer gewerbemäßig ein nach § 12 ver- 
botenes Geschäft abschließt oder vermittelt oder wer 
einen anderen zu einem nach § 12 verbotenen Ge- 
schäfte verleitet. 

§ 18. Wegen Vergehens wird mit strengem Ar- 
reste von einem Monate bis einem Jahre, womit eine 
Geldstrafe von 2000 bis 20000 K verbunden werden 
kann, bestraft, wer gewerbemäßig einen anderen 
unter Ausbeutung seiner Unerfahrenheit oder seines 
Leichtsinnes zu einem nach § 12 verbotenen Greschäfte 
verleitet. 

§ 19. Wegen Vergehens wird mit strengem Arreste 
von einer Woche bis zu einem Jahre, womit eine 
Greldstrafe bis zu 20 000 K verbunden werden kann, 
bestraft, wer vorsätzlich auf den Börsepreis von Ge- 
treide oder Mühlenfabrikaten durch Abschluß eines 
Scheingeschäftes oder durch Täuschung über einen 
für die Preisbildung wesentlichen Umstand einwirkt. 

§ 20. Wegen Vergehens wird mit strengem Ar- 
reste von drei Tagen bis zu drei Monaten, womit eine 
Geldstrafe bis zu 5000 K verbunden werden kann, 
bestraft: 

28* 
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1. Wer für eine Mitteilung in der Presse, durch 
welche auf den Borsepreis von Getreide und Mühlen- 
fabrikaten eingewirkt werden soll, einen Vorteil ge- 
währt oder verspricht, oder sich gewähren oder ver- 
sprechen läßt, der in einem auf&Uigen Mißverhält- 
nisse zur Leistung steht; 

2. wer sich für die Unterlassung einer wahren 
Mitteilung über einen für die Bildung des Börse- 
preises von Getreide und Mühlenfabrikaten wesent- 
lichen Umstand einen Vorteil gewähren oder ver- 
sprechen läßt. 

§ 21. Wegen Vergehens wird mit strengem Arreste 
von drei Tagen bis zu drei Monaten, womit eine 
Geldstrafe von 500 bis 5000 K verbunden werden 
kann, bestraft, wer vorsätzlich dem im § 14 statuierten 
Verbote zuwiderhandelt 

§ 22. Im Falle einer Verurteilung nach den 
§§17 bis 21 ist der Verurteilte auf sechs Monate 
vom Besuche einer landwirtschaftlichen Börse ausge- 
schlossen. Die Dauer des Ausschlusses kann von 
der Börseleitung bis Huf drei Jahre ausgedehnt 
werden. 

Schluß bestimm ungen. 

§ 25. Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Kundmachung in Kraft. 

Die Kundmachang erfolgte am 10. Jan. 1903. 

Die zuständigen Ministerien sind ermächtigt, im 
Verordnungswege die erforderlichen Übergangsbestim- 
mungen zu treffen und insbesondere Bestimmungen 
über die Abwicklung der vor Wirksamkeit dieses 
Gesetzes abgeschlossenen Börsetermingeschäfte zu 
schaffen. 

§ 26. Mit dem Vollzuge dieses G^etzes sind 
Meine Minister des Ackerbaues, der Finanzen, des 
Handels und der Justiz beauftragt. 
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B. Verordnung der Ministerien des Acker- 
baues, der Finanzen, des Handels und der 
Justiz vom 3. April 1903, R.GJB. Nr. 78, mit 
welcher die an landwirtschaftlichen Börsen 
für die Geschäftsbedingungen und die Ab- 
wicklung der Börsengeschäfte geltenden 
Vorschriften (Usancen) außer Kraft gesetzt 
werden, sowie die Geschäfte in Getreide 
oder Mühlenfabrikaten auf Grund der für 
den Terminhandel geltenden Vorschriften 
verboten werden. 

Auf Grund der §§ 8 und 12 des (Jesetzes vom 

4. Jänner 1903, R.G.Bl. Nr. 10, wird verordnet 

wie folgt: 

§ 1, Die an den landwirtschaftlichen Börsen, und 
zwar an der Börse für landwirtschaftliche Produkte 
in Wien, der Linzer Fruchtbörse, der Prager Pro- 
duktenbörse, der Grazer Frucht- und Mehlbörse, so- 
wie der Czerno witzer Frucht- und Produktenbörse 
von den Börsen leitungen auf Grund des Gesetzes vom 
1. April 1875, R.G.B1. Nr. 67, zur Regelung der 
Geschäftsbedingungen und der Abwicklung der Börsen- 
geschäfte erlassenen und in Geltung stehenden Vor- 
schriften (Usancen), welche im Sinne des § 8 des Ge- 
setzes vom 4. Jänner 1903, R.G.B1. Nr. 10, außer 
Wirksamkeit zu treten haben, sind im Anhange I 
zu dieser Verordnung angeführt. 

§ 2. Insoweit Bestimmungen der im § 1 be- 
zeichneten Vorschriften den Terminhandel in Getreide 
oder Mühlenfabrikaten regeln, treten diese Bestim- 
mungen an dem Tag, an welchem die Wirksamkeit 
des Gesetzes vom 4. Jänner 1903, R.G.B1. Nr. 10, 
beginnt, das ist am 10. April 1903, außer Kraft. 

Die Bestimmungen sind in dem Anhange II zu 
dieser Verordnung angeführt. 

§ 3. Die übrigen Bestimmungen der im § 1 be- 
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zeichneten Vorschriften treten an den einzelnen land- 
wirtschaftlichen Börsen mit dem Beginne der Wirk- 
samkeit neuer, gemäß § 8 des Gresetzes vom 4. Jänner 
1903, R.G.Bl. Nr. 10, zu erlassender Vorschriften 
zur Regelung der Geschäftsbedingungen und der Ab- 
wicklung der Börsengeschäfte (Usancen) — längstens 
aber am 31. Dezember 1903 — außer Kraft, bis zu 
welchem Zeitpunkte jene Bestimmungen im Sinne des 
§25 des Gesetzes vom 4 Jänner 1903, R.G.Bl. Nr. 10, 
als Übergangsbestimmungen aufrecht erhalten werden. 

§ 4. Auf Grund des § 12 des Gesetzes vom 
4. Jänner 1903, R.G.B1. Nr. 10, werden vom 10. April 
1903 angefangen Geschäfte in Gretreide oder Mühlen- 
fabrikaten verboten, bei welchen die in § 2 bezeich- 
neten Bestimmungen für den Terminhandel in Ge- 
treide oder Mühlenfabrikaten zugrunde gelegt werden, 
mögen diese Geschäfte an einer Börse oder außerhalb 
einer solchen abgeschlossen werden. 

§ 5. Gemäß § 4 sind daher verboten Geschäfte 
der in den Bestimmungen für den Terminhandel 
in Getreide oder Mühlenfabrikaten (§ 2) bezeichneten 
Art, 

1. wenn beim Abschlüsse vereinbart wurde, daß 
diese Geschäfte mit Anwendung des für sie in den 
Bestimmungen festgesetzten Kündigungs- und Liqui- 
dationsverfäirens abgewickelt oder reguliert werden 
sollen; oder 

2. wenn ohne vorausgegangene Vereinbarung tat- 
sächlich die Abwicklung oder Regulierung mit An- 
wendung des für diese Geschäfte in den Bestimmungen 
festgestellten Kündigungs- und Liquidationsverfahrens 
erfolgt. 

Die Anwendung des Verbotes wird dadurch nicht 
ausgeschlossen, daß für die Vermittlung der Kün- 
digung und Liquidation oder Regulierung an Stelle 
der Mitwirkung des Börsensekretariates eine andere 
Einrichtung getroffen wird. 



Digitized by LjOOQiC 



Anhangr 90. Slrafgewalt d. poiit. u. Polizeibehörden. 439 

§ 6. Greschäfte, welche im Sinne der §§ 4 und 
5 verboten sind, ziehen die in dem Gresetze vom 
4. Jänner 1903, R.6B1. Nr. 10, vorgesehenen zivil- 
und strafrechtlichen Folgen nach sich. 

§ 7. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem 
Gesetze vom 4. Jänner 1903, R.GBl. Nr. 10, das 
ist am 10. April 1903, in Wirksamkeit. 

Die Anhänge I nnd II bezeichnen die in Frage kommenden 
Usancen. Übergangsbestimmungen sind getroffen in den Ver- 
ordnungen V. 28. Dez. 1903, R.G.B. Nr. 270, u. v. 29. März 1904, 
R.G.B. Nr. 31 ; — insbesondere aber in der sub C teilweise 
mitgeteilten Vdg. 

C. Verordnung der Ministerien des Acker- 
baues, der Finanzen, des Handels und der 
Justiz vom 3. April 1903, R.G.B. Nr. 80, betref- 
fend die Erlassung von Übergangsbestim- 
mungen für die landwirtschaftlichen Börsen. 

Auf Grund der §§24 und 25 des Gresetzes vom 

4. Jänner 1903, R.GBl. Nr. 10, wird verordnet, 

wie folgt: 

§ 1. Auf die Triester Handelsbörse finden mit 
Rücksicht auf den verhältnismäßig geringen Umfang 
des Börsenverkehrs in Getreide und Mühlenfabrikaten 
bis auf weitere Verordnung die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 4. Jänner 1903, R.G.Bl. Nr. 10, mit 
Ausnahme der §§ 7, 8, 9, Absatz 1, 10 bis 14 und 
16 bis 22, keine Anwendung. 

Anhang 30. 

Kaiserliche Verordnung vom 20. April 1854, 
RGB. Nr. 96, wodurch eine Vorschrift für die 
Vollstreckung der Verfügungen und Er- 
kenntnisse der landesfürstlichen politischen 
und polizeilichen Behörden erlassen wird. 

S 7. Ist im Wirkungski-eise der politischen oder poli- 
zeilichen Behörden ein Verbot erlassen worden, solches 
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mag dich auf eine einzelne Handlung oder auf eine be- 
stimmte Gattung von Handlungen beziehen, so haben die 
betreffenden politischen oder polizeilichen Behörden zur 
Durchsetzung dieser Vorschrift unmittelbar gegen diejenigen, 
welche das Verbot zu übertreten suchen, oder in dessen 
Nichtbeachtung verharren, die zum Zwecke führenden Voll- 
zugs- und Exekutionsmittel in Anwendung zu bringen, 
und die für den Fall der Übertretung oder Widersetzlich- 
keit bestimmte oder in Ermangelung einer ausdrücklichen 
besonderen Straf Sanktion die im § 11 festgesetzte Strafe 
zu verhängen. 

Übertretungen oder Außerachtlassungen solcher Verbote 
unterliegen, wenn dafür nicht ausdrücklich eine besondere 
Straf Sanktion festgesetzt ist, der im § 11 bestimmten Strafe. 

§ 8. Bei der Vollziehung der durch die politischen 
oder polizeilichen Behörden erlassenen Anordnungen und 
Verbote und bei den eingeleiteten Exekutionsfimrungen 
hat die Gendarmerie oder die im Orte bestehende Polizei- 
wache nach Maßgabe der dlesfälligen Instruktionen die 
erforderliche Assistenz zu gewähren, und die Behörden sind 
berechtiget, ihren Anordnungen durch Aufbietung der Mili- 
tär-Assistenz zureichenden Nachdruck zu geben. 

§ 9. Die landesfürstlichen politischen und polizeilichen 
Behörden sind berechtiget, die in ihrem Amtsgebiete be- 
findlichen Personen, deren Erscheinen in einer Amtshand- 
lung nötig ist, vorzuladen. 

In den Fällen, in welchen es nicht zulässig ist, daß der 
Vorgeladene sich durch einen beglaubigten Bevollmäch- 
tigten vertreten lasse, ist in der Vorladung ausdrücklich zu 
bemerken, daß das persönliche Erscheinen erforderlich sei. 

Wer nicht durch Krankheit, Gebrechlichkeit oder sons- 
tige gegründete Hindernisse vom Erscheinen abgehalten 
zu sein nachweiset, hat die Verpflichtung, der Vorladung 
Folge zu leisten und die verlangten Auskünfte zu geben. 

Erscheint ein Vorgeladener nicht, so wird er in der 
Regel neuerlich vorgeladen, unter Androhung einer Geld- 
buße von einem bis einschließig zwanzig Gulden Kon- 
ventions-Münze und der Erlassung oder Erwirkung eines 
Vorführungsbefehles für den Fall des Nichterscheinens. 
Bleibt der Vorgeladene ungeachtet der nachgewiesenen Vor- 
ladung, ohne giltige Entschuldigungsgründe vorzubringen, 
dennoch aus, so kann wider ihn die Geldbuße verhfiigt 
und erforderlichen Falles der Vorführungsbefehl ausge- 
fertiget werden. 

Ausnahmsweise kann in dringenden Fällen schon in 
der ersten Vorladung, unter ausdrücklicher Hinweisung auf 



Digitized by LjOOQIC 



Anhang 90. Strafgewalt d. poiit. o. Polizeibehörden. 441 

die Dringlichkeit des Erscheinens, die sonstige Eriassung 
eines Vorführungsbefehies in Aussicht gestellt werden, 
wonach es gestattet ist, die Vorführung gleich nach dem 
ersten , nicht durch giltige Entschuldiunggsgründe gerecht- 
fertigten Ausbleiben eines Vorgeladenen zu veranlassen. 
Ist fle Vorladung von Seite einer politischen Behörde er- 
folgt, so wird der Vorführungsbefehl von ihr selbst aus- 
gefertiget Der Gemeindevorsteher aber hat die Erlassung 
eines Vorführungsbefehles gegen einen von ihm fruchtlos 
Vorgeladenen , unter Nachweisung der Notwendigkeit des 
Erscheinens und der gehörig gescnehenen Vorladung, bei 
der unmittelbar vorgesetzten Behörde nachzusuchen. 

Der Vorführungsbefehl wird entweder durch die Diener 
der politischen oder polizeilichen Behörden, oder durch die 
Gendarmerie, oder cfie im Orte bestehende Polizeiwache 
und nötigen Falles durch Militär-Assistenz vollstreckt. 

Durch vorstehende Bestimmungen werden die sonstigen 
Folgen, welche nach dem Gesetze mit dem Nichterscheinen 
der Vorgeladenen verbunden sind, nicht aufgehoben, es 
mag die Vorladung der betreffenden Person entweder un- 
mittelbar zugekommen, oder durch Einschaltung in öffent- 
liche Blätter oder Anschlag an öffentlichen Orten erfolgt 
sein. Ebenso werden dadurch jene Fälle nicht berührt, wo 
jemand nach gesetzlicher Vorschrift ohne Vorladung so- 
gleich vor eine Behörde zu stellen oder festzunehmen ist. 

§ 11. Jedes polizeiwidrige Verhalten an öffentlichen 
Versammlungsorten, namentlich in Hörsälen, Theatern, 
Ballsälen, Wirts- und Kaffeehäusern usw., dann auf Eisen- 
bahnen, Dampfschiffen, Postwagen u.dgl., wodurch die 
Ordnung und der Anstand verletzt, das Vergnügen des 
Publikums gestört oder sonst ein Ärgernis gegeben wird, 
femer jede demonstrative Handlung, wodurch Abneigung 
gegen die Regierung oder Geringschätzung ihrer Anord- 
nungen ausgedrückt werden soll, wird unvorgreiflich der 
etwa eintretenden straf^erichtlichen Verhandlung, mit einer 
Ordnungsbuße von einem bis einschließig einhundert 
Gulden Konventions -Münze oder von sechsstündiger bis 
vierzehntägiger Anhaltung geahndet, je nachdem die eine 
oder die andere Buße nach Umständen angemessener oder 
wirksamer erscheint 

[Bei den im § 248 des Strafgesetzes erwähnten Per- 
sonen und unter den dort bestimmten Beschränkungen, 
kann statt der Anhaltung oder in Verschärfung derselben, 
auch körperliche Züchtigung in Anwendung kommen.] 

Die körperliche Züchtigung ist aufgehoben durch § 1 d 
Novelle von 1867, Anhang 2. 
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In Hinsicht der zu verhängenden Strafe ist jedoch von 
dem Grundsatze auszugehen, daß die Strafe nie höher, als 
der kleinste Grad jener Strafe zu bemessen sei, weiche 
nach dem allgemeinen Strafgesetze hätte verhängt werden 
müssen, wenn die in Frage stehende Handlung die Eigen- 
schaft eines Vergehens oder einer Übertretung im Sinne 
dieses Strafgesetzbuches gehabt hätte. 

§ 12. Sowie den politischen und polizeilichen Organen 
unter strenger Verantwortlichkeit im ämtlichen Verkehre 
mit jedermann ein anständiges Benehmen zur Pflicht ge- 
macht ist, ebenso ist auch denselben bei ihren Amtshand- 
lungen von iedermann mit Achtung zu begegnen. 

Wer sicn daher 

a) gegen einen politischen oder polizeilichen Beamten in 
Ausübung gesetzlicher Amtshandlungen, oder gegen 
Wachen und obrigkeitliche Diener, welche an öffent- 
lichen Orten oder in Privatwohnungen ämtliche Auf- 
träge zu vollziehen haben, ungestüm und beleidigend 
benimmt, und ungeachtet vorausgegangener Ermahnung 
in einem, den ämtlichen Charakter verletzenden Be- 
tragen beharrt, wer sich 

b) gegen einen Gemeindevorsteher bei Vollziehung eines 
Auftrages, welcher ihm nach dem Gesetze, oder kraft 
einer besonderen Weisung einer Behörde zu vollführen 
obliegt, beharrlich ein ungestümes und beleidigendes 
Verfahren zu Schulden kommen läßt, oder wer 

c) in einer, von ihm selbst, oder über seinen Auftrag 
von einem Dritten verfaßten Eingabe an eine Behörde 
sich einer, dieselbe beleidigenden Schreibart bedient, 
oder eine solche Eingabe für einen Dritten verfaßt, 
verfällt der § 11 festgesetzten Straf behandlung. 

Vgl. jetzt § 86 Zivilproz.Odg. und § 85 Ger.Org.Ges. 

§ 13. Der Tatbestand ist auf die möglichst einfache 
Art zu erheben. 

In den Fällen des § 12, lit. a) und b) kann die mit 
Berufung auf den Diensteid abgegebene Äußerung des 
politischen oder polizeilichen Beamten oder Dieners, sowie 
die gleichartige Aussage des Gemeindevorstehers, inso- 
feme dieselbe nicht durch irgend einen Umstand zweifel- 
haft gemacht wird, zum rechtlichen Beweise als hinreichend 
angesehen werden. 

§ 14. Die Handhabung der Strafgewalt bezüglich 
der im S 11. bezeichneten Handlungen steht in Orten, 
wo sich eme landerfürstliche Polizeibehörde befindet, dieser 
Behörde, und wo dies nicht der Fall ist, der politischen 
Bezirksbehörde zu. Dagegen hat in den, im § 12 bezeich- 
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neten Fällen, der Vorstand der politischen oder polizeilichen 
Behörde, bei deren Amtshandlung das zu ahndende Ver- 
fahren stattfand, und wenn dieses gegen einen Gemeinde- 
vorsteher verübt wurde, der Vorstand jener politischen 
Bezirksbehörde, in deren Gebiet die betreffende Gemeinde 
gelegen ist, das Straferkenntnis zu schöpfen. 

Ist die Beleidigung in einer schriftlichen Eingabe ge- 
schehen, und gegen die Behörde im ganzen, oder gegen 
die Person des Vorstehers gerichtet, so hat die vorgesetzte 
Stelle eine andere Behörde zur Verhandlung des Gegen- 
standes und zur Urteilsschöpfung zu delegieren. 

§ 15. Beschwerden gegen die . in Gemäßheit dieser 
Verordnungen erlassenen Verfügungen oder Disziplinar- 
Erkenntnisse sind an die politische Landesbehörae , in 
höherer Linie aber in der Kegel an das Ministerium des 
Innern zu richten. 

In den Fällen aber, wo gegen ein wegen einer Vorladung 
oder in Wahrung des ämtlichen Ansehens geschöpftes Dis- 
ziplinar-Erkenntnis (§§ 9 und 12) einer Polizeibehörde rekur- 
riert, oder über das Benehmen einer Polizeibehörde oder 
eines polizeilichen Organes Beschwerde geführt wird, ist die 
Beschwerde an die oberste Polizeibehörde zu richten. 

Eine solche Berufung hat jedoch in den Fällen des 
§12, a), [falls nicht durch die in erster Instanz erkennende 
Behörde auf die Strafe der körperlichen Züchtigung er- 
kannt worden ist,] keine die Vollstreckung der Verfügung 
oder des Erkenntnisses hemmende Kraft, und bildet für 
die höhere Behörde nur insoweit einen Gegenstand der 
Verhandlung, als jeder Beamte für die Gesetzmäßigkeit 
seiner Amtshandlungen verantwortlich ist 

Gegen Straf erkenntnisse , die in den Fällen des §11, 
sowie nach § 12, lit b) und c) gefällt werden, [oder wobei 
in den Fällen des § 12, lit. a) auf körperliche Züchtigung 
erkannt worden ist], findet, es mögen diese Erkenntnisse 
von der eigenen oder einer delegierten Behörde erlassen 
sein, die Berufung an die höhere Stelle, und zwar mit auf- 
schiebender Wirkung statt, jedoch muß dieselbe binnen 
der gesetzlichen Frist bei der Behörde, die das Erkenntnis 
gefällt hat, eingereicht werden. 

§ 16. Den landesfürstlichen politischen Behörden wer- 
den in betreff der Handhabung der in den vorstehenden 
Paragraphen bestimmten Exekutiv- und Straf gewalt, auch 
diejenigen Gemeindeämter (Magistrate u. dgl.) gleichgestellt, 
welchen in dem ihnen zugewiesenen Amtsgebiete an der 
Stelle der landesfürstlichen Bezirksbehörden die politische 
Geschäftsführung anvertraut ist 
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Anhang 31. Forst- und Feldsohutz.^ 
A. Forstgesetz v. 3. Dez. 1852, R.G.B. Nr. 250. 

Dritter Abschnitt. 

Von den Waldbränden und Insektenschäden. 

§ 44. Bei Anraachung von Feuern und dem Gebrauche 
feuergefährlicher Gegenstände in Wäldern und am Eande 
derselben ist mit strenger Vorsicht vorzugehen. 

Wenn aus Vernachlässigung solcher Vorsicht oder aus 
sonstigem Verschulden Brandschäden entstehen, hat der 
daran Schuldtragende für den so entsprungenen Schaden 
Ersatz zu leisten, und kann nach Maßgabe der Umstände, 
insofeme nicht das allgemeine Strafgesetz in Anwendung 
zu bringen ist, mit einer Geldstrafe von fünf bis vierzig 
Gulden Konventions-Münze oder mit einer Arreststrafe von 
einem bis zu acht Tagen belegt werden. 

§ 45. Jeder, der im Walde oder an dessen Rande ein 
verlassenes und unabgelöschtes Feuer trifft, ist nach Tun- 
lichkeit zu dessen Löschung verpflichtet. Nimmt jemand 
einen Waldbrand wahr, so hat er dies den Bewohnern der 
nächst befindlichen Behausung in der Richtung, wohin ihn 
sein Weg führt, bekannt zu geben. Diese sind verbunden, 
bei dem nächsten Ortsvorstande und dem Waldbesitzer 
oder seinem Forstpei-sonale hierüber alsogleich die Anzeige 
zu machen. Die unterlassene Anzeige eines Waldbrandes 
ist mit fünf bis fünfzehn Gulden Konventions-Münze oder 
Arrest von einem bis drei Tagen zu bestrafen. 

§ 46. Alle umliegenden Ortschaften können von dem 
Wäldbesitzer, dem Forstpersonale oder den Ortsvorständen 
zur Löschung des Waldbrandes aufgeboten werden. ^ Die 
aufgebotene Mannschaft hat mit den erforderlichen Lösch- 
gerätschaften, als: Krampen, Hauen, Schaufeln, Hacken, 
Wasser-Eimern u. dgl., sogleich an die Stelle des Brandes 
zu eilen, und daselbst tätigst Hilfe zu leisten. Die Orts- 
vorstände und Forstbediensteten sollen die Löschmann- 
schaft begleiten. 

Die Leitung des Löschgeschäftes kommt dem am Platze 
befindlichen höchstgestellten Forstbediensteten und, falls 
kein solcher zugegen sein sollte, dem Vorstande der Ortsge- 
meinde, in deren Markung der Waldbrand statthat, oder 
dessen Stellvertreter zu. 

§ 47. Demjenigen, dem diese Leitung obliegt, ist in 

1) Vgl. Schiff, Agrarrecht, S. 96ff., 103. 
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den Anoj-dnungen zur Loschung des Waldbrandes jedenfalls 
unbedingte Folge zu leisten. 

Die übrigen Ortsvorstände und Forstbediensteten haben 
die Ordnung unter der Loschmannschaft zu erhalten, und 
auf Ausführung der angeordneten Löschmaßregeln hinzu- 
wirken. Nach gelöschtem Brande ist die Brandstelle durch 
einen bis zwei Tage, oder nach Erfordernis noch länger 
bewachen, weshalb die hiezu nötige Mannschaft zu be- 
stellen ist 

§ 48. Ortsvorstände, welche das Aufgebot zur Wald- 
brandlöschun^ unterlassen, sind mit fünf ois fünfzig Gul- 
den Eonventions-Münze, diejenigen Personen, welche dem 
Aufgebote der Ortsvorstänae ohne zureichenden Grund 
keine Folgen leisten, aber mit fünf bis fünfzehn Gulden 
Eonventions-Münze oder Arrest von einem bis zu drei 
Tagen zu bestrafen. 

Vierter Abschnitt. 

Vom Forstschutzdienste. 

§ 53. Das auf den Forstschutzdienst nach § 52 be- 
eidete Personale wird im Foi-stdienste als öffentliche Wache 
angesehen, genießt in dieser Beziehung alle in den Ge- 
setzen gegründeten Rechte, welche den obrigkeitlichen Per- 
sonen und Zivil wachen zukommen, und ist befugt im 
Dienste die üblichen Waffen zu tragen. Jedermann ist 
gehalten, seinen dienstlichen Aufforderungen Folge zu 
leisten. 

§ 54. Von den Waffen darf das Forstpersonale nur 
im Falle gerechter Notwehr Gebrauch machen . . . 

Fünfter Absohnitt. 

Von den Übertretungen gegen die Sicherheit des Wald- 
EigentunieSj den zur Untersuchung und Bestrafung derselben, 
sowie aller übrigen in diesem Patente festgestellten Über- 
tretungen bestimmten Behörden und dem dabei zu beobach- 
tenden Verfahren, 

§ 59. Diejenigen Verletzungen der Sicherheit des Wald- 
Eigentumes, welche in dem allgemeinen Strafgesetze vor- 
gesehen sind, werden nach eben diesem Gesetze beurteilt 
und behandelt. 

§ ÖO. Nebst den Übertretungen der Eingeforsteten 
(§ 18) und den in den §§44 bis einschließlich 51 bezeich- 
neten unerlaubten Handlungen und Unterlassungen, sind 
auch noch nachstehende Handlungen, insoweit auf die- 
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selben das allgemeine Strafgesetz keine Anwendung findet, 
und falls sie ohne Zustimmung des Wald- Eigentümers oder 
dessen Stellvertreters oder den festgesetzten Bedingungen 
entgegen auegeübt werden, als Forstfrevel anzusehen und 
zu bestrafen; 

1. Das Sammeln von Raff- und Klaub- oder Leseholz. 

2. Das Anhacken und Anplatzen oder sogenannte An- 
kosten stehender Bäume und Stangenhölzer, das Anbohren 
derselben, das Einhauen von Kerben, Besteigen mittelst 
Steigeisen, die Beschädigung durch Weiterförderung von 
Holz und Steinen (Anpirechen), das Beklopfen und An- 
schlagen an dieselben und ihre Entrindung (Streifenziehen, 
Anlachen, Ringeln). 

3. Die Zueignung von Rinde am Boden liegender 
Bäume, die Entblößung von Baum wurzeln, das Stoclo-oden, 
dann das Abhauen, Abschneiden und Abreißen von Gipfeln, 
Ästen und Zweigen, sowie das Abstreifen von Laub 
(Schneiteln oder Schnatten, Graßetauen, Laubstreifen). 

4. Das Ausgraben, Aushauen oder Ausziehen und 
jede anderweitige Beschädigung junger Baum- und Strauch- 
pflanzen, dann die Gewinnung von Besenreis, Gerten, 
Wieden,Stöcken, Reifstangen und anderen kleinen Holzsorten. 

5. Das Sammeln von Baumsäften (Harz, Terpentin, 
Birken- und Ahomsaft), von Waldfrüchten (Holzsamen, 
Waldobst, Beeren), von Schwämmen und Baummoder, so- 
wie das Wurzelgraben. 

6. Die unberechtigte Gewinnung von Bodenstreu jeder 
Art (Laub, Nadeln, Unkräuter, Moos etc.), ganz besonders 
die Sammlung derselben mit Hauen und eisernen Rechen ; 
die Zueignung von Erde, Lehm, Torf, Steinen, Gips und 
anderen mineralischen Stoffen, das Rasen - Abschälen 
(Plaggenhauen, Holten), dann das Mähen, Abschneiden und 
Ausrupfen von Waldgras, Kräutern und anderen Ge- 
wädisen, welche keine Forstkulturpflanzen sind. 

7. Das Verbleiben im \Valde ge^en die ausdrückliche 
Weisung des Forstpersonales § 55, die Bildung neuer und 
die Benutzung außer Gebrauch gesetzter Wege und Stege, 
die Anlage von Erdgefähiten (Erdriesen), die Ableitung 
von Wässern in nachbarliche Waldungen, die Anlage von 
Kohlstätten und jede anderweitige Benützung des Wald- 
bodens. 

8. Der unberechtigte Vieh-Eintrieb in fremde Wälder 
überhaupt, dann der Eintrieb einer größeren Anzahl an- 
derer Gattung oder Altersklasse des Viehes, die Benützung 
der Waldweide an anderen Orten und zu einer anderen 
Zeit, als die erteilte Bewilligung gestattet 
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§61. Wer ohne Bereditagung oder ohne Erlaubnis, 
oder den festgesetzten Bedingnissen entgegen, Raff- und 
Elaubhok sammelt, kann zur Zurücklassung des bereits 
^esaimnelten Holzes gezwungen werden, die unerlaubter 
Weise mitgenommenen Werkzeuge und Handgeräte ver- 
fallen dem Armenfonde des Ortes, in dessen Bezirke die 
strafbare Handlung begangen wurde. In Wiederholungs- 
fällen hat eine Arreststrafe von ein bis drei Tagen einzu- 
treten. 

§ 62. Insofeme nicht die allgemeinen Strafvorschriften 
oder die Bestimmung der §§ 44 bis einschließlich 51, dann 
des § 61 einzutreten haben, sind die im § 60 als Forst- 
frevel erklärten Handlungen, also auch die Übertretungen 
der Eingeforsteten (§ 18) nach Verhältnis der Milderungs- 
oder Erschwemn^sgründe mit einem bloßen Verweise zu 
ahnden, oder mit Arrest von einen bis vierzehn Tagen 
oder mit 5 bis 50 fl. Eonventions-Münze zu bestrafen. 

§ 66. Wenn nachweislich das Vieh nur durch Bergung 
in einem benachbarten Walde drohender Gefahr entzogen 
werden konnte (Schneeflucht, Bergung bei heftigen Ge- 
wittern, Hagelschlag etc. etc.), so ist der vollführte Vieh-Ein- 
trieb nicht strafbar. Hiebei verursachte Beschädigungen 
sind jedoch zu vergüten. 

§ 67. Hirten, weiche den forstgesetzlichen Bestimmungen 
zuwider handeln, sind nach § 62 zu bestrafen. 

Jedermann, der Hegezeichen abreißt, zerstört, oder 
wie immer beschädiget oder verdirbt, ist verbunden, hie- 
für Ersatz zu leisten, und soll außerdem, insofeme dadurch 
nicht eine nach dem allgemeinen Strafgesetze zu ahndende 
strafbare Handlung begangen wird, als Forstfrevler mit 
Arrest von einem bis zu drei Tagen, oder mit einer Geld- 
strafe von 5 bis 15 fl. Konventions-Münze belegt werden. 

§ 68. Das Verfahren hinsichtlich allerjener strafbaren 
Handlungen gegen die Sicherheit des Wald-Eigentumes, 
welche nach den allgemeinen Strafgesetzen zu ahnden sind, 
ist von den Strafgerichten nach Maßgabe der bestehenden 
Gesetze zu pflegen. 

Wenn sich indes derlei Handlungen nur als die eben 
angeführten Übertretungen (Forstfrevel §§ 60 bis 67) oder 
als Übertretungen der, für die Holztrift und Triftbauten 
festgesetzten Bestimmungen (§41) darstellen, so steht das 
Strafverfahren und die Aburteilung der Übertreter den 
politischen Behörden ebenso zu, wie dies in betreff der 
Übertretungen der Waldbesitzer (§ 18) und der in den §§ 44 
bis einschließlich 51 bezeichneten unerlaubten Handlungen 
und Unterlassungen festgesetzt ist. 
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§ 69. Das Verfahren gegen diese Übertretungen ist 
nicht nur auf Verlangen des Beschädigten oder auf die An- 
zeige eines zur Aufsicht über die Wälder, Felder, Wein- 
gärten, und dergleichen öffentlich von einer Gemeinde 
oder auch von Privaten bestellten und amtlich beeideten 
Beamten oder Dieners i Forst-Aufsichtspersonale [§ 52], 
Feld-, Garten-, Weinhüter u. dgl.), femer eines Beamten 
oder Dieners der allgemeinen »icberheitsbehorden, insbe- 
sondere der Gendarmen und Finanzwächter einzuleiten und 
durchzuführen, sondern auch dann, wenn die politische 
Behörde auf was immer für eine andere Weise von dem 
begangenen Forstfrevel Kenntnis erhält 

B. Feldscbutzgesetze. 

Der Feldschutz ist durch die LandesgesetzgeboDg geregelt; 
die verschiedenen Landesgesetze sind einander sehr ähnHch; 
als Mnster diene das jüngste, für Tirol erlassene Gesetz, 
nach dem im Just. Min. Vdgs. Bl. v. 1903, S. 86, enthaltenen 
Auszüge : 

Das für die gefürstete Grafschaft Tirol wirksame Ge- 
setz vom 29. Dezember v. J., verlautbart in dem am 4. März 
d. J. ausgegebenen Stück VII des L.G.B1. unter Nr. 13, be- 
treffend den Schutz des Feldgutes, das ist nach § 1 aller 
Sachen, „welche mit dem Betriebe der Land- und Feld- 
wirtschaft im weitesten Sinne im unmittelbaren oder mittel- 
baren Zusammenhange stehen, insolange sie sich auf offenem 
Felde befinden", enthält unter anderem folgende Bestim- 
mungen: 

§ 2. „Als Feldfrevel „werden alle Beschädigungen der 
Feldgutes (§1) und alle Übertretungen der in diesem Gres 
setze enthaltenen oder auf Grund dieses Gesetzes von do- 
hiezu berechtigten Behörde zum Schutze des Feldgutes er- 
lassenen besonderen Verbote bestraft, sofeme diese Be- 
schädigungen oder Übertretungen dieser Verbote nicht der 
Behandlung nach dem allgemeinen Strafgesetze oder nach 
besonderen, für den Schutz anderer Zweige der Landes- 
kultur, namentlich der Wasserrechte, oder für die Hand- 
habung der Straßenpolizei, zum Schutze der für die Boden- 
kultur nützlichen Vögel und der Edelweißpflanze erlasseneu 
Gesetze und Vorschriften unterliegen." 

§ 3. „Insbesondere werden unter den Voraussetzungen 
des §2 als verboten erklärt: 

a) das unbefugte Gehen, Lagern, Reiten, Fahren in 
Gärten, auf oebauten oder zum Anbau bereits vorbo 
reiteten Äckern, auf Wiesen zurzeit des Graswuchses 
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endlich auf Gnin^stücken jeder Art, sobald die- 
selben durch Einfriedung, Verbotstafeln oder andere 
kennbare Wamungszeichen als abgesperrt bezeich- 
net sind; 

b) das unbefugte Betreten von Wegen und Steigen, 
welche zurzeit des Reifens der Trauben oder anderer 
Feld- und Baumfiüchte über Verfügen eines hiezu 
Berechtigten abgesperrt und durch Verbotstafeln oder 
andere kennbare Zeichen als verbotene Wege be- 
zeichnet sind; 

c) das unbefugte Beseitigen oder Beschädigen von Ein- 
friedungen, sowie das Öffnen der Abschlußvor- 
richtungen an denselben, ohne sie wieder zu schließen, 
und das Beseitigen oder Beschädigen der Verbots- 
tafeln oder Wamungszeichen ; 

d) die unbefugte Eröffnung von Fußsteigen und Feld- 
wegen über fremde Grundstücke; 

e) die eigenmäehtige Einackerung, ümgrabung oder 
sonstige Beschädigung gemeinschaftlicher Feldwege, 
Fußsteige oder Raine (Anwander), Verrückung oder 
Beseitigung der Grenzzeichen, dann Abackerung von 
fremdem Grunde." 

Die §§10 und 11 enthalten die Strafbestimmungen. 

Die §§13 ff. betreffen das Feldschutzpersonale. 

Zufolge § 18 ist der Feldhüter befugt, im Dienste eine 
Feuerwaffe und andere ortsübliche Waffen zu tragen, von 
welchen Waffen jedoch nur im Falle gerechter Notwehr 
und zu dem im Schlußsatze des § 25 bezeichneten Zwecke 
(Tötung des Federviehes, dessen Pfändung nicht geschehen 
kann) Gebrauch gemacht werden darf. 

§ 19 lautet: 

„Die Feldhüter sind, wenn sie in Ausübung des Dienstes 
handeln und hiebei das vorgeschriebene Dienstkleid oder 
Dienstzeichen tragen, als öffentliche Wache im Sinne 
des Gesetzes vom 16. Juni 1872, R.G.B1. Nr. 84, anzusehen 
und genießen die in den Gesetzen gegründeten Rechte, 
welche den obrigkeitlichen Personen und Zivilwachen zu- 
kommen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über das von beeideten 
Staatsdienem in bezug auf deren dienstliche Wahrneh- 
mungen in Strafsachen abgelegte Zeugnis finden auf die 
gleichartigen Zeugenaussagen der Feldhüter Anwendung.** 

§ 20 bestimmt: „Der Feldhüter darf Verhaftungen nur 
zum Zwecke der Ablieferung an die zum weiteren Ver- 
fahren zuständige Behörde und nur unter folgenden Vor- 
aussetzungen vornehmen : 

^öffler, Stmfrecht. I. 29 
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1. wenn der bei Verübung einer strafbaren Handlung 
an den Gegenständen seiner Beaufsichtigung Betretene 

a) dem Feldhüter unbekannt ist oder innerhalb der 
Gemeinde oder der Gemeinden, in welchen sein Auf- 
sichtsgebiet liegt, keinen Wohnsitz hat, oder 

b) sich seiner dienstlichen Aufforderung widersetzt oder 
sich an ihm vergreift; 

2. wenn ein Unbekannter auf fremdem Grund und 
Boden oder in der Nähe von Gegenständen der Beauf- 
sichtigung des Feldhüters unter Umständen getroffen wird, 
welche den dringenden Verdacht erregen, daß er eine 
strafbare Handlung an den erwähnten Gegenständen ver- 
übt oder zu vemben versucht haf 

Die Abnahme der von der strafbaren Handlung her- 
rührenden, sowie der zur Verübung derselben bestinmiten 
Sachen, dann die Privatpfändung von Vieh durch die Feld- 
hüter wird durch die §§ 22 ff. geregelt 

Die §§ 30 ff. betreffen das Verfahren und die zu seiner 
Durchführung berufenen Behörden (Gemeinden und poli- 
tische Behörden). 
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Alphabetisches Sachregister. 



(Die Paragraphenzitate beziehen sich auf das Strafgesetzbuch.) 



Aberratio ictus § 134. 

Abolition: Art. 13 St.Gr.G. 
ü. d. richterl. Gew. S. 25. 

Abtreibung der Leibes- 
frucht §§ 144ff. 

Alter unter 14 Jahren etc. 
§§ 2, lit. d, 237, 269 f., 
S. 243fl. 

Ammen, mit ansteckender 
Krankheit, § 379. 

Amnestie: Art. 13 StGr.G. 
ü. d. richterl. Gew. S. 25. 

Amtsanmaßung §§ 199, 
lit. b; 333. 

Amtssiegel, Eröffnung der- 
selben,*^ § 317. 

Anklageschrift, vorzeitige 
YeroSentlichung im Druck, 
S. 242. 

Ansteckende Krankheit, 
§§ 379, 393ff. S. 317, § 5, 
Z. 3. 

Anstiftung §5; versuchte 
A. §9. 

Anzeige der Zeit des Todes, 
unrichtige, § 375. 

Apotheker § 345 ff. 

Arzneien, schlechte Berei- 
tung, § 349ff. 

Arzneimittel § 345ff. 

Ärzte, Anzeigepflicht, §§349, 
359; Unwissenheit dersel- 
ben §356 f.; Nachlässigkeit, 
§358. 



Aufforderung zu grund- 
losen Beschwerden § 301. 

Auflauf §279ff. 

Aufreizung zu Feindselig- 
keiten gegen Nationalitäten, 
Keligionsgenossenschaften, 
Körperschaften u. dgl. §302. 

Aufruhr § 73. 

Aufsichtsloses Fuhrwerk, 
§430. 

Aufstand § 68. 

Aufwieglung § 300. 

Ausland, Ausländer §§ 36ff., 
234 f. 

Ausnahmsverfügung 
S. 10, 15. 

Ausspähung, §67 U.S. 243. 

Auswanderungsgeschäf- 
te, S. 397. 

B ad en in Flüssen usw. § 338. 

Bank, österr.-ungarische, Pri- 
vilegium, S. 329 ff. 

Bauten, verschiedene Ge- 
brechen derselben, § 381 ff. 

Bedenklicher Ankauf 

§471 ff. 

Befreiung von Verhafteten 
§217. 

Begnadigung: Art. 13 
StGr.G. ü. d. richterl. Gew. 
S. 25 u. §§ 226, 529. 

Beleidigung § 487 ff., vgl. 
S. 241f. 

29* 
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Beleidigung der Mitglieder 
des kaiserl. Hauses § 64. 

Beleidigung der öffentl. 
Beamten,Diener,Waohen etc. 
§312. 

Beleidigung einer gesetz- 
lich anerkanntenKirche oder 
Keligionsgesellschaft § 303. 

Beleidigungen, tätliche, 
im Amte § 331. 

Beleuchtung, Beschädi- 
gung der öffentlichen, 
§317. 

Berauschung, §§2. lit. c, 
236, 523 ; eingealterte Trun- 
kenheit § 524; galizisches 
Trunkenheitsgesetz S. 328. 

Berichtigung §19 Preß- 
ges., S. 258. 

Beschädigung, körper- 
Uche, .§§ 152ff., 335, 411. 

Beschlagnahme einer 

Druckschrift S. 267. 

Besserungsanstalten 
S. 320f. 

Bestechung §§104,105,311. 

Betteln § 2 V.G. S. 316. 

Bettelzeugnisse §3y.6. 
S. 312. 

Betrug § 197ff., 461. 

Bigamie §206 f. 

Blutschande § 131; vgl. 
§501. 

Böser Vorsatz §§ 1, 2, 238 

Boshafte Beschädigung frem- 
den Eigentumes §§ 85, 
315 ff., 468. 

Boshafte Handlungen oder 
Unterlassungen unter beson- 
ders gefährlichen Verhält- 
nissen § 87. 

Brandlegung §§ 166ff. 

Brief- u. Schriftgeheimnis 
S. 8, 307. 

Brunnen, Verunreinigung 
von, § 398. 



Butter, Ges. betr. den Ver- 
kehr mit derselben, S 422 ff. 

Dardanariat §482. 

Deserteur, Verhehlung, 
§220. 

Diebstahl §§171ff.,306, 460, 
463, 525. 

dolus (indirectus) § 1. 

Drohung, gefährliche, § 99. 

Drucker, S. 251, §5. 

Druckschriften; Begriff: 
Art. n K. M. P. u. § 4 
Preßges., S. 251; verant- 
wortliche Personen: § 7; 
Beginn der Strafbarkeit: 
§ 10 ; periodische : § 7 Preßg. 
S. 252. 

Duell §§158ff. 

Ehebruch §502. 

Eheschließung, gesetzwi- 
drigCi § 507; Erzwingung 
nichtiger Ehen durch die 
Eltern § 508. 

Ehrenbeleidigung §487ff. 

Einmengung in Amtshand- 
lungen § 314. 

Einwilligung des Ver- 
letzten § 4. 

Einzelhaft, Vollziehung von 
Freiheitsstrafen in, S. 229. 

Entehrung einer minderjäh- 
rigen Anverwandten durch 
einen Hausgenossen § 504. 

Entehrung unter der j Zu- 
sage der Ehe § 506. 

Entführung §96. 

Erlassung der Strafe §§226, 
529f. 

Erpressung § 98. 

Erschwerende Umstände 
§§43 ff., 263. 

Erwerbs- u. Wirtschaftsge- 
nossenschaften S. 310. 
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Executionsyereitelung 
S. 342. 

Fahren, schnelles und unbe- 
hutsames, § 427 f. 

Falsches Zeugnis § 199a. 

Feldschuti S. 448flf. 

Fenster, Herabwerfen von 
denselben u. dgL, § 426. 

Feuergefährliche Hand- 
lungen §434ff. 

Fleischverkauf von einem 
nicht nach Vorschrift be- 
schauten Yiehe § 399. 

Folgen d. Verurteilung 
§§26 ff., 268; S. 235 ff. 

Forstgesetz S. 444 ff. 

Freiheit, persönliche, S. 8, 
10 , unbefugte Einschrän- 
kung § 93. 

Fund Verheimlichung 
§ 201, c. 

Gebäude, Einsturz derselben 
u. dgl., §381 ff. 

Gefährliche Drohung 
§99. 

Geheime Gesellschaften 
§ 285ff. 

Geheimnisse der Kranken, 
Aufdeckung durch Ärzte 
usw., §498 f. 

Gehilfe §5. 

Gelbes Fieber, Einschlep- 
pung zur See, S. 279 f. 

Geld verkehr, Delikte in Be- 
zug auf denselben, S. 329 f. 

Getreidepreis, Einwirkung 
darauf, S. 435 f. 

Getreideterminhandel 
S. 433 ff. 

Gewerbe Inspektoren 
Ö. 343. 

Gewehre, unterlassene Ver- 
wahrung geladener, § 373 ; 
unvorsichtige Abdruckung, 
§374. 



Gift, Handel damit usw., 
§361ff. 

Glaubens- U.Gewissens- 
freiheit S. 9. 

Grabstätten und Leichen 
§306. 

Gutheißung von ungesetz- 
lichen oder unsittlichen 
Handlungen § 305. 

Häftlinge, Delikte derselben 
S. 39, 61. 

Hausfriedensbruch §83. 

Hausrecht S. 8, 13. 

Hehlerei §§ 185, 464, 196. 

Heilmittel § 345 ff. 

Herabwürdigung der Ein- 
richtungen der Ehe, der 
Familie, des Eigentumes, 
§ 305 ; der Verfügungen der 
Behörden § 300. 

Hochverrat § 58ff. 

Immunität der Abgeordne- 
ten etc. 8. 1 f., 6, 34, 35. 

Internationales Straf- 
recbt §§ 36 ff., 234 f. 

Irrtum § 2 lit. e, f, § 3, 223. 

Jugendliche Verbrecher, 
Begnadigung: S. 243 fi. 

Kaiser: staatsrechtl. Stellung 
S. 25, Hochverrat § 58, 
Majestätsbeleidigung § 63. 

Käse, Gesetz betr. den Ver- 
kehr damit, S. 422 ff. 

Kaution für periodische 
Druckschriften, Aufhebung 
derselben, S. 266 

Kaution zur Aufhebung der 
Untersuchungshaft S. 12 f. 

Kinder, Unterlassung der 
schuldigen Aufsicht usw., 
§376 ff. 

Kindesmord § 139. 

Kindheit §§ 2, lit. d, 237, 
269 f., S. 243 ff. 
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Koalitiousgesetz S. 309. 

Kolportageyerbot §23 
P reßges. S. 259. 

Konkurrenz der Ver- 
brechen §§ 34 f., 267. 

Konkurs §486. 

Körperliche Sicherheit, 
Handlungen und Unterlass- 
ungen gegen dieselbe, § 431f. 

Körperliche Züchtigung 
S. 234. 

Kranke, deren Vernachlässi- 
gung durch die Angehörigen, 
§360. 

Krida § 486; betrügerische 
§ 199 lit. f. 

Kuppelei §§132, IV; 512ff. 

Kurpfuscherei § 343. 

Landfriedensbruoh§ 83. 

Laterne, Beschädigung, 
§317. 

Lebensmittelgesetz 
S. 403. 

Lebens mittelverheim- 
lichung und - Verweige- 
rung § 482. 

Literarisches und artisti- 
sches Eigentum § 467, 
S. 372 ff. 

Majestätsbeleidigung 
§63. 

Margarinegesetz S. 422ff. 

Markenschutzgesetze 
S. 362 ff. 

Materialwaren, Verkauf 
unbekannter, § 371. 

Meineid § 199, a. 

Meinungsäußerung, Frei- 
heit der, 8. 9. 

Meldungs vor Schriften 
§ 320 f. 

Menschenraub §90. 

Mildernde Umstände 
§§46 ff, 264. 



Mi,litäreinber ufnngsbe- 
fehl, Nichtbefolgung des- 
selben, S. 360 f. 

Militärische Geheimnisse 
§ 67 u. S. 243. 

Militärverbrechen, Mit- 
schuld an, § 222. 

Minist er Verantwort- 
lichkeit S. 27. 

Mißbrauch der Amtsgewalt 
§§101 ff., 311, 331. 

Mißhandlungen bei häus- 
licher Zucht u. dgl. § 413 ff. 

Mitschuld § 5. 

Mord §134ff. 

Münzverkehr, Ordnung 
desselben, 8. 331. 

Münzverfälsohung 
§11811., vgl. §325 f., 329. 

Mutwillige Sachbeschädi- 
gungen §315 ff. 

Notstand § 2, lit. g. 
Notwehr § 2, lit. g. 
Notzucht § 125ff. 
Nu 11 um crimen poena sine 
lege: Art. IV. K. M. P. 

öffentliche Qewalttätig- 

.. keit §§ 76 ff. 

Öffentliche Urkunde §199, 
d, § 320, f, g. 

Orden, unbefugtes Tragen, 

.. § 334. 

Ortliche Qrenzen der Herr- 
schaft des Strafgesetzes 
§§36 ff., 234 f. 

Patente und Verordnungen, 
Verletzung derselben, §315. 

Patentgesetz S. 397. 

Periodische Druckschrif- 
ten S. 252, § 6. 

Personaistenergesetz 
S. 389. 

Pestanstalten, Vergehen 
gegen die, §393 f.; S. 275 ff. 
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Pferde, aufsichtslose, § 4 30. 
Pflichtexemplare von 

Druckschriften § 18 Preü- 

ges. S. 257; vgl. S. 268f. 
Polizei, deren Strafgewalt, 

8. 439 ff. 
Polizeiaufsicht S. 313f. 

u. § 6 V. G , S. 318. 
Preßfreiheit 8.9. 
Preß- oder Stoßwerk §§326, 

328. 
Probeexemplare von 

Druckschriften, Preßges. 

§ 17. S 256. 
Prostitution § 5 V. G. 

8. 317. 

Raub; § 190ff. 

Kechtsirrtum §3, 233. 

Reichsgericht S. 21. 

Reiten, schnelles u. unbe- 
hutsames, § 427 f. 

Religionsbekenntnis 
S. 9. 

Religionssekte, Beförde- 
rung einer vom Staate für 
unzulässig erklärten, § 304. 

Religionsstörung § 122. 

Reversion § 323f. 

RichterlicheGewalt S. 23. 

Rinderpestgesetz S. 336. 

Rückkehr, verbotene, § 323f . 

Sammlungen zur Yereit- 
luDg der gesetzlichen Fol- 
gen von strafbaren Hand- 
lungen § 310. 

Schamhaftigkeit, gröb- 
liche und öffentliches Är- 
gernis erregende Verletzung 
derselben § 516. 

Schändung § 128. 

Seh läger ei, TötungundVer- 
letzung dabei, §§ 143, 157. 

Schlosser u. dgl., die Diet- 
riche anfertigen, § 469 f. 



Schnelles und unvorsichti- 
ges Reiten u. Fahren 
§§341 f., 427 f. 

Schwere Icörperliche Be- 
schädigung § 152 ff., 335. 

Seeräuber, Anm. zu § 190. 

Sicherheit des Lebens, Ver- 
gehen u. Übertretungen da- 
gegen, § 335 ff. 

Siegel, amtliche, unbefugte 
Verfertigung, § 330. 

Sittlichkeit, gröbliche und 
öffentliches Ärgernis erre- 
gende Verletzung derselben, 
§ 516. 

Sklave, Behandlung eines 
Menschen als solchen, § 95. 

Spiele, verbotene, § 522. 

Sprengstoff ge setz 
S. 344 ff. 

StaatsschuldenkontroU- 
kommission S. 35. 

Staatstelegraph, boshafte 
Beschädigung und Störung, 
§89. 

Stellungspflicht, Stel- 
lungsflucht S. 353 ff. 

Steuerdelikte S. 389f. 

Störung der öffentlichen 
Ruhe § 65. 

Strafe, Vorwürfe wegen einer 
ausgestandenen oder erlasse- 
nen, § 497. 

Strafensystem §§ 12ff., 
240 ff. 

Straffolgen S. 234ff. 

Sträflinge, Delikte dersel- 
ben, S. 39, 61. 

Strafverhandlung, Erör- 
terungen über dieselbe, 
S. 242. 

Straßen, Verstellung der- 
selben zur Nachtzeit, 
§ 422 ff. 

Subskriptionen s. Samm- 
lungen. 
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Tätige Reue bei Diebstahl 
u. Veruntreuung §§ 187 f., 
466; Hochverrat § 62; 
Duell §165; Brandlegung, 
§ 168; Wucher S. 339; 
Sprengstoffdelikte S. 347. 

Taxüberschreitung§478. 

Teilnehmer § 5. 

Teilnehmung § 6. 

Teilnehm ung am Dieb- 
stahle oder an Veruntreu- 
img §§ 185, 464; an Raub 
§196. 

Termingeschäfte in Ge- 
treide und Mühlenfabrika- 
ten S. 433 ff. 

Tiere, Halten schädlicher, 
u dgl. §388 ff. 

Tierseuchengesetze 
S. 332 ff. 

Tod des Verbrechers, §§ 224, 
527. 

Totschlag § 140ff. 

Trunkenheit §§2, lit. c, 
236,523; eingealterte § 524 ; 
galizisches Trunkenheitsges. 
Ö. 328. 

Unkenntnis des Gesetzes 
§§3,233. 

Unterlassung der Verhin- 
derung eines Verbrechens, 
boshafte, § 212. 

Unterseekabel S. 350ff. 

Untersuchungshaft 
JS. llf. 

Unverehelichte schwan- 
gere Frauenspersonen, Vor- 
schrift für, § 339. 

Unwiderstehlicher 
Zwang § 2, lit. g. 

Unzucht § 129ff. 

Unzucht einer dienenden 
Frauensperson mit einem 
mj. Haussohne usw. § 505. 

Unzucht zwischen Verwand- 



ten oder Verschwägerten 
§501. 
Urheberrecht § 467; 
S. 372 ff. 

Vagabondage § 1 V. G. 
». 316. 

Vagabundengesetze 
S. 312 ff. 

Verantwortlicher Redak- 
teur, Preßges. § 9, al. 3, 
§12; vgl. S. 262. 

Verbreitung falscher be- 
unruhigender Gerüchte oder 
Vorhersagungen § 308. 

Verbreitung (im Sinne des 
PreUges.) Ö. 252, § 6. 

Vereine, geheime, §285ff.; 
verbotene und aufgelöste 
§ 297 f. ; Verschweigung von 
Mitgliedern § 299. 

Vereinsrecht S. 9, 296 ff. 

Vereitelung von Zwangs- 
vollstreckungen S. 342. 

Verfälschung der öffent- 
lichen Kreditspapiere 
§ 106 ff., der Münzen, 
§118ff.;vgl. §§325f.,329. 

Verhaftung S. 8, lOf. 

Verhandlungeü, öffent- 
liche, des Reichsrates und 
der Landtage, wahrheitsge- 
treue Mitteilungen darüber, 
§ 28 Preßges. Ö. 262. 

Verhehlung des Verbre- 
chers § 214, eines Deser- 
teurs § 220 

Verheimlichung einer un- 
ehelichen Geburt § 339 f. 

Verjährung §§ 227 ff., 
531 f.; bei Preßdelikten 
§§ 27 u. 40 Preßges 

Verlautbarungen, gesetz* 
widrige, § 309. 

V e r 1 e i t u n g zum Mißbrauche 
der Amtsgewalt §§105,311. 
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Verleumdung §209. 

Vernachlässigung pflicht- 
mäßiger Aufmerksamkeit 
bei Preßdelikten S. 262f. 

Verordnungsgewalt der 
Staatsbehörden S. 26. 

Versammlungsrecht 
S. 9, 304«'. 

Verstellung der Straßen 
zur Nachtzeit § 422 ff. 

Versuch § 8ff. 

Veruntreuung §§181ff., 
461, 463, 525. 

Vorsatz, böser, §§1,2,238. 

Vorschub zu Verbrechen 
I 211 ff ; zu Vergehen u. , 
Ubertreturgen §307. • 

Wachebeleidigung § 312. 
Waffen, Verfertigung und 

Ausbesserung verdächtiger, 

§372. 
Waffengesetze S. 281ff. 
Wahlen, Stimmenkauf und 

Fälschung, S. 242. 
Wahnsinn § 2, lit. a, b. 
Warnungszeichen bei 



einem Baue, Unterlassung 
der Aufstellung, § 380. 

Weglegung eines Kindes 
§§ 149ff. 

Wehrpflicht, Verletzung 
derselben, S. 353 ff. 

Wein ahn liehe Getränke, 
Gesetz betreffend Erzeugung 
n. Verkauf desselben, S. 42 1 . 

Werbung, unbefugte, §92. 

Winkelpresse § 327 f. 

Wuchergesetz S. 337 ff. 

Zeitbestimmungen nach 
dem Kalenderjahre zu be- 
rechnen Art. V^I K.M.P. 

Zuchtigungsrecht, Über- 
schreitung § 413 ff. 

Zusammentreffen mehre- 
rer Verbrechen usw. §§34 f., 
267. . 

Zwänglinge, Delikte der- 
selben, S. 39. 

Zwangsarbeitsanstalten 

S. 320f. 
Zweifache Ehe S. 206f. 
Zweikampf §§ 158ff. 
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Kiseh, Dr. Wilhelm, Professor der Rechte an der Uni- 
versität btrassburg i. E. Beiträge zur Urteils- 
lehre. Ji 5.00. 

Kleiuwtfehter, Dr. F., k. k. Hofrat u. Prof., Czemowitz. 
Lehrbuch der Nationalökonomie. 

Jk ».40. geb. Jk 10.—. 

ftfoeimel^ Dr. %f faif. Suflijrat, ^Jed^teanroait beim )Htiöf^^ 
genest. iöcfe$ nnö Dbrigteit *Jur Älärung tce etaat«* 
unD ^cc^t^bcötiff*. Jk 2.70. 

Kretseliiuar, Dr. Gustav, Prof. der Rechte, Giessen. 
Erbrechtliche Compensationen. Ein Beitrag zur 
Lehre von den Vermächtnissen und der Lex Falcidia 

^2.40. 

Kuhlenbeek, Dr. L., Prof., Lausanne. Der Check. 
Seine wirtschaftliche und juristische Natur. Jk 4.50. 

^— Der Schuldbegriff als Einheit von Wille und 
Vorstellung in ursächlicher Beziehung zum Verant- 
wortlichkeitserfolg. Jk 2.Ö0. 

Lang, K. H. Wesen und System der doppelten 
Buchführung. Vollständiges Lehrbuch zum Unter- 
richt und öelbstunterricht. Jk 3. — , gebunden Jk 3 50. 

Lenel, Dr. Otto, Professor der Rechte in iStrassburg i. E. 
Die Anfechtung von Bechtshandlungen des 
öchuldners im klassischen römischen Recht. Jk — .80. 
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Wünt^, Dr. jur. et phil. % Die Haftpfliohtver- 
sioherung. Ihre Geschichte, wirtschaftliche Bedeu- 
tnng nnd Technik insbesondere in Deutschland. 

Jd 7.20. geb. Ji 8.20. 

Mayer, Dr. phil. et jur., Professor, Strassburg. Die 
Bohuldhafte Handlung und ihre Arten im Straf- 
recht. •^I 6.— . 

Mifieka, Dr. August, k. k. Oberstaatsanwaltsstellvertreter 
und Privatdozent in Prag. Die Formen der Straf- 
Bohuld und ihre gesetzliche Regelung. Jkl»—-. 

Osterriet li, Dr. A., Altes und Irenes zur Lehre vom 
Urheberrecht. J^ 3. — . 

— Die Geschichte des Urheberrechts in Eng- 
land mit einer Darstellung des geltenden englischen 
Urheberrechts. Jd 6.— 

Der Fltaval der Gegenwart. Almanach interessante' 
Straffälle. Herausgegeben von Dr K. I^'rank, Professo^ 
inTübingen, Dr. G. Koscher, Polizeidirektor in Ham^ 
bürg und Dr. H. Schmidt, Oberstaatsanwalt in Mainz" 
4 Hefte pro Band. I. Jahrgang. ^6.— .• 

Einzelheft ^1.50. 

Sartorias Ton Waltershansen, Dr. A. Freiherr, Pro- 
fessor in Strassburg i. E. Die Italienischen Wan- 
derarbeiter. Ji 1.40. 

HÖH Scalo, ^rof. Dr. 9lubolf, in SnuSbrucf. 2öa« un« 
»DtJ tftut ein SBcg gut 8cffcning bcr öflcrrcic^^ifc^^cn 
S^cr^öltniffc. Jk —.80. 

Schmid, r., Rechtsanwalt bei dem Landgericht I zu 
Berlin. Das Waarenzeichenrecht nebst einem 
Überblick über die Bestimmungen wider den unlau- 
teren Wettbewerb nach den Gesetzgebungen aller 
Länder. Jd 8.80, geb. Ji 10.80. 

Siber, Prof. Dr. H., Erlangen. Compensation und 
Aufrechnung. Ji 3.80. 

Stein, Prof. Dr. F., Halle. Das private Wissen 
des Bichters. Untersuchungen zum Beweisrecht 
beider Prozesse. tj/ü. 4 -~~ 

Triepel, Prof. Dr. H., Tübingen. Völkerrecht und 
Landesrecht. Ji 14^—. 

StnmtV, Dr. tarl, ^^Jrofcffor in Berlin. OtteKtafommlltnfl 
aur (0ef(tt4te htt 2)euti4en iRei^^toerfaffung in Tlittcu 
alter unb 9ecujcit. ^ 9.—, gc5. Ji 10.—. 

3n gnjci Steilen einzeln: 

i.ttil (toon §cinric^IV. m gricbrid^III.) .^lö.— ,gcB.vÄ6.— . 

2. 5:cll (Don äJJajfimilian L m 1806) Ji 5.60, geb. Ji 6.60. 
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Haut il LelrM ier StaatswiswcMen 

in selbständigen Bänden, 

begründet von Dr. Kuno Frankenstein, 

fortgesetzt von Dr. Max von Heckel. 

Bis jettt »ind ertchienen: 

Lehr, weil. Prof. Dr. J., München. Die Qnmdbegriffe 
der 19'ationalökonomie. Zur Einführung in das 
Studium der Staatswissenschaften. Zweite Auflage 
herausgegeben von Dr. M. von Heekel. Prof., Münster. 

Ji 9.- geb. Ji U.— . 

Oneken, Prof. Dr. A., Bern. QaeoMohte der Il'ational- 
ökonomie. L Teil, Die Zeit vor Adam Smith. 

Ji 16.50, geb. Ji 18.50. 

Adler, Prof. Dr. Georg, Kiel. Qesohiohte des Sozialis- 
muB und Kommtmismus von Plato bis zur Gegen- 
wart. In zwei Teilen. Erster Teil: Bis zur französ- 
ischen Revolution. Ji 8. — , geb. Ji 10. — . 

Lehr, weil. Prof. Dr. J., München und Frankenstein^ 
Dr. K., Berlin. Von letzterem herausgegeben und voll- 
endet aus dem Nachlasse des Prof. Lehr, München. 
Produktion und Konsumtion in der Volkswirt- 
schaft. Ji 7.—, geb. Ji 9.-—. 

Kleinwiiehter, Dr. F., k. k. Hofrat und Prof., Czemo- 
witz. Das Einkommen und seine Verteilung. 

.ÄIO.-, geb. .^12.—. 

von Firelts, A. Freiherr, Geheimer Regierungsrat, Mit- 
glied des kgl. preuss. statistischen Bureaus zu Berlin. 
Bevölkerungslehre und Bevölkerungsstatistik. 

Ji 13.50, geb. 15.50. 

Tan der Borght, Dr. R., Präsident des kaiserl. Statist. 
Amts in Berlin. Das Verkehrswesen. 

Ji 12.50, geb. Ji 14.50. 

Helfferieli, Prof. Dr. K., Kaiserl. Wirkl. Legationsrat 
in Berlin. Qeld und Banken. 1. Teil: Das Geld. 

Ji 17.50, geb. Ji 19.50. 

Schwappach, Prof. Dr. A., kgl. preuss. Forstmeister, 
Eberswalde und Abteilungs-Dirigent bei der preuss. 
Hauptstation des forstlichen Versuchswesens. Forst- 
politik, Jagd- und Fischereipolitik. Ji 10 —. 

geb. Ji 12.—. 
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Arndt, Prof. Dr. Adolf, kgrl. prenss. Geh. Ober-Bergrat, 
Königsberg. Bergbau und Bergbaupolitik. 

Ji 6.80, ffeb. Ji 8.80. 

St^^pban, Dr. jur. R., Kais. Reg. -Rat, Abt. -Vors. im 
Patentamt, und Sehmid, P., Rechtsanwalt beim 
Kffl. Landgericht I zu Berlin. Der Schutz der 
firewerbliohen Urheberreohte des In- und Aus- 
landes. Ji 16.50, geb. Ji 18.50. 

Frankenstein, Dr. K., Der Arbeitersohutz, seine 
Theorie und Politik. Jk 11.—, geb. Ji 13.—. 

Tau der Borjrbt, Dr. R., Präsident des kaiserl. Statist 
Amts in Berlin. Handel und Handelspolitik. 

^17.50, geb. ^19.50. 

BrSraer. H., Sekretär des Verbandes deutscher öffent- 
licher Feuerversicherungs-Anstalten in Münster und 
Brämer« K., Geh. Regierungsrat, Mitglied des könig- 
lich preuss. statistischen Bureaus in Berlin. Das 
Versicherungswesen. Ji 11.50, geb. Jk 13.50. 

Vocke, Dr. W.. kais. Oberrechnungsrat a. D. Die 
Orundzüge der Finanzwissenschaft. Zur Ein- 
führung in das Studium der Finanzwissenschaft. 

Ji 11.—, geb. Ji 13.50. 

SehSflrie, Dr. A., k. k. Minister a. D., Stuttgart.. Die 
Steuern. Allgem. Teil. Ji 13.--, ereb. Ji 15.—. 

Die Steuern. Besonderer Teil. •4120.—, 

eeb. •4122.—. 

Ton Heckel, Prof. Dr. M., Münster i. W. Das Budget. 

Ji 10.—, geb. Ji 12.—. 

Schmidt, Prof. Dr. R., Geh. Hofrat, Freiburg i. B. All- 
gemeine Staatslehre. 

I. Band. Die gemeinsamen 'Grundlagen des 
politischen Lebens. Ji 8.80, geb. Ji 10.80. 

IT. Band. Die verschiedenen Formen der Staats- 
bildung. 1. Teil: Die älteren Staatsgebilde. Ji 12.50, 

geb. Ji 14.50. 

II. Band. 2. Teil: Die Entstehung der modernen 
Staatenwelt. Ji 14.50, geb. 16.50. 

Petersilie, Dr. A., Geh. Reg.-Rat, Prof. und Mitglied 
des kffl. preuss. statistischen Bureaus in Berlin. Das 
öffentliche Unterrichtswesen im Deutschen Reiche 
und in den übrigen europäischen Kulturländern. Zwei 
Teile. Ji 28.—, geb. Ji 32.—. 

Rapmnnil, Dr. 0., Reg.- und Geh. Medizinalrat, Minden. 
Das öffentliche Gesundheitswesen. Allgemeiner 
Teil. Ji 9.50, geb. Ji. 11.50. 
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